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Vorwort 



Mit dem Namen des ehemaligen Automobilmanagers Peter Hartz werden drei, anfangs Er- 
folg versprechende Reform-Konzepte assoziiert: die VW-Tarifmodelle, die Hartz-Kom- 
mission und die Hartz-Gesetze. Der Titel dieser Arbeit lautet „Hartz plus“, was daraufhin- 
deutet, dass der von der Hartz-Kommission initiierte Reformprozess weder konzeptionell 
noch politisch abgeschlossen ist. ln der Politik (und in der sie beratenden Wissenschaft) 
kämpfen verschiedene Deutungen und Nebenabsichten miteinander und ringen um Ein- 
fluss. Dies überrascht angesichts der enormen Breitenwirkung der Hartz-Gesetze kaum. Die 
Diskursstruktur bezeichnet zahlreiche Interpretationsmöglichkeiten: Hartz plus Marktradi- 
kalismus, Hartz plus autoritärer Staat, Hartz plus schlechtes Gewissen, Hartz plus soziales 
Antlitz. Die Arbeitsmarkt- und Sozialreformen sind berechtigt, denn der Weg zur Vollbe- 
schäftigung ist vernagelt. Das Reform-Paket sollte die Arbeitslosigkeit durch eine Verwal- 
tungsreform, die Neuordnung der geringfügigen Tätigkeiten, breit angelegte Lohnsubven- 
tionen sowie geringere Transferleistungen halbieren. Doch verstärkter Angebotsdruck ohne 
dynamische Wirtschaft bringt keine neuen Jobs. Ungelöst sind ferner Mitnahme- und Ver- 
drängungseffekte sowie Armut trotz Erwerbsarbeit. Das Thema Kombilöhne ist nicht durch, 
aber es geht um Existenzsicherung. Dafür schlage ich einen Vier-Punkte-Plan vor. Nicht 
Hatz gegen Arbeitslose, sondern Mindesteinkommen, Mindestlöhne sowie Qualifizierung 
sind angemessen, die Arbeitsproduktivität eines Hochtechnologielands zu sichern. 

„Hartz plus“ löst nicht alle gesellschaftlichen Probleme gleichzeitig. Erwerbstätigkeit 
und nicht marktvermittelte Tätigkeiten (z. B. Familien- bzw. Eigen- und Gemein- 
wesenarbeit) ließen sich aber passgenau und auf freiwilliger Basis annähem. Die letzte 
Bundesregierung wurde wegen der größten Sozialreform der Bundesrepublik abgewählt. 
Nun besteht die neue Chance, dem Niedriglohnsektor ein soziales Antlitz zu verleihen. 

Der Text lag der wirtschafts- und sozialwissenschaftlichen Fakultät der Universität 
Potsdam als Dissertation vor. Besonders danke ich meinem Doktorvater Prof Dr. Carlo C. 
Jaeger und Dr. Fritz Reusswig vom Potsdam Institut für Klimafolgenforschung (PIK). 

Für Expertengespräche, technische und inhaltliche Hinweise bedanke ich mich bei: 
Sylvia Artzen, Matthias Ballenberger, Dr. Volker Bellmann, Herbert Bohner-Rapp, Ger- 
hard Both, Reimund Butz, Dr. Michael Franger, Prof Dr. Friedhelm Hengsbach, Martina 
Hitzel, Rolf Klatta, Prof Dr. Peter Koch-Steinheimer, Tobias Koch, Dr. Angelika Krüger, 
Ismet und Nicola Küpelikilinc, Daniel Läufer, Prof Dr. Frank Maier, Jürgen Merz, David 
F. Milleker, Prof Dr. Joachim Mitschke, Frank und Dr. Sabine Mittelstädt, Prof Dr. Mi- 
chael Opielka, Ulrich Proschitzki, Gemot Richter, Silvia Reuter-Grimm, Dr. Meinrad Roh- 
ner, Prof Dr. Dr. h. c. Bertram Schefold, Dr. Rolf Schneider, Dr. Matthias Schulze-Böing, 
Dieter Sippel, Peter Starlinger, Herbert Stom, Sahra Wagenknecht, Dr. Amd Weber, Prof 
Dr. Klaus Werner, Hartmut Wirth, Marion Wögler und denen, die hier ungenannt bleiben. 

Im Team von Dr. Bruno Kaltenborn konnte ich Methoden und Arbeitsweisen der 
Hartz-Evaluation kennen lernen. Die Hartz-IV-Umsetzung eines kommunalen Optionsmo- 
dells begleitete ich aktiv. Besonderer Dank gebührt meiner Frau Cornelia und meinen Kin- 
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Vorwort 



dem Lucie und Malte für ihre Geduld, Unterstützung und Kritik. Ihnen ist die Arbeit in 
Liebe und Dankbarkeit gewidmet. 

Kontakt für Fragen und Informationen: ger.hardt@web.de 




1 Einleitung 



1.1 Arbeitsmarktkrise und politisches System 

Das geänderte Arbeits- und Sozialrecht soll die Langzeitarbeitslosigkeit mit angebotsorien- 
tierten Instrumenten spürbar senken. Einkommensergänzungsleistungen spielen dabei eine 
besondere Rolle. Den Daten zufolge blieben Beschäftigungserfolge der Niedriglohnstrate- 
gie aus, Einkommensarmut nahm zu und die soziale Desintegration breiter Gesellschafts- 
schichten wuchs. Welche ökonomischen und politischen Restriktionen einer Rückkehr zur 
Vollbeschäftigung entgegenstehen, ist zunächst zu klären. 

Aufstieg der Arbeiterschaft 

Anknüpfungspunkt ist die populäre Feststellung des Endes des goldenen „sozialdemokrati- 
schen Zeitalters“ (Hobsbawm 1999: 285-465) in allen westlichen Industrieländern (vertre- 
ten in der OECD). Die Ära begann nach dem Ende des Ersten Weltkrieges und sie endete 
ökonomisch mit der Ablösung des Bretton-Woods-Systems und politisch nicht abrupt, 
sondern sukzessive in den verschiedenen Ländern zu unterschiedlichen Zeitpunkten. Einige 
Autoren sehen die Anfänge auch erst im New Deal in den Vereinigten Staaten der dreißiger 
Jahre. Es gibt kaum eine Diskussion darüber, dass das Herzstück dieses übergreifenden 
industriegeschichtlichen Zeitalters in den zweieinhalb Jahrzehnten zwischen 1950 und 1975 
anzusetzen ist. Es war von einer weit gehend erfolgreichen Durchsetzung wohlfahrtsstaatli- 
cher institutioneller Regelungen auf der Basis einer ökonomischen Boomphase (im Zeichen 
von Taylorismus/Fordismus* und preisgünstigen fossilen Brennstoffen) gekennzeichnet. 
Nicht nur im Bereich der organisierten Facharbeiter (Insider), sondern auch für un- und an- 
gelernte Arbeiter (Outsider), dem Gros der Beschäftigten, gab es Verteilungskämpfe und 
-erfolge (Sockelungspolitik). 

Neuorganisation der industriellen Beziehungen 

Die Gründe für das Ende des sozialdemokratischen Zeitalters liegen m. E. in dem von zwei 
Seiten ausgeübten Druck auf die Profitrate iprofit squeeze) insbesondere des industriell 
gebundenen Kapitals, welches den ökonomischen Prozess in den westlichen Industrielän- 
dern bis dahin vorangetrieben hatte. 

Einerseits setzten die Arbeitsorganisationen im Zusammenwirken mit den damals 
meistens dominanten sozialdemokratischen Parteien und ihren linksliberalen Verbündeten 
aus dem (Klein-) Bürgertum verstärkt auf Lohnerhöhungen sowie Arbeitszeitverkürzungen 
(Wochenarbeitszeit, Urlaubsverlängerung) bei vollem Lohnausgleich. Arbeitsverhältnisse 
wurden zusehends sozialstaatlich reguliert - vom Management als lästig empfunden-, wo- 
bei der Kündigungsschutz im Mittelpunkt stand und der damit verbundene Zwang zu finan- 
ziellen Abfindungen bei Entlassungen. In den meisten Industrieländern wurden in dieser 
Phase nach dem Zweiten Weltkrieg auch viele andere gesetzliche Vorgaben für das Ar- 



1 Die Gesellschaftsformation des Industriezeitalters wird in Anlehnung an die ersten Fließbänder bei Ford und 
den Taylorismus als „Fordismus“ bezeichnet. Industrielle Massenproduktion, Massenkonsum und Massen- 
kaufkraft trafen hier zusammen. 
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beitsverhältnis durchgesetzt, darunter als deutsche Besonderheit das Betriebsverfassungsge- 
setz und die erweiterte Mitbestimmung. 

Andererseits konnte das industrielle Kapital solche Profit mindernden Zugeständnisse 
unter Strafe des eigenen Untergangs nicht mehr, wie bis dahin, durch tayloristische Produk- 
tivitätsgewinne kompensieren, weil es seit den siebziger Jahren zunehmend unter interna- 
tionalen Konkurrenzdruck aus Femost geriet: zuerst aus Japan, dann aus den „Tigerstaaten“ 
und zuletzt aus China. Preisgünstige Warenimporte erhöhten die Preis- und später die Qua- 
litätskonkurrenz insbesondere für langlebige Gebrauchsgüter. 

Die z. T. krisenhafte Entwicklung führte oft zum Untergang und/oder zur Verlagerung 
der lohnintensiven Branchen (Textilindustrie, Kleiderfertigung, Lederwaren). Es folgten 
Fotoindustrie und elektrotechnische Gebrauchsgüter. Derzeit werden die Autozulieferung 
und die Autoindustrie von diesem Prozess erfasst. Es verwundert nicht, dass der Automo- 
bilmanager Peter Hartz den konfliktträchtigen Arbeitsmarkt reorganisieren sollte. 

Interessensgegensätze zwischen Arbeit und Kapitel, innerhalb einzelner Kapitelinte- 
ressen und zwischen Insidern und Outsidern am Arbeitsmarkt werden in Kapitel 3 dar- 
gestellt. Im Verhältnis der industriellen Beziehungen impliziert der Untergang von Großun- 
ternehmen zugunsten kleiner Gewerbe und Dienstleistungen (Revelli 1999; Piore/Sabel 
1985; Kem/Schumann 1984) sowie anhaltend hohe Arbeitslosigkeit eine massive Schwä- 
chung der gewerkschaftlichen Verhandlungsmacht, denn die Gewerkschaften besaßen in 
der Großindustrie ihre wichtigste organisatorische Basis. Wenn sich Konzerne vor dem 
Hintergrund der oben skizzierten Entwicklung halten oder sogar wachsen, haben sie sich 
durchweg zu Global Playern entwickelt und die Profitraten/Gewinnmargen erfolgreich 
steigern können. Weltweite Produktionsstandorte ermöglichen es dem Management bei 
Lohnverhandlungen, die nationalen Standorte gegeneinander auszuspielen und Belegschaf- 
ten, Betriebsräte und Gewerkschaften unter Druck zu setzen. Für kooperative Lösungen 
stellt die Spieltheorie ein geeignetes Analyseinstrument dar (Kapitel 4). 



1.2 Der sozioökonomische und technische Rahmen 

Zum sozioökonomischen und technischen Rahmen des Prozesses, der seit den neunziger 
Jahren unter dem Begriff Globalisierung zusammengefasst wird, gehören drei weitere flan- 
kierende Entwicklungen, mit denen Deutschland Lohnsenkungsstrategien rechtfertigte und 
eigene Wachstums- und Einkommenspotenziale verschenkte. 

(a) Von den USA und wichtigen Industrieländern wird seit den sechziger Jahren der 
Prozess weltweiter Zollsenkungen und des Abbaus von Handelshemmnissen vorangetrie- 
ben (weltweit: WTO- und GATS-Abkommen, regional: Nafta). Wirtschaftstheoretisch be- 
trachtet handelt es sich um eine Neuauflage der Idee des Freihandels, eines Vorgangs, den 
es in der modernen Geschichte Europas schon mehrfach gegeben hat (zuletzt in der 2. Hälf- 
te des 19. Jahrhunderts). Allerdings wurden solche Schübe der Freihandelspraxis auch e- 
benso regelmäßig von protektionistischen Gegenbewegungen abgelöst. Samuelson begrün- 
det seine Kritik an der Globalisierung mit wachsender Ungleichheit. Andere sind deutlich 
kritischer (Bourdieu 1998; 2002), Nobelpreisträger Joseph Stiglitz und Paul Krugman un- 
terstützen die Vorbehalte. Länder, die sich nicht am Lohnkampf mit den emerging markets 
beteiligen, haben Vorteile bei der Globalisierung (Artus 2006). Empirisch erklärbar sind 
10-20 vH der Arbeitslosigkeit in Europa mit negativen Globalisierungsfolgen (Freeman 
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1995). Kragmans Lehrer Bhagwati sieht dagegen positive Momente der Globalisierung und 
weist auf Studien hin, die Positives vor allem für die Dritte Welt in ökologiseher, sozialer 
und kultureller Hinsieht konstatieren (Bhagwati: 2004).^ 

(b) Erdölpreiserhöhungen in den Jahren 1974 und 1980 versehärften die Krise zwar 
kurzfristig, sie hatten für den längerfristigen Gesamtprozess aber nur begrenzte Bedeutung, 
weil sie die konkurrierenden Kapitalgruppen bzw. Standorte in etwa gleiehem Umfang 
trafen. Steigende Öl- und Gaspreise dürften naeh dem Irakkrieg ähnlieh wirken. Zudem 
fließen substanzielle Gewinnanteile aus dem Ölgesehäft als Direktinvestitionen oder Ex- 
portnaehfrage in die Industrieländer und stärken aueh den Wirtsehaftsstandort Deutsehland. 
Entseheidend trägt die Ölpreiskrise zur Disziplinierung in Tarifauseinandersetzungen bei 
(Jaeger/Weber 1988). Die Suehe naeh alternativen Anlageformen auf den internationalen 
Finanzmärkten lässt sieh als „Globalisierungsfalle“ deuten (Martin/Sehumann 1997). 

(e) Viel wiehtiger für die teils krisenhafte Standortverlagerung des internationalen Pro- 
duktionssystems war in den letzten Jahrzehnten zweifellos die massive Senkung der Trans- 
port- und Kommunikationskosten. Die Einführung des Containerverkehrs zu Wasser und zu 
Lande sowie die Entwieklung des Luftfraehtverkehrs hatten ähnliehe Bedeutung wie die 
Entwieklung des Eisenbahnwesens für die alten Industrieländer Europas und für die USA 
im 19. Jahrhundert. Faehleute spreehen in beiden Fällen von einer Senkung der Transport- 
kosten auf ein Zehntel. Zur Kostendegression im Bereieh von Transport und Kommunika- 
tion hat die bewusste Deregulierung des Straßentransportes dureh die EU beigetragen, d. h. 
die Aufhebung des Systems kontingentierter Lizenzen für den nationalen oder für den in- 
ternationalen Straßentransport mit Lastkraftwagen. Aueh die Aushöhlung des Luftfahrfkar- 
fells (lATA) und die internationale Tendenz, Postmonopole aufzubreehen, gehören in die- 
sen Zusammenhang, der letztlieh die industriellen Beziehungen zwisehen Kapital und Ar- 
beit erheblieh verändert und ohne den das Hartz-Konzept in seinen einzel- und gesamtge- 
sellsehaftliehen Ausprägungen nieht verständlieh ist. 

Politische Reaktionen auf die Krise des internationalen Kapitals 

Der allgemeine Paradigmenweehsel in den Wirtsehaftswissensehaften, bei Notenbanken 
und Regierungen fand in den frühen siebziger Jahren vor dem Hintergrund hoher Lohnab- 
sehlüsse (Kluneker-Runde 1974) und einer wirtsehaftlieh unbefriedigenden Situation in fast 
allen Industrieländern statt, die mit dem Sehlagwort Stagflation gekennzeiehnet wurde. Re- 
lativ hohe Inflationsraten von 5-7 vH in der stabilitätsorientierten Bundesrepublik einerseits 
und 15 bis 20 vH in Großbritannien, den USA und Italien andererseits gingen mit sinken- 
den oder gar negativen Waehstumsraten einher. In den meisten Volkswirtsehaften slieg die 
Arbeilslosigkeil und in der Bundesrepublik zeiehnele sieh ersimals ein Ende der Vollbe- 
sehäftigung ab. 

In diesem Spannungsfeld lösten sieh die klügsten Köpfe von der vordergründigen 
Deutung einer „Ölpreiskrise“. Der Mainstream der Wirtsehaftswissensehaften streifte mit 
Verweis auf hohe Ölpreise und Arbeitskosten sein keynesianiseh geprägtes Leitbild ab. Die 



2 Vgl. Michaela Krause: „Plädoyer für langsamere Globalisierung. Nobelpreisträger Paul Samuelson wendet 
sich gegen die Lehre vom allseitigen Nutzen des Freihandels. Die Verlagerung von Jobs in Niedriglohnlän- 
der könne den Industriestaaten sehr wohl schaden. Unterstützung für US-Präsidentschaftskandidat Kerry.“ 
In: TAZ, Nr. 7470, 24. Sept. 2004, S. 9 u. Handelsblatt, 20. Sept. 2004, S. 2; sowie Kommentar, in: Han- 
delsblatt, 28. Sept. 2004, S. 2 (Online-Artikel); vgl. Frank Homig/Alexander Jung: „’Der Markt hat kein 
Herz.’ Gespräch mit Paul A. Samuelson.“, in: Der Spiegel, Nr. 38/2005, 17. September 2005 (Online- 
Artikel). 
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Kontroverse drehte sieh nieht nur um die gegensätzliehen Argumente zwisehen angebots- 
und naehfragetheoretisehen Ansätzen.^ Im Wesentliehen forderten die meisten Ökonomen 
eine staatliehe Begünstigung der Kapitalseite (angebotsorientierte Politik) sowie eine strikte 
Einhaltung des Gleiehgewiehts von umlaufender Geldmenge und Produktion (Monetaris- 
mus bzw. , potenzialorientierte Geldmengenkonzeption’ in den Verlautbarungen der Deut- 
sehen Bundesbank), um die Inflation zu begrenzen oder gar gänzlieh zu bannen. 

Inspiriert vom OECD-Papier, wonaeh Deregulierung des Arbeitsmarktes der effektiv- 
ste Weg sei, Arbeitslosigkeit abzubauen, spielte makroökonomisehe Steuerung kaum noeh 
eine Rolle (OECD 1994). Sowohl bei der Flexibilisierung der Weehselkurse als aueh beim 
folgenden Übergang zur restriktiven Kredit- und Zinspolitik der Notenbanken gingen Re- 
gierung und Zentralbank der Bundesrepublik Deutsehland willentlieh allen internationalen 
Institutionen voran."* Es begann eine Phase, in der die Deutsehe Bundesbank über mehr als 
zwei Jahrzehnte hinweg die übrigen Zentralbanken Europas zwang, ihrer relativ restriktiven 
Zinspolitik zu folgen oder regelmäßige Abwertungen in Kauf zu nehmen. Vor allem Italien 
hat den Weg regelmäßiger Abwertungen zwei Jahrzehnte lang besehritten. Die meisten 
Zentralbanken Europas unterwarfen sieh der Bundesbank - sogar Frankreieh naeh einer 
deutliehen Abwertung in den frühen aehtziger Jahren. 

Der besehriebene Saehverhalt ist naeh der Entstehung der Europäisehen Währungs- 
union und der EZB nur noeh als historisehe Anmerkung zu werten. Die Entmaehtung der 
Bundesbank und der nationalen Fiskalpolitik^ wurde naeh der Deutsehen Einheit im Ab- 
kommen von Maastrieht 1993 vereinbart. (Von vielen Beobaehtem wird dieses Abkommen 
als Preis für die Zustimmung Frankreiehs zur Einheit interpretiert.) In Deutsehland gelang 
es aufgrund der politiseh-institutionellen Verfleehtungen, die alte Stärke der Gewerksehaf- 
ten und damit den Subventionsstaat in manehen industriellen Ballungszonen der Sehwerin- 
dustrie zeitlieh zu verlängern, aber nieht zu erhalten. In der Autoindustrie dauern die Aus- 
einandersetzungen an. Der eigentliehe ökonomisehe Wendepunkt, das Ende des Keynesia- 
nisehen Projektes, ist empiriseh erst ab Anfang der aehtziger Jahre (2. und 3. Rezession) an 
einer Vielzahl von makroökonomisehen Größen naehweisbar. In den Kapiteln 2 und 3 wird 
dies näher erörtert. In die politiseh-ökonomisehe Entwieklung, die in den siebziger Jahren 
begonnen hat, ordne ieh die Rolle des Personalmanagers Peter Hartz ein. Wie einzelne 
Elemente in einem Gesamtpaket einzelner Sparoperationen muten die in der Automobilin- 
dustrie bei der Volkswagen AG begonnen Lohn- und Leistungskürzungen an. 

Transfer zum Gegenstand dieser Arbeit 

Das Hartz-Reformprojekt hob ab die Arbeitslosigkeit halbieren und landete in der Rekord- 
arbeitslosigkeit. Die Hartz-Reformen haben einen Doppeleharakter. Sie lassen sieh zum 
einen als marktradikale Strategie interpretieren, Arbeitnehmerreehte, Arbeitskosten und 
Sozialtransfers zu reduzieren und zum anderen als Versueh deuten, noeh radikalere Auflo- 
ekerungen der Arbeitsgesetze und soziale Einsehnitte abzuwehren und abgemildert unter- 
zubringen. Leistungskürzungen stehen in einer Kontinuität des ersten „Haushaltsstrukturge- 
setzes“ (1974/75) der SPD/FDP-Koalition. Erheblieh radikalere Positionen vertreten Teile 



3 Zur Kritik an dieser Dichotomisierung: Landmann, Oliver/Jerger, Jürgen: Beschäftigungstheorie. Berlin et 
al. 1999. Kap. 2.5: Klassische vs. Keynesianische Arbeitslosigkeit: Eine sterile Debatte. 

4 Vgl. Albrecht Müller: „Die Pferde müssen wieder saufen. Eine Erinnerung an erfolgreiche Konjunkturpo- 
litik in den Zeiten von ,Plisch und Plum’ oder: Wachstum scheitert derzeit hauptsächlich an Dogmen.“ In: 
FR, Nr. 221, 22. Sept. 2004, S. 7. 

5 Unter Fiskalpolitik wird der konjunkturpolitische Einsatz der öffentlichen Finanzen verstanden. 
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der ökonomischen Fachdisziplin, marktradikale Parteigänger im Bundestag und Untemeh- 
merverbände, wonach Lohnersatzleistungen durch minimale Lohnergänzungsleistungen zu 
ersetzen seien. Institutioneile Rahmenbedingungen, interpretiert als strukturelle Arbeitslo- 
sigkeit, führten zu Starrheit der Löhne. Doch die angestrebte Flexibilität am Arbeitsmarkt 
ist ein relativer, interessensgefärbter Begriff (Ganßmann/Haas 1999: 13-30). Aus der Spiel- 
theorie ist bekannt, dass keine Seite aus einer Interessensasymmetrie dauerhaft profitiert, ln 
der Job-Krise zeigen sich Arbeitnehmer und ihre Vertreter kooperativ und als kongenialer 
Partner. Zudem stehen Arbeitnehmervertreter unter Verdacht, sich von den Konzemspitzen 
korrumpieren zu lassen. Die zentrale Forschungs frage lautet, wie sich arbeitsmarkt- und 
sozialpolitische Lösungsansätze der deutschen Sozialstaatstradition folgend wissenschaft- 
lich angemessen beschreiben, nachvollziehen, erklären und weiterentwickeln lassen und 
was die Arbeitsmarkt- und Sozialreformen gegen die Arbeitsmarktkrise, gegen die wach- 
sende soziale Kluft und für die Lebensstilsuche auch höher Entlohnter und besser Qualifi- 
zierter beitragen? 



1.3 Fragestellungen und Aufbau der Arbeit 

Das vorhandene und in diversen Studien niedergelegte Wissen soll gebündelt, systemati- 
siert und in einen konkreten Lösungsvorschlag gegossen werden. Dabei kann es nicht um 
eine Aufzählung der Hartz-Gesetze gehen. Expertengespräche und Medienberichte unter- 
mauern die theoretische und empirische Argumentation. Die Auswertung der eigenen Da- 
tenbasis zu zentralen Kenngrößen der deutschen Arbeitsmarktentwicklung (GERdata) er- 
folgt mit MS-Excel® 2003. Zur Modellierang wurde Vensim® verwendet. 

Kapitel 1 stellt den Rahmen der Untersuchung vor dem Hintergrand der Globalisie- 
rung dar. Kapitel 2 beschreibt die Datenlage, um zu begründen, dass der Arbeitsmarkt hoch 
flexibel ist, was in der Hartz-Diagnose bestritten wird. Außerdem werden beschäftigungs- 
politische Strategien und sozialpolitische Traditionen verschiedener Länder verglichen. 
Kapitel 3 befasst sich mit dem ökonomietheoretischen Bezugsrahmen der Hartz-Reformen, 
den Wettbewerbsbedingungen in Deutschland und den Befunden der internationalen Ar- 
beitsmarktforschung, um zusätzlich zu belegen, dass die Fixierung der Hartz-Therapie auf 
die scheinbar strukturellen Ursachen Langzeitarbeitslosigkeit noch verstärken kann. Dabei 
ist auf makroökonomische Koordination der Geld-, Lohn- und Fiskalpolitik abzustellen, ln 
Kapifel 4 wird in Form eines hisforischen und philosophischen Exkurses dargelegf, dass 
jede Reformsfrafegie auf spezifische Menschenbilder reflektierf. Daran zu erinnern mag tri- 
vial klingen, doch dies gehört zu einem sozialwissenschaftlichen Problemlösungsdiskurs. 
Kapitel 5 befasst sich mit finanztheoretischen Konzeptionen, Erfahrungen und Fehlschlä- 
gen diverser Modelle von Kombilöhnen und negativer Einkommensteuer, ln Kapitel 6 
werden Vorschläge der Hartz-Kommission, der Entstehungsprozess der Hartz-Reformen 
und die technischen und politischen Hürden der Implementation der Hartz-Gesetze entfal- 
tet. Kapitel 7 thematisiert Wirkungen, Nebenwirkungen, Reaktionsmuster und Problemlö- 
sungspotenziale der Hartz-Gesetze auf der Mikro- und der Makroebene. Der Fokus liegt auf 
der Grandsicherang für Arbeifsuchende (SGB 11/Harfz IV) und deren Modifikation, ln 
Kapitel 8 wird ein Lösungsvorschlag unterbreitet, normativ begründet und quantitativ be- 
wertet. 




2 Die Fakten: Struktur der Arbeitslosigkeit 



2.1 Die Anatomie der Krise 

Arbeitslosigkeit hat sieh seit drei Jahrzehnten stufenartig aufgetürmt, ist für direkt und in- 
direkt Betroffene ein hartes Sehieksal, belastet die öffentliehen Haushalte sowie die sozia- 
len Sieherungssysteme, birgt gesellschaftliehe Risiken und kann weitere soziale Einschnitte 
hervorrufen. Die Krise sei zunehmend strukturell bedingt, gegen die keine Konjunkturpro- 
gramme helfen. Mein Forschungsinteresse ist, ob und inwieweit die Hartz-Initiative eine 
nachvollziehbare Diagnose bietet. Bei der Sachstandsanalyse werden soziologische und 
ökonomische Fragestellungen verknüpft. Zunächst folge ich der Hartz-Kommission, die 
Arbeitsmarktanalyse dynamisch an Stromgrößen zu orientieren, um Anpassungsprozesse zu 
unterstützen, statt sich auf Bestandsgrößen zu beschränken. Um die Komplexität der Struk- 
turphänomene zu reduzieren, werden im Untersuchungsgang einzelne Merkmale in thema- 
tische Blöcke gefasst. Als theoretischen Zugang wähle ich den Ansatz der Segmentati- 
onstheorie, Arbeitslosigkeit als ein gesellschaftlich ungleichgewichtig verteiltes Phänomen 
zu interpretieren, welches die gesellschaftlichen Minoritäten überdurchschnittlich stark 
trifft. 



Abbildung 2. 1 : Registrierte Arbeitslose und Arbeitslosenquote 




1 ) Bis 1 990; registrierte Arbeitsiose in vH der ziviien beschäftigten Arbeitnehmer und der Arbeitsiosen; ab 1 991 ; registrierte 
Arbeitsiose in vH ailer ziviien Erwerbstätigen und der Arbeitslosen. - 2) Bis 1990: einschiießiich Beriin (West); ab 1991: ohne 
Beriin (West).- 3) Einschiießiich Berlin; Quelle: BA; SVR 2005: 133; eigene Darstellung 
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2 Die Fakten: Struktur der Arbeitslosigkeit 



Die erste Rezession nach dem Zweiten Weltkrieg (1966/67) schloss die Restrukturierungs- 
phase ab. Der zweiten Rezession (1973/74) gingen weltweit steigende Erdölpreise voraus 
und die Arbeitslosigkeit erreichte die Millionengrenze. In der dritten Rezession (1980-83) 
verdoppelte sich die Arbeitslosenzahl auf über 2 Mio. Arbeitslose. Die vierte Rezession 
begann nach der Wiedervereinigung Deutschlands, als ganze Industriezweige in Ost- 
deutschland zusammenbrachen und die Zahl der registrierten Arbeitslosen auf über 3,5 
Mio. anwuchs. Erstmals wurde 1997 die Vier-Millionen-Grenze bei der Arbeitslosenzahl 
überschritten (Messmethode der BA).^ In der fünften Rezession stieg die Arbeitslosigkeit in 
der Spitze auf über 5 Mio. Personen an. Die Zahl der offenen Stellen liegt bei 5 vH bis 
10 vH der registrierten Arbeitslosen, doch ein Missverhältnis von 36:1 ist keine Seltenheit. 
Die Absolutzahl der offenen Stellen - darunter fallen neu geschaffene, offene und künftig 
wegfallende Stellen (Job vacancies) - hat sich in den letzten vier Jahren nahezu halbiert. 
Mismatcharbeitslosigkeit liegt vor, wenn die offenen Stellen zunehmen, aber die Arbeitslo- 
sigkeit bleibt. Danach sieht es nicht aus. 

Arbeitslosigkeit nach Messmethode, Struktur und Merkmalsausprägung 
Das Hartz-Konzept konzentriert sich sowohl auf schnell vermittelbare wie Arbeitslose, die 
längerfristig arbeitslos sind. Löhne seien zu inflexibel und die Massenarbeitslosigkeit sei 
ausschließlich durch Lohnanpassung zu überwinden (SVR 2005; Tz. 200 ff, Tz. 230 ff). 
Unstrittig ist, dass Ungelernte, gering Qualifizierte und Personen mit Migrationshintergrund 
länger arbeitslos sind. Hingegen finden die meisten arbeitslosen Personen selbst und zu- 
meist rasch einen neuen Job. Um die strittigen Punkte der Hartz-Diagnose herauszuarbei- 
ten, geht es zunächst um Mess- und Definitionsprobleme. Dann sind die technologische und 
die strukturelle Arbeitslosigkeit zu analysieren und zu bewerten. Arbeitslosigkeit entsteht, 
wenn das Arbeitsangebot die Arbeitsnachfrage übersteigt. Es lassen sich diese Ursachen 
differenzieren, deren Bedeutung nachfolgend untersucht wird: 

■ ffiktionelle Arbeitslosigkeit (temporär unvermeidlich, auf Anpassungsprozesse 
zurückzuführen, Zeitspanne zwischen alter und neuer Tätigkeit); 

■ saisonale Arbeitslosigkeit (jahreszeitliche Schwankungen von Nachfrage und Angebot); 

■ konjunkturelle Arbeitslosigkeit (Produktionsmöglichkeiten bei schlechter Nachfrage); 

■ strukturelle Arbeitslosigkeit (interregional, intersektoral, interpersonell) und 

■ standortbedingte Faktoren der Arbeitslosigkeit. 



6 Nach § 16 des Sozialgesetzbuches III (SGB III) wird Arbeitslosigkeit so definiert: „(1) Arbeitslose sind 
Personen, die wie beim Anspruch auf Arbeitslosengeld 1 . vorübergehend nicht in einem Beschäftigungsver- 
hältnis stehen, 2. eine versicherungspflichtige Beschäftigung suchen und dabei den Vermittlungsbemühun- 
gen der Agentur für Arbeit zur Verfügung stehen und 3. sich bei der Agentur für Arbeit arbeitslos gemeldet 
haben. (2) Teilnehmer an Maßnahmen der aktiven Arbeitsmarktpolitik gelten als nicht arbeitslos.“ Aus- 
nahmen für die Zählung von Arbeitslosen als Arbeitslose beruhen auf § 125 SGB III („Minderung der Leis- 
tungsfähigkeit“), § 126 SGB III („Leistungsfortzahlung bei Arbeitsunfähigkeit“) und § 428 SGB III („Ar- 
beitslosengeld unter erleichterten Voraussetzungen“; „58er-Regelung“). Die Internationale Arbeitsorganisa- 
tion (ILO) definiert Erwerbslose nach dem Labour-Force-Konzept so: Personen ab 15 Jahren, die keine Be- 
schäftigung ausüben, sich während der letzten vier Wochen aktiv um eine Arbeit bemüht haben und eine 
Arbeit innerhalb der nächsten zwei Wochen aufnehmen können. Erwerbstätig sind Personen, die mindestens 
eine Stunde pro Woche arbeiten, also alle Minijobber und Kleingewerbetreibende (Statistisches Beiheft zum 
Monatsbericht 4 der Deutschen Bundesbank, Heft Juni 2004, S. 86). Ab 2005 wird parallel der ILO- 
Standard angewandt, („Neue Messlatte für Arbeitslose.“ In: FR, Nr. 214, 14. Sept. 2004, S. 11; - URL: 
http://www.destatis.de/dt_erheb/Arbeitsmarkt/am_ilokonz.htm. 
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Abbildung 2.2: Beschäftigte, Arbeitsstunden, Produktivität 




Quelle: BA, lAB, Statistisches Bundesamt; * Arbeitsstunden in Vierteljahreswerten 

Die Hartz-Diagnose fokussiert auf Strukturphänomene, vernachlässigt die Konjunktur und 
stellt auf Faktoren ab, welche für die Langzeitarbeitslosigkeit nicht oder nur bedingt ver- 
antwortlich sind. Richtig ist, dass die Arbeitslosenquote in den letzten drei Jahrzehnten bei 
wirtschaftlicher Erholung nur unterproportional zurückging. Vollbeschäftigung wurde nicht 
mehr erreicht. Persistenz bedeutet, dass die Anpassungsprozesse länger dauern und bei 
Hysterese würde die Arbeitslosenquote nicht mehr zurückgehen. Makroökonomisch wenig 
fundiert ist die technologische Arbeitslosigkeit, denn sie ist nur einzelwirtschaftlich nach- 
vollziehbar. Seit 2000 steigt das Erwerbspersonenpotenzial (2004: 44,6 Mio.) vor allem 
durch einen Zuwachs der Stillen Reserve (2004: 1,598 Mio. Personen). Die Zahl der Er- 
werbstätigen ist zwischen 1991 (38,6 Mio.) und Ende 2005 (39,0 Mio.) leicht gestiegen, 
weil sich der Selbstständigenanteil erhöhte (Bach/Gaggermeier/Klinger 2005). Die Zahl der 
sozialversicherungspflichtige Beschäftigung ging seit 1996 um über drei Millionen zurück 
(2005: 26,25 Mio. Sozial versicherte). In Ostdeutschland ging ein Drittel aller Arbeitsplätze 
für (Vollzeit-) Sozial versicherfe verloren (BA 2005a). 

Gleichzeitig wirkt sich die Produktivitätsentwicklung positiv auf die Wettbewerbsfä- 
higkeit aus, was unabdingbar ist, Arbeitslose finanziell und bei der Entwicklung ihrer Qua- 
lifikationen zu unterstützen. Die Zahl der Arbeitsstunden aller Erwerbstätigen nahm zwi- 
schen 1955 und 1975 in Deutschland stark ab (Miegel/Wahl 2002: 62), war zwischen 1975 
und 1990 relativ konstant, sank nach der Wiedervereinigung von 60 Mrd. (1991) auf 
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57,35 Mrd. (2000) und verlief in 2004 leieht rüekläufig auf 55,5 Mrd. Arbeitsstunden. Die 
Besehäftigungsquote (Anteil aller abhängig Besehäftigten) liegt in Deutsehland über dem 
EU-Durehsehnitt, aber unter den Lissabonner Zielvorgaben der EU-Besehäfligungsstrategie 
(EBS). Das Arbeitsvolumen bleibt relativ konstant, nur die Besehäftigtenstruktur ändert 
sieh. Zudem ist die These, wonaeh die Jobkrise dureh die Produktivitätsentwieklung ver- 
ursaeht werde, weil sie gering Qualifizierte arbeitslos maehe, empiriseh unhaltbar (siehe 
Kapitel 4.2). Die Lösung der Jobkrise kann nieht in einer abgesehwäehten Produktivität 
liegen. 

Strukturelle Komponenten der Arbeitslosigkeit 

Die Hartz-Kommission etablierte eine dynamisehe Betraehtung des Arbeitsmarktes und 
orientierte sieh an Stromgrößen. Bestandsgrößen allein sind weniger aussagekräftig. Tabel- 
le 2. 1 ist die aggregierte Stromgröße „Zugänge in Arbeitslosigkeit aus Besehäftigung“ und 
„Abgänge aus Arbeitslosigkeit in Besehäftigung“ zu entnehmen. Jährlieh verlieren etwa 
sieben der 26 Millionen sozialversieherungspfiiehtig Besehäftigten ihren Job, wobei in die 
Flussgröße nur Fallzahlen einfiießen (Cramer/Karr/Rudolph 1986). Dieselben Personen 
können mehrmals die Stelle innerhalb des gemessenen Zeitraums weehseln (Rothe 2003). 
Der Saldo aus Abgangs- und Zugangszahlen war in den letzten 15 Jahren selten negativ, 
d. h. die Arbeitslosigkeit nahm zu (Tabelle 2.1). 



Tabelle 2.1: Jahresdurehsehnitte der Zugänge und Abgänge registrierter Arbeitslosen 





Zugang 


Abgang 


Differenz 

(Zugang-Abgang) 


1991 


5.102.587 


4.759.992 


342.595 


1992 


5.535.423 


5.178.133 


357.290 


1993 


6.046.225 


5.483.520 


562.705 


1994 


6.076.225 


6.205.415 


- 129.190 


1995 


6.524.705 


6.293.813 


230.892 


1996 


7.142.349 


6.784.828 


357.521 


1997 


7.268.533 


6.895.095 


373.438 


1998 


7.269.900 


7.594.170 


- 324.270 


1999 


7.217.753 


7.367.845 


- 150.092 


2000 


6.935.130 


7.173.467 


- 238.337 


2001 


7.034.685 


6.880.066 


154.619 


2002 


7.412.241 


7.150.640 


261.601 


2003 


7.622.421 


7.533.861 


88.560 


2004 


7.017.417 


6.894.977 


122.440 


2005 


6.986.269 


6.864.991 


121.278 



Quelle: lAB (Zugang: S069; Abgang: S072) 



Für die Arbeitsmarktfiexibilität gibt es weitere Indizien. So nimmt die Zahl befristeter Jobs 
zu, Teilzeitarbeit und temporäre sowie geringfügige Besehäftigungsverhältnisse steigen. 
Naeh der Segmentationstheorie ist von mehreren Teilarbeitsmärkten auszugehen, die den 
Arbeitsmarkt horizontal und vertikal fragmentieren (Sengenberger 1978). Zunäehst lassen 
sieh zeitliehe und strukturelle Komponenten der Erwerbslosigkeit unterseheiden. Darunter 
fallen die Verweildauer in der Erwerbslosigkeit, die Jugend- und Altersarbeitslosigkeit, 
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Qualifikation der Erwerbslosen, die geschlechtsspezifischen Erwerbsgewohnheiten, die 
Zunahme von atyischen Beschäftigungen und von Geringverdienem. Bei der Dauer der Ar- 
beitslosigkeit gibt es eine Zweiteilung. Die Suchintensität steigt, sobald die Arbeitslosen- 
unterstützung abnimmt oder ausläuft (Weber 2003: 21-23). Zudem wächst das Erwerbsrisi- 
ko bei Qualifizierten und die ethnische Segmentation setzt in der Rezession früher ein und 
dauert im Boom länger an (Tabelle 2.2). 

Die Wiederbeschäftigungschancen sinken dramatisch, je länger die Arbeitslosigkeit 
dauert. Aus diesem Grund ist die Bekämpfung von Langzeitarbeitslosigkeit das vorrangige 
arbeitsmarktpolitische Ziel. Das Volumen der langzeitarbeitslosen Personen vervierfachte 
sich zwischen 1970 bis 2005 und stieg seit Inkrafttreten der Hartz-Gesetze weiter an. In 
Westdeutschland wuchs ihr Anteil an allen Arbeitslosen von 8,7 vH (1973) auf 37,7 vH 
(2005). In Ostdeutschland war der Anteil stets höher und beträgt 43,0 vH (2005). Hartz IV 
brachte in beiden Teilen Deutschlands eine leichte Anteilsverringerung, da die Abmeldung 
in Nichterwerbstätigkeit, etwa in den Altersruhestand, stieg. Auch die krankheitsbedingte 
Erwerbsfähigkeit nimmt zu. Falls die Stille Reserve einbezogen wird, beträgt der Anteil 
Langzeitarbeitslosen über 50 vH (OECD 2005: 258-260).^ 

Abbildung 2.3: Entwicklung der Strukturmerkmale der Arbeitslosigkeit 




Quelle: ANBA; nur Westdeutschland; verschiedene Jahrgänge; eigene Berechnungen lAB- 
Ber.6/Ru; ab 2000: Zahlenfibel Ausgabe 2003, Übersicht 3.6.2, Seite 85; 2005: Schätzung 



7 Ein kaum beachtetes Messproblem gibt es bei der Erfassung der Langzeitarbeitslosigkeit (Stichtagsbe- 
trachtung). Bei entsprechender Auswahl kann der Anteil der Langzeitarbeitslosen weit unter- oder über- 
schätzt werden. Experten des lAB schätzen den Anteil auf über 50 vH (Karr 1997). Nach der OECD beträgt 
der Anteil der Langzeitarbeitslosen ebenfalls fast 50 vH (nach der Stichprobenmethode ermittelt). 
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Abbildung 2.3 informiert über Strukturmerkmale der Arbeitslosigkeit im Zeitverlauf, die 
Dauer der Arbeitslosigkeit, Qualifikationsmerkmale, Alter, Geschleeht und regionale Her- 
kunft (alte Bundesländer).* Steigende Anteile lassen sieh bei Langzeitarbeitslosen, Perso- 
nen mit Migrationshintergrund und bei den älteren Arbeitslosen erkennen. Sinkende Anteile 
zeigen sieh bei Jugendliehen und bei Personen ohne abgesehlossene Berufsausbildung und 
werfen ein Sehlaglieht auf die besehäftigungspolitisehe Wirkungslosigkeit der Sozial- und 
Arbeitsmarktreformen seit 2000 (Tabelle 2.2). 



Tabelle 2.2: Ausgewählte Strukturmerkmale der Arbeitslosigkeit 



Merkmal 


Bestand an Arbeitslosen in der BRD (Männer und Frauen) - September - 


2005 2004 2003 2002 2001 2000 


Berufsausbildung 














ohne abgeschl. Berufsausbildung 


1.607.456 


1.271.548 


1.260.177 


1.218.544 


1.206.987 


1.211.770 


mit abgeschl. Berufsausbildung 


2.381.954 


2.375.159 


2.345.756 


2.163.333 


1.997.489 


1.937.715 


betriebliche Ausbildung/Fachschule 


2.161.245 


2.151.288 


2.121.263 


1.965.233 


1.837.968 


1.782.656 


Fachhochschule/Universität 


220.709 


223.871 


224.493 


198.100 


159.521 


155.059 


Alter 














unter 20 Jahre 


118.855 


77.168 


79.157 


96.835 


99.546 


102.090 


20 bis unter 25 Jahre 


404.236 


369.198 


359.236 


341.693 


301.849 


277.670 


25 bis unter 50 Jahre 


2.469.938 


2.292.502 


2.283.542 


2.042.446 


1.850.461 


1.743.369 


50 bis unter 55 Jahre 


512.748 


498.234 


474.063 


413.472 


379.091 


345.559 


55 bis unter 60 Jahre 


421.059 


359.391 


340.105 


378.053 


441.915 


545.456 


60 bis unter 65 Jahre 


62.575 


50.215 


69.830 


109.378 


131.614 


135.341 


Dauer der Arbeitslosigkeit 














unter 1 Monat 


364.244 


364.213 


392.680 


399.962 


356.981 


357.102 


1 bis unter 6 Monate 


1.094.743 


1.080.319 


1.143.358 


1.147.794 


1.091.401 


999.913 


6 bis unter 12 Monate 


1.038.744 


731.324 


745.508 


669.784 


628.745 


585.036 


1 Jahr und länger 


1.491.680 


1.470.852 


1.324.387 


1.164.337 


1.127.349 


1.207.434 


gesundheitliche Einschränkung 














gesundheitliche Einschränkung insg. 


880.835 


855.676 


855.454 


827.525 


832.727 


824.292 



Quelle: BA, eigene Zusammenstellung 



Als weitere Erklärung für die hohe Langzeitarbeitslosigkeit gilt das hohe Besehäftigungsri- 
siko älterer Arbeitnehmer ist in Deutsehland (BMAS 2004: 104 ff; OECD 2003b; 2004a: 
15; Rudolph 1992). Nur 41,4 vH der 55- bis 64-Jährigen sind erwerbstätig (Stand: 2004). In 
weniger als der Hälfte der deutsehen Firmen sind wenig oder keine über 50-jährigen Mitar- 
beiter besehäftigt (Koller/Baeh/Brixy 2003: 12). Neben dem zu sehwaehen Wirtsehaftsauf- 
sehwung sind dafür die betriebliehe Einstellungspraxis und die früheren Vorruhestandsre- 
gelungen verantwortlieh, die das Entstehen von Arbeitslosenkarrieren für jüngere Men- 
sehen verhindern sollten. Ältere können einen erleiehterten Leistungsbezug beanspruehen, 
was sieh in der Arbeitslosenstatistik niedersehlägt.’ Eine Trendwende bei der Frühverren- 
tungspolitik zeigt sieh seit Inkrafttreten der Hartz-Reformen an der steigenden Zahl der 
Arbeitslosen über 50-Jährigen (Tabelle 2.2). Um die Zielmarke der europäisehen Besehäf- 



8 Die Beschränkung auf das Bundesgebiet West ist der vorliegenden Datenlage geschuldet. 

9 Die 58er-Regelung nach § 428 SGB III (Leistungsbezug ohne Verfiigungsverpflichtung) ermöglicht es 
Personen über 58 Jahren, sich aus der Arbeitslosenstatistik streichen zu lassen und bis zu 32 Monate lang 
Arbeitslosengeld zu beziehen. Dies erleichtert Altersteilzeit und Frühverrentung. 
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tigungsstrategie bei der Arbeitslosenquote Älterer zu erreiehen, gibt es Kombilohn- Anreize 
für ältere Arbeitslosengeld-I-Bezieher (Entgeltsieherung, Lohnkostenzusehuss). Mit der 
„InitiativeSOplus“ wird ein weiterer Eingliedemngszusehuss für Arbeitgeber bereitgestellt. 
Einsehlägige Forsehung der subjektiven (Qualifikations- und Gesundheitszustand) und 
objektiven Ausgangsvoraussetzungen (Arbeitsbedingungen, Arbeitsplatzangebot, familiäre 
Verpfliehtungen) zeigen, dass viele Ältere betrieblieh integrierbar wären (Karr 1999; 
Wolff/Mohr/Spiess 2000). Naeh dem Altenberieht kann die Loekerung des Kündigungs- 
sehutzes für ältere Besehäftigte die betriebliehe Verjüngungskur noeh besehleunigen.*® 

Erwerbslose lassen sieh naeh Dauer der Arbeitsuehe unterseheiden. Es zeigt sieh eine 
Dreiteilung (Abbildung 2.4). Der Anteil der Kurzzeitarbeitslosen steigt, während die Lang- 
läuferzahl fällt. Da Langzeitarbeitslosigkeit mit einer Zeitverzögerung der registrierten 
Arbeitslosenquote folgt, sind konjunkturelle Ursaehen für Arbeitslosigkeit nieht unwahr- 
seheinlieh (Weber 2003: 19). Der Strukturwandel unter den Arbeitslosen liegt darüber hin- 
aus an der Arbeitsmarktpolitik. Der Struktureffekt, der die Triebfeder für die Arbeitsmarkt- 
reformen ist, wird übersehätzt, denn nur ein Prozentpunkt der Arbeitslosigkeit (von 5 vH) 
lässt sieh naeh empirisehen Studien damit erklären, was einer Million Personen entsprieht 
(Bean 1994: 594). Insofern ist Langzeitarbeitslosigkeit ein artifizielles Konstrukt. 

Abbildung 
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Quelle: Erwerbslose naeh Dauer der Arbeitssuehe in vH aller Erwerbslosen in Deutsehland; 
Statistisehes Bundesamt 2003a: 64) 

Personen, die 2005 ihre Arbeitslosigkeit beendeten, waren durehsehnittlieh 39,6 Woehen 
arbeitslos (2004: 38,4 Woehen). Die Umsetzungsprobleme bei der Implementation von 
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10 Vgl. Gerhard Bosch: „Die Alten gibt es nicht. Auch die 55- bis 64-Jährigen teilen sich in Gruppen mit 
höchst unterschiedlichen Möglichkeiten auf dem Arbeitsmarkt.“ In: FR, Nr. 202, 3 1 . Aug. 2005, S. 7. 
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Hartz IV schränkten die Vermittlungsaktivitäten zeitweise ein (BA 2005b: 16; Spitzna- 
gel/Ludwig 2004). Der Anteil der „Langläufer“ und Senioren unter den Arbeitslosen nahm 
seit 1998 zeitweise sogar ab (Abbildung 2.3). Nur 45 vH der Abgänger aus dem Pool der 
Arbeitslosen finden eine Erwerbstätigkeit. Die Abgangsgründe „fehlende Verfügbarkeit“ (8 
vH) und „Nichtemeuerung der Meldung“ (13 vH) begründen die Nichtemeuerung der Ar- 
beitslosmeldung zu mehr als einem Fünftel (2003). Krankheit ist mit 36,7 vH bedeutsam für 
die Nicht- Verfügbarkeit (Statistisches Bundesamt 2005). Die Dichotomie in einen chancen- 
losen und einen Teil, der ohne Beschäftigungschancen ist, wird anhand der Beobachtungs- 
stichprobe des lAB-Betriebspanels von 200.000 Beobachtungsfällen (spells) bestätigt 
(Bellmann/Gewiese 2003). Gleichzeitig fanden Arbeitslose schneller einen neuen Job, die 
bis zu sechs Monaten arbeitslos waren. 

Eine gewichtige Rolle bei der Strukturanalyse der Arbeitslosigkeit und möglicher Lö- 
sungsstrategien spielt die Qualifikationsfrage. Die Chancen am Arbeitsmarkt wachsen mit 
steigendem Qualifikationsniveau (Kleinert et al. 2000). Menschen mit unzureichender Qua- 
lifikation sind häufiger und länger erwerbslos oder werden durch besser Qualifizierte ver- 
drängt, sobald die Arbeitsnachfrage nachlässt (Dostal 2003: 17). Erschwerend wirken 
wachsende Qualifikationsanforderungen für diese Personengruppe, denen das Stigma an- 
haftet, abgestempelt, ausgegrenzt und aussortiert zu sein. In den neuen Bundesländern ist 
mehr als die Hälfte aller Arbeitslosen schlecht qualifiziert (Reinberg/Hummel 2003a; 
2005). Bei den 34,5 Mio. Erwerbstätigen sind es dagegen nur 17 vH (Statistisches Bundes- 
amt 2003a: 66; 2004: 69). Auffällig ist der hohe Frauenanteil an den Unqualifizierten. Die 
Zahl der „Nicht formal Qualifizierten“ (NfQ) in Deutschland liegt bei 9,5 Mio. (Dostal 
2001). Davon sind 4,3 Mio. erwerbstätig (45,2 vH), 1 Mio. erwerbslos (10,7 vH) und 4,2 
Mio. (44,1 vH) zählen als Nichterwerbspersonen. Niedrig Qualifizierte und hoch Qualifi- 
zierte wechseln überproportional häufig den Betrieb oder den Beruf (Statistisches Bundes- 
amt 2003a: 56). An- und Ungelernte sind Verlierer der Produktivitätsentwicklung (Dos- 
taPReinberg 1999; Reinberg/Hummel 2003b). 

Darüber hinaus korrelieren Qualifikationen mit der Wirtschaftsschwäche (OECD 
2003a) und helfen, mit Arbeitslosigkeit selbstbewusster umzugehen und trotz diskontinuier- 
licher Lebensverläufe nicht zu resignieren. Dennoch werden zwei Argumente gegen beruf- 
liche Aus- und Weiterbildung besonders gegen Unqualifizierte vorgebracht. Qualifizierung 
stoße an enge begabungs-, milieu- und altersbedingte Grenzen und könne die umfänglichen 
Freisetzungsschübe der vergangenen Jahre nicht kompensieren. Überdies benötigten Hilfs- 
arbeiter, Wachpersonal und Kellner nur geringe Kenntnissen und kurze Trainingsmodule. 
Doch auch einfache Tätigkeiten erfordern zunehmend größere Kenntnisse und Fertigkeiten, 
die den Betroffenen vorenthalten werden. Schließlich lässt sich schlechte Bezahlung und 
schlechte Qualifikation bei anhaltender Jobkrise nicht gleichsetzen (siehe Kapitel 4.2.). 

Viele junge Menschen haben schlechte Chancen einen Weg in Ausbildung und Beruf 
zu finden, was ein EU-weites Problem mit kaum kalkulierbaren Gefahren ist.’* Die Zahl der 
Ausbildungsverhältnisse hat sich im Zeitraum von 1970 bis 2000 bei rund 1,5 Mio. einge- 
pendelt und die Ausbildungslücke wächst, denn nur die Hälfte der ausbildungsberechtigten 
Unternehmen bildet aus (30 vH aller Betriebe).’^ Die Hartz-Kommission empfiehlt die 



11 Vgl. Benno Hafeneger: „Der Kampf um die Köpfe. Neuere Entwicklungen und Strategievarianten bei der 
extremen Rechten in Deutschland.“ In: FR, Nr. 50, 01. März 2005, S. 7. 

12 Eine Verschiebung hat sich in Richtung von Fach- und Hochschulstudium entwickelt. Waren es 1970 noch 
rund 300.000 Studenten, so liegt die Zahl bei 1,8 Mio. 
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Qualifikation von Jugendlichen, um Ausgrenzungsprozesse zu vermeiden (Hartz-Kommis- 
sion 2002: 106-109). Im Hartz-Jugend-Modul wird angestrebt, dass Begabungspotenziale 
von Jugendlichen im allgemein bildenden Schulsystem zukünftig früher identifiziert und 
gezielt gefordert werden sollen, um Arbeitslosenkarrieren zu verhindern. Die Zielgruppen- 
forderung Jugendlicher wurde unterdessen restrukturiert und Arbeitsforderung nach klassi- 
schem Muster ab Januar 2005 nicht fortgeführt. Mit dem Berufsbildungsgesetz (BBiG 
2005) werden Bildungsmodule standardisiert, Theoriebausteine abgeschafft und die Ausbil- 
dungsdauer verkürzt, um eine Brücke in die Beschäftigung zu schlagen und die Ausbil- 
dungslücke zu schließen (Stand 06/2006: 220.000). Doch weiterhin sind 400.000 bis 
500.000 arbeitslose Jugendliche unter 25 Jahren in schulische Ergänzungsangeboten „ge- 
parkt“. Es entsteht eine „Generation Praktikum“. 

Abbildung 2.5: Abgangsgründe aus der Arbeitslosigkeit 




Arbeitsunfähigkeit 

21 % 



Ausbildung 

7% 



Quelle: Bundesagentur für Arbeit, eigene Berechnung 

Trotz der weiter unbefriedigenden Lage auf dem Ausbildungsmarkt wird der Ausbildungs- 
pakt nicht in Frage gestellt und die Ausbildungsabgabe abgelehnt, die eine überbetriebliche 
Ausbildung ermöglichte, um den „Nachschub für Nürnberg“ zu unterbrechen.'"' 



13 Im Bundeshaushalt 2004 wurden für das „Sonderprogramm des Bundes zum Einstieg Arbeitsloser Jugendli- 
cher in Beschäftigung und Qualifizierung - JUMPplus“ 210 Mio. € veranschlagt und für das „Sonderpro- 
gramm des Bundes zum (Wieder-)Einstieg von Langzeitarbeitslosen ab 25 Jahren in Beschäftigung - Arbeit 
für Langzeitarbeitslose (AfL) - 524 Mio. Euro. Rund 45.000 Erwachsene und Jugendliche wurden gefordert. 
Für das Ende 2004 auslaufende Bundesprogramm „JUMPplus“ sind im Haushaltsentwurf des Bundes für 
2005 noch 3 Mio. und für das bis zum 31. August 2005 laufende Bundesprogramm AfL noch 2,5 Mio. € 
vorgesehen. 

14 Vgl. Jutta Roitsch: „Das Handwerk verliert seinen goldenen Boden. Freie Berufswahl und Chancengleich- 
heit sind für die meisten Jugendlichen, die nicht studieren, noch immer uneingelöste Versprechen.“ Vgl. FR, 
Nr. 189, 15. Aug. 2003, S. 7. 
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Atypische Beschäftigungsverhältnisse 

Der Strukturwandel erfasste den Arbeitsmarkt lange vor den Hartz-Reformen, doeh der 
Trend zur Ablösung der Normalarbeit (unbefristete Vollzeitarbeitsverhältnisse) wurde 
dureh die gesetzliehen Regelungen noeh verstärkt (Alterteilzeitgesetz 1996, Teilzeitgesetz 
2003, Umsteuerung der aktiven Arbeitsmarktpolitik). 

Erstens wäehst Teilzeitbesehäftigung absolut und relativ (BA 2005a). Die Zahl der 
Teilzeitkräfle ist von 3,783 Mio. (1999) auf 4,316 Mio. (2004) gestiegen. Die Teilzeitquote 
ist von 21,6 vH (1996) auf 31,6 vH (2004) gestiegen.'^ Es sind knapp 19 Mio. Bundesbür- 
ger, die naeh dem Arbeitszeitkriterium in atypisehen und zuweilen prekären Arbeitsverhält- 
nissen arbeiten.*’ Bei Teilzeitbesehäfligten beträgt die durehsehnittliehe Woehenarbeitszeit 
gegenwärtig 14,47 Stunden. Mehr als zwei Drittel aller Teilzeitkräfle sind Frauen. Naeh 
dem Mikrozensus 2003 ist der Teilzeitboom verantwortlieh für das Absinken der wöehent- 
liehen Arbeitszeiten der erwerbstätigen Frauen von 34,4 auf 30,8 StundenAVoehe und den 
sehrumpfenden Frauenanteil am gesamten Arbeitsvolumen. Im Bereieh der privaten und 
öffentliehen Dienstleistungen ist ein Drittel der Besehäfligten geringfügig besehäftigt. Sie 
können mit den geringen Zusatzverdiensten auskommen, weil sie als Mini-, Teilzeit- oder 
Dauerjobber, leh-AG-ler oder Zeitarbeiter überwiegend vom Unterhalt von Angehörigen 
leben (Statistisehes Bundesamt 2004b: 45). Dank besserer Kinderbetreuung, der stärkeren 
Erwerbsorientierung und der Arbeitslosigkeit des Partners ist der Vollzeit- Anteil unter ost- 
deutsehen Frauen größer (Statistisehes Bundesamt 2004b: 34-36). 

Zweitens verliert Normalarbeit dureh den steigenden Anteil der Zeitarbeit („Leihar- 
beit“) an Bedeutung. Die Zeitarbeitsbranehe expandierte in den neunziger Jahren kräftig 
(Walwei 2002). Ein Fünftel (19,8 vH) der Zeitarbeitnehmer ist in der Altersgruppe zwi- 
sehen 20 und 24 zu finden. Der Anteil dieser Altersgruppe an allen Besehäftigten ist mit 9,2 
vH nur halb so hoeh. Temporäre Arbeit konzentriert sieh auf jüngere Mensehen. Naeh einer 
Verbandsumfrage sehaffl es indes nur ein knappes Drittel innerhalb eines Jahres in ein 
reguläres Arbeitsverhältnis (Jahn/Rudolph 2002). Zeitarbeit genießt (bislang) den gleiehen 
sozialreehtliehen Sehutz wie reguläre Jobs. Anzunehmen ist, dass sieh atypisehe Besehäfli- 
gungen ausbreiten, wenn Kinder fläehendeekend betreut würden. 

Drittens wird geringfügige Arbeit dureh die Hartz-Reformen stärker gewiehtet (Abbil- 
dung 2.2; siehe Kapitel 6.3). Hinzu kommt die regionale Ungleiehverteilung der Arbeitslo- 
sigkeit (Abbildung 2.6). Langzeit- und Jugendarbeitslosigkeit lässt sieh in einzelnen Regio- 
nen überproportional häufig im Westen finden. Frauenarbeitslosigkeit konzentriert sieh auf 
den Osten spiegelt ein Nord-Süd-Gefälle. Die 42 ostdeutsehen Kreise und kreisfreien Städte 
gehören zu den Regionen mit der größten Besatzdiehte der Bezieher von Alg II bzw. Sozi- 
algeld, aber nur aeht westdeutsehe Städte (keine westdeutsehen Landkreise). 



15 Vgl. die Entwicklung nach Inkrafttreten des Teilzeit- und Befristungsgesetzes (TzBfG) im Jahre 2001 
(1999: 19,5%, 2000: 19,8%, 2001: 20,8%, 2002: 21,4%) (Quelle: Statistisches Bundesamt, Mikrozensus). 
Die Zahlen des Mikrozensus liegen niedriger als die des lAB in der Zahlen-Fibel (Ausgabe: 2003). 

16 Vgl. Statistisches Bundesamt (Zeitreihe 725.050-051). 

17 Vgl. Statistisches Taschenbuch 2002, Tabelle 3.1 Prekär sind Arbeitsbedingungen immer dann, wenn eine 
verringerte Stundenzahl mit eingeschränkten Arbeitnehmerrechten verbunden sind. Diese Kombination ist 
bei Dienstleistungen anzutreffen, wo der Bundesangestelltentarif nicht oder nicht vollumfänglich gilt. Bei- 
spiel Continental Reifen. Dort soll in Zukunft bis zu 25% der Belegschaft aus Zeitarbeitem bestehen. 
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Zwischenfazit 

Einzelne Faeetten des Arbeitsmarktes werden analysiert und in den Kontext der Arbeits- 
markt- und Sozialreformen gestellt. Das Arbeitsangebot übersteigt die Arbeitsnaehfrage er- 
heblieh. Die Befunde zeigen ferner eine Diehotomie am Arbeitsmarkt. Einerseits gewinnt 
der Arbeitsmarkt dureh Fluktuation, neue Besehäftigungsformen und waehsende Flexibili- 
sierung an Dynamik. Andererseits wird der Strukturwandel übersehätzt. Konjunkturelle 
Gründe der Arbeitslosigkeit sowie nieht ökonomisehe Standortfaktoren werden unterbewer- 
tet. Die Bewegungsanalyse zeigt den hohen Flexibilitätsgrad von Arbeitslosen, an dem es 
laut Hartz- Analyse angeblieh mangelt. Dennoeh steigt der Anteil derer, die länger als ein 
Jahr ununterbroehen arbeitslos sind. Gleiehzeitig sind über zwei Millionen gut Qualifizierte 
auf Arbeitssuehe. So sind untersehiedliehe Lösungsstrategien nötig. Die Hartz-Kommission 
überzeugte dureh die dynamisehe Bliekriehtung auf den Arbeitsmarkt. Sie folgerte, der 
Zugang zur Arbeitslosigkeit müsse verringert und der Abgang in eine Berufstätigkeit müsse 
besehleunigt werden, um den Tumaround am Arbeitsmarkt zu erreiehen. 

Die Langzeitarbeitslosigkeit stieg seit Inkrafttreten der Hartz-Reformen weiter an und 
das Arbeitsvolumen sehmmpfte um 2 Milliarden Arbeitsstunden (rund 1,3 Mio. Jobs). Auf 
der anderen Seite steigt die Erwerbstätigenzahl an, weil atypisehe Besehäfligungen, Zeitar- 
beit und Teilzeit-Jobs Vordringen. Dureh den Sehwund bei den Sozialversieherten werden 
die Sozialkassen und die öffentliehen Haushalte weiter belastet. Gleiehzeitig weitet sieh die 
Qualifizierungslüeke. Mensehen ohne Ausbildung sind besonders häufig ohne Arbeit. Doeh 
der erste Arbeitsmarkt steht für untere Qualifikationsstufen immer seltener offen, denn der 
Trend zur Höherqualifizierung und zur Tertiarisierung bleibt stabil. Der Wirtsehaftsbereieh 
Erziehung und Bildung leidet besonders stark unter den Einsehnitten der Arbeitsförderung. 
An die Stelle der aktiven Arbeitsmarktpolitik tritt aktivierende Arbeitsmarktpolitik, die den 
Dequalifizierungsdruek am Arbeitsmarkt ohne Chanee auf Anpassungsqualifizierung ver- 
sehärft. Diskontinuierliehe Besehäftigungsverläufe werden aus diesen und weiteren Grün- 
den zum Massenphänomen.** 

Auf dem deutsehen Arbeitsmarkt haben es die Jungen, die Älteren, die Frauen und die 
Geringqualifizierten sehwer. Doeh die Eingliederungsehaneen sind regional - bis hin zum 
einzelnen Stadtteil - ungleieh verteilt und von der Arbeitsmarktlage abhängig (Hirsehenau- 
er 2003). Gegen die Massenarbeitslosigkeit hilft nur eine gleiehzeitig soziale und flexible 
Strategie, die auf den Zusammenhang von Sozialpolitik und Bildung abstellt (Allmendin- 
ger/Leibfried 2005: ).'^ Hartz plus setzt auf soziale Sieherheit zur Stabilisierung der gesell- 
sehaftliehen Entwieklung. 



18 Vgl. Enquete-Kommission „Globalisierung der Weltwirtschaft - Herausforderungen und Antworten.“ 
Bundestagsdrucksache 14/9200, Kapitel 4.3.2. 

19 Vgl.: International Labour Organisation (Hrsg.) (ILO): "Social Security for a Better World"; 

- URL: http://www.ilo.org/public/german/region/eurpro/bonn/aktuelles_ses.htm. 
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Abbildung 2.6: Regionale Strukturelemente 
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2.2 Internationale Erfahrnngen 

Die Kombilohn-Tradition ist international unterschiedlich. Dabei sind Modelle anzutreffen, 
die unbefristet, aber einkommensabhängig sind. Manche sind nur für neue Geringverdiener- 
Jobs konzipiert. Andere stellen nur auf spezielle Zielgruppen von Langzeitarbeitslosen ab. 
Im Hartz-Konzept werden good-/best-practice-^e\spK\Q geprüft, den Schweden, Dänemark 
und die Niederlanden vollzogen haben. 

Der niederländisch-skandinavische Ansatz 

Als nach 1992 in anderen Ländern die Arbeitslosenzahlen stiegen, meldete das Centraal 
Bureau voor de Statistiek für die Niederlande sinkende Werte. In den zehn Jahren bis 2002 
wurde die niederländische Erwerbslosenquote von 6,2 vH auf 2,7 vH mehr als halbiert 
(Stand: 06/2004: 4,8 vH), während sie in Deutschland kontinuierlich anstieg. Die nieder- 
ländische Arbeitslosenstatistik erfasst Frührentner, Arbeitsunfähige, Teilnehmer an Be- 
schäftigungsmaßnahmen und in subventionierter Arbeit nicht als arbeitslos. Vor allem die 
Zahl der Arbeitsunfähigen ist enorm gestiegen und die „Entseniorisierung“ hat ein erhebli- 
ches Ausmaß angenommen. Von den Niederländern, die älter als 55 sind, steht nur jeder 
Dritte dem Arbeitsmarkt zur Verfügung. Überdies meldet das „Beschäftigungsobservato- 
rium“, eine Datensammlung der Europäischen Union, dass offenbar nur ein Teil der arbeits- 
losen Erwerbsbevölkerung bei der Arbeitsverwaltung gemeldet sei.^° 

In den Niederlanden wurden Lohn senkende Flexibilisierung und Zeitarbeit gängige 
Praxis (Abkommen von 1982 in Wassenaar). Die Teilzeitquote erreichte mit 40 vH ein 
Rekordniveau, in den Familien arbeiteten beide Partner für jeweils geringere Löhne, und 
die Unternehmen konnten die Zahl der Beschäftigten ihren wirtschaftlichen Bedürfnissen 
leichter anpassen. Rund 3 vH des gesamten Arbeitsvolumens wurden schon Ende der 90er 
Jahre im Rahmen von Zeitverträgen erledigt, während es in Deutschland rund 0,6 vH sind. 
Der Anteil der Teilzeitarbeit an den insgesamt rund 7 Mio. Beschäftigungsverhältnissen 
beläuft sich auf über 2,5 Mio. Ein nicht unerheblicher Anteil (ca. 300.000 Jobs) sind Mini- 
löhne für weniger als 12 Stunden Arbeit in der Woche. 

Das Programm Specifieke Afdrachtskorting (SPAK) sieht vor, für Arbeitnehmer, die 
weniger als das 1,15-fache des Mindestlohnes (auf der Basis von 32 Stunden Wochenar- 
beitszeit) erhalten, die vom Unternehmen abzuführenden Sozialabgaben zu kürzen. Für 
Langzeitarbeitslose ist die entsprechende Entgeltgrenze - gemessen am früheren Lohn - 
mit dem 1,3-fachen des Mindestlohnes festgesetzt. Bei einer 37-Stunden-Woche beträgt der 
gesetzliche Mindestlohn in den Niederlanden 7,89 6. Seit dem 1. Januar 1998 wurden die 
Sozialabgaben (bei 36 Stunden Wochenarbeitszeit) um 3.660 Gulden (1.660 6) pro Jahr 
gekürzt. Dies entspricht praktisch einer Befreiung der Arbeitgeber von den Sozialbeiträgen. 
Die monatliche Förderung liegt bei knapp 150 6. Etwa 10 bis 15 vH aller Arbeitnehmer 
werden von subventionierten Sozialbeiträgen erreicht, die meisten sind Teilzeitbeschäftigte. 
Die Nettoeffekte aus den verschiedenen Maßnahmen auf die Arbeitsnachfrage sind aller- 



20 Bei Erwerbslosenzahlen gibt es gravierende Definitionsprobleme, welche die Erfolge relativieren. Nach der 
Methode der OECD sind Sozialhilfeempfanger, „Vollbehinderte“ und Arbeitnehmer auf subventionierten 
Arbeitsplätzen arbeitslos. In den Niederlanden sind jene arbeitslos, die einen Job mit mehr als 12 Wochen- 
stunden suchen. Sozialhilfeempfanger fallen heraus. Zudem besteht für Personen über 57,5 Jahre beim Ar- 
beitsamt keine Meldepflicht mehr, genau wie für Alleinerziehende mit Kleinkindern. Das erklärt, warum die 
Zahl der Hilfeempfanger stärker gestiegen ist, als die der Arbeitslosen, deren Zahl faktisch unbekannt ist. 
Nach den Definitionen der OECD ist die Arbeitslosigkeit demnach nicht geringer als in Deutschland. 
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dings nicht exakt quantifizierbar, weil die Langzeitarbeitslosigkeit erst durch gezielte För- 
dermaßnahmen reduziert wurde. Hinzu kamen staatliche Lohnsubventionen in erheblichem 
Umfang. Mit dem Flexecurity-Gesetz von 1999 wurden befristete Beschäftigung und Zeit- 
arbeit weiter dereguliert (verlängerte Verleihdauer, Kettenarbeitsverträge). Die Ursache der 
geringen Arbeitslosigkeit in den Niederlanden ist die durchschnittlich geringere wöchentli- 
che Arbeitszeit aufgrund des hohen Teilzeitanteils in den Niederlanden (Salverda 2000). 
Seit Juli 2000 besteht ein Rechtsanspruch auf Teilzeitarbeit. 

In vielen skandinavischen Ländern wird seit längerer Zeit eine durchgreifende Akti- 
vierungspolitik verfolgt. In Dänemark wurden öffentliche Beschäftigungsprogramme etab- 
liert (Aktivlinie), in dem bereits 1999 über 70.000 Menschen tätig waren. Das entspricht 
etwa 3 vH der Beschäftigten. Die Leistungshöhe beträgt bei kürzerer Bezugsdauer über 
90 vH des früheren Nettolohns. Die dänische Arbeitslosenpolitik ist 40 vH teuerer als die in 
Deutschland (Gillen 2004: 116). Trotz Mindestlohn, er liegt bei 12 €, sind heute ein Viertel 
weniger Sozialhilfeempfänger in der Statistik. Allerdings gibt weniger Sonderschutzrechte, 
dezentrale Lohn Verhandlungen, die Verpflichtung zumutbare Jobs anzunehmen und keinen 
Kündigungsschutz. Die Arbeitslosigkeit nahm von 12,5 vH (1993) auf unter 6 vH (2004) 
ab. Ein Drittel der Arbeitskräfte wechselt binnen eines Jahres die Arbeitsstelle innerhalb 
des Betriebes oder in eine neue Firma. Voraussetzung für solche Risikofreudigkeit ist u. a. 
ein Arbeitslosengeld in Höhe von 90 vH des früheren Verdienstes, das bis zu vier Jahren an 
besonders gefährdete Niedriglohngruppen gezahlt wird. Die Statistik ist lückenhaft, Lang- 
zeitarbeitslosigkeit wird nur partiell abgebildet (Frührentner, Kranke, Weiterbildung).^* 

In Schweden wurde bis 1985/86 mit einer auf Vollbeschäftigung ausgerichteten mak- 
roökonomischen Politik versucht, gegen den internationalen Trend anzukämpfen. Erst nach 
der Deregulierung der internationalen Finanzmärkte (1985/86) schloss sich Schweden der 
Angebotspolitik an, was zu einer nachhaltigen Veränderung des zuvor staatlich gesteuerten 
Zinsniveaus und zu verstärktem Kapitalexport führte. Als das Sozialprodukt zwischen 1990 
und 1992 deutlich absank, wurden Sozialleistungen gekappt und eine flexiblere Lohnpolitik 
betrieben (Kaufmann 2003: 172-179). Dennoch erhalten Arbeitslose je nach Versicherungs- 
dauer aus der Arbetslöshetsförsäkring bis zu 60 Wochen Unterstützungszahlungen (125 bis 
305 € pro Woche). Im Unterschied zu Deutschland hat Schweden die Steuern für Besser- 
verdienende erhöhf. Ferner liegf die Frauenerwerbsquofe höher. 72,5 vH der schwedischen 
Frauen sind erwerbsfäfig, viele von ihnen arbeifen Vollzeif. Fasf die Hälfte der Kinder unter 
drei Jahren wird in Kindertagesstätten betreut, in Deutschland sind es gerade 10 vH.^^ Er- 
ziehungsgeld (durchschnittlich 1.240 6 für Frauen und 1.513 6 für Männer, im Regelfall 
80 vH des Lohns) und flexibel einsefzbarer Erziehungsurlaub ermöglichen es zudem vielen 
Elfem, Bemf und Familie besser zu kombinieren.^^ Hinzu kommen die farifvertraglich 
fesfgelegfen Zeifkonfen. Schwedens Arbeifslosenquofe hatte sich nach ihrem Höchsfsfand 



21 Vgl. Hannes Gamillscheg: „Dänische Brücken. Arbeitslosigkeit ist für Skandinavier nur die kurze Pause 
zwischen zwei Jobs - dank Aktivierung und Fortbildung.“ In: FR, Nr. 235, 08. Okt. 2004, S. 24-25. 

Vgl. derselbe: „Dänen schaffen rasch neue Jobs. Unternehmer heuern und feuern ganz nach Bedarf. Zumin- 
dest die offizielle Arbeitslosenstatistik glänzt dennoch.“ In: FR, Nr. 213, 13. Sept. 2005, S. 12. 

22 Die marktüblichen Preise für hochwertige Betreuung sind von den meisten Familien nicht allein zu tragen. 
Mit einer geänderten Betreuungspolitik erklärt Esping-Andersen die Vorbildfunktion des nordischen Mo- 
dells und den Hauptunterschied zum amerikanischen Niedriglohnsektor. Vgl. Gösta Esping-Andersen: „Aus 
reichen Kindern werden reiche Eltern. Vorschläge, wie die Politik dem Phänomen der sozialen Vererbung 
entgegensteuem kann.“ In: FR, Nr. 297, 20. Dez. 2003, S. 7. 

23 Vgl. Hannes Gamillscheg: „Das , schwedische Modell’ ist vorbildlich. Dank Eltemurlaub und einkom- 
mensabhängigem Erziehungsgeld sind Familie und Beruf vereinbar.“ In: FR, Nr. 214, 14. Sept. 2004, S. 5. 
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von 9,9 vH im Jahre 1997 bis 2002 mehr als halbiert, ist aber seitdem wieder angestiegen. 
Sehweden übertrifft insgesamt die von der Projektgmppe „Besehäftigung“ der EU aufge- 
stellten Ziele (Calmfors/Skedinger 1995). 

Die angelsächsische Ansatz 

Bis in die seehziger Jahre gab es in den USA nur ein karges Sozialhilfeprogamm für Al- 
leinerziehende (Aid for Families with Dependent Children - AFDC). Während des Viet- 
namkrieges und der Bürgerreehtsbewegung wurde der war against poverty ausgemfen. Als 
der Protest naehließ, kam es zum welfare backlash (Piven/Cloward 1977; 1986: 369-378). 
Die Sozialhilfereform Clintons {Worirfare Instead of Welfare) senkte die Zahl der Sozialhil- 
fefamilien von 5 Mio. (1994) auf 2 Mio. (2003) dureh Fördern (welfare) und Fordern 
(workfare). Der Verdienst von Niedrigverdienem wurde auf die Transferleistung bezie- 
hungsweise Steuerzahlungen angereehnet (vgl. Kapitel 5.3). Zwisehen 1968 und 1980 wur- 
den Sozialexperimente gemäß der negativen Einkommensteuer initiiert, die auf drei Quel- 
len beruhen: Milton Friedman (1962), Robert Theobald (1963) und James Tobin (1965) 
(Gerhardt/Weber 1983; Otten 1977; Robins et al. 1980; van Almsiek 1981; Vander- 
borght/Parijs 2005). 

Der US-Arbeitsmarkt gilt als Muster der Workfare-Politik. Der US-amerikanisehe Ge- 
ringverdiener-Zusehuss Earned Income Tax Credit (EITC) variiert naeh Einkommen und 
Kinderzahl der Bedarfsgemeinsehaft. Die Lohnsubvention verläuft in drei Phasen (fette 
Linie, Abbildung 2.7). Bis zur ersten Einkommensstufe y’ (phase-in) wäehst der Zusehuss 
linear, steigt dann weniger steil an bis zum Punkt und geht über die 45“-Linie hinaus. Im 
Einkommensbereieh drei (phase-out) wird die Gutsehrift je naeh Haushaltstyp bis auf Null 
gesenkt. Ab der Transfergrenze bei y^ ist ein reduzierter Steuersatz zu entriehten bis zum 
Kniek, ab dem Steuern in vollem Umfang anfallen. Ein Ehepaar mit zwei Kindern ist bis zu 
einem gemeinsamen Jahreseinkommen von maximal 34.692 $ bedürftig (2003). Den ma- 
ximalen Förderzusehuss (4.204 $) erhalten Familien bei einem Verdienst zwisehen 
10.510$ und 14.730 $. Im Jahreseinkommensbereieh zwisehen 14.730 $ und 34.692 $ 
verringert sieh der Steuerbonus je naeh Haushaltstyp Dev EITC umfasst 19,3 Mio. Personen 
(15 vH aller Erwerbsverhältnisse), die durehsehnittlieh 1.634 $ (ea. 150 $ monatlieh) erhal- 
ten (2003). Im Gegensatz zur negativen Einkommensteuer wird kein proportionaler Ab- 
zinsungsfaktor für Hinzuverdienste angelegt. Eine weitere Besonderheit ist die garantierte 
Mindestsieherung auf dem Niveau von G, die beim EITC nieht vorgesehen ist. 

Der EITC setzt auf Armutsbekämpfung und Aktivierung. Die Steuergutsehrift wird 
dureh Mindestlöhne (Living Wages) ergänzt.^'' Waren im Jahr 1990 68 vH der Alleinerzie- 
henden berufstätig, sind es heute 79 vH. Doeh Kinderbetreuung ist nieht fläehendeekend 
organisiert. Für maximal fünf Jahre können Arbeitslose am Programm Temporary Assistan- 
ce for Needy Families (TANF) ohne Reehtsansprueh partizipieren. Überdies werden Es- 
sensmarken und medizinisehe Hilfe gewährt. Community Jobs sind obligatoriseh. 



24 Neuere Forschung zeigt, dass Nachfragemonopolisten (Monopson) ansonsten Löhne unterhalb der Markt- 
löhne durchsetzen können (Card/Krueger 2000). Zudem wurde in einer Studie, die den Effekt von Mindest- 
löhnen auf die Fast-Food-Industry untersuchte, festgestellt, dass in monopsonistischen Unternehmen eine 
Mindestlohnerhöhung Beschäftigungszuwächse bringt (Katz 1996). Katz war Berater Bill Clintons. Im Ge- 
gensatz dazu lehnt Gregory Mankiw, Berater George W. Bushs, Mindestlöhne ab (Mankiw: 1998: 148). 
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Abbildung 2.1 \ Eamed Income Tax Credit (EITC) 




Quelle: Centre on Budget and Poliey Priorities; Internal Revenue Serviee (IRS); 

- URL: http://www.ebpp.org/; eigene Darstellung 

Der EITC stößt in der Literatur auf ein geteiltes Eeho (positiv: Levine et al. 2004; kritiseh: 
Moffit 2003). Der Zielerreiehungsgrad wird beim Arbeitsmarkteffekt positiv gewertet (lAB 
1999). Alleinstehende und Alleinerziehende erhöhen ihr Arbeitsangebot und größere Fami- 
lien reduzieren es nur geringfügig (Buslei/Steiner 1999; Trabert 1999). In Phase 2 sind die 
meisten Empfänger zu finden und Phase 3 weisf als Gleifzone zu den unferen Vollerwerbs- 
arbeitspläfzen einen degressiven Verlauf auf, den Transfer-Empfänger vermeiden oder 
Einkommen versehweigen, um vom maximalen Zusehuss zu profitieren. 

Beim Ifo-Modell der aktivierenden Sozialhilfe lassen sieh Parallelen zum EITC und am 
Programm Wisconsin- Works (W-2) erkennen. Die Übertragbarkeit leidet indes an der gerin- 
gen Teilnehmerzahl. Im lF-2-Programm werden derzeit nur 15.849 Personen betreut. 60 vH 
der betreuten Familien leben trotz Arbeit, Unterstützung und Kinderbetreuung und indivi- 
duellen Betreuungsplänen weiterhin an der Armutsgrenze. Die restliehen 30 vH werden 
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nicht mehr in der Statistik erfasst. Das Sozialprogramm ist für die Privatfirmen, die es 
verwalten, finanziell profitabel. Privatwirtschaftliche Vermittler gerieten mit fingierten 
Fallzahlen unter Betrugsverdacht.^^ Problemgmppen des Arbeitsmarktes werden i. d. R. 
nicht professionell genug beraten, qualifiziert und motiviert. Bei einer privatisierten Sozial- 
bürokratie, die von Vermittlungsprämien lebt, haben Menschen mit Handicaps schlechte 
Chancen (u. a. Drogenkranke, psychisch oder physisch Kranke). Üppig ausgestattet ist das 
privatisierte working /joor-Programm ohnehin nicht. 

Im britischen Hybridsystem sind noch alle drei Prinzipien der Wohlfahrtsstaatstypen 
vereinigt: Universalität, umfassende Risikoabsichemng und Angemessenheit der Leistun- 
gen (Schmid, J. 2002: 161-177). Die Labour-Regierung Großbritanniens setzte die Sozialre- 
formen der Ära Thatcher fort und übernahm im Working Families ’ Tax Credit (WFTC) 
wesentliche Prinzipien der US-amerikanischen wor^re-Strategie. Die Welfare-to-Work- 
Programme sollen Transferempfänger aktivieren (Arbeitslose, Behinderte, Alleinerziehen- 
de). Transferleistungen unterliegen einer strengen Bedürftigkeitsprüfung, liegen feils unter- 
halb des Existenzminimums. Der Geringverdiener-Zuschuss richtet sich nach dem Ver- 
dienst und der Höhe der Ersparnisse des Leistungsempfängers und seines Lebenspartners, 
nach der Anzahl und dem Alter der Kinder. Die Einkommensgrenze für den vollen Zu- 
schuss liegt mit etwa 120 € sehr niedrig. Für jedes Pfund, das die Einkommensgrenze über- 
schreitet, wird Family Credit um 70 Pence gekürzt. Die harten Einschnitte stießen auf ge- 
ringen Widerstand, weil Gewerkschaftsrechte zuvor radikal beschnitten und der Wohl- 
fahrtsstaat in Großbritannien nie so stark durch einen gesellschaftlichen Konsens getragen 
wurden (Schmid, J. 2002: 174). Armut und Einkommensungleichheit nehmen zu (Pax- 
ton/Dixon 2004). Die wirtschaftliche Dynamik leidet in Großbritannien unter der verhalte- 
nen Arbeitsproduktivität.^* Trotz Arbeitgeberprotest wurde 1999 der National Minimum 
Wage eingeführt und seither um 40 vH auf 7,38 € erhöht (Stand: 10/2005). 

Vergleich der Arbeitsmärkte 

Arbeitsmärkte, Sozialtraditionen und gesellschaftliche Leifbilder unferscheiden sich feils er- 
heblich. Ebenso sieben divergierende Sfafisfikmethoden einer Vergleichbarkeif enfgegen 
wie die Qualifikationsstmktur, die Teil- und Zeifarbeifsquofe, die Frauenerwerbsquofe, der 
Diensfleistungsanfeil und der Grad an Arbeifsverpflichtung. Zur vergleichenden Arbeifslo- 
sensfatisfik in sechs europäischen Ländern (Großbritannien, Niederlande, Dänemark, 
Frankreich, Westdeutschland und Belgien) stellte Richard Layard fest: In jedem der Länder 
sei die Arbeitslosigkeit 1989 viel höher gewesen als 1975, obwohl es Ende der achtziger 



25 Vgl. Ulrike Krickau: „Armut ist Realität des Wisconsin-Modells. Nur zehn Prozent der früheren Arbeitslo- 
sen im US-Staat können ihr Leben bestreiten. , Politisch ein Erfolg’.“ In: FR, Nr. 255, 01. Nov. 2004, S. 34. 

26 Vgl. Ulrike Krickau: „Die Erfolgszahlen sind dürftig. Von 1200 betreuten Menschen haben 140 Arbeit.“ In: 
FR, Nr. 255, 01. Nov. 2004, S. 34. 

27 In dem Film „Bowling for Columbine“ von Michael Moore wird geschildert, wie das privat vom Rüstungs- 
konzem „Lockheed Martin“ verwaltete „Welfare-to-Work“-Programm die welfare-mothers zu working poor 
macht. Die Mutter des sechsjährigen Jungen aus Flint, der eine gleichaltrige Schülerin erschoss, hatte weder 
Zeit noch Geld, sich um die Erziehung ihres Sohnes zu kümmern. Sie wurde trotz ihrer zwei Jobs (70 Stun- 
den/Woche), zu denen sie 80 Meilen fahren musste, wegen Mietrückständen aus der Wohnung geworfen. 

28 Vgl. Peter Nonnenmacher: „’ Großbritannien kein Vorbild für Deutschland.’ Blairs Vordenker erläutert die 
Erfolge New Labours - und empfiehlt das Vorbild der Skandinavier.“ Interview mit Anthony Giddens, in: 
FR, Nr. 269, 18. Nov. 2005, S. 25. 
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Jahre mehr freie Stellen als Mitte der siebziger Jahre gab.^^ Layard vermutet, dass während 
der aehtziger Jahre die Regierungen immer stärker daran seheiterten, die Arbeitslosen zu 
mobilisieren.^® Mittlerweile finden sieh aufgrund der Tendenz zur multikulturellen Gesell- 
sehaft eine ethnisehe Segmentierung, die gesehleehtsspezifisehe und die altersbedingte Ar- 
beitslosigkeit und die interindustrielle Lohnstrukturfiexibilität. Länder mit hohen Lohner- 
satzleistungen waren besehäfligungspolitiseh erfolgreieher als Großbritannien (Knuth/- 
Sehweer/Siemes 2004: 80). 

In den Deregulierungsländem Neuseeland, Großbritannien und den USA ist die Ar- 
beitslosigkeit nur gering gesunken, dafür aber die Einkommenssehere auseinander gegan- 
gen. Außerdem sind viele Mensehen trotz sinkender Sozialhilfezahlen arm, obwohl sie 
erwerbstätig sind. Deutsehland ist auf dem besehrittenen Weg in die Niedriglohnfalle, aus 
der Geringverdiener immer seltener herausfinden (Rhein/Gartner/Krug 2005). Der OECD- 
Indikator, weleher das durehsehnittliehe Niveau der Arbeitslosenunterstützung misst, weist 
für die Vereinigten Staaten den zweitniedrigsten Wert hinter Japan aus. Dort beziehen rund 
1/6 der Besehäftigten ein Einkommen unterhalb der Armutsgrenze {working poor). Arbeits- 
lose erhalten in den USA lediglieh zwisehen 25 und 35 vH des vorherigen Arbeitseinkom- 
mens. Es wird für höehstens ein halbes Jahr gewährt. Aufgrund des enormen Drueks, einen 
Job zu suehen, ist die Naehfrage bei einfaehen, sehleeht bezahlten Dienstleistungsjobs 
groß.^’ Hinzu kommt, dass seit der Präsidentsehaft G. W. Bushs über 3 Mio. Arbeitsplätze 
vemiehtet wurden. Die Arbeitslosenquote lag 2004 bei 5,6 vH. Wenn in den USA die deut- 
sehe Statistikmethode angewandt würde, läge die Arbeitslosigkeit in den USA bei etwa 9 
vH. Anders formuliert: Die bundesdeutsehe Arbeitslosigkeit läge naeh US-amerikaniseher 
Zählweise unter 5 vH. Ein US-Amerikaner, dessen Einkommen im unteren Zehntel liegt, 
verdient heute (in realer Kaufkraft gereehnet und bezogen auf untersehiedliehe Kaufkraft- 
standards) nur 44 vH des Einkommens eines Deutsehen in dieser Gruppe. Um amerikani- 
sehe Lohnstrukturen zu erreiehen, müsste das Gehalt einer Verkäuferin in Deutsehland von 
1 .000 € auf rund 475 € verringert werden. 

Internationale Vergleiehsstudien zeigen, dass ein expandierender Niedriglohnsektor 
nieht die geringeren Arbeitslosenquoten in den USA, Frankreieh und Kanada erklärt (Card/ 
Kramarz/Lemieux 1999). Darüber hinaus werden die Besehäftigungserfolge vor allem mit 
einer vergleiehsweise geringen Produktivitätsentwieklung erkauft (Ganßmann/Haas 2001: 
22-67). Die Erfolge der amerikanisehen Arbeitsmarktpolitik beruhen weniger an der Akti- 
vierung, sondern an der steigenden Arbeitsnaehfrage v. a. für Teilzeitjobs (Händler 2003: 
233). Erwähnenswert sind etwa für Irland und Spanien die EU-Subvenfionen, was zusäfzli- 
ehe Kaufkraft und hohe Besehäftigungsgewinne braehte (Sehäfer 2002: 22). Hohe In- 
vestitions- und Innovationsquoten werden eher dureh den Versehuldungsboom der privaten 
und der öffentliehen Haushalte ausgelöst (Hiekel 2002). Das US-Waehstum ist labil. 



29 Nachrichtlich: Richard Layard ist emeritierter Ökonomieprofessor an der London School of Economics, 
Arbeitsmarktexperte und Abgeordneter des britischen Oberhauses (House of Lords). 

30 Vgl. Miriam Koch: „Besser ein schlechter Job als gar keiner.“ In: Die Presse (Wien), 26. Juli 2004. 

31 Vgl. Waltraud Peter: „The Eamed Income Tax Credit: A Model for Germany. “ In: American Institute for 
Contemporary German Studies, Working Paper, September 2004. 

32 Bei den letzten beiden US-Rezessionen entließen die Unternehmen keine Mitarbeiter, sondern schlossen ihre 
Zweigniederlassungen. Wer als Arbeitnehmer in einer neuen Branche einen Job sucht, braucht länger, etwas 
Neues zu finden. Vgl. Interview mit Raghuram Rajan, Chefökonom des IWF. Vgl. Michael Backfisch: „A- 
merika wächst kräftig, Europa hinkt hinterher.“ In: Handelsblatt, 11. Dez. 2003, (Online- Artikel). 
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In den USA und Großbritannien nehmen Einkommens- und Vermögensungleiehheit 
zu und die Gefahr der sozialen Desintegration wäehst (Katz/Krueger 1999). Lohnspreizung 
versehärft die materielle Armut und droht die ökonomisehe Basis der sozialen Mittellagen 
zu perforieren (Sehettkat 2001). Hinzu kommt, dass aufgrund fehlender Krankenversiehe- 
rungspflieht in den USA rund 40 Mio. Mensehen ohne Versieh erungssehutz sind. Ferner 
steigen die Analphabetenzahl und die Zahl der Sehulabgänger ohne Absehluss (Kaufmann 
2003: 113-124). Sehließlieh ist die Arbeitslosenquote aueh deshalb niedrig, weil in den 
USA 2 Mio. Mensehen inhaftiert sind.^^ 

Frankreieh verfolgt als „etatistisehe Bastion“ eine kombinierte Besehäftigungsstrate- 
gie, hat ein naeh Berufsgruppen gegliedertes Sozialsystem und eine juristiseh-administrati- 
ve Tradition, die mit der deutsehen vergleiehbar ist.^"^ Die Arbeitslosenquote betrug wäh- 
rend der neunziger Jahre zwisehen 10 und 12 vH, die Jugendarbeitslosigkeit lag bei 20 bis 
25 vH. Frankreieh hat die lange familienpolitisehe Tradition der Familienausgleiehskassen 
(Caisses de compensation). Die Maiunruhen von 1968 waren der Impuls für sozial- und ar- 
beitsmarktpolitisehe Reformen (Mindestlöhne, nationale Tarifverträge, Arbeitsbedingun- 
gen). Ab 1982 wurde die Tarifpolitik zunehmend in die Betriebe rüekverlagert. Bei der seit 
1958 bestehenden Arbeitslosenversieherung (ASSEDIC), sie ist paritätiseh finanziert und 
verwaltet, sind Konflikte zwisehen Staat und Arbeitgebern über Zuständigkeit und Finan- 
zierung üblieh (Kaufmann 2003: 229-237). Die ASSEDIC ist seit 1967 ebenfalls für die 
steuerfinanzierte Sozialhilfe zuständig (Aide Sociale). Elemente eines Familienlohns sollten 
den Druek der Gewerksehaften auf höhere Löhne abmildem (Kaufmann 2003: 216-224). 

In Frankreieh werden Sozialversiehemngsbeiträge für Arbeitgeber subventioniert, 
Mindestlöhne sind seit 1950 etabliert. Die französisehe Kombilohnvariante {Prime Pour 
l’Emploi, PPE) wird derzeit als Sehlüsselelement der Arbeitsmarktpolitik ausgebaut. Die 
Besehäftigungsprämie wird wie bei der Negativsteuer abhängig vom Einkommen der Ge- 
ringverdiener festgelegt und von der Einkommensteuer abgezogen oder im Falle einer 
Niehtveranlagung wegen zu geringen Einkommens direkt ausgezahlt. Im Jahre 2004 gab es 
8,8 Mio. Bezieher der Besehäftigungsprämie. Firmen werden sehon seit 1995 bei Gering- 
verdienem von den Sozialzusehlägen {Allocations Familiales) dureh eine degressive Rüek- 
vergütung begünstigt. Revenue Minimum d Insertion (RMI) erhalten Langzeitarbeitslose in 
Höhe von 411 6, die für seehs Monate vermittelt werden und 20 Std./Woehe arbeiten. Die 
Firmen müssen nur die Differenz zwisehen RMI und dem Mindestlohn SMIC {Salaire Mi- 
nimum Interprofessionnel de Croissance) sowie Steuern und Abgaben entriehten. Das 
SMIC beträgt 8,03 € (1.357,07 6/169 Std.) (Stand: 2005) und wird jährlieh neu angepasst. 
Die degressive Rüekvergütung reieht vom einfaehen bis zum 1,33-faehen SMIC. Für einige 
Industrien und Regionen sind höhere Rüekvergütungen bis zum zweifaehen Mindestlohn 
vorgesehen, was einer Arbeitskostenreduziemng um bis zu 20,8 vH entsprieht. Der Ar- 
beitskostenzusehuss orientiert sieh am Preisindex und sehließt etwa 5 Mio. Besehäftigte ein 
(Sehupp/Volz/Zwiener 1999). Frankreieh gibt 15 Mrd. € jährlieh für 500.000 neue oder 



33 Die Zahl der inhaftierten Erwachsenen liegt in den USA mehr als zehnmal so hoch wie im EU-Durchschnitt. 
1993 waren es in den USA 546, im Bundesstaat Georgia 730 pro 100.000 Erwachsene (EU: 43; Deutsch- 
land: 65) (Schäfer 2002). Ein Zehntel der schwarzen Männer zwischen 25 und 29 Jahren sitzt ein. 

34 In der Studie „Sozialdemokratische Antworten auf integrierte Märkte - Dritte Wege im internationalen 
Vergleich“ werden vier Länderbeispiele vorgestellt (Schweden, Niederlande, Großbritannien, Frankreich). 
Vgl. Wolfgang Merkel/Christoph Egle/Christian Henkes/Alexander Petering: „Wider die Erstarrung. Auf 
der Suche nach Reformansätzen für Deutschland.“ In: FR, Nr. 285, 06. Dez. 2003, S. 2. 
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gesicherte Arbeitsplätze vor allem im Handel aus (Rhein 2003). Das SMIC beflügelt den 
Konsum und damit die Beschäftigung, ist aber in vielen Branchen ein Maximallohn. 

Zwischenfazit 

Wohlfahrtsregimes wurden nach der Typisierung Esping-Andersens verglichen und unter- 
schiedlich starke Wohlfahrtsstaatlichkeit (Dekommodifikation) sowie eine Übertragungs- 
asymmetrie finden. Sozial gesicherte Zeit- und Teilzeitarbeit und verdeckte Arbeitslosigkeit 
{welfare leavers) nehmen stark zu. Flexicurity ist ein Distributionsproblem: kurze Vollzeit 
zu geringerem Lohn für alle.^^ Beschäftigungserfolge sind nicht auf reduzierte Arbeitneh- 
merrechte zurückzuführen. In Spanien gibt es trotz rigider Regulierung große Beschäfli- 
gungserfolge. In Großbritannien nimmt die Beschäftigung erst seit dem antizyklischen Kurs 
in der Fiskalpolitik zu. Im Fall von Deutschland und den Niederlanden spielen Marktrigidi- 
täten eine untergeordnete Rolle (Schettkat 2005: 268-278). Arbeitsmärkte funktionieren 
nach der Strategie worlfare statt welfare nicht besser (Händler 2003). 

Die europäische Beschäftigungsstrategie (EBS) hat für die Mitgliedsländer verbindli- 
chen Charakter. Spielräume begründen länderspezifisch abweichende Strategien gegen 
Arbeitslosigkeit. Bemerkenswert ist, dass die Hartz-Rezepte nur in Deutschland verschrie- 
ben wurden (Konle-Seidl 2005: 7). Dutzende Länder erlebten starke Wachstumsphasen, 
andere erfüllen die klassischen Reformkriterien, sind aber ökonomisch wenig dynamisch 
und verzeichnen eine niedrige Produktivität. Gemeinsam scheint beim Benchmarking nur 
die robuste Konjunktur zu sein.^^ Manche Reformmodelle besitzen einkommensabhängige 
Kombilöhne, die auf Personen mit geringem Verdienstpotenzial abzielen (Kaltenbom/Pilz 
2002). Die Erfahrungen mit Lohnsubventionen in Frankreich, Großbritannien oder den 
USA sind unterschiedlich und nicht immer positiv zu bewerten (Schelkle 2000). Nach den 
Kriterien Armutsvermeidung, sozialer Ausgleich und Produktivitätsentwicklung schneidet 
das schwedische Modell am besten ab. In den Niederlanden werden Beschäfligungserfolge 
mittel- und langfristig durch vernachlässigte Innovationen neutralisiert (Kleinknecht 1998). 
Durch im internationalen Vergleich günstige Lohnstückkosten konnten die Niederlande ihre 
Wettbewerbsfähigkeit gegenüber Deutschland zeitweise verbessern und massiv Marktantei- 
le gewinnen. Dieser reale Abwertungseffekt lässt unterdessen nach und die Arbeitslosigkeit 
steigt wieder (Flassbeck/Spiecker 2002). In Schweden bestechen die großen Anstrengungen 
für Bildung, Kinderbefreuung und Ganzfagsschule. Daran orientiert sich Hartz plus. 



2.3 Beschäftigungspotenzial und Lohnstruktur 

Die Strategiekonzepte gehen von einem Arbeitskostenproblem in haushaltsnahen Dienst- 
leistungssektoren mit niedriger Produktivität aus (Zukunftskommission 1998). 

Beschäftigungspotenzial 

Unter Zugrundelegung von internationalen Beschäftigungsquoten werden brutto über 4,6 
bis 9,5 Mio. Arbeitsplätze (netto 1,3 bis 2,4 Mio. Personen) erwartet (Klös 1997, 2000; 



35 Vgl. Helmut Spitzley: „Kurze Vollzeit für alle. Plädoyer für eine andere Arbeitskultur.“ In: FR, Nr. 211, 10. 
Sept. 2003, S. 9. 

36 Vgl. Thomas Fricke/Mark Schieritz: „Strebercheck: Aus den Talkshows in die Entzauberung.“ In: FTD, 17. 
Nov. 2005 (Online-Artikel). 
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Mitschke 2000; Sesselmeier 2001). Das DIW schätzt 2,8 Mio. Personen. Davon kommen 
640.000 aus der Arbeitslosigkeit, 630.000 aus der Stillen Reserve I und 1,5 Mio. aus der ar- 
beitsmarktfemen Stillen Reserve II (Holst 2000). Bedingt durch die „Kostenkrankheit von 
Dienstleistungen“ werde dieses Potenzial nicht ausgeschöpfl (Baumol 1967). Neue Hilfs- 
kräften werden im Handel, im Reinigungs- und Instandhaltungsgewerbe, in der Gastrono- 
mie und bei sozialen und personenbezogenen Dienstleistungen erwartet (Goworek 2003: 
17-34). Im industriellen Bereich, bei einfachen Bürotätigkeiten und bei Lager- und Trans- 
portarbeiten erfolgt ein weiterer Abbau (Dostal 2001: 18). 

Berufe mit Niedriglöhnen 

In 650 Berufen, vor allem in der Gastronomie sowie bei Putzjobs oder bei Sicherheitsfir- 
men sind Löhne unter 6 € (brutto) keine Seltenheit. Jeder achte Vollzeitbeschäftigte (2 Mio. 
Vollzeitbeschäftigte im Westen und 400.000 im Osten) sowie die Hälfte der erwerbstätigen 
Armen erhalten Armutslöhne (Strengmann-Kuhn 2004). Geringverdiener erreichen weniger 
als die Hälfte eines Durchschnittsentgelts für Vollzeitarbeit (Schäfer 2003a). Nach den 
SOEP-Daten realisieren 81,8 vH der Erwerbstätigen in Deutschland einen Nettolohn über 
der Armutsgrenze. Im Umkehrschluss heißt dies, dass 18,2 vH der Erwerbstätigen mit 
Niedriglöhnen auskommen müssen (Strengmann-Kuhn 2004). Über 2,1 Mio. oder 12 vH 
der Vollzeitbeschäftigten erzielen einen Armutslohn von unter fünfzig Prozent des Durch- 
schnittsgehalts. Rund ein Drittel aller Vollzeitbeschäftigten im Westen (6,3 Mio. Personen) 
erhalten weniger als 75 vH des durchschnittlichen effektiven Vollzeitverdienstes (2.884 € 
brutto). 4,2 Mio. Niedriglohnempfänger verdienen nur zwischen 50 und 75 vH des durch- 
schnittlichen Standardlohns. 2,1 Mio. Beschäftigte erzielen weniger als die Hälfte des 
Durchschnittslohns (1.442 6 brutto, netto 1.021 6). Branchentarife gelten für Beschäftigte 
im Westen zu zwei Drittel, im Osten nur für die Hälfte aller Beschäftigten. Das Wirt- 
schaftsministerium gibt den Anteil der Allgemeinverbindlichkeitserklärungen (AVE) mit 
lediglich 0,8 vH an. Daher ist die These irreführend und falsch, Langzeitarbeitslosigkeit 
läge an zu hohen Löhnen für gering Qualifizierte.^^ 

Zwischenfazit 

Arbeit sei im Übermaß vorhanden, nur eben zu teuer. Zusätzliche reguläre Jobs sollen im 
Bereich haushaltsnaher, personengebundener, sozialer, rationalisierungsresistenter Dienst- 
leistungen entstehen. Erwerbsarbeit schützt vor materieller Armut nicht. Zudem ist der 
Arbeitsplatz-Optimismus für Einfacharbeitsplätze überzogen (Spermann 2001: 155-158).^® 
Ein entriegelter Arbeitsmarkt wird die Langzeitarbeitslosigkeit nicht auflösen. 



37 Es gibt zahlreiche Regelungskorridore, Gestaltungsspielräume, Unterschreitungsmöglichkeiten tarifvertrag- 
licher Mindestnormen und speziell beim letzten Punkt zahlreiche Öffnungsklauseln (in 35 vH aller Betriebe 
und 22 vH aller Dienststellen). Gezählt werden 791 Branchen- wie Firmentarife zur Altersteilzeit, 300 Ta- 
rifbereiche zur Altersvorsorge sowie einen weiten, oftmals nicht ausgeschöpften Verknüpfungsbereich ge- 
setzlicher und tariflicher Regelungen u.a. beim Arbeitnehmerüberlassungsgesetz (AÜG), wo das Prinzip „e- 
qual pay“ über- oder unterschritten werden kann, bei der Allgemeinverbindlichkeitserklärung (AVE), beim 
Arbeitnehmer-Entsendegesetz (AEntG), bei tariflichen Mindeststandards, die auch durch Tariftreueerklä- 
rung unterstützenswert ist und beim Mindestarbeitsbedingungsgesetz von 1952 (MinArbBG). 

38 Vgl. Norbert Walter: „Es werden zwei oder drei Familienmitglieder arbeiten müssen, damit es zum Leben 
reicht.“ In: Volksstimme (Magdeburg), 11. Feb. 2005 (Online- Artikel). 

39 Vgl. Fritz W. Scharpf: „Sozialstaaten in der Globalisierungsfalle? Lehren aus dem internationalen Ver- 
gleich.“ 

- URL: http://www.mpi-fg-koeln.mpg.de/people/fs/aktuelles2000rede_de.html. 
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2.4 Hartz plus - Zwischenfazit 

Die Hartz-Kommission und die meisten Wirtschaftsforscher fokussieren auf strukturelle 
Faktoren der Langzeitarbeitslosigkeit und vernachlässigen die Konjunktur (BMWi 2006). 
Firmen haben sehr konsequent ihr Mitarbeiterportfolio flexibilisiert und wurden von der 
Politik darin unterstützt. Ältere oder unzureichend qualifizierte Arbeitslose sind häufiger, 
länger oder ganz ohne Job. Gegen die Verfestigungsthese als generelle Ursache der Arbeits- 
losigkeit spricht, dass der deutsche Arbeitsmarkt zweigeteilt ist. Der Bestand ist kein fester 
Block, sondern schlägt sich relativ rasch um. Von der hohen Umschlagshäufigkeit profitie- 
ren vor allem kurzzeitig Erwerbslose. Die Stromgrößenmessung (Zu- und Abgänge am 
Arbeitsmarkt) zeigt für einzelne Beschäftigungsformen, Haushaltstypen, Regionen und 
Wirtschaftssektoren einen enormen Flexibilitätsgrad am Arbeitsmarkt. Weitere Flexibili- 
tätsindizien zeigen sich an atypischen und geringfügigen Beschäftigungsverhältnissen, die 
deutlich zunehmen. Der Arbeitsmarkt wird differenzierter und soziale Ungleichheit wächst. 
Arbeitslosigkeit lässt sich mithin als multifaktorielles System bezeichnen. 

Als gravierendes Entwicklungshemmnis gelten mangelnde allgemeine und berufliche 
Qualifikationen. Mit europäischen Berufsbildungsstandards soll größere Freizügigkeit ge- 
schaffen und Bildungsrenditen erhöht werden (Kopenhagen-Prozess). Dazu gehören die 
modulare Struktur und zertifizierbare Kenntnisse ohne tiefe Theoriestandards {skills and 
qualifications), um die in Lissabon 2000 formulierte Beschäftigungsleitlinie (EBS) zu nor- 
mieren. Weder ein geringeres Ausbildungsniveau, noch die Option Bildung statt soziale 
Sicherung, sind zukunftsweisende Strategien. Aus den good-/best-practice-Beispielen folgt, 
dass familienfreundliche Betreuung, Ganztagsschulen und armutsfeste Sozialtransfers so- 
wie vermittlungsrelevantes Fallmanagement zentrale Steuerungselemente sind. Doch es 
überrascht, dass trotz der für Deutschland vernichtenden Erkenntnisse der internationalen 
PISA-Schülerleistungsstudie Bildungsausgaben vergleichsweise niedrig sind bzw. Einglie- 
derungsleistungen noch abgesenkt werden. 

Die ökonomische Bedeutung des Erfahrungswissens der älteren Mitarbeiter wird von 
vielen Firmen unterschätzt, die obendrein Frühverrentung nutzen. Daher ist bei der Lang- 
zeitarbeitslosigkeit keine spürbare Verringerung zu erwarten. Ein gelockerter Kündigungs- 
schutz ändert am Einstellungsverhalten der Firmen offensichtlich nichts (siehe Kapitel 3.2). 

Schließlich liegen die Arbeitslosenquoten trotz niedriger Arbeitskosten gerade in 
strukturschwachen Regionen Deutschlands besonders hoch (Lutz 2002). 

Hartz plus setzt an diesen Diagnosemängeln an. Zu prüfen ist, ob geringfügige Arbeit 
als soziales Sprungbrett in sichere und bessere Jobs dient, um den Dequalifizierungsdruck, 
Verarmung und soziale Desintegration abzuwenden. 
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Unternehmen klagen über zu hohe Abgaben, Steuern und Löhne. Firmen investieren trotz 
hoher und steigender Gewinne zu wenig. Der Staat spart und die Infrastruktur zerfallt. Trotz 
sinkender Reallöhne steigt die Besehäftigung nieht. Dies deutet auf ein theoretisches Prob- 
lem hin und erklärt, weshalb die Arbeitsmarkt- und Sozialreformen nicht die erwarteten 
Beschäftigungseffekte zeitigen. Weiterhin werden der Stand der Forschung im Bereich der 
internationalen Arbeitsmarkttheorie geordnet und die empirischen Befunde für makroöko- 
nomische Schocks systematisiert. Analyseergebnis ist das von mir als V-Hypothese um- 
schriebene Phänomen der gesellschaftlichen Restrukturierung. 



3.1 Erklärungsdefizite der Mainstream-Ökonomie 

In der herrschenden Rezeption der Wirtschafts- und Arbeitsmarktkrise dominiert das neo- 
klassische Modell des idealen Marktes, wonach Arbeitsangebot und Arbeitsnachfrage ein 
Gleichgewicht bilden, solange vollkommener Wettbewerb und keine asymmetrischen In- 
formationen (und andere Marktstörungen) vorliegen. Führende Forschungsinstitute in 
Deutschland schlussfolgern, der Arbeitsmarkt funktioniere wie jeder andere Markt und die 
Anpassungslast bei Arbeitslosigkeit läge allein bei den Löhnen (Überblick in: Henneber- 
ger/Keller 1996). 

Die neoklassische wage gap-Theorie 

Die Zusammenhänge zwischen Reallohnsatz und Arbeitsstunden werden als Angebots- und 
die Nachfragekonkurrenz am Arbeitsmarkt beschrieben (Abbildung 3.1). Der Reallohn ist 
die unabhängige Variable und wird mathematisch korrekt auf der Abszisse abgetragen 
(anders die ökonomisch gebräuchliche Darstellung). Die Art der Liniendarstellung soll auf 
das Problem hinweisen, dass keine homogene Angebots- und Nachfragekurven unterstellt 
werden können. In der linken Grafik isl das Lehrbuchwissen, in der rechten Grafik isl der 
komplizierte Verlauf der Arbeitsangebotskurve dargestellt, die um die Arbeitsnachfrage- 
kurve oszilliert. Die Linie W-W entspricht einem Arbeitsangebotsmuster, welches eine 
bestimmte Präferenzwahl zwischen Arbeit und Freizeit erfüllt. Für den steigenden Verlauf 
der Lohnsetzungskurve (wage-setting schedule) werden Gewerkschaftsmacht, Elemente der 
Effizienzlohntheorie und Insider-Outsider-Phänomene verantwortlich gemacht (siehe Kapi- 
tel 3.2). Doch die Präferenzwahl zwischen Arbeit und Freizeit kann mehrere Schnittpunkte 
in den verschiedenen Beschälligtensegmenten mit der Arbeitsnachfrage aufweisen. Daher 
muss ein Mindestlohnarrangement auch im neoklassisch definierten Modell keine negativen 
Beschäftigungswirkungen haben (Ragacs 2002: 70). 

Üblicherweise wird unterstellt, die Reallöhne bestimmten die Beschäftigung. Wenn 
der kaufkraftbezogene Reallohn der Grenzproduktivität der Arbeit entspricht, dann herrscht 
Gewinnmaximierung, Vollbeschäftigung und optimale Ressourcenallokation vor, weil jeder 
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Faktor mit der höchsten Grenzproduktivität eingesetzt wird (Faktormobilität zwischen 
Wirtschaftssektoren, Berufen, Arbeitsmarktregionen) (Franz 1996; Siebke 1990: 139-145). 
Die Kurve P nach N korrespondiert mit dem Arbeitsnachfrageverhalten der Fabrikanten, 
die bei einem bestimmten Kapitalstock einer fallenden Grenzproduktivität sowie gegebenen 
Faktor- und Absatzpreisen den Gewinn maximierenden Arbeitseinsatz wählen (price- 
employment schedule). Die Linie P-N verläuft im linken Diagramm konvex zum Ursprung. 
Der gewinnmaximale Gleichgewichtspunkt liegt bei A2=wr0. Vollbeschäftigung ist hier 
erreicht, da das wohlfahrtsoptimierende Arbeitsangebot vollständig absorbiert wird. Ein 
partielles Gleichgewicht bildet sich bei Unterbeschäftigung heraus, wenn zwischen der 
Kurve der unternehmerischen Zugeständnisse und den Lohnforderungen eine Lücke klafft 
{wage gap). Somit wird von einer „natürlichen“ Arbeitslosenquote bzw. Quasi-Equilibrium 
Rate of Unemployment (QERU) bzw. Non-Market Clearing Equilibrium Rate (NERU) 
ausgegangen. Ferner ergibt sich Beschäftigungswachstum (AN) als Differenz der Wachs- 
tumsraten von nominaler Nachfrage (AD) und Nominallöhnen (AW) (Gottschalk 2002). 
Sobald Preise und Löhne genug flexibilisiert seien und sich nach makroökonomischen 
Schocks anpassten, stellt sich das Marktgleichgewicht wieder ein (Jerger 2003: 10). 



Abbildung 3.1: Determinanten der Arbeitslosigkeit (Modelle) 





Quelle: Bean 1994: 576: 
eigene Darstellung 



Quelle: I leine/1 lerr 2003: 136; 
eigene Darstellung 
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Beim „anomalen“ Verlauf der Arbeitsangebotsfunktion sind mehrere Gleichgewichtspunkte 
denkbar. Wenn die Lohnsätze unter das Existenzminimum fallen, dann müssen oft mehrere 
Jobs angenommen und Freizeit bis zur äußersten Leistungsfähigkeit minimiert werden. 
Dieser Effekt ist aus vielen Entwicklungsländern und für die working poor in den USA 
typisch. Mit steigendem Lohnsatz kann das Arbeitsangebot im weiteren Verlauf sinken, 
weil die Subsistenz bei geringerer Arbeitszeit gesichert ist. Eine andere Arbeitsangebotre- 
aktion lässt sich im stark elastisch im Bereich von wr2 vermuten. Bei Lohnsätzen im Be- 
reich eines gesetzlichen Mindestlohns kann das Arbeitsangebot sogar steigen, weil zusätzli- 



40 Zugrunde liegt dem eine Cobb-Douglas-Produktionsfiinktion mit einem konstanten Gewinnaufschlag (mark 
up) der Güterpreise auf die Stückkosten. 
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che Konsumwünsche realisiert werden. In dem Einkommenssegment der Besserverdiener 
werden die Präferenzen eher zugunsten eines größeren Freizeitanteils getroffen und das 
Arbeitsangebot kann sinken, da die Freizeit einen höheren Nutzen verspricht, als ein zusätz- 
licher Verdienst. Der „normale“ Verlauf ist somit nur bei wrl und wr2 anzutreffen. Staat- 
lich festgelegte inflationsindexierte Mindest löhne stützen nicht nur schwache Gewerkschaf- 
ten, sondern lösen innovative Schübe aus, weil mehrere Gleichgewichtspunkte bei ver- 
schiedenen Technologien möglich sind (Heine/Herr 2003a). 

Kritik der Modellannahmen 

Das Arbeitsmarktmodell bezieht sich auf kaufkraftbezogene Reallöhne, nicht auf Nominal- 
löhne."'' Für neoklassische Ökonomen spielt der Unterschied keine Rolle, denn sie un- 
terstellen, dass Nominallohnkürzungen unmittelbar zu neuen Reallöhnen (w) führen. Das 
allgemeine Preisniveau (p) reagiert in einer Wechselbeziehung auf Nominallohnänderungen 
(w/p), was im Modell vernachlässigt wird (Herr 2002b: 7f; Kromphardt 1999b). In Tarif- 
verhandlungen über Nominallöhne verhandelt wird, wobei offen bleibt, welcher Reallohn 
sich entsprechend der Preis- und Lohnniveauentwicklung schließlich ergibt. In der Hartz- 
Kommission herrschte Uneinigkeit, ob Vollbeschäftigung bei drei oder bei sechs Prozent 
Arbeitslosigkeit erreicht sei (Weimar 2004: 98). Die Diskussion hat eine gewisse Tradition, 
denn Gleichgewichtszustände sind nur ein Spezialfall. Die reale Welt mit ihrer Vielzahl von 
Präferenzen und Restriktionen (ceteris-paribus-Klausel) wird in der neoklassischen Theorie 
ausgeblendet. Die Kritik der Arbeitskostenthese steht auf diesen fünf Säulen."*^ 

Ersfens lässt sich keine für die Parfialanalyse unabdingbare homogene Arbeit definie- 
ren (u. a. wegen heterogener Qualifikationsstruktur und Motivationslage, geschlechtsspezi- 
fischen und kulturellen Präferenzen, Besonderheiten der Altersstruktur). Diesem Argument 
begegnet die internationale Arbeitsökonomik, indem eine Vielzahl von Gleichgewichts- 
punkten und Lohnrigiditäten unterstellt werden (Arbeitsschutz, Gewerkschaftsmacht, Effi- 
zienzlöhne, Insider-Outsider- Ansatz). Ein Vorzug der neoklassischen Partialanalyse liegt 
darin, dass jeweils suboptimale Gleichgewichtslösungen für verschiedene Sonderfälle enf- 
worfen werden können. Ein walrasianisches Gleichgewichf lässf sich nicht konstruieren, 
weil weder eine Arbeitsangebots- noch eine Arbeitsnachfragekurve gesamtgesellschaftlich 
ableitbar sind (short-term view). Lassen sich die Beschäftigungsziele der Hartz-Gesetze 
langfristig erreichen, indem höherer Arbeitsangebotsdruck zu einer höheren Arbeitsnach- 
frage führt? Die Vorstellung eines „funktionierenden“ Niedriglohnsektors, wonach ein 
flexibler Lohnmechanismus automatisch seine Arbeitsnachfrage schaffe, ist nicht realistisch 
(Saysches Theorem). Zudem zeigt die Anwendung der Spieltheorie, dass es eine Fülle von 
Erwartungsgleichgewichten und Zuständen wechselseitiger bester Antworten (Nash- 
Gleichgewicht) geben kann."*^ Im Gegenteil können Lohnsenkungen bei Unterbeschäfli- 
gungsgleichgewichten die Arbeitslosigkeit noch erhöhen. Darüber hinaus haben Arbeitneh- 
mer wenig Spielraum, auf Veränderungen der Reallöhne flexibel zu reagieren. Wenn der 



41 Die rechnerische Größe Reallohn ergibt sich aus der Division des Nominallohns durch einen Preisindex 
(zum Beispiel das Preisniveau der Konsumgüter). Dadurch erhält man einen Indikator für die tatsächliche 
(„reale“) Kaufkraft des Nominallohns. In den Tarifverhandlungen wird stets über den tariflichen Nominal- 
lohn verhandelt. - URL: http://www.legamedia.net/lx/result/match/e9fe7c4716ac5368a4adaf4e0ae96ade/in- 
dex.php 

42 Angelehnt an die Argumentation im Lehrbuch von Heine/Herr 2003: 120-140. (Argumente gegen die 
neoklassische Arbeitsmarkttheorie zusammenfassend in: Freeman 1992.) 

43 Eine Übersicht über neuere Ansätze gibt (Flemmig 1999). 
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statische Ansatzpunkt zugunsten eines intertemporalen Ansatzes wechselt, dann ist das 
Ergebnis des Tradeoff zwischen Beschäftigung und Reallohn offen (Hellwig 2004). 

Zweitens hat das Reaktionsschema nach dem Muster des walrasianischen Auktiona- 
tors auf einem vollkommenen Markt nur einen eingeschränkten Informationsgehalt. Die 
Arbeitsnachfrage könne trotz steigender Reallöhne anwachsen et vice versa. In einer Welt 
mit vielen Kapitalgütem gibt es keine einfache Beziehung zwischen fallenden Reallöhnen 
und steigender Arbeitsnachfrage (Harcourt/Laing 1971). Sobald die artifizielle Eingutwelt 
der Neoklassik verlassen wird, ist dieser Fall theoretisch selbst bei unbegrenzt substitutio- 
nalen Produktionsfunktionen mit sinkenden Grenzerträgen denkbar. Die Arbeitsnachfrage 
ist selbst unter der Annahme fallender Skalenerträge (Ertragsgesetz), einer limitationalen 
Produktionsfunktion sowie eines festen Kapitalstocks begrenzt (Kaldor 1973). Konstante, 
selbst steigende Grenzerträge sind theoretisch denkbar und empirisch evident. Auf die lan- 
ge Sicht sind mannigfaltige Determinanten und Substitutionsbeziehungen wahrscheinlich 
(long-term approach). 

Drittens ist die gewinnmaximale Technologie nicht allein technisch, sondern von den 
Inputpreisen definiert. Wie die Preisbildung hängt der Technikeinsatz von verschiedenen 
Parametern ab, v. a. der Summe aller Herstellungskosten exogen vorgegeben Inputkosten 
(indirekte Steuern, Rohstoff- und Vorproduktpreise, Lohn- und Kapitalkosten) und von der 
Wertschöpfung (Heine/Herr 2003a: 453-458)."'"' Es gibt weder eine einheitliche Lohnent- 
wicklung noch eine einheitliche Preisentwicklung für die Kapitalgüter und wachsenden 
Skalenerträge. {Economics of Scale drücken die Kostenreduziemng für jede zusätzlich 
produzierte Einheit aus.) 

Ein weiterer Aspekt ist zu nennen: Auf Preisänderungen für haushaltsbezogene 
Dienstleistungen können Besserverdiener-Haushalte mit zusätzlicher Arbeitsnachfrage nach 
Haushaltshilfen reagieren. Doch die Arbeitsnachfrage- und Angebotsreaktionen hängen von 
soziokulturellen Faktoren und Präferenzstrukturen ab und lassen sich nicht oder nicht aus- 
schließlich in Geldbeziehungen abbilden. Anders gewendet: Der Lohnmechanismus ist 
weder das dominante noch das einzige Allokationskriterium (Sesselmeier/Blauermel 1998). 

Viertens beeinflusst die „gefühlte“ Kostenklemme das Einstellungsverhalten der Ar- 
beitgeber oft stärker als objektive Faktoren (Bizer/Sesselmeier 2004: 46-52; hier: 46). Ge- 
werkschaften und Unternehmer verhandeln zudem nicht über den Reallohnsatz, sondern 
über die Höhe der Nominallöhne. Lohnnebenkosten - indirekt die Reallöhne - werden 
exogen (Gesetze, Geldpolitik, Inflation) determiniert (siehe Kapitel 4.3)."'^ In der Geldöko- 
nomie ist der Reallohnsatz so definiert: w/p (w = Stundenlöhne, p = Preisniveau). Preis- 
überwälzungen verändern nach der keynesianischen Infiationstheorie den Reallohnsatz 
nicht. Schließlich wird durch die Lohnhöhe zwar das Preisniveau auf den Gütermärkten 
festgelegt, aber nicht das Beschäftigungsniveau (Keynes 1955). 

Fünftens: Die Rolle des Arbeitsmarktes ist in der neoklassischen Theorie völlig über- 
höht, wohingegen die Gütermärkte unterschätzt werden. Im keynesianischen Paradigma 
gibt es eine Markthierarchie. Die Vermögens- und Gütermärkte haben Priorität. Das Be- 
schäftigungsproblem liegt in der mangelnden effektiven Nachfrage und der Frage der Ver- 



44 Vgl. Christian Burckhardt: „Den Experten-Projektionen keine dominante Rolle zuweisen.“ Interview mit 
Otmar Issing, in: Börsen-Zeitung, 22. Juli 2004 (Online- Artikel). 

45 Lohnnebenkosten: Ausgaben für alle Arten von sozialer Absicherung, die nicht Bestandteil des Nettogehalts 
sind. Tatsächlich lagen die Lohnnebenkosten seit 1988 trotz der deutschen Einigung fast unverändert bei ca. 
46 vH - und nicht bei 82 vH, wie manche Verbandsvertreter behaupten (Schönwälder 2003). 
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teilung begründet (Sehefold 1995: 39-76; hier: 50 und 73 f.). Die Inlandsnaehfrage, Stmk- 
turpolitik (Bildung, Infrastruktur-, Energie-, Umweltpolitik), Entwicklung der Arbeitspro- 
duktivität und andere makroökonomische Faktoren werden bei der Bewältigung der Jobkri- 
se vernachlässigt. Gleichwohl erfüllt die neoklassische Arbeitsmarkttheorie eine vertei- 
lungspolitische Funktion, unter der die Wissenschaft leidet. Sie wurde als vielköpfige neo- 
klassische Hydra beschrieben, die, als Keynes die General Theory veröffentlichte, drei 
Köpfe gehabt habe: das Saysche Theorem, die Partialanalyse des Arbeitsmarktes und die 
Quantitätstheorie. Keynes glaubte, alle drei Köpfe abgeschlagen zu haben: Den ersten 
Kopf, weil es erhebliche Einwände gegen die Zwangsläufigkeit des Saysche Theorems (Say 
1966) gibt, welches eine allgemeine Nachffageschwäche für unmöglich hält und obsolet 
wurde durch die Kombination aus Liquiditätspräferenztheorie und effektiver Nachfrage 
(Kregel 1988: 19). Die Partialanalyse glaubte Keynes durch seine makroökonomische The- 
orie besiegt zu haben."^^ Den dritten Kopf - die Quantitätstheorie - schien durch einen Dop- 
pelschlag besiegt zu sein. Denn Keynes wies nach, dass (a) eine Erhöhung der Umlaufge- 
schwindigkeit des Geldes nicht zur erhöhten Nachfrage führen muss, weil (b) die Kassen- 
haltung wächst. Zudem glaubte Keynes an die Kraft des Argumentes, dass die Reaktion auf 
Nachfragesteigerungen unterschiedlich verlaufen könne (Mengen oder/und Preisreaktion)."*’ 
Es wuchs mit der Neuklassik ein vierter Kopf nach, den Keynes übersah. Mit der Neuklas- 
sik wurde die Annahme rationaler Erwartungen in die Makroökonomie verankert und die 
Hoffnung verknüpft, die makroökonomischen Aggregate ließen sich als mikroökonomi- 
sches Totalmodell fundieren (Kromphardt, in: Autorenkollektiv 1987: 168 f ). 

Interindustrielle Verflechtungen, Technikwahl und Lohnstruktur 

Um zu klären, ob niedrigere Arbeitskosten mehr Arbeitsplätze bringen, müsste die neoklas- 
sische Theorie auf Basis einer Produktionsfunktion eine aggregierte Arbeitsnachfrage kon- 
sistent nachweisen, die entsprechend auf ein verändertes Arbeitsangebot variabel reagiert 
(Abbildung 3.1). Doch die einzelnen Inputfaktoren werden in einem limitationalen, wenig 
veränderlichen Verhältnis eingesetzt. Der Hintergrund der Hartz-Gesetze ist die Vorstel- 
lung, dass Lohnkürzung zur Entkapitalisierung führt und damit Beschäftigung schafft. Al- 
ternativ könnte man statt einer Budgetrestriktion, die auf dem technologischen Gehalt der 
Produktionsfunktion beruht, wie bei der Verhandlungstheorie eine Preisgleichung heranzie- 
hen (Layard/Nickell/Jackman 1991)."^* Dabei spielen die Marktmacht der Tarifpartner und 



46 Eine „Abrechnung“ mit der These, dass die Arbeitslosigkeit in erster Linie auf eine verfehlte Lohnpolitik 
zurückführbar ist, findet sich im Anhang zum 19. Kapitel der „General Theory of Employment, Interest and 
Money“. Dort setzt sich Keynes mit Pigous „Theory of Unemploymenf ‘ auseinander und weist nach, dass 
der Reallohn nicht primär durch Lohnanpassungen bestimmt wird, sondern durch die Beziehung zwischen 
der Grenzleistungsfähigkeit des Kapitals und dem Zinsfuß (Keynes 1936). 

47 Vgl. J. Kromphardt: Die Neue Keynesianische Makroökonomie, in: Autorenkollektiv 1987: 165-187. Die 
Hydra der Antike hatte neun stets nachwachsende Köpfe als Herkules schließlich die Bestie tötete. 

48 Die veränderte Blickrichtung konzentriert sich dann auf den zentralen Preismechanismus. In der Preisglei- 
chung wird der Gewinnzuschlag U (mark up) auf die Stückkosten berechnet, was den Stückpreis P = (W * N 
* U)/Y ergibt, wobei U > 1 ist und W * N, die Lohnkosten (Lohnsatz mal Beschäftigung). Dies sei die einzi- 
ge bei der Produktion von Y anfallende Kostenart. Der Stückgewinn beträgt also (U-1) * (W * N)A^, der 
Gewinn setzt sich so zusammen (U-1) * W * N. Im Unterschied zum neoklassischen Modell sind die Nomi- 
nallöhne und die Wachstumsrate der Arbeitsproduktivität exogen bestimmt, also nicht technologisch durch 
ein Faktoreinsatzverhältnis vorgegeben. Die Arbeitsproduktivität steht im Vordergrund. Sie wirkt auf die In- 
flationsrate ein, auf die reale Geldmenge und das Realeinkommen, d. h. auf die realen Expansionsmöglich- 
keiten der Wirtschaft. Wenn die Nominallöhne in derselben Geschwindigkeit wie die Arbeitsproduktivität 
wachsen, verändern sich die Preise im selben Ausmaß wie der Gewinnzuschlag. Die Preise bleiben demnach 
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Insider-Outsider Überlegungen eine Rolle. Bei fallenden Reallöhnen im einzelnen Betrieb 
stellen die Betriebe nieht automatiseh von einer kapital- zu einer arbeitsintensive Teehnik 
um, denn teehnisehe, soziale und ökologisehe Standards werden aus Wettbewerbsgründen 
erhalten oder übersehritten und weltweit entspreehend der Qualitätsstandards eingesetzt 
(Hoß et al. 1983). Entkapitalisierung kann aueh bei Reallohnanstieg auftreten und Teehno- 
logiesehübe müssten sehon parallel zu Besehäftigungssehwankungen verlaufen, was selten 
oder nie zutrifft."^® Dazu die folgenden theoretisehen Ausführungen. 

In der Cambridge-Cambridge-Debatte (Städte in USA und UK) ging es um die Er- 
setzung der Grenzproduktivitätstheorie dureh die post-keynesianisehe Verteilungstheorie 
und um die Messbarkeit des Kapitalstoeks als Voraussetzung der Produktionsfunktion 
(Sehefold 1995: 22-24). Der Kapitalstoek eines Unternehmens ist kurz- und mittelfristig fix 
und an eine bestimmte Ausrüstung gebunden. Er ist etwa in Form einer Masehine nur en 
bloe einsetzbar, d. h. unteilbar und limitational. Darüber hinaus ist das Bedienungspersonal 
von der Anzahl und von der Qualifikation klar definiert. Daher sinkt der Grenznutzen zu- 
sätzlieher Arbeitskräfte bei sehleehtem Kapitalauslastungsgrad nieht, sondern bleibt stets 
gleieh. Eine Fixkostendegression ergibt sieh erst bei steigender Auslastung des Kapital- 
stocks. Fraglich ist, ob eine höhere Grenzproduktivität zu höheren Reallöhnen führt oder 
höhere Reallöhne zu einer höheren Grenzproduktivität führen oder ob sich die Anpassung 
auf beiden Seiten vollzieht (Fritsche et al. 2005: 53). 

Auslöser der Kontroverse war Samuelsons Annahme von 1962, dass eine Lohnsen- 
kung jeweils einen anderen, eindeutigen Technikeinsatz auslöst, um dasselbe Nettoprodukt 
zu erzeugen. Wenn die Produktionsfaktoren (Arbeit/Kapital) technisch bedingt anders kom- 
biniert werden, verschiebt sich die Produktionsfunktion und mit ihr die Lohnquote. Nach 
Hicks (1963) ist diese Verschiebung nur dann verteilungsneufral, wenn das Verhältnis der 
Grenzproduktivitäten bei gegebener Kapitalintensität gleich bleibt, bzw. wenn der durch- 
schnittliche Kapitalkoeffizient und die Grenzproduktivität des Kapitals gleich bleiben (Har- 
rod 1956). Die Beschäftigung steigt, wenn der technische Wandel die Substitutionselastizi- 
tät zwischen Arbeit und Kapital von eins hat. Die Verteilung ändert sich nicht (Siebke 
1990: 402-403). Samuelson musste am Ende der Kapitalkontroverse eingestehen, dass es 
keine eindeutige Produktionsfunktion gibt, d. h. bei sinkender Lohnrate lohnt sich arbeitsin- 
tensive Technik nicht notwendigerweise. Der theoretische Grund dafür ist, dass Lohnkur- 
ven gekrümmt sein können, denn die gleiche Profitrate ist bei einer fast unendlich großen 
Zahl unterschiedlicher Kapitalintensität möglich (Sehefold 1976: 169-179). Eine aggregier- 
te Arbeitsnachfrage lässt sich theoretisch also nicht herleiten. Der empirische Beweis für 
den gekrümmten Verlauf der Lohnkurven ist kürzlich anhand des Lohnkurvenvergleichs 
von Kanada und Deutschland gelungen. Dabei konnten anhand von 32 Input-Output- 
Tabellen aus der OECD-Datenbank eine Vielzahl reverse-capital <7ee/7e«/«g-Phänomene 
(RCD) nachgewiesen werden (Han 2003: 144-161). Es ergeben sich mindestens acht natio- 
nale Switchpunkte (RCD-Phänomene) aus maximal 236 Profitraten mit den Matrizen B und 
A in der Größe von jeweils 36 x 72. Da der Faktoreinsatz fix ist, haben Lohnsenkungen 



konstant (p = 0), wenn der Stückgewinn konstant bleibt (u = 0). Oder anders: die Gewinne wachsen nur mit 
dem Output, also mit der Rate y. Bleiben die Nominallöhne hinter der Produktivität zurück (w - (y - n) < 0) 
und der Gewinnzuschlag steigt nicht an (u = 0), dann sinken die Preise: p < 0. Fällt der Gewinnzuschlag und 
der Nominallohnzuwachs hinter das Produktivitätswachstum zurück, sinken zwar nicht die Preise, aber die 
Inflationsrate (Flassbeck 1999: 55-56). [w, y, n, p, u sind Veränderungsraten der jeweiligen Parameter.] 

49 Argumente gegen die Annahme stochastischer Produktivitätsschocks der „real business cycle“-Theorien 
findet man bei (Flemming 1999: 156-177). 
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kurz- und mittelfristig ab einem bestimmten kritischen Niveau folglich keine beschäfli- 
gungsfbrdemde Wirkung. 

Angenommen, eine Firma investiert bei existierenden Reallöhnen und guten Absatz- 
chancen und einem bestimmten Zinsniveau {Interest rate) in eine arbeitsintensive Techno- 
logie A. Falls die Reallöhne steigen, weicht die Firma definitionsgemäß auf eine Technolo- 
gie B aus, die weniger Arbeitskräfte erfordert. Eine Lohnsenkung in einer offenen Wirt- 
schaft würde bedeutet etwa, dass die Produktionskosten der deutschen Autoproduktion 
günstiger sind als die Herstellungskosten in Frankreich, wenn dort ein höheres Lohnniveau 
herrschen würde. In der neoklassischen Modellwelt, in der nur ein einzelnes Kapitalgut 
existiert, würde die Beschäftigung in Frankreich fallen, um Kosten zu sparen. Weniger 
eindeutig ist dies unter der realistischen Annahme, es existierten mehrere Kapitalgüter. Es 
ist zwar nicht auszuschließen, dass Unternehmen bei den neuen Konditionen auf eine ar- 
beitsintensive Technologie umschwenken {reswitching). Dieses Phänomen des Technik- 
wechsels gibt es dann, wenn sich eine bestimmte Technik zur Erzeugung verschiedener 
Güter bei unterschiedlichem Zinsniveau als kostenminimal herausstellt. Wenn keine ein- 
deutige Produktionsfunktion existiert, folgt gleichzeitig, dass ab einer bestimmten Lohnhö- 
he der Profit zu gering wird (Herr 2002b: 12-15). Dieselbe Beschäftigungsmenge ist in 
diesem Fall einerseits bei sehr niedrigen und sehr hohen Reallöhnen und andererseits bei 
hohen und niedrigen Zinssätzen möglich. Anders gewendet: Wenn die Produktivitätsraten 
auf interdependenten Märkten abweichen, dann divergieren die Profitraten in den einzelnen 
Branchen. Das Feedback der Lohnstruktur auf die Produktionsbedingungen erfolgt mit 
unterschiedlicher Intensität und zu verschiedenen Zeitpunkten. Die Beschäftigung kann 
nach Lohnsenkungen steigen oder fallen. Dies trifft die neoklassische Analyse deshalb hart, 
weil im Ergebnis weder eine aggregierte Arbeitsnachffagekurve, noch ein eindeutiger An- 
passungsmechanismus unterstellt werden können (Herr 2002a: 526-532). Erstens verändert 
ein neues Preisgefüge nicht nur die eingesetzten Mengen. Ein neues Gleichgewicht löst 
vielmehr neue Preise für Kapitalgüter, neue Techniken und ein neues Beschäftigungsvolu- 
men aus. Die relativen Preise reagieren somit ungleich stark auf die Variation der Technik, 
denn es gibt wegen unterschiedlich hoher Kapitalintensitäten keine uniforme Profitrate in 
den einzelnen Wirtschaftsbranchen (Sraffa 1976). Wenn Inputs und Outputs in Preisen 
berechnet werden müssen, dann kann zweitens die Wirkrichtung von Lohnsenkungen nicht 
eindeutig bestimmt werden. 

Übertragen auf die Arbeitsmarkt- und Sozialreformen bedeutet dies: Wenn etwa sub- 
ventionierte Minijobs Lohnkosten reduzieren, dann muss dies keinen durchschlagenden 
Beschäftigungserfolg auslösen. Dazu ein weiteres Gedankenexperiment, welches sich auf 
haushaltsnahe Dienste bezieht. Uneinheitliche Bedarfs Strukturen im Bereich sozialer und 
haushaltsnaher Dienstleistungen, divergierende Einkommens- und Qualifikationsniveaus 
oder unterschiedlich hohe Kapitalintensitäten können zunächst vernachlässigt werden. Die- 
se Modellwelt beruht auf einer gegebenen Lohndifferenzierung in der jeweiligen Berufs- 
gruppe und einer spezifischen Lohnstruktur. Die Unternehmen sind in dieser Modellöko- 
nomie miteinander verflochten, sie tauschen Vorleistungen aus, die in den Produktionspro- 
zess der anderen einfiießen. Exemplarisch lässt sich die Computerbranche nehmen, die ihre 
Produkte an andere Unternehmen und Haushalte verkauft. Warenbeziehungen werden mit- 
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tels Waren vermittelt (Sraffa 1976).^° Unternehmen maximieren Profite, indem sie ein op- 
timales Faktorverhältnis (Kapital vs. Arbeit) auswählen, um die Kosten der Vorleistungen 
zu minimieren. Das entsprieht dem in der betriebliehen Kostenreehnung übliehen Verfah- 
ren. Je arbeitsintensiver diese Arbeitssphären sind, umso stärker kann der Besehäftigungs- 
effekt bei Lohnsenkungen ausfallen. 

Was heißt dies für die vorherrsehende Profitrate? Erwartet wird von der Mainstream- 
Ökonomie, dass sieh niedrige Löhne im unteren Lohnsegment des Niedriglohnsektors auf 
alle Einkommensbereiehe der Volkswirtsehaft rüekkoppeln und so Angebotsbedingungen 
verbessern. Dieser Transmissionsmeehanismus kann bei stabilen Preisen die Wettbewerbs- 
bedingung der Wirtsehaftszweige mit einem hohen Anteil von gering Qualifizierten gegen- 
über jenen Branehen verbessern, die einen hohen Anteil von hoeh qualifizierten und gut 
bezahlten Mitarbeitern haben. Wie sieh das neue Verhältnis innerhalb der Produktivitätsra- 
ten darstellt, ob und welehe Art zusätzliehe Besehäftigung resultiert, ist indes ungewiss 
(Herr 2002a: 524-526). Der Lohnsubventionsmeehanismus der Hartz-Instrumente reduziert 
den Inputfaktor Arbeit kostenmäßig und hält - je naeh dem Lohnanteil, der in den Produk- 
ten steekt - unproduktive Firmen länger am Leben (Herr 2002a). Geringere Personalkosten 
in unproduktiven Bereiehen sind nieht unproblematiseh, wenn der subventionierte Investi- 
tionsstau die Produktivität in einem Zweitrundeneffekt weiter naeh unten zieht. Dann kann 
die durehsehnittliehe Profitrate abrupt fallen. Veränderte relative Preise üben auf die dureh- 
sehnittliehe Arbeitsproduktivität eine gesamtwirtsehaftlieh unerwünsehte Sogwirkung aus, 
was dureh Mindestlöhne aufzuhalten ist (Boseh/Weinkopf 2006). 

Effizienzlohn, Insider-Outsider-Theorie, Gewerkschaftstheorie 

Lohnhöhe und Arbeitsproduktivität hängen naeh der Effizienzlohntheorie zusammen (A- 
kerlof/Yellen 1986; Allmendinger/Eiehhorst/Walwei 2005: 25; Lazear 2003; Spitz 2004). 
Die Insider-Outsider-Theorie besehreibt Anpassungsprozesse, die zur Hysterese führen 
können (Blanehard/Summers 1986; Lindbeck/ Snower 2002), aber empiriseh und theore- 
tiseh umstritten sind (Uteeht 2000). Stammbelegsehaften lassen sieh dureh die Lohn- und 
Statusuntersehiede stark motivieren (Shapiro/Stiglitz 1984).^* Der Betriebsalltag verdeut- 
lieht, dass es sieh lohnt, produktiv zu sein {Shirking-MoAeW). Passive Arbeiter, die bei Kon- 
trollen auffallen, werden sehneller entlassen und erdulden harte Einkommenseinbußen. Für 
Fabrikanten bringt es oft wenig, alteingesessene Insider dureh Outsider zu ersetzen. Trans- 
aktionskosten entstehen dureh Rekrutierung, Training und Entlassungskosten infolge von 
Arbeitsgeriehtsverfahren, Abfindung ete. Insidern gelingt es, ihre Maehtposition dureh 
berufiiehe Qualifikation und dureh gewerksehaflliehe Interessenpolitik zu perpetuieren und 
sieh gegen den Unterbietungswettbewerb von Outsidern zu sehützen. So kommt es zu einer 
Allianz zwisehen Besehäftigten und Arbeitgebern, welehe die Lohnstabilität und Untemeh- 
mensgewinne dureh hohe Arbeitsleistung, Arbeitsmotivation und -frieden, geringe Fluk- 
tuation der Besehäftigten, niedrige Wiederbesetzungs-, minimale Sueh- und Einsehulungs- 
kosten siehert. Die Zusammensetzung der Arbeitnehmer ist daher nahezu homogen, das 
Verhältnis aber limitational ohne vollkommene Konkurrenz. Aufgrund dieser Marktmaeht 



50 Diese Modellökonomie untersuchte Piero Sraffa und zeigte, dass sich die Zinsrate (Profitrate) aufgrund des 
vorgegebenen Verhältnisses von Lohnsatz und Profitrate bildet. Ist eine der Größen festgesetzt, ergibt sich 
die andere als Residualgröße. Zur längerfristigen Entwicklung der Verteilungsrelationen siehe Kapitel 3.3. 

51 Shirking bedeutet, „Bummeln“ zu vermeiden, das etwa durch private Telefonate, viele Kaffeepausen, Inter- 
net-Surfen entsteht. Dieser Ansatz wurde in verschiedenen Automobilwerken umgesetzt (z.B. Gruppenarbeit 
bei Opel). Der Autor hatte Gelegenheit, die Werke Rüsselsheim und Eisenach zu besichtigen. 
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gelingt es qualifizierten, gewerksehaftlieh organisierten Insidern des Arbeitsmarktes leieh- 
ter, Gehaltsforderungen und bessere Arbeitsbedingungen durehzusetzen. Outsidern sehaffen 
dies nur bei zunehmender Besehäftigung (Bean 1994: 604).^^ Das bestehende Lohndiffe- 
renzial, der Kostenuntersehied, ist dennoeh groß genug, dass die Insider wenig Rüeksieht 
auf die Interessen der nieht-besehäftigten Outsider nehmen müssen (Weber 2003: 60).^^ Die 
Insider-Outsider-Theorie beseheinigt Langzeitarbeitslosen daher sehleehte Besehäftigungs- 
ehaneen aufgrund der betriebliehen Maehtallianz zwisehen Firma und den Insidern. 

Insider können Lohnaufsehläge {mark up) zulasten der Profitquote, dem Gegenstüek 
zur Lohnquote, durehsetzen. Folglieh versehiebt sieh die Lage der Angebots- und Naehfra- 
gekurve im neoklassisehen Grundmodell. Je höher der mark up zu jedem Reallohnsatz ist, 
umso weniger Arbeit wird naehgefragt, weil Firmen modelltheoretiseh das Güterpreis- 
niveau als proportionalen Aufsehlag auf die Lohnstüekkosten festsetzen (Preiser-Modell; 
Preiser 1970). Dieser Aufsehlag (markup) ist dureh das Verhältnis des arbeitgeberseitigen 
markup (m) zum arbeitnehmerseitigen markup (n) bestimmt, lässt sieh als Quotient aus 
Nominallohnsatz und Arbeitsproduktivität definieren und muss nieht konstant sein (Robin- 
son/Eatwell 1977: 226-228). Ein Interessensausgleieh zwisehen Arbeit und Kapital nützt 
beiden, denn eine einseitige Versehiebung des markup (m) würde die Gütemaehfrage 
sehwäehen und Investitionen, Arbeitsplätze sowie längerfristig Gewinne mindern (Lay- 
ard/Niekell/Jaekman 1991). Faktiseh gibt es eine Arbeitsangebotskurve auf Basis der Prä- 
ferenzen der Erwerbsfähigen und eine Lohnsetzungskurve auf Basis der Marktmaeht der 
Besehäftigten. Die Differenz zwisehen dem Besehäftigungsniveau unter Maßgabe des tat- 
säehliehen Reallohns auf der Arbeitsangebotskurve und dem Besehäftigungsniveau auf der 
Lohnsetzungskurve lässt sieh als unfreiwillige Arbeitslosigkeit im Marktgleiehgewieht 
interpretieren (Layard/Niekell/Jaekman 1991). 

Einstellungsehaneen von Langzeitarbeitslosen können sieh zudem dureh Lohndiffe- 
renziale inter- und intrasektoral unterseheiden. In den USA sind viele betriebliehe Ar- 
beitsplätze abgesehottete Closed shops, also künstlieh verteuert (Lindbeek/Snower 1986). 
In Deutsehland sind Closed shops unvereinbar mit dem Arbeitsreeht, dennoeh gibt es eine 
dual economy: Der Arbeitsmarkt zerfällt in einen Kemsektor und einen Peripheriesektor. 
Zu berüeksiehtigen sind sowohl spezifisehe Eigentumsreehte (property rights) als aueh 
Informationsasymmetrien (Sesselmeier/Blauermel 1998). Teilarbeitsmärkte sind dureh 
untersehiedliehe Regeln, Allokationsbedingungen, Gratifikationsstufen, Qualifizierungs- 
ebenen und Zugangsrestriktionen Produktivitätsuntersehieden, Maeht-, Informations- oder 
Absatzstrukturen eharakterisiert. Produktivitätsfortsehritte, Flexibilisierung des Produk- 
tionsapparates (Piore 1978, Sengenberger 1987: 61-62; Piore/Sabel 1985: 286-310) und 
boomende Exportnaehfrage erlauben produktivitätsorientierte Löhne. Überdies werden 
Reallohnerhöhungen nie einheitlieh für die Gesamtwirtsehaft durehgesetzt, denn die Pro- 
duktivität hängt nieht primär von der einzelnen Arbeitskraft, sondern von der teehnisehen 
Ausstattung des Arbeitsplatzes ab. Es handelt sieh also keineswegs um einen vollkomme- 
nen Markt der neoklassisehen Modellwelt. Arbeitskräfte sind keine homogenen Mengen, 
Marktfransparenz ist nieht gegeben. Die Lohnhöhe ist nur ein Bestimmungsfaktor des Un- 



52 Ein Beispiel für den gewerkschaftlichen Insider-Ansatz ist der geforderte Tarifbonus in Höhe von 100 € p. a. 
für Gewerkschaftsmitglieder. Vgl. Eva Roth: „Arbeitgeber lehnen Bonus ab. IG-Metall-Zentrale stützt Ge- 
werkschaftsstrategie in NRW.“ In: FR, Nr. 248, 23. Okt. 2004, S. 1 1. 

53 Ähnliche Unterscheidungen lassen sich bei der BA finden (Insider sind Vermittlungskunden, Outsider sind 
Betreuungskunden). 
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temehmerhandelns. Es spielen außerdem nicht-preisliche Faktoren und nicht-marktge- 
steuerte, administrative Regeln, Verfahren und Mobilitätsbeschränkungen eine wichtige 
Rolle. Die jeweilige Verhandlungsmacht, Ancienität der Mitarbeiter, Kooperation, Traditi- 
on, Lobbyismus, Gewohnheitsrechte, Betriebsvereinbarungen, kollektive und individuelle 
Arbeitsverträge, gesetzliche Rahmenbedingungen und arbeitsrechtliche Grundlagen müssen 
ebenfalls berücksichtigt werden. 

Die betriebliche Machtallianz umfasst die optimale Arbeitsleistung und den passiven 
Widerstand der Insider. Der optimale Lohn (Solow 1979) liegt aus Kostengründen höher als 
der Markt räumende Lohn, denn von höheren Löhnen gehen Leistungsanreize aus und die 
Kontrolle des Arbeitsprozesses ist bei hoher Arbeitsproduktivität kostenintensiv (Monito- 
ring durch laufende Überwachung der Belegschaft).^"^ Die seit den siebziger Jahren entwi- 
ckelte Informationsökonomie ist für Entscheidungen über Löhne und Beschäftigung als 
Effizienzlohntheorie bedeutsam (Stiglitz 1987). Das untemehmerische Interesse an niedri- 
gen Lohnofferten ist zumindest für Hochlohnfirmen gering. Untemehmerverbände und 
Wissenschaftler, die ihnen nahe stehen, verfechten dennoch eine Politik zur Schwächung 
der Flächentarife, obwohl minimale Löhne keinen optimalen Gewinn bringen müssen. 

Löhne, Preise und Arbeitslosigkeit 

Innerhalb des neoklassischen Analyserahmens gibt es weitere Abweichungen vom Basis- 
modell. Offen ist die Beziehung zwischen Nominallohnwachstum (Lohninflation) und Ar- 
beitslosenquote. Phillipskurve und Non-Accelerating-Infiation Rate of Unemployment 
(NAIRU) sind zwei Analyseinstrumente, um ein infiationsneutrales Lohnwachstum zu 
skizzieren. Phillips fand für Großbritannien heraus, dass in expansiven Wirtschaftsphasen 
bei einer niedrigen Arbeitslosenrate die Nominallöhne viel schneller steigen (Phillips 
1958). Haben Firmen einen hohen Lohnkostenanteil, dann lässt sich Preisinfiation mittels 
der Phillipskurve erklären. Nach der Überzeugung der meisten Ökonomen dämpft eine 
hohe Arbeitslosenquote die Inflation (Blanchard/Illing 2004: 194 f). Wirtschaftspolitisch 
relevant wurde die Phillipskurve erst in der modifizierten Form (Samuelson/Solow 1960). 
Dabei werden Änderungsraten des Nominallohns durch Preisinfiation ersetzt, aus dem sich 
ein Tradeoff verschiedener Politikstrategien aus einer Menükarte auswählen ließe. Für eine 
alternative Variante der Phillipskurven-Argumentation (steigende Nachfrage durch sinken- 
des Preisniveau) sprechen zwei Effekte: der Realkasseneffekt und der Keynes-Effekt. Der 
Realkasseneffekt vergrößert die Konsumnachfrage, weil die Wirtschaftstreibenden geringe- 
re Arbeitskosten haben. Beim Keynes-Effekt führt eine Deflation ebenfalls zu einer stei- 
genden Realkasse und zu höherem Kreditangebot bei niedrigen Zinssätzen.^^ 

Als die Phillipskurve in den sechziger Jahren als Erklärungsmodell ihren Popula- 
ritätszenit überstieg, gelang der Tradeoff zwischen Lohnkosten bedingter Infiationsrate und 
Arbeitslosenquote im Rahmen der Geld- und Fiskalpolitik kurzfristig kaum noch. Denn 
sowohl bei Lohnverhandlungen als auch bei der Preisgestaltung wurde die Teuerungsrate 
antizipiert. Strukturelle Arbeitslosigkeit sei in einer dynamischen Wirtschaft auf lange Sicht 
aus Stabilitätsgründen unausweichlich, es müsse wegen der Inflation eine Natural Rate of 



54 Eine Bestandsaufnahme der Arbeitsmarktforschung findet man bei: Franz/Gerlach/Hübler 2003: 399-410. 

55 Deflationsgefahren, höhere Schuldenlast, Verschiebung der Konsum- und Investitionsgütemachffage in die 
Zukunft und Liquiditätsprobleme spielen bei diesen Überlegungen offenbar keine Rolle. Post-Keynesianer 
halten das Konzept der aggregierten Nachfragefunktion deshalb für unhaltbar (Heine/Herr 2003b: 21-53). 
Für eine aggregierte Arbeitsnachffage gibt es wenig empirische Evidenz. 
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Unemployment (Friedman 1968) geben. Diese These sehien sieh in den siebziger Jahren zu 
bestätigen. Im Widersprueh zur ursprüngliehen Phillipskurve stiegen die durehsehnittliehe 
Inflationsrate und die durehsehnittliehe Arbeitslosenquote gleiehzeitig. Daher sehlossen 
sieh viele Ökonomen der Friedman-Phelps-Analyse (Monetarismus I) an, die einen explo- 
dierenden Lohndruek für die Arbeitslosigkeit verantwortlieh maehten. 

In fundamentalen Punkten erhoben sieh allerdings theoretisehe und praktisehe Ein- 
wände gegen die Analyse des Monetarismus I (Hargreaves Heap 1980; Stieglitz 1997). Der 
Ansatz adaptiver Erwartungen bei der Geldillusion der Arbeitnehmer stieß auf Kritik der 
Neuklassiker (Theorie der rationalen Erwartungen), da der Kern des Monetarismus I auf 
stark vereinfaehende Aussagen der Quantitätstheorie des Geldes abstellt. Vertreter des er- 
weiterten Monetarismus (Monetarismus II) postulieren sodann ein Modell der rationalen 
Erwartungen, welehes für alle Wirtsehaftssubjekte gelten soll und nur Platz für eine lang- 
fristige Phillipskurve lässt. Eine systematisehe Geldpolitik sei maehtlos gegenüber diesen 
rationalen Erwartungen, wenn alle Wirtsehaftssubjekte (nieht nur Arbeitnehmer) kurzfristig 
auf Teuerung und die beständigen Sehocks reagierten (teehnologiseher, natürlieher, psyeho- 
logiseher oder soziologiseher Art). Der Neu-Keynesianismus bietet Konsensmodelle an, 
welehe die Neoklassik als Referenzmodell akzeptiert, aber unvollkommene Märkte aner- 
kennt und neue geldpolitisehe Ideen anwendet (Taylor-Regeln).^® 

Die NAIRU besehreibt jene Arbeitslosenquote, bei der Verteilungskonflikte auf un- 
vollkommenen Arbeits- und Gütermärkten die Inflationsraten unverändert lassen. Der An- 
satz wird von Neu-Keynesianem vertreten, um die Beziehungen zwisehen Geldlöhnen und 
Preisniveau zu besehreiben. Die Lage der Kurve ist länderspezifiseh untersehiedlieh und 
hat eine Zeitdimension (Vivarelli o. J.). Voraussetzung dafür sind adaptive Erwartungen 
und intertemporal stabile Güter- und Lohnaufsehläge. Nur Lohnerhöhungen, die über dem 
Produktivitätsanstieg liegen, führen bei der NAIRU zu Preisniveauerhöhungen.®^ Der infla- 
tionsneutrale Entwieklungspfad der NAIRU wird unter zwei Bedingungen verlassen: a) bei 
Pfadabhängigkeit und b) bei asymmetriseher Reaktion der Arbeitsnaehfrage, zu der es 
kommen kann, wenn Lohn- und Besehäftigungsreaktionen ungleiehzeitig erfolgen. Dage- 
gen steuern Geldlohnerhöhungen bei Friedman {Natural Rate of Unemployment) unge- 
bremst zu Reallohnsteigerungen, da das Preisniveau bei stabiler Geldnaehfragefunktion 
dureh die Geldmenge bestimmt wird (Heine/Herr 2003a: 456). Eine Situation ansehwellen- 
der Arbeitslosigkeit bei hohen Reallöhnen kann nur bei restriktiver Geldpolitik bzw. zu 
hohen Nominallöhnen eintreten (Solow 1986: 27). Solow entwarf ein Modell eines Zweigü- 
termarktes unter monopolistisehen Bedingungen, wobei der annahm, Nominallöhne und 
Geldangebot seien exogene Größen, Preise, Besehäftigung und Reallöhne dagegen seien 
endogene Variablen. Solow sehreibt, die Besehäftigung sei eine Funktion aus M/w, wobei 
M für money supply und w für wage (Nominallöhne) steht. Dabei sind zwei Erkenntnisse 
wesentlieh. Erstens, dass die Löhne zwar exogen determiniert sind, aber keinesfalls unter 
direkter Kontrolle der Gewerksehaften stehen. Besehäftigte und ihre Interessenvertretungen 



56 Die Taylor-Regel beschreibt, ob und wie eine Zentralbank auf eine BIP-Lücke oder auf einen Anstieg der 
Inflationsrate durch die Einbeziehung von mehreren Zielvariablen reagieren soll (Zimmermann 2002: 15- 
19). Sie ist eine aus der Vergangenheit errechnete Verhaltensregel (Heine/Herr 2003: 533). 

57 In allgemeiner Form gibt die Produktivität das Verhältnis von Produktionsmenge und Faktoreinsatzmenge 
als Maß für die Leistungsfähigkeit wieder. Je nach dem, welcher Produktionsfaktor betrachtet wird, erhält 
man entweder die Arbeitsproduktivität, die Kapitalproduktivität oder die totale Faktorproduktivität aus Ar- 
beit und Kapital. - URL: http://www.legamedia.net/lx/result/match/252179ae594e7c637002064200f5b 018/ 
Index. php. 
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erzielten immer dann Verteilungserfolge, wenn der Steuer- und Abgabenkeil (Relation 
Arbeitskosten/Nettolohn) sieh ausweitete. Dies hängt aber nieht unmittelbar von der Pro- 
duktivitätsentwieklung oder der betriebliehen Kostensituation ab. Zweitens ist keine inflati- 
onsneutrale Lohnpolitik möglieh, solange Firmen mit einem mark-up-prieing reagierten, 
um Verteilungsverluste aufzuholen (Preis-Lohn-Spirale). 

Die NAIRU folgt naeh post-keynesianiseher Interpretation der Arbeitslosenquote und 
trägt zur besseren makroökonomisehen Steuerung bei (Hein 2004: 50-64). Die neuen Er- 
kenntnisse setzen sieh dureh, weil weder ein zwingender empiriseher Zusammenhang zwi- 
sehen Reallohnsatz und Arbeitsnaehfrage ableitbar ist, noeh die Effizienzlohntheorie Evi- 
denz liefert, wonaeh passiver Widerstand der Arbeiter die Produktivität ernsthaft gefährdet. 
Leistungssteigemde Prämienlöhne können zwar über dem Gleiehgewiehtsniveau liegen, 
doeh tarifpolitiseh werden Nominal- und nieht Reallöhne verhandelt. Aueh beeinflusst der 
Kündigungssehutz die Lage der NAIRU (Niekeil 1997; Niekell/Layard 1999; OECD 1999). 
Doeh in vielen europäisehen Ländern stieg die Arbeitslosenquote zwisehen 1988 und Mitte 
der neunziger Jahre, obwohl die Reallöhne tendenziell abfiaehten. Noeh widersprüehlieher 
ist die Divergenz zwisehen Spanien und Portugal oder im Fall von Deutsehland und Öster- 
reieh, die ähnliehe Strakturen und Traditionen, aber untersehiedliehe Arbeitslosenquoten 
haben (Blanehard 2006). Die Löhne sind in Deutsehland betragen noeh 98 vH im Vergleieh 
zu 1991. Überdies legen die Reallöhne international trotz Arbeitslosigkeit zu (Ganßmann/- 
Haas 1999: 155-194 und 2001). Während die Reallöhne in Sehweden und Großbritannien 
zwisehen 1995 und 2004 um mehr als 25 vH stiegen und in den USA sowie Dänemark um 
19 vH Zunahmen, sehmmpfen die Entgelte pro Arbeitnehmer in Deutsehland um 0,9 vH 
(EU-Kommission 2005: 94). 

Festzuhalten ist, dass eine Lohnpolitik an einer produktivitätsorientierten nominalen 
Lohnentwieklung und einer Zielinfiationsrate der Europäisehen Zentralbank orientiert sein 
sollte, um Produktivitätsgewinne in Realeinkommen und Naehfrage umsetzen zu können, 
statt Arbeitslosigkeit dureh Lohnzurüekhaltung bekämpfen zu wollen. Sehließlieh kann ein 
geringerer Produktivitätszuwaehs einen Anstieg der NAIRU auslösen (Hein 2004: 56). 

Zwischenfazit 

Der ökonomisehe Mainstream behauptet, Arbeitslose seien in den USA weniger lang ohne 
Job als in der BRD, weil die Anpassungsprozesse auf dem wenig regulierten US-Arbeits- 
markt sehneller verliefen. Dequalifiziemngs- und Stigmatisiemngsprozesse führen dazu, 
dass Langzeitarbeitslose keine ernsthafte Lohnkonkurrenz auf dem Arbeitsmarkt ausüben 
(Franz 1992: 277). Folgeriehtig ist für die neoklassisehe Position, ihr Humankapital der 
Langzeitarbeitlosen dureh Aktiviemng aufzuwerten (Hein 2004: 46, 55). Insgesamt gibt es 
eher für das keynesianisehe Paradigma stiehhaltige Gründe. Der angebotsorientierte Main- 
stream in Deutsehland bezieht sieh auf Reallohnlüeken (wage gap) und Lohnrigidität, 
entwirft Maßnahmen zur Allokationsverbesserung im Verbund mit einer restriktiven Geld- 
politik der Zentralbank, um starre Löhne aufzubreehen und markträumende Preise herzu- 
stellen. Eine enge Relation zwisehen Arbeitslosenquote und Infiationsrate bestätigt sieh 
indes empiriseh nieht (Krol/Sehmid 2002: 257-264; 264). Arbeitslosenquoten in Europa 
können trotz fallender Reallöhne steigen und umgekehrt. Die Arbeitslosenquote in den 
USA fiel sogar bei ansteigenden Reallöhnen. Naeh dem ökonomisehen Leitbild der Hartz- 
Kommission müssen aus besehäftigungspolitisehen Gründen die Reallöhne besonders für 



58 Den state of the art der NAIRU findet man dargestellt in: Beissinger 2003: 411-427 und Hein 2004. 
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gering qualifizierte Arbeit sinken. Das favorisierte Tausehgesehäft setzt reduzierte Produk- 
tivität voraus: abgesehriebene Roboter sollen dureh Arbeitslose mit geringer Ausbildung 
ersetzt werden. Nur vordergründig ist plausibel, dass Entkapitalisierung Arbeit sehafft. 
Zudem geht die Arbeit in Deutsehland nieht wegen des teehnisehen Fortsehritts aus {lump 
o//ahor-Trugsehluss; Krugman 2000: 17-28). Bei der Neuen Keynesianisehen Makroöko- 
nomie wird der walrasianisehe Gleiehgewiehtsbegriff dureh das Nash-Gleiehgewieht er- 
setzt. Preise und Löhne haben zwar Signal-, Kompensations- und Lenkungsfimktion, eine 
Abmagerungskur tur die Löhne wird indes abgelehnt. 

Für die Entwieklung der Arbeitsproduktivität ist der Lohndruek auf die Gewinne be- 
deutsam, denn die Investitionen in arbeitssparende Teehniken können sinken. Bleiben 
Lohnsteigerungen unterhalb der Produktivitätszuwäehse, sind gesamtwirtsehaftliehe Naeh- 
frageauställe zwingend und das Besehäftigungsniveau senkt sieh weiter ab (SVR 1999: Tz. 
366 ff). Die Verteilungsspielräume werden jedoeh weder ausgesehöpft (NAIRU-Gleiehge- 
wieht), noeh ist eine Stärkung der Konsumkraft vorrangiges Reformziel (Herr 2002a). Die 
Hartz-Reformen implementieren vielmehr weitere Lohnsenkungsinstrumente, welehe die 
gesamte Preisstruktur (relative Preise) bei den Vorleistungen aufgrund interindustrieller 
Verfieehtungen verändern. Lohnpolitik dient eher der Stabilisierung des Preisniveaus denn 
als Besehäftigungsinstrument, weil produktivitätsorientierte Nominallohnerhöhungen die 
Kostenbelastung der Unternehmen konstant halten und insofern keinen Anlass zu Preiser- 
höhungen liefern (Memorandum 2003). 
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Abrupt und unerwartet eintretende Veränderungen der Naehfrage, der Preise und der Abga- 
belasten können zu Fehlallokationen führen und Investitionsverhalten beeinflussen. Zu den 
Sehoeks zählen instabile Rahmenbedingungen wie eine starke Arbeitnehmersehaft, die 
Höhe von Transfereinkommen, institutionelle Rahmenbedingungen des Arbeitsmarktes, 
strukturelle Veränderungen und deren Folgen (Blanehard/Wolfers 2000). Die globalen 
Sehiefiagen, eine Kombination aus makroökonomisehen Sehoeks und Konjunkturtrends, 
werden naehfolgend analysiert, da sie die Arbeitsmarkt- und Sozialreformen begründen.^** 
Lohnstückkostenindizes 

Lohnstüekkosten dienen als Indikator für die preisliehe Wettbewerbstähigkeit einer Volks- 
wirtsehaft und als Maß für die Veränderung der Verteilungsposition der Arbeitnehmer. 
Bewertet werden die zur Erzeugung einer Outputeinheit nötigen gesamten Lohnkosten 
(Löhne und Lohnnebenkosten) im Verhältnis zur Arbeitsproduktivität und unter Berüek- 
siehtigung der Weehselkurse.®’ Die durchschnittlichen Lohnstüekkosten lassen sieh als 
Quotient des Entgeltes pro Arbeitnehmer im Verhältnis zur Erwerbstätigenproduktivität be- 
reehnen (alternativ: Produktivität je Erwerbstätigenstunde, je Produkteinheit oder je Um- 



59 In Deutschland hat sich jüngst die erste Keynes-Gesellschaft unter Leitung von Jürgen Kromphardt gegrün- 
det. - URL: www.keynes-gesellschaft.de (Zugriff: 03. März 2005). 

60 Vgl. Robert von Heusinger/Kolja Rudzio: „Sparen!“ -„Nein, bloß nicht!“ Interview mit Hans-Wemer Sinn 
und Peter Bofinger, in: Die Zeit, Nr. 21, 13. Mai 2004 (Online- Artikel). 

61 Lohnstüekkosten (unit labour costs): Messgröße der Gesamtarbeitskosten je Produkteinheit, die für das 
Euro- Währungsgebiet als Quotient aus dem gesamten Arbeitnehmerentgelt und dem BIP in konstanten Prei- 
sen berechnet wird (Quelle: EZB-Glossar). 
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Satzeinheit). Die Stundenlöhne berühren die Lohnstüekkosten nieht, wenn gleiehzeitig mit 
den Arbeitskosten die Produktivität steigt (Heine/Herr 2003: 420). Die Jahresänderungsra- 
ten der Lohnstüekkosten sind in keinem anderen Industrieland (mit Ausnahme Japans) so 
niedrig wie in Deutsehland. In realer Reehnung sind sie dauerhaft zurüekgegangen (DIW 
2003; Priewe 2004). Deutsehland lag im internationalen Vergleieh der Lohnstüekkosten seit 
1960 nur fünf Mal über dem Durehsehnitf (1961, 1970/71 und 1992/93). 

Tabelle 3.1: Veränderung der nominalen Lohnsfüekkosfen im infemationalen Vergleieh 





1981-1985 


1986-1990 


1991-1995 


1996-2000 


2001-2005 


2006 

geschätzt 


Deutschland 


2,3 


1,7 


3,2 


0,1 


0,1 


-0,5 


EWU 


6,9 


3,3 


3,0 


0,9 


1,2 


0,9 


EU- 15 


6,7 


4,0 


2,8 


1,2 


1,4 


1,3 


Japan 


1,4 


0,4 


1,2 


-1,1 


-2,2 


-1,8 


USA 


4,7 


3,2 


2,1 


2,2 


1,4 


2,5 



Quelle: EU Kommission, AMECO-Dafenbank; eigene Bereehnung 

Falls die Lohnsfüekkosfen nieht - wie üblieh - auf Basis der Arbeitnehmer in der Industrie 
bereehnet werden, sondern auf die Gesamtbesehäftigten, entwiekeln sieh die Arbeitskosten 
noeh moderater (Sehäfer 2000b: 536). Löhne und Gehälter stiegen in der Industrie zwar 
zwisehen 1999 und 2004 je Arbeitsstunde, gemessen an den Umsatzeinheiten sind sie von 
1 10 auf 95 Basispunkte gefallen.®^ Von der Lohnentwieklung gingen in Deutsehland mithin 
keine Inflationsimpulse aus. 

Bei den Lohnstüekkosten setzt sieh der für die Firmen günsfige Entwieklungsfrend seif 
Mifte der neunziger Jahre fort. Verantwortlieh für die posifive Entwieklung isf die Relafion 
zwisehen sfeigenden Löhnen und der Produktivifäfsentwieklung. Die Arbeifsprodukfivifäf, 
die dem Bmttoinlandsprodukt (in konstanten Preisen) je Erwerbstätigen im Inland ent- 
sprieht, stieg von 2003 auf 2004 um 1,3 vH und je Arbeitsstunde um 1,2 vH.^"* Im Zeitraum 
von 1991 bis 2000 ist sie in Westdeutsehland um über 70 vH gestiegen. Die Zahl der In- 
dustrie-Besehäftigten ist in diesem Zeitraum zurüekgegangen. Knapp 30 vH aller Besehäf- 
tigten arbeiten noeh im sekundären Sektor. Die Arbeitsproduktivität liegt immer noeh über 
der in den USA. Doeh der Abstand wird geringer und der Wettbewerb zwisehen den 
Volkswirtsehaflen kann sieh versehärfen.^^ 

Als Vorbild für die Produkfivifätsenfwieklung im fertiären Sektor werden die Zahlen 
aus den USA herangezogen. „Diese Art von Firmen“, gemeint sind Dienstleister mit hohen 
IT- Anwendungen, „maehen mittlerweile 26 vH des amerikanisehen Bruttoinlandsproduktes 



62 Die Grenzproduktivitätstheorie des Lohns betrachtet die Löhne dagegen als absolute Reallöhne (siehe 
Kapitel 3.1.3). 

63 Vgl. Deutsche Bundesbank: Saisonbedingte Wirtschaftszahlen, Statistisches Beiheft zum Monatsbericht 4, 
Januar 2005, S. 36. 

64 Zu dem etwas geringeren Anstieg der Stundenproduktivität haben nach Angaben des Statistischen Bundes- 
amtes die vermehrte Teilzeitbeschäftigung (insbesondere Minijobs) beigetragen. 

65 Die Gewerkschaften verzichteten in den Niederlanden im November 2003 für zwei Jahre auf Lohnerhöhun- 
gen, was bei niedriger Arbeitsproduktivität für die Innovationsdynamik schädlich sein dürfte. 
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aus, aber nur 21 vH des Europäisehen.“®^ Hinzu kommt, in den USA eine andere statisti- 
sehe Abgrenzung vorgenommen wird. Die Dienstleistungen im Metallbereich zählen trotz 
Outsourcing in Deutschland weiter zum sekundären Sektor, während sie in den USA zum 
tertiären Bereich gezählt werden. Bei gleicher statischer Messung wäre die Dienstleistungs- 
produktivität in beiden Ländern wahrscheinlich sehr ähnlich. 

Deutschland sei trotz niedriger Lohnstückkosten wegen der absoluten Arbeitskosten in 
einzelnen Sektoren nicht wettbewerbsfähig genug. Da Firmen wechselseitig Leistungen 
voneinander beziehen und sich preislich aufgrund dieser intersektoralen Verflechtung be- 
einflussen (siehe Kapitel 3.1), schadet das absolute Stundenlohnniveau im verarbeitenden 
Gewerbe der internationalen Wettbewerbsfähigkeit nicht (Horn 2005: 120-126). Die ver- 
gleichsweise hohen Lohnsummen (etwa im Maschinenbau) müssen vielmehr mit der hohen 
Produktivität verglichen werden. Nur der Produktivitätsvergleich erklärt, warum Deutsch- 
lands Maschinenbauprodukte trotz des relativ hohen Lohnniveaus eine Exporthausse erle- 
ben. 

Verteilungsneutmlität der Geldpolitik 

Die Geld- und Zinspolitik der Bundesbank fokussiert stärker als andere Zentralbanken auf 
Geldwertstabilität und vernachlässigt das Beschäftigungsziel. Investitionen und Nachfrage 
werden gedämpft und Arbeitslosigkeit verstärkt (Modigliani et al. 1998; Bamett/Solow 
2000). Das Wachstumsziel wurde selbst bei deutlichen Kennzeichen einer schweren Rezes- 
sion nicht entschieden genug angepeilt (Scharpf 1987). Der restriktive Kurs der Bundes- 
bank entzieht dem Markt Liquidität durch hohe Geldmarktzinsen, wirkt selten verteilungs- 
neutral und beendete in den siebziger Jahren das Keynesianischen Projekt (Jaeger/Weber 
1988). Selbst als die Lohnentwicklung wieder in moderaten Bahnen verlief und der lang- 
fristige Zins abermals drohte, unter den kurzfristigen Zins zu fallen, reagierte die Bundes- 
bank auf die inverse Zinsstrukturkurve - ein Frühindikator der Wirtschaftskrise - mit der 
restriktiven Geldpolitik. 

Auf den Preisauftrieb zu Anfang der neunziger Jahre reagierte die Bundesbank klas- 
sisch. Der Diskontsatz lag 1990 bei 6 vH, im Sommer 1992 bei 8% vH. Von Frühjahr 1990 
bis Herbst 1992 lag der Satz für Dreimonafsgeld zwischen SiZ vH und 10 vH und die Zins- 
sfrukfur war zwischen Herbsf 1992 und Anfang 1994 invers.^* Die Zenfralbank griff aber- 
mals mif einer resfrikfiven Geldpolitik in den Wirtschaftsprozess ein. Im Herbst 1992 
schließlich brach das EWS zusammen. Die D-Mark wurde heftig aufgewertet, es gab keine 
binnenwirtschafllichen Überwälzungsspielräume mehr, so dass 1993 die Arbeitslosigkeit in 
Westdeutschland rezessionsbedingt auf rund 2,5 Mio. kletterte, ln den Jahren 1994, 1997 
und 1998 kam es einschließlich des Terms-of-Trade-Effekles zu Reallohneinbußen. Die 
EZB definier! eine zweiprozentige Preissteigerung als Preisstabilität, denn sie geht davon 
aus, dass ein Prozent aus falscher Messung resultiert ( Warenkorbkonstanz). 



66 Martin Baily, ehemaliger Chef des Nationalen Wirtschaftsrates von US-Präsident Bill Clinton, zitiert nach 
FTD, Nr. 208/44, 28. Okt. 2003, S. 30. Als Beispiel dient die Supermarktkette Wal-Mart. 

67 Vgl. Christoph Schröder: „Lohnstückkosten. Deutsche Firmen im Nachteil.“ In: iwd, Nr. 40, 30. Sept. 2004, 
S.2. 

68 Zur Erklärung: Die langfristigen Zinsen sollen als eine Art „Unsicherheitsprämie“ normalerweise über den 
kurzfristigen Zinsen liegen. 

69 Zum Begriff Warenkorbkonstanz: Qualitätsfortschritt wird als Preissteigerung definiert. Beispiel: Ein ein- 
faches Mobiltelefon kostete vor fünf Jahren so viel wie heute eines mit einer Vielzahl von technischen 
Funktionen. 
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Kaldor brachte die Inflationsursachen in einen verteilungspolitischen Kontext. Ihm fiel 
auf, dass hohe Lohnforderungen zeitgleich mit einer starken Demokratiebewegung und von 
Studentenprotesten in vielen Ländern durchgesetzt werden konnten (Kaldor 1978). Der 
geldpolitische Hebel gegen das widerständige Wesen der abhängig Beschäftigten setzte mit 
dem Ende des Systems fester Wechselkurse ein (Huffschmid 2002). Dieser Vorgang poli- 
tisch-sozialer Verteilungserfolge ist als Scheitern des Keynesianischen Projektes bekannt. 

Die Notenbankpolitik soll die Gewerkschaftsmacht bändigen. Orley C. Ashenfelter, 
IZA-Preisträger für Arbeitsökonomik 2003, untersuchte den Einfluss gewerkschaftlicher 
Organisation auf Lohn- und Beschäftigungsniveau. Seine Befunde lauten, dass der Gewerk- 
schaftseinfluss auf lange Sicht überschätzt und andere Regulationen auf den Gütermärkten 
unterschätzt werden.^® Die wichtigste Bedingung für den Marktpreismechanismus am Ar- 
beitsmarkt ist das allgemeine Preisniveau, welches exogen durch die Instrumente der Zen- 
tralbank beeinflusst wird, wohingegen sich Geld- und Kreditvolumen endogen durch die 
kreditfinanzierte effektive Nachfrage ergeben. Die Arbeitsnachfrage kann zurückgehen, 
wenn die Preise steigen oder fallen wie in Japan, wo der konjunkturelle Abschwung mit 
einer Deflation einherging. Die Lohnentwicklung muss den Spielraum der Produktivitäts- 
entwicklung nach unten und nach oben ausnützen, denn Kosten stehen immer in Relation 
zum erwarteten Gewinn. Doch solange der nominale Lohnsatz mit der Arbeitsproduktivität 
und dem Preisniveau Schritt hält, sind Einkommenszuwächse nicht beschäftigungsschäd- 
lich. Es kann weder ein Überangebot an Gütern, noch ein Defizit an Arbeitsnachfrage ent- 
stehen. Der Defizitpakt von Maastricht wird wegen des formalistischen Verschul- 
dungskriteriums von 3 vH am BIP zum race to the bottom der europäischen Beschäfti- 
gungspolitik führen. Heute (2005) schrumpft der Zinsabstand erneut, die Inflationsgefahren 
werden überbewertet und Verteilungsspielräume werden nicht ausgeschöpft. Die EZB legt 
sich bei ihrem riskanten Doppelziel, die Inflation stabil und die Wirtschaft lauffähig zu 
halten, auf Zinserhöhungen fest. Die EZB riskiert bei schwachen Produktivitätsgewinnen 
und moderaten Lohnsteigerungen einen Zweitrundeneffekt, weil die Gewerkschaften stark 
genug sind, um den Energiepreisschock für Lohnerhöhungen einzusetzen. Dann wären er- 
heblich höhere Zinssätze nötig, um die Gewerkschaften disziplinieren, was zusätzliche Ar- 
beitslosigkeit hervorrufen könnte. Konjunkturstimulierung wird in Japan, England und 
den USA erfolgreich betrieben. Früher oder später werden die Handelspartner im Ausland 
mit einer Abwertung ihrer Währungen auf den deutschen Exportboom reagieren. Länder 
mit gleicher Währung verlieren weiter Marktanteile an Deutschland und werden dem Lohn- 
senkungspfad folgen, was zur Euro-Aufwertung führen und verhindern wird, dass sich die 
deutschen Löhne dem chinesischen Lohnniveau annähem (Flassbeck 2006). 

Anspruchlohn und Armutsfalle 

Neben der schwachen Arbeitsnachfrage wird die geringe Arbeitsangebotselastizität im 
unteren Lohnsegment für die Langzeitarbeitslosigkeit verantwortlich gemacht (SVR 2002: 



70 Vgl. Olaf Storbeck: “IZA-Preis für Ashenfelter. US-Arbeitsmarktökonom wird für seine Arbeiten ausge- 
zeichnet.“ In; Handelsblatt, 22. Aug. 2003 (Online- Artikel). 

71 Die DB Research sieht für die USA und Euroland in 2004 eine Inflationsrate von 2,1 vH und für 2005 von 
1,6 vH vorher. In Deutschland würde demnach die Teuerung 2004 1,8 vH und 2005 1,3 vH betragen (vgl. 
Helga Einecke: „Bundesbank warnt vor Preis-Lohn-Spirale.“ In: SZ, 22. Juni 2004, Online- Artikel). 

72 Vgl. Oliver Blanchard/Francesco Giavazzi: „Riskante Zinserhöhung.“ In: FTD, 2. 12. 2005, Online-Artikel. 
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380: Tz. 438).^^ Nach Ifo-Konzept der aktivierenden Sozialhilfe soll der Lohnabstand zwi- 
schen Anspruchslöhnen (reservation wages) und Marktlöhnen nicht durch Lohnerhöhung, 
sondern durch Lohnsenkungen für produktiv Beschäftigte (minus 1 1 vH, alternativ 1 1 Jahre 
lang ein Prozent) und Leistungskürzungen geschaffen werden. Für gering Qualifizierte 
sollen die - wie es euphemistisch heißt - Lohnzuwächse ein Drittel unterhalb des Produkti- 
vitätswachstums liegen (Sinn 2003: 106). Im restrukturierten Steuer-Transfer- System seien 
Lohnersatzleistungen (Sozialtransfers an Arbeitslose) zugunsten von (niedrigen) Lohnzu- 
satzleistungen zu streichen, um monetäre Arbeitsanreiz zu erhöhen um die Armuts- bzw. 
Sozialhilfefalle zu vermeiden (Sinn 2003: 199-213).^"^ Sowohl der Wissenschaftliche Beirat 
beim Bundesministerium für Wirtschaft als auch der Sachverständigenrat übernahmen den 
Ifo-Vorschlag bei wenigen Modifikationen (Ifo-Institut 2002). Die Reformagenda umfasst 
weitere drastische Vorhaben, das Arbeitsrecht zu schleifen: 

■ längere tarifliche Wochen-, Jahres- und Lebensarbeitszeiten; 

■ Abschaffung der meisten Feiertage, Verzicht auf Urlaubstage; 

■ abgesenkte Steuerlasten; 

■ Ausstieg auf der umlagefinanzierten Sozialversicherung und Wegfall freiwilliger 
Leistungen (Weihnachts- und Urlaubsgeld); 

■ betriebliche Öffnungsklauseln zur Flexibilisierung von Tarifverträgen (Sinn 2003: 
143), 

■ Mitbeteiligung am Untemehmenserfolg statt Mitbestimmung; 

■ erhöhter Schwellenwert beim Kündigungsschutz für neu Eingestellte in Betrieben 
unter 20 Mitarbeitern (heute 10) und längere Probezeit (Geltungsdauer des KSchG erst 
nach dreijähriger statt nach sechsmonatiger Betriebszugehörigkeit). 

Um die angebliche Sozialhilfefalle zu beseitigen, werden weitere Grausamkeiten erwogen. 
Darunter zählen die Absenkungen des Alg-II-Regelsatzes und die Streichung der Transfer- 
ansprüche um 30 vH, falls gemeinnützige Arbeit verweigert wird. In der Fallkonstellation 
einer vierköpfigen Familie würde das Einkommen nach Alg-II-Absenkung 1.161 € statt 
vorher 1.591 € pro Monat betragen. Fundierte empirische Evidenz liefert die Armutsfalle 
nicht (Allmendinger/EichhorstAValwei 2005; Breyer 2002; Card/Krueger 1995). Unter- 
dessen präsentierte der Rat eine mikroökonomische Studie, welche die hohe Zahl der So- 
zialhilfeempfänger „anderen sozioökonomischen Ursachen“ (v. a. Kinder und Verwandte 
betreuen) zuschreibt und nicht allein dem Lohnabstand (SVR 2003: Tz. 624-632). Diese 
Befunde widersprechen den üblichen Aussagen des Rates. Workfare genießt Priorität auf 
einer Reformagenda, die mit kommunalen Arbeitsdiensten nicht zur demokratischen Tradi- 
tion der Bundesrepublik Deutschland passen will (SVR 2003: Tz. 228-253, Tz. 633-718). 



73 Definition: „(•••) Anspruchslohn, also der Lohn, den der Arbeitslose von seinem nächsten Arbeitsplatz 
erwartet.“ (Sachverständigenrat 2002/2003: 380f, Tz. 193 und Tz. 433). „Als Ausweg aus dem Dilemma 
kann neben der Qualifizierung in Betracht gezogen werden, dass erstens der Staat die Kluft zwischen niedri- 
ger Produktivität und unverändertem Anspruchslohn durch eine Lohnsubvention überbrückt, dass zweitens 
der Anspruchslohn - und damit auch der Mindestlohn - gesenkt und drittens eine Kombination zwischen 
Senkung der Anspruchslohns und einer Lohnsubvention verfolgt wird.“ (SVR 2002/2003: 382, Tz. 434.) 

74 Vgl.: O. V.: . „Ökonomen für weitere Reformen. Von der Regierung eingeleitete Schritte reichen nicht aus.“ 
In: SZ, Nr. 51, 20. Feb. 2004, S. 20. 

75 Vgl. Astrid Hölscher: „Juristentag folgt dem Wunschkatalog der Unternehmer. Gewerkschaftliche Teilneh- 
mer boykottieren Abstimmung zu Arbeitsrecht. , Arbeitgeber karren Massen zur Stimmabgabe heran.’“ In: 
FR, Nr. 223, 24. Sept. 2004, S. 4. 
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Weder die Hartz-Kommission, noeh die rot-grüne Bundesregierung, die mit Hartz die 
Bundestagswahl 2002 gewann, hinterfragten die marktradikalen Arbeitsmarkt-Vorsehläge. 
Die Lohnspirale naeh unten umfasst alle Arbeitsverhältnisse (Verdi 2002: 10). Zusätzlieh 
verstärkt der Investivlohn den Abwärtstrend („Sparlohn statt Barlohn“, Sinn 2003: 455). 
Erinnert sei an Negativlöhne, welehe die Besehäftigten bei hoher Arbeitslosigkeit für die 
Arbeitserlaubnis zu zahlen hätten (Pigou 1927: 284 f). Über 40 vH der 25- bis 55-Jährigen 
verdienen weniger als die Hälfte des durehsehnittliehen Äquivalenzeinkommens, unter dem 
die Hälfte aller armen Haushalte liegt (Strengmann-Kuhn 2004). 

Jobabbau trotz Arbeitszeitverlängerung 

Arbeitskostensenkung erfolgt in vielen Unternehmen über die Senkung der Lohnkosten je 
Stunde und Verlängerung der regelmäßigen Woehenarbeitszeit ohne Lohnausgleieh. Ferner 
werden Jahressonderzahlungen gekürzt, an den Untemehmenserfolg gekoppelt, gestriehen 
und übertarifliehe Lohnbestandteile abgebaut (Deutsehe Bundesbank 2005: 62). 

Die Arbeitszeitmessung ist aufgrund untersehiedlieher Teilzeitquoten international 
nieht einfaeh. Länder mit niedrigen Arbeitszeiten und niedrigen Arbeitslosenquoten stehen 
neben anderen Ländern, die lange Arbeitszeiten und hohe Arbeitslosigkeit haben, beriehtet 
Raymond Torres, Leiter der Arbeitsmarktabteilung der OECD.^^ Besehäftigungspolitisehe 
Erfolge korrespondieren etwa in Dänemark oder in den Niederlande mit den in der EU 
kürzesten Arbeitszeiten (29,5 Woehenarbeitsstunden im Gegensatz zu 35,5 Stunden im 
Durehsehnitt der 15 EU-Länder). Für längere Arbeitszeiten gibt es international keine 
stiehhaltigen Erfolgsbelege. Neuere Untersuehungen haben die Effektivarbeitszeiten statt 
Tarifarbeitszeiten vergliehen. Danaeh liegt Deutsehland im Mittelfeld der Jahresarbeitszei- 
ten, denn effektiv wird in Deutsehland länger gearbeitet als tariflieh vereinbart ist.^® Zudem 
abstrahiert der Arbeitszeitvergleieh von der Arbeitsproduktivität.^® Daher erseheinen Ar- 
beitszeitmodelle, wie sie Hartz in Wolfsburg umsetzte und wie sie bereits von Opel oder 
Continental übernommen wurden, als Mögliehkeit, Arbeitsplätze zu erhalten oder neue zu 
sehaffen. Längere Arbeitszeiten haben außer der Produktivitätsbremse zwei weitere kos- 
tenwirksame Naehteile. Erstens erhöhen sie die Arbeitslosenzahlen, sie bremsen den Pro- 
duktivitätsfortsehritt, wie das Institut Arbeit und Teehnik in Gelsenkirehen feststellte. 
Zweitens können verlängerte Arbeitszeiten das Unfall- und Krankheitsrisiko erhöhen, wie 
in einer Studie der Bundesanstalt für Arbeitssehutz und Arbeitsmedizin (BAuA) ermittelt 
wurde. Beides bedeutet Mehrkosten für Betriebe und Sozialversieherungen.** Befragt naeh 



76 Vgl. Sebastian Dullien, „OECD hält 50-Stunden-Woche für Unsinn.“ In: FTD, Nr. 131/28, 8. Juli 2004, S. 
10 . 

77 Im Fall der Niederlande muss die höhere Teilzeitquote mit berücksichtigt werden. 

78 Vgl. Sebastian Schief: „Jahresarbeitszeiten als Standortindikator? Hintergründe zur fragwürdigen Nutzung 
internationaler Vergleiche.“ In: lAT-Report 03/2004, Hrsg, vom Institut Arbeit und Technik (9 Seiten). 

- URL: www.dgb.de/themen/Tarifpolitik/jahresarbeitszeiten.pdf. 

79 Hartmut Seifert (Wirtschafts- und sozialwissenschaftliches Institut, WSI) weist in einer Vergleichsstudie 
anhand der Lage in 15 europäischen Ländern nach, dass sowohl mit längeren als auch mit kürzeren Arbeits- 
zeiten die Jobkrise nicht behoben wird. Vgl. FR, Nr. 149, 30. Juni 2004, S. 1. 

80 Vgl. Claudia Braczko/Steffen Lehndorff: „Wie lang sind die Arbeitszeiten in Deutschland? Fakten und 
Argumente zur aktuellen Debatte über Arbeitszeitverlängerungen.“ In: lAT-Report, Wissenschaftszentrum 
Nordrhein-Westfalen, Nr. 07/2003. - URL: http://iat-info.iatge.de/iat-report/2003/report2003-07.pdf. 

81 Der aktuelle Forschungsstand ist, dass längere Arbeitszeiten und Überstunden zusammen mit anderen 
Stressfaktoren und zunehmender Ermüdung das Herz-Kreislauf-Risiko verschärfen, Arbeitsunfälle verursa- 
chen, zu längerfristigen Schädigungen durch Lärm und Schadstoffe führen und damit ökonomisch nicht ef- 
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Beschäftigungseffekten durch Arbeitszeitverlängerung erwarten 3 vH der Firmen positive 
Beschäftigungseffekte, drei Viertel gleiche Personalstände und 6 vH negative Effekte. Ar- 
beitszeitverlängerung ist aus theoretischen Erwägungen und aufgrund empirischer Fakten 
abzulehnen, denn gerade Großbetriebe reagieren auf Arbeitszeitverlängerung mit Beschäf- 
tigungsabbau (Spitznage lAVanger 2004). 

Die angebotsseitigen Impulse sind bislang wenig Erfolg versprechend verlaufen. 
Selbst drastische Lohneinbußen und abgesenkte Transfereinkommen sind bei einem voll- 
kommen elastischen Arbeitsangebot beschäftigungspolitisch wirkungslos, solange die Ar- 
beitsnachfrage zurück bleibt. 

Lohnrigidität, Arbeitsrecht und empirische Befunde 

Die Hartz-Reformen werden mit institutionell verursachten Rigiditäten und Ineffizienzen 
am Arbeitsmarkt begründet. Die internationale Arbeitsmarktforschung geht nuancierter mit 
der Ursachenforschung um und von einer Komplementarität von makroökonomischen 
Schocks (wie Produktivitätsverlangsamung oder Realzinserhöhungen) bzw. von starren 
Arbeitsmarktinstitutionen aus, um die Arbeitslosigkeit zu erklären. Arbeitsmarktregulierun- 
gen wurden nach den Kriterien Bezugsdauer der Transferleistungen, Gewerkschaftsdichte, 
Koordinierungsgrad der Lohnverhandlungen, Kündigungsschutz, Lohnersatzleistungen 
sowie Steuer- und Abgabenkeil empirisch untersucht (Baker et al. 2002; Bean 1994; Ni- 
ckeil 1997; Nickell/Nunziata/Ochek/Quintini 2003; OECD 1999: 48-132; Steiner 2003b).*^ 
Nach der OECD lag Deutschland bei der Regulierungsdichte - bedingt durch die Deregulie- 
rung der Zeitarbeit - im unteren Drittel der westeuropäischen Länder. Nach Studien von 
Nickeil et al. haben der Arbeitsschutzindex und die Dauer der Arbeitslosenunterstützung ab 
Mitte der achtziger Jahre abgenommen. Die Steuer- und Abgabenquote ist seit 1969 stetig 
gestiegen; der Replacement-Ratio-lndex hat von 1995 an ständig abgenommen. Keine 
merkliche Änderung gab es bei der Koordinierung der Tarifverhandlungen und im Organi- 
sationsgrad. Die Befunde zeigen, dass Arbeitsmarktrigiditäten im Ländervergleich weder 
die zeitliche Entwicklung der Arbeitslosigkeit noch die unterschiedlich hohen Arbeits- 
losenquoten erklären können. Der Grad des Kündigungsschutzes hat keinen Einfluss auf die 
Höhe der Beschäftigung, wohl aber auf die Beschäftigungsstruktur (Blanchard 2006). 
Selbst nach der OECD-IMF-Orthodoxie übt Arbeitsmarktregulierung keinen statistisch sig- 
nifikanten Einfluss auf die Höhe der Arbeitslosigkeit aus (OECD 1999: 49-90; 2004b: 80). 
Der Sachverständigenrat lobt die verantwortungsvolle Tarifpolitik und fordert mehrheitlich 
weitere Öffnungsklauseln und Lohnspreizung (SVR 1999: 332 ff und Tz. 341 ff). Gegen 
die unterstellten Flexibilitätsmängel am Arbeitsmarkt sprechen weitere Fakten: Schicht- 
und Nachtarbeit, geringfügige Beschäftigung und Teilzeitarbeit im Dienstleistungssektor 
(Logeay 2001; OECD 2001). Die Quantifizierung der Einfiussfaktoren besagt, dass etwa 



fizient sind. Vgl. Eckhard Stengel: „Längere Arbeitszeiten verursacht Kosten. Experten furchten steigendes 
Krankheit- und Unfallrisiko. Problemfaktor Verkehr.“ In: FR, Nr. 208, 07. Sept. 2004, S. 1 1. 

82 Die Beveridge curve ist definitionsgemäß die inverse Relation zwischen Arbeitslosigkeit und offenen Stellen 
{Job vacancies). “A recent study produced by the European Central Bank (ECB) in Cooperation with the na- 
tional central banks reveals that difficulties in matching supply and demand on the labour market exist not 
only in Germany but also in other euro-area countries. Over the last ten years, for example, the Beveridge 
curve, which shows the relationship between unemployed persons seeking work and vacancies, has shifted 
significantly outwards. An outward shift of the curve indicates a simultaneous increase in unemployment 
and vacancies resulting from increasing structural difficulties in the matching process.” (Deutsche Bundes- 
bank Monthly Report May 2002, p. 50) 
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die Hälfte der schlechte Performance am deutschen Arbeitsmarkt auf makroökonomische 
Variablen zurückgeht. 

Niedrige Löhne sind kein plausibles Argument für die gegenwärtige Job-Krise, sonst 
müsste es in Ostdeutschland mehr Job-Offerten geben. Nur 20 vH aller ostdeutschen Be- 
triebe haben noch firmenübergreifende Tarifverträge (Bofinger 2004: 63). Darüber hinaus 
zeigt die Vielzahl der Verbands- und Firmentarife, dass das deutsche Tarifsystem flexibel 
und differenziert ist. Der deutsche Kündigungsschutz ist nicht ungewöhnlich hoch und 
wurde für neu Eingestellte umfassend neutralisiert. Die Sozialauswahl wurde beschränkt, 
der Klagezeitraum verkürzt, das Wahlrecht zwischen Kündigungsschutzklage und Ab- 
findung wurde für Arbeitnehmer ab dem 52. Lebensjahr ausgesetzt. Die befristete Beschäf- 
tigung wurde durch Aufhebung des absoluten Verbotes der Vorbeschäftigung erleichtert 
(Jahn/Windsheimer 2004). Die Änderung des Schwellenwertes im KSchG ab Mitte der 
neunziger Jahre blieb für die Beschäftigungsdynamik wirkungslos (Bauer/Bender/Bonin 
2004; JahnAValwei 2004). Den Kündigungsschutz exklusiv für ältere Arbeitnehmer zu 
lockern, ist diskriminierend und wurde durch Entscheidung des Europäischen Gerichtshof 
(EuGH) hinfällig (Az.: C-144/04).*^ Überdies isf der Erwerbswunsch in der Alfersgruppe 
der 55- bis 64-Jährigen deutlich ausgeprägt (Statistisches Bundesamt 2005: 79). Dennoch 
zielt die Wirtschaftspolitik auf eine Rosskur für Löhne und Arbeitnehmerrechte. 

Standort Deutschland 

Ist die hiesige Wirtschaft eine unproduktive nahöstliche „Basar Ökonomie“, weil die ro- 
buste Exportstärke aus dem hohen Importanteil billiger ausländischer Vorprodukte resultie- 
re?*"^ Aus der Beobachtung, dass seit Mitte der neunziger Jahre die Produktion im verarbei- 
tenden Gewerbe schneller gestiegen ist als die Bruttowertschöpfung, zieht Sinn einen zwei- 
fachen Fehlschluss. Erstens beruhe der Zuwachs der deutschen Industrieproduktion zu 2/3 
auf das Outsourcing in Niedriglohnländer und nur zu 1/3 auf die hiesige Wertschöpfung. 
Zweitens: Die deutsche „Basar-Ökonomie“ (H. W. Sinn) produziere kaum noch selbst.*^ 
Zudem verwechselt Ifo-Chef Sinn Import und Export in der Erstaufiage seines Buches 
(Sinn 2003: 71). Zu behaupten, die Zunahme der Vorleistungen sei nur auf Importe zurück- 
zuführen gehf ins Leere, denn die interindusfriellen und infemafionalen Vorleistungsver- 
flechfungen werden vemachlässigf. Importierfe Güfer werden nicht komplett im Ausland 
gefertigt, sondern haben ihrerseits einen heimischen Wertschöpfungsanteil. Der Kauf eines 
US-Automobilkonzems durch deutsche Investoren wird indessen als Beweis hiesiger Wirt- 
schaftskraft gefeiert. Beklagt wird, der deutsche Mittelstand wanderte wegen mangelnder 
Wettbewerbsfähigkeit in Billiglohnländer ab (Sinn 2003).*^ Ifo-Chef Sinn argumentiert 
sogar, Arbeitsproduktivität koste Arbeitsplätze, weil viele Betriebe mit der Produktivi- 
täts ent Wicklung nicht mithalten könnten (Sinn 2003). Niedrige Produktivität von Einfach- 



83 Vgl. Dietrich Creutzburg: „EuGH kippt befristete Jobs.“ In: Handelsblatt, 23. Nov. 2005 (Online-Artikel). 

84 Vgl. Mario Müller: „Das Horrorgemälde von der massenhaften Stellen-Abwanderung.“ In: FR, Nr. 149, 30. 
Juni 2004, S. 2. 

85 Vgl. Stephan Lorz: „Den , Faktor Arbeit’ entlasten!“ In: Börsen-Zeitung, Frankfurt/Main, 07. Mai 2004. Im 
Handelsbilanzsaldo sind die Importe schon herausgerechnet, daher ist die Importquote kein Gegenargument 
zu den Exporterfolgen. - URL: http://www.flassbeck.de/pdf/2004/19.04.04/BASAR.pdf. 

86 Vgl. O. V.: „Deutschland fallt zurück durch hohe Lohnnebenkosten.“ In: FTD, 11. März 2004, S. 38. Nach 
der Untemehmensberaterfirma KPMG liegen die Geschäftskosten in Deutschland wegen der Lohnnebenkos- 
ten um 14 vH höher als in den USA. Nur bei den Telekommunikationskosten und den niedrigen 
Transportkosten ist Deutschland günstiger. 
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arbeitsplätzen bei vergleichsweise hohen Kosten sei ein Grund, warum der Mittelstand in 
Niedriglohnländer abwanderte (Sinn 2003: 63-66). Servicearbeit lässt sich gewiss in aus- 
gewählten Fällen exportieren (z. B. spezielle medizinische Leistungen). Die Zahl der insol- 
venten Betriebe informiert über eine typische und wünschenswerte Marktbereinigung, wel- 
che innovationsträge Betriebe aufgrund des langsameren Entwicklungstempos vertreibt. 

Das Ifo-Modell impliziert, die durchschnittlichen Produktivität müsse aus beschäfti- 
gungspolitischen Gründen abnehmen (Sinn 2003: 79f, 99). Dem folgt das Hartz-Konzept. 
Produktivität ist im unteren Arbeitsmarktsegment schwer messbar. Näherungsweise lässt 
sich unterstellen, die marginale und die durchschnittliche Arbeitsproduktivität änderten sich 
mit derselben Geschwindigkeit. Der Dissens liegt darin, ob und in welcher Höhe eine ge- 
bremste und ungleiche Produktivitätsentwicklung anzustreben sei, um Arbeitsplätze zu 
schaffen (Franz et al. 2003: 400). OECD-Experten behaupten, die Arbeitslosenquote für ge- 
ringer bezahlte und benachteiligte Gruppen wie Jugendliche oder Frauen ließe sich im Ver- 
hältnis zur Quote aller Erwerbslosen spürbar senken, wenn die Löhne im Niedriglohnbe- 
reich fielen (OECD 1996:76, Bosch et al. 2001: 56). Ist aber eine hoch produktive Indust- 
riegesellschaft mit Niedriglöhnen und geringer Arbeitsproduktivität für Servicearbeit kom- 
patibel? Weiter unten werden diese normativen Fragen behandelt (siehe Kapitel 4). 

Richtig ist, dass der internationale Wettbewerb härter selektiver geführt wird. Betriebe 
verlagern Teile ihrer Produktionsstätten wegen der Kosten-Differenzen; sie möchten nied- 
rige Löhne im Ausland und hohe deutsche Arbeitsproduktivität kombinieren. Doch deut- 
sche Unternehmen sind gegenüber den europäischen Ländern und den USA eher Globali- 
sierungsgewinner. Die Wirtschaftsweisen wenden sich daher gegen die plakative Feststel- 
lung, Deutschland sei von der Produktions- zu einer Händlerökonomie mutiert (SVR 2004). 
Der inländische Wertschöpfungsanteil ist in dem obigen Zeitraum zwar gesunken, die posi- 
tiven Beschäftigungseffekte überwiegen eindeutig. 

Bei Auslastungsproblemen geraten ältere Produktionsstätten leicht in wirtschaftliche 
Schräglage.®’ Direktinvestitionen heimischer Firmen im Ausland waren zwischen 2002 und 
2003 ausgeglichen und sind 2004 um 7,4 Mrd. € gesunken.®® Nach einer Erhebung des 
Fraunhofer-Instituts für Systemtechnik und Innovationsforschung (ISI) ist die Zahl der Pro- 
duktionsverlagerungen rückläufig. Deutsche Firmen verlassen nicht fluchtartig das Land, 
selbst wenn riesige Absatzmärkte zu bedienen sind (Zielregionen in Osteuropa und Asien). 

Der Sachverständigenrat tritt vielen Verbandsvertretem entgegen und mahnt zu größe- 
rem Realismus. Auf Basis der Input-Output-Analyse des Statistischen Bundesamtes lässt 
sich zwischen 1995 und 2000 aus der Exporttätigkeit ein Plus an Arbeitsplätzen in einer 
Größenordnung von 300.000 errechnen (SVR 2004: 472-480, Tz. 465-468). Zwischen 2000 
und 2004 stieg der Exportüberschuss von 33 auf 115 Mrd. € an (in Preisen von 1995). Der 
Überschuss der Leistungsbilanz stieg von 3,3 Mrd. € (2001) auf 83,5 Mrd. € (2004) und 



87 Die These des Delfter Ökonomen Alfred Kleinknecht wurde von Bernd Ebersberger und Andreas Pyka 
anhand eines mathematischen Modells und empirischer Daten in der Studie „Innovation, Sectoral Employ- 
ment and Wages“ nachgezeichnet. - URL: http://www.wiwi.uni-augsburg.de/vwl/institut/paper/191.pdf. 

88 Direktinvestition {direct investment) sind grenzüberschreitende Investitionen mit dem Ziel, eine langfristige 
Beteiligung an einem in einer anderen Volkswirtschaft ansässigen Unternehmen zu erwerben. Darunter zäh- 
len Beteiligungskapital, re-investierte Gewinne und sonstige Anlagen im Zusammenhang mit Transaktionen 
zwischen verbundenen Unternehmen (vgl. Glossar in EZB Monatsbericht, Januar 2004). Wahrlich also kei- 
ne Kapitalflucht. Der Gesamtbestand an deutschem Kapital im Ausland ist allerdings nach wie vor höher als 
der Gesamtbestand an ausländischem Kapital in Deutschland. 
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betrug im ersten Halbjahr 2005 bereits 55,6 Mrd. Drei Viertel der Exporte (2004: 733,5 
Mrd. €) gehen in die Euroländer. Wiehtigster Handelspartner ist Frankreieh (75,3 Mrd. €, 
2004) gefolgt von den USA (2004: 64,8 Mrd. €). Von 1995 bis 2002 erhöhte sieh der Anteil 
der exportinduzierten Wertsehöpfung am BIP von gut 16 auf 20,8 vH. Der Anteil der Ex- 
porte am Bruttoinlandsprodukt ist zwisehen 1991 und 2003 in Preisen von 1995 um gut 13 
vH gestiegen (von 24,2 auf 37,0 vH).^° Der Hauptgrund für die überragende Wettbewerbs- 
fähigkeit ist eine Lohnpolitik, die unter kräftiger Mithilfe der Politik dafür sorgte, dass der 
Anstieg der Lohnstüekkosten geringer ist als bei den wiehtigsten Handelspartnern.^’ 

Standortverlagerungen können makroökonomisehe Sehoeks auslösen und Arbeitslo- 
sigkeit verstärken. Im Gegensatz zu anderen Euro-Ländem konnte Deutsehland - trotz der 
Eurostärke - den hohen Anteil am Welthandel halten und weiter ausbauen. Die Produktqua- 
lität weltweit naehgefragter deutseher Erzeugnisse beruht aueh auf hohen Umwelt-, Sozial- 
und arbeitsreehtliehen Standards. Standortverlagerungen stoßen an Qualitätsgrenzen, auf 
Transport- und Steuerungsprobleme weit entfernter Produktionsstätten, auf Sieherheitsrisi- 
ken (z. B. Patentsehutz). Keinen Befund für die weit verbreitete Annahme, die Wettbe- 
werbsfähigkeit der Hoehlohnländer werde unmittelbar dureh die Staaten mit niedrigen Ar- 
beitskosten bedroht. Vielmehr seien nieht die Arbeitskosten der aussehlaggebende Faktor, 
sondern die Produktivität und die Euroaufwertung (ILO 2005). Die Europäisierung der 
Wirtsehaft sehreitet voran (Hengsbaeh 2004: 50-58). 

Gegen die Abwanderungsthese sprieht zudem das waehsende Ansehen Deutsehlands 
in der internationalen Wirtsehaflspresse. Trotz des hoeh bewerteten Euro fließen Dollarin- 
vestitionen naeh Deutsehland (bzw. den Euro-Raum), ausländisehe Investoren möehten am 
deutsehen Exportboom partizipieren (Bofinger 2004: 35; SVR 2003, dort: Tabelle 48). 
Inländisehe Eigner räumen ihren im Ausland ansässigen Niederlassungen Kreditmittel ein. 
Der Anteil der Jobverlagerungen aus Deutsehland verläuft naeh einer Untersuehung des Fi- 
nanzberatungsuntemehmens Morgan Stanley im internationalen Maßstab nieht drama- 
tiseh.®^ Nur ein Drittel der Jobverlagerungen wird naeh einer DIHK-Studie den Produkti- 
onskosten zugesehrieben. Deutsehe Auslandsinvestitionen stärken sogar die Binnenwirt- 
sehaft, verbessern die Bilanzen und wirken positiv auf den Arbeitsmarkt, weil Aufträge zu- 
rüekfließen (Navaretti/Venables 2004). Die Vorteile des Freihandels und des freien Kapital- 
verkehrs sind naeh Einführung flexibler Weehselkurse, naeh Zollsenkungen, Liberalisie- 
rung des Kapitalverkehrs, Loekerung des Hedge-Fonds-Marktes (Gesetz über den Vertrieb 
ausländiseher Investmentanteile, AIG) und Durehsetzung des EU-Binnenmarktes allerdings 
mit dem Verzieht auf wirtsehaftspolitisehe Souveränität erkauft worden (Baekes/Robert 
2003). Firmen mit ausgeprägter Untemehmenskultur verlagern Jobs selten. 

Betriebliche Kostenstruktur und Arbeitslosigkeit 

Lohnhöhe und Lohnstruktur sind nieht die einzigen Bezugsgrößen der betriebliehen Kos- 
tenkalkulation. Hinzu kommen Aufwendungen für Vorprodukte, Steuern, Energie, sonstige 
Standortkosten, Kapitalkosten, das Verhältnis von a) Lohnsätzen zu Lohnkosten, b) Perso- 
nal- zu Gesamtkosten, c) Gesamtkosten zu Verkaufspreisen. Sehließlieh spielen bei der 



89 Vgl. Deutsche Bundesbank, Monatsberichte 01/2005, Jg. 57, S. 60; 08/2005, S. 68; 09/2005, S.68. 

90 Vgl. Statistisches Bundesamt, 74. Bruttoinlandsprodukt nach Verwendungsarten, Stand: 27. Mai 2004, S. 
174. 

91 Vgl. M. Sievers: „Keine Angst vor dem Gespenst , Basar-Ökonomie’.“ In: FR, Nr. 191, 18. Aug. 2004, S. 1. 

92 Vgl. Elga Bartsch: „Offshoring - more a myth than a matter.“ - URL: http://www.morganstanley.com. 
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Preisgestaltung Forsehungs- und Entwieklungskosten, Preise der Vorleistungsgüter, Ener- 
giepreise, Vertriebskosten, Mieten und Leasingraten, Kapitalkosten, Kreditkosten, sonstige 
Standortkosten sowie Steuern, Abgaben, Gebühren, Beiträge, bei international operierenden 
Firmen die Terms-of-Trade ete. eine Rolle. Oft verursaehen eklatante Managementfehler 
die Kostenklemme (v. a. Produktionsabläufe, Vertrieb, Modellpolitik, Nieht-Beherrsehung 
der neuen Teehnik). Diese sind meist folgenlos für die Verantwortliehen.®^ Als Beispiel gilt 
General Motors (GM). Unkenntnis der deutsehen Untemehmenskultur und der harsehe Um- 
gangston provozierten dort im Herbst 2004 spontane Arbeitsniederlegungen.^"^ Je naeh 
Preiselastizität und Konkurrenzbedingungen lassen sieh Kosten auf Preise überwälzen. Ver- 
teilungsspielräume ergeben sieh aus der Summe aller Herstellungskosten. Lohnflexibilisie- 
rung war sehon für Keynes ohne besehäftigungspolitisehe Relevanz: 

"There is no ground for the belief that a flexible wage policy is capable of maintaining a state 
of continuous full employment ... The economic System cannot be made self-adjusting along 
these lines" (Keynes 1936: 267). 

Charles Bean kommt vor dem Hintergrund eines weiteren breit angelegten Surveys der 
westeuropäisehen Arbeitsmarktentwieklung in einer empiriseh-ökonometrisehen Analyse 
zu der Ansieht, 

(that) „the most important persistence mechanism is (...) likely to hinge on the characteristics or 
behaviour of the unemployed, rather than resulting from Insider membership dynamics“ (Bean 
1994: 594). 

Aueh Nobelpreisträger Tobin sieht mangelnde Lohnflexibilisierung keineswegs als Quelle 
der gegenwärtigen Arbeitslosigkeit: 

„Even if money wages and prices were more flexible, even if excess supplies of labor were to 
lead more rapidly to cuts in money wages, this greater flexibility would not prevent or eure un- 
employment...” (Tobin 1993: 57). 

Deutschland gilt als Top-Reformer. Der Verband deutscher Ingenieure (VDI) und das 
Fraunhofer-Institut für Arbeitswirtschaft und Organisation (IAO) schlagen zehn weitere 
Optimierungsschritte vor: Umstrukturierung/Reorganisation (60,5 vH), verstärkte Auftrags- 
akquisition (60,2 vH), Verbesserung der Kundenzufriedenheit/Kundenbindung (55,5 vH), 
Erschließung neuer Märkte (51,5 vH), Entwicklung innovativer Produkte (43,9 vH), Erhö- 
hung der Produktivität (43 vH), Weiterbildung der Mitarbeiter (35,8 vH), Entwicklung 
zusätzlicher Dienstleistungen (30,6 vH), Beschleunigung von Time-to-Market (19,5 vH) 
und Rekrutierung neuer Führungskräfte (9,0 vH).®^ Wenig überraschend fehlen die Perso- 
nalkosten bei dieser Aufzählung. Abwanderungen dienen als Drohkulisse gegen Beleg- 



93 Vgl. Peter Mlodoch: „Sichere Arbeitsplätze haben Vorfahrt. Für den Volkswagen-Gesamtbetriebsratsvor- 
sitzenden gilt Jobs statt Mäuse’. Volkert wirft Management Fehler vor.“ In: FR, Nr. 242, 16. Okt. 2004, S. 
11 . 

94 Vgl. O. V.: „Opel-Arbeiter legen Werk Bochum lahm. Abbau von 10.000 Stellen laut GM-Führung nur 
, vorläufiger Plan’.“ In: FR, Nr. 242, 16. Okt. 2004, S. 1, 3 und 11. Außerdem: - URL: www.ff-aktuell.de/ 
Opel 

95 Vgl. Hartmut Buck: „Personalpolitik in konjunkturschwachen Zeiten.“ Fraunhofer IAO Stuttgart (Hrsg.) 

- URL: http://www.pm.iao.ffaunhofer.de/produkte/vdi_persopolitik.pdf . 
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schäften und Gewerkschaften. Deutschland ist binnenwirtschaftlich zu retten. Dazu bedarf 
es keiner Billiglöhne und keiner ungesicherten Beschäftigungsverhältnisse. 

Zwischenfazit 

Neoklassisch orientierte Ökonomen bieten zwei Varianten der lohnorientierten Krisenerklä- 
rung an. Bleiben die Reallöhne hinter der Produktivitätsentwicklung zurück, ändern sich die 
relativen Faktorpreise zugunsten der Arbeit und die Produktion wird arbeitsintensiver. Nach 
der zweiten Variante bringen höhere Gewinne mehr Investitionen und Beschäftigung, zu- 
gunsten der Betriebe. Trotz bester Verteilungsgewinne hält die Arbeitsmarktkrise an. Zwar 
lässt sich in allen Industrieländern eine trendmäßige Korrelation zwischen steigenden no- 
minalen Lohnstückkosten und der Inflationsrate nachweisen. Die Rigiditätsthese empirisch 
nachzuweisen, gelingt nicht und Reallohnzurückhaltung verhilft der Beschäftigung nicht 
zum Durchbruch (Bean 1994; Blanchard 2006; Flassbeck/Spiecker 2002). Vielmehr weisen 
verschiedene Standortindizes auf gute Wettbewerbsbedingungen hin. 

Das Ergebnis der internationalen Arbeitsmarktforschung für Deutschland ist, dass sich 
die Nachfrage keineswegs abrupt oder unerwartet verändert. Das Preisniveau ist stabil und 
die Steuer- und Abgabelasten sind unterdurchschnittlich. Die Arbeiterschaft ist weder radi- 
kalisiert, noch unbotmäßig in ihren Forderungen. Auch die Höhe von Transfereinkommen 
oder die Regulierung des Arbeitsmarktes sind beschäftigungsschädlich. Das gegenwärtige 
Arbeitsmarktproblem lässt sich ebenso wenig allein mit Strukturproblemen und schlechten 
Wettbewerbsbedingungen erklären (Howell 2005). Vielmehr zeichnen geringe Inflationsra- 
ten, beständig niedrige Lohnstückkosten und ein konstanter nominaler Wechselkurs die 
internationale Wettbewerbsfähigkeit aus. Deutschland wurde 2005 zum dritten Mal als 
Exportweltmeister ausgerufen. Der neoklassische Nexus, wonach neue Arbeitsplätze das 
Resultat sinkender Reallöhne (bzw. der Lohnquote in einer wachsenden Wirtschaft) und 
einem dazugehörigen Rückgang der Arbeitsproduktivität (bzw. deren Steigerungsrate) sei, 
ist nicht zu erkennen. Offensichtlich ist die Verteilung des Volkseinkommens schief 



3.3 Verteilung des gesellschaftlichen Reichtums 

Die Hartz-Reformen sollen die Jobkrise durch Lohnzurückhaltung und Revitalisierung des 
Arbeitsangebotes beheben. In der Verteilungstheorie gibt es konkurrierende ökonomische 
Erklärungsansätze. Für die funktionale Einkommensverteilung existieren etwa die Grenz- 
produktivitäts-, die Monopolgrad- und die Kreislauftheorie, für die personelle Verfeilung 
efwa die Humankapifal- und die Risikotheorie. Wird diese Umverteilungspolitik selbst zur 
Krisenursache? Dazu werden verschiedene Verteilungsindizes herangezogen. 

Lohnquotenvergleich 

Die Lohnquote ist - wie ihr Gegenstück der Gewinnquote - ein Maßstab der Primärvertei- 
lung und zeigt die funktionelle Verteilung am Volkseinkommen zwischen den Produktions- 
faktoren Arbeit und Kapital. Die Wirtschaftspolitik der Nachkriegszeit setzte sich bis Mitte 
der siebziger Jahre zum Ziel, Schicht- und Klassenunterschiede durch die nivellierte Mit- 
telstandsgesellschaft zu überwinden. Die Distributionsparameter näherten sich nach dem 
Zweiten Weltkrieg an, doch das politische Ziel der Konsumgesellschaft blieb unerreicht. 
Die Vermögensverteilung oder die Verteilung des Produktivvermögens veränderten die 
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Verteilungsrelationen jedoch nicht durchgreifend. Die Arbeitnehmer in der Bundesrepublik 
konnten immerhin ihre Reallöhne verbessern (Abelshauser 2004: 331-349). 

Der Anteil der Arbeitnehmerentgelte (incl. aller Lohnbestandteile) am Volkseinkom- 
men wird von der (unbereinigten) Bruttolohnquote erfasst. Großverdiener wie Konzem- 
manager und außertarifliche Angestellte sind einbezogen, während Kleingewerbetreibende 
Untemehmerstatus genießen als Selbstständige zählen. Sobald die Zahl der Erwerbstätigen 
- etwa durch Ich-AGs - zunimmt, steigt auch die tatsächliche Bmttolohnquote. Anderer- 
seits verbessert sich die Einkommensposition nicht wirklich, wenn der Anteil der abhängig 
Beschäftigten schneller steigt als die Lohnquote. Dies war in den meisten Industrieländern 
der Fall. Die von Abelshauser aufbereiteten historischen Daten zeigen, dass es den Arbeit- 
nehmern in den sechziger Jahren zeitweise gelang, ihren Anteil am Volkseinkommen mo- 
derat auszubauen. Doch dies war eine Provokation mit verteilungspolitischen Folgen. 

Bereinigte Bruttolohnquote 

Der weitere Bereinigungsschritt führt zur Arbeitnehmerquote (bereinigte Bruttolohnquote), 
wobei eine konstante Basisstruktur der Beschäftigten unterstellt wird. Die strakturbereinig- 
te Lohnquote stieg in den siebziger Jahren an. Die These der Umverteilungsgewinne erhär- 
tet sich, indem die Lohnsumme nicht auf das Volkseinkommen bezogen, sondern durch die 
jährliche Bruttowertschöpfung je Erwerbstätigen dividiert wird. Der Arbeitnehmeranteil 
überstieg das Ausgangsniveau von 1950 allerdings nicht (Abelshauser 2004: 343). 

Die Abwärtsspirale in der Verteilungsrelation zwischen abhängig Beschäftigten und 
Selbstständigen setzte in den USA früh ein, während der Strukturbruch in Europa erst mit 
der ersten Erdölpreiskrise (1974/75) spürbar wurde. Länder, in denen die Nominallöhne in 
hohem Maße rigide und damit die Reallöhne sehr flexibel waren, verkrafteten den Ange- 
botsschock der Erdölpreisschocks besser als andere, weil dies eher zulasten der Einkommen 
ging, ohne beschäftigungswirksam zu sein (Flassbeck/Spiecker 1999). Die Lohnquote 
schrumpft nicht unerwartet mit zunehmender Arbeitslosigkeit. Das verfügbare Einkommen 
der Lohn- und Sozialeinkommensbezieher (Netto-Lohnquote) liegt nach Abzug von Steu- 
ern und Beiträgen mit 69,1 vH (43,7 vH plus 25,6 vH) unter der Bruttolohnquote (73,2 vH) 
einschließlich Arbeitgeberanteils der Sozialversicherung. Das privat verfügbare Volksein- 
kommen sank von 55,8 vH (1969) auf 48,1 vH (1991) und beträgt nur noch 41,5 vH (2004). 
Insbesondere während der sozialliberalen Koalition unter Willy Brandt (1969-1974) erziel- 
ten die abhängig Beschäftigten Einkommenszuwächse. Die bereinigte Lohnquote lag in 
Deutschland zwischen 1971 und 1980 noch bei 72,2 vH und sank auf 69,5 vH (1981-1990) 
bzw. 68,1 vH (1991-2000). Von 2001-2006 fiel sie auf 66,3 vH (EU-Kommission 2005: 
96) und nach anderen Berechnungen sogar auf 62 vH (Abbildung 3.2). 

Das Kaufkraftpotenzial der Arbeitseinkommen ist weiterhin schwach (Schäfer 2005). 
Die bereinigte Lohnquote stieg nur kurzzeitig aufgrund von Schwankungen der Rohmateri- 
alpreise oder der Nachfrage an und ist in den letzten zwei Jahrzehnten um rund 9 Prozent- 
punkte gesunken (Siebke 1990: 404-405). Ergänzend zum funktionellen bildet der personel- 
le Verteilungsmaßstab die tatsächliche Wohlfahrtsposition von sozioökonomischen Haus- 
haltsgruppen ab. Dazu werden das Pro-Kopf-Einkommen und der unterschiedliche Bedarf 
der einzelnen Haushaltsmitglieder ermittelt (Äquivalenzeinkommen), ohne nach Art und 
Herkunft der zusätzlichen Einkommen zu differenzieren. Die Verteilungsrelation zwischen 
den oberen 10 vH der Einkommensbezieher, den 40 vH der mittleren Einkommen und den 
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50 vH der unteren Einkommen verschob sich nur in den späten 60er und Anfang der 70er 
Jahre zugunsten der unteren Einkommen (Abelshauser 2004: 345). 

Abbildung 3.2: Bereinigte Lohnquote im Ländervergleich 




Bis 1990 früheres Bundesgebiet; ab 1991 Deutschland Anteil des Bmttoeinkommens aus 
unselbstständiger Arbeit am Bruttoinlandsprodukt zu Faktorkosten, bereinigt um den Anteil 
der Selbstständigen. Quelle: BMGS (2004); eigene Schätzung für 2005/06 

Die Disparität zwischen dem Anteil der Arbeitseinkommen am Volkseinkommen ein- 
schließlich der Arbeitgeberbeiträge zur Sozialversicherung (Lohnquote) und dem Anteil der 
Selbstständigeneinkommen nimmt zu. Offensichtlich wurde das Ziel, Einkommen gerechter 
zu verteilen, in den letzten 30 Jahren aufgegeben. Ein umfassendes Bild ergibt sich durch 
den Vergleich beider Verteilungskennziffern: Der deutsche Lebensstandard ist nur noch 
europäisches Mittelmaß (ZUMA 2004). Zwischen 1991 und 2002 sind die Bruttoeinkom- 
men der Arbeitnehmerhaushalte um 35 vH gestiegen (preisbereinigt um 7 vH). 

Der expandierende Niedriglohnsektor zeigt spiegelbildlich die neu geordneten Distri- 
butionsbedingungen zwischen Arbeit und Kapital (Schäfer 2003b: 634). Der Anteil des 
ärmsten Fünftels in Deutschland am Gesamteinkommen ist gefallen (von 9,7 vH auf 9,3 
vH). Gleichzeitig konnte das oberste Viertel der Einkommenshierarchie 36,4 vH am Ge- 
samteinkommen erreichen (DGB 2003a). Es überrascht wenig, dass auch das dritte Vertei- 
lungsmaß, die Vermögensverteilung, auf eine wachsende soziale Ungleichheit hinweist. 
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Einkommensverteilung, Renditen und Investitionen 

Seit Beginn der aehtziger Jahre steigen die Renditen in allen drei Wirtsehaftsregionen, 
wobei die deutschen Gewinne zeitversetzt folgen.®^ Die 30 DAX-Untemehmen erhöhten 
2004 ihren Jahresüberschuss um 72 vH. Die Einkommen aus Unternehmertätigkeit und 
Vermögen stiegen um ein Zehntel auf 493 Mrd. € (2004). Die Europa- und USA-Renditen 
zeigen nach oben und die deutsche Gewinnentwicklung nach unten (siehe Kapitel 3.4). 

Sind die Gewinne deutscher Unternehmen im Ausland erwirtschaftet worden? Die 
auswärtigen Gewinne sind zwar nicht im BIP, aber im Bmttonationaleinkommen enthalten. 
Die Differenz zwischen BIP und Bruttonationaleinkommen ist der Saldo der Primärein- 
kommen aus der übrigen Welt und enthält die im Ausland erwirtschafteten Gewinne. Di- 
rektinvestitionen deutscher Unternehmen im Ausland führten zu Kapitalerträgen von rund 
14 Mrd. € (2004), das sind rund 5 Mrd. € mehr ein Jahr zuvor. Da die gesamten „Einkom- 
men aus Unternehmertätigkeit und Vermögen“ in 2004 gegenüber 2003 jedoch einen An- 
stieg um rund 45 Mrd. € ausweisen, kann dieser überraschend hohe Gewinnanstieg allen- 
falls zu einem kleinen Teil durch Auslandsinvestments erklärt werden. Das Verhältnis von 
Zinsentwicklung und Lohndruck lässt sich grafisch darstellen (Abbildung 3.4). 

Abbildung 3.3: Nettokapitalrendite (Net retums on Capital stock) 



Nettokapital rend ite 

(bereinigt um das kalkulatorische Selbständigeneinkommen) 




Quelle: Europäische Kommission (AMECO-Datenbank); Economic Research Allianz 
Group Dresdner Bank, Working Paper, Nr. 9, 20.04.2004 (in Prozent) 



96 Die Analysten von Goldman Sachs und der Allianz Dresdner Bank stritten sich, wie die Gewinnsituation im 
internationalen Vergleich einzuschätzen sei. Ein Rechenfehler der Bankökonomen von Goldman Sachs ver- 
anlasste sie zur Annahme, niedrige Kapitalkosten in Deutschland seien der Grund für die deutsche Wachs- 
tumsschwäche. Vielmehr drücken vereinigungsbedingte Kosten auf die Kapitalrendite. Vgl. Christoph Ei- 
senring: „Hochkonjunktur für die Ursachenforschung. Was steckt hinter Deutschlands Wachstumsschwä- 
che.“ In: NZZ, 13. Mai 2004 (Online- Artikel). 
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Bei einem nominalen BIP von plus 2,3 vH (Auslandsgewinne spielen hier keine Rolle) und 
einer gestiegenen Arbeitnehmerentgeltsumme plus 0,1 vH gegenüber dem Vorjahr, über- 
raseht das zweistellige Waehstum der „Restgröße“ „Einkommen aus Unternehmertätigkeit 
und Vermögen“ nieht. Die Unternehmens- und Vermögenseinkommen aussehließlieh der 
Kapitalgesellsehaflen (AG und GmbH) stiegen binnen eines Jahres sogar um 139,6 vH 
(2003: 31,3 Mrd. €; 2004: rund 74,5 Mrd. €) (Sehneider, R. 2005). Gewinne wurden nieht 
aussehließlieh von den deutsehen Niederlassungen im Ausland erwirtsehaftet und be- 
sehränken sieh nieht auf die Großindustrie. Offensiehtlieh sehwäehte sieh der Kostendruek 
ab, der kann entstehen, wenn der tatsäehliehe über dem kostenniveauneutralen Lohnanstieg 
liegt (gemessen am Produktivitätszuwaehs und Terms-of-Trade-Effekt) und sieh die Zinsen 
auf hohem Niveau befinden. (Dresdner Bank 1999: 17-20). Seit Einführung des Euro ist das 
Zinsniveau in Europa stabil geblieben. Allerdings sank in anderen europäisehen Ländern 
der Realzins im Vergleieh zu Deutsehland. Daher entwiekelt sieh die Wirtsehaft dieser 
Länder dynamiseh. Festzuhalten ist, dass sieh der lohnbedingte Kostendruek absehwäeht 
und als Entlassungsgrund irrelevant wird. 



Abbildung 3.4: Kurz- und langfristige Zinsen (1957-2003) 




Quelle: Deutsehe Bundesbank; Leo Win; SVR; eigene Bereehnung®^ 



97 Euribor (Euro Interbank Offered Rate): Durchschnittszinssatz, zu dem ein erstklassisches Kreditinstitut 
bereit ist, einem anderen Institut mit höchster Bonität Euro-Gelder mit einer Laufzeit bis zu 12 Monaten be- 
reitzustellen (vgl. Glossar in EZB Monatsbericht, Januar 2004). 
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Zwischenfazit 

In der kritischen Analyse zur Verteilungsgerechtigkeit wurden theoretische, empirische und 
politische Argumente geprüft. Die Verteilung wird nicht auf dem Arbeitsmarkt entschieden 
(Heine/Herr 2003: 429-431). Nach dem zweiten Armuts- und Reichtumsbericht der Bun- 
desregierung, der den Zeitraum 1998 bis 2003 umfasst, wächst die Einkommens- und Ver- 
mögensungleichheit. Aus der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe des Statistischen 
Bundesamtes ergibt sich weiter eine wachsende Ungleichheit der Geldvermögen. Dieser 
Trend wird verstärkt durch die bewusst herbeigeführte Abkehr von einer angemessenen 
Steuerlastverteilung.®* Ferner zeigt der Gini-Koeffizient eine wachsende Ungleichheit der 
Haushaltseinkommen.®® Die Einkommensschere ist mithin auseinander gegangen. Lohnzu- 
rückhaltung schlägt sich nicht auf den Arbeitsmarkt nieder und kann internationale Un- 
gleichgewichte auslösen, weil Exportabhängigkeit eine stabile Importnachfrage voraussetzt. 
Eine ausgewogene Leistungsbilanz ist eine zwingende und nicht eine alternative Wachs- 
tumsbedingung. Das operative Geschäft entwickelte sich nicht nur bei großen Unternehmen 
gut, sondern in der gesamten deutschen Wirtschaft. Das ökonomische Dilemma der Hartz- 
Reformen zeigt sich an der Entlassung von Mitarbeitern trotz fulminanter Gewinne, bei ge- 
ringen Wachstumsraten und zunehmender Verteilungsungerechtigkeit.*®® 



3.4 Finanz- nnd wirtschaftspolitische Optionen 

Mainstream-Ökonomen mahnen die politischen Eliten, den Pfad der Lohnkürzung nicht zu 
verlassen (SVR 2005).’®* Die Bundesregierung handelt zwiespältig (BMWi 2006). 

Das Konzept Wirtschaftsschmmpfung 

Eine Strategievariante gegen Arbeitslosigkeit ist, dass Kleinverdiener durch Lohn- und Ein- 
kommenskürzungen zunächst materiell leiden. Auf längere Frist könnten Bürger gewinnen 
und verstärkt konsumieren, weil die Steuern niedriger und die Struktur der Abgabenbelas- 
tung anders sein werden (Scharpf 2005: 49). Überdies werde Konsumverzicht und geringe 
staatliche Kreditnachfrage durch höhere Nachfrage nach Investitionsgütern kompensiert, 
weil Zinsen und Inflationsraten sinken. Die Staatsquote (Verhältnis der Staatsausgaben zum 
Bruttoinlandsprodukt) soll im allseitigen Interesse fallen. Doch Deutschland hat mit rund 
47,5 vH (2004) am BIP bereits eine unterdurchschnittliche Staatsquote (EU-Durchschnitt 
liegt bei 49,1 vH). Die Steuerquote ist seit 1965 stabil geblieben, aber die Sozialabgaben- 
quote ist gestiegen. Die staatlichen Personal- und Sachausgaben, die 1980 noch 18,3 vH des 
Staatshaushaltes ausmachten, sanken bis 1990 auf 15,2 vH und bis 2001 auf 13,7 vH. Die 
Bruttoanlageinvestitionen (Kapitalstock) sanken in den vergangenen drei Jahrzehnten und 
die Gewinne lagen 2004 sogar höher als die Investitionen. Die Konjunktur lahmt, weil die 



98 Vgl. Roland Bunzenthal: „Arbeitnehmer ziehen den Kürzeren. Löhne steigen langsamer als die Gewinne der 
Unternehmen. DGB-Institut kritisiert Steuerpolitik.“ In: FR, Nr. 25. Nov. 2004, S. 1 1 . 

99 Vgl. Gösta Esping-Andersen: „Seit den siebziger Jahren hat sich der Trend umgekehrt: In fast allen OECD- 
Staaten wächst die Ungleichheit der Einkommen. Der Gini-Koeffizient für Haushaltseinkommen vor Steu- 
ern und Abgaben ist um 10 bis 25 vH gestiegen: Den obersten Einkommensgruppen geht es besser, die nied- 
rigeren haben an Boden verloren.“ In: FR, Nr. 308, 20. Dez. 2003 (Online-Artikel). 

100 Vgl. Heiner Flassbeck: „Wachstum ist unverzichtbar.“ In: FR, Nr. 288, 10. Dez. 2005, S. 1 1. 

101 Vgl. Hans-Weraer Sinn/Wolfgang Wiegard: „Hohe Löhne machen Deutschland arm.“ In: SZ, Nr. 302, 31. 
Dez. 2005, S. 2. 
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Investitionen von Unternehmen und Staat im Verhältnis zum BIP eklatant sinken (BMWi 
2006: 21). Die Investitionsquote liegt im unteren Drittel der EU-Staaten und der Beitritts- 
länder. Trotzdem wäehst die Nettokapitalrendite, die Gewinne werden nieht automatiseh 
reinvestiert. Investitionszurüekhaltung kann subjektive und objektive Ursaehen haben. 
Riehtig ist, dass übersehüssige Liquidität versehuldete Firmen in Deutsehland veranlasst, 
Gewinne zum Sehuldenabbau einzusetzen (EZB 12/2004: 41; Sehneider et al. 2004: 17-20). 

Die Konsumsehwäehe ist die Kehrseite der Exportstärke. Für Rieardo war es selbst- 
verständlieh, dass Profite reinvestiert werden. Für Keynes stellte sieh das Problem der Li- 
quiditätsfalle, sie es dureh zusätzliehe autonome Naehfrage zu bekämpfen. Der gesamtwirt- 
sehaftliehe Multiplikatoreffekt, entwiekelt von Kaleeki und Keynes, wirkt als exogener 
Impuls im Bereieh niedriger Einkommen besonders stark, weil der Anteil der Konsumaus- 
gaben dort besonders hoeh ist (Kaleeki 1987b; Keynes 1936). 

Abbildung 3.5: Investitionen und Konsum 



VerAndefungen gegenüber dem Vorjahr in vH_ 




Quelle: Statistisehes Bundesamt, FS 18; Anm.: 1970 bis erste Angabe 1991 früheres Bun- 
desgebiet, ab der zweiten Angabe 1991 Deutsehland 

Der Arbeitsmarkt ist im keynesianisehen Paradigma weder für die Besehäftigung, noeh für 
die Reallöhne oder für die Einkommensverteilung verantwortlieh. Vielmehr ist die am Pro- 
duktivitätsfortsehritt gebundene Geldlohnentwieklung ein wiehtiger Stabilitätsfaktor. Der 
private Verbraueh ist um 70 Mrd. € gesunken. Kaufzurüekhaltung und die steigende Spar- 
quote der Privathaushalte (allein 2005 von 10 auf 15 vH) die versehleehtem Absatzsituation 
der Firmen und die Kapazitätsauslastung. Allein 2006 werden bei Arbeitslosen, im öffentli- 
ehen Dienst und im Nahverkehr 4,5 Mrd. € eingespart. Der private Konsum brieht weiter 
ein, weil die Massenkaufkraft naehlässt. Nur bessere Absatz- und Gewinnehaneen lösen 



102 Vgl. Wolfgang Uchatius: „Der große Rechenfehler. Warum die Regierung den Aufschwung nicht herbeispa- 
ren kann.“ In: Die Zeit, Nr. 19, 29. April 2004, (Online-Artikel). Peter Bofinger, Mitglied des Sachverstän- 
digenrates, betont hier den Zusammenhang zwischen stagnierenden Löhnen und steigender Arbeitslosigkeit. 
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zusätzliche Investitionen aus (Einkommensmultiplikator). Insgesamt nahmen die Bruttoin- 
vestitionen des Staates binnen der drei letzten Fünljahreszyklen drastisch ab. Durchschnitt- 
lich lagen sie zwischen 1991 bis 1995 bei jährlich 44,3 Mrd. €, dann bei 37,1 Mrd. € (1996 
bis 2000) und sanken auf 33,0 Mrd. € (2001 und 2005). Innerhalb eines Jahrzehntes sind 
die öffentlichen Investitionen um ein Viertel geschrumpft (Tabelle 3.2). 



Tabelle 3.2: Anteil der Ausrüstungsinvestitionen an den Gewinnen 



Jahr 


Ausrüstungs- 
investitionen 
Mrd. € 


Unternehmens- u. 
Vermögensein- 
kommen (Mrd. €) 


%-Anteil der 
Ausrüstungs- 
investitionen 
an Spalte (2) 


Bruttoanlageinvesti- 
tionen d. Staates 
(jeweilige Preise) 
Mrd. € 


Bruttoanlagein- 
vestitionen d. 
Staates, Veränd. 
in% 




(1) 


(2) 


(3) 


(4) 


(5) 


1991 


153,71 


345,56 


44,48 


40,43 


— 


1992 


150,72 


352,61 


42,74 


46,41 


14,8 


1993 


130,28 


348,89 


37,34 


45,73 


-1,5 


1994 


128,27 


379,14 


33,83 


45,28 


-1,0 


1995 


129,82 


400,20 


32,44 


40,37 


-10,8 


1996 


131,87 


411,11 


32,08 


38,68 


-4,2 


1997 


137,22 


427,93 


32,07 


35,26 


-8,8 


1998 


150,06 


433,84 


34,59 


35,50 


0,7 


1999 


159,59 


427,75 


37,31 


37,59 


5,9 


2000 


176,66 


424,37 


41,63 


36,79 


-2,1 


2001 


167,36 


440,24 


38,02 


36,78 


-0,0 


2002 


151,85 


452,53 


33,56 


35,50 


-3,5 


2003 


146,94 


468,86 


31,34 


32,85 


-7,5 


2004 


149,37 


523,83 


28,51 


30,71 


-6,5 


2005 


156,20 


556,00 


28,09 


28,94 


-5,8 


Quelle: destatis 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 18, 2005 Schätzung 



Angesichts des makroökonomischen Absentismus wirft Nobelpreisträger Solow der Mehr- 
heit der deutschen Kollegen vor, sie verträten eine absurde Diagnose und rechneten das 
Produktionspotenzial absichtlich klein, um Nachfragepolitik zu vermeiden: 

„But I believe that the almost exclusive focus on this aspect of the problem is a major mistake. It 
hides other, very important, lines of causality, and steers Europe away from possible policy 
strategies that could have substantial results in much less time, and with a fairer distribution of 
the bürden. I think this is in part an intellectual failure. Sometimes it is hard to escape the 
thought that the single-minded focus on the labor market stems from the naive belief that unem- 
ployment must be a defect in the labor market, as if the hole in a flat tire must always be on the 
bottom, because that is where the tire is flat. Altematively, or in addition, one detects an equally 
naive belief that a complicated market economy achieves some sort of favorable, unimprovable, 
equilibrium very quickly, smoothly and inevitably.” (Solow 2000: 5). 












































































































74 
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Für die Angebotstheorie ergibt sich die Investitionsneigung aus dem Verhältnis zwischen 
Lohn- und Profitquote. Nach post-keynesianischem Verständnis ist sie dagegen stark vom 
Zins abhängig (Tobin 1993). Betriebliche Investitionen lohnen sich, wenn die Grenzleis- 
tungsfähigkeit des Kapitals höher ist als der marktübliche Zins. (Grenzleistungsfähigkeit ist 
der Zinssatz, bei dem die erwarteten Erträge den Herstellungskosten des Investitionsvorha- 
bens entsprechen.) Nach der Cambridge-Gleichung bestimmen die Investoren selbst den 
Wachstumspfad, weil ein höheres Geldangebot zu einem höheren Nachfrageniveau tendiert 
(Bhaduri 1988: 130 und 68 f ).*°^ Die Erträge sind eine Funktion der erwarteten Profitrate. 

Namhafte Ökonomen machen eine falsch verstandene Angebotspolitik für die europäi- 
sche Arbeitslosigkeit verantwortlich (Modigliani et al. 1998). Zwischen 1981 und 2003 lag 
die Beschäftigungsschwelle in Deutschland bei rund 1,4 vH Wirtschaftswachstum (Ver- 
doom's Law) und die Schwelle des Abbaus der Arbeitslosigkeit bei 3,0 vH BIP-Wachstum 
(Okun's Law) (Walwei 2003: 7). Überdies droht die Liquiditäts- und Investitionsfalle (/;- 
quidity trap) bei weiterhin schwachen staatlichen Investitionsimpulsen. Ein weiteres Hin- 
dernis für angemessene Wachstumsbedingungen sind die wenig koordinierte Makropolitik 
und fehlgeleitetes Nachfragemanagement (Truger, in: Hein/Heise/Truger 2003: 247-250). 
Zudem stehen Mythen über die schlechte ökonomische Performance im Dienst bestimmter 
politischer Interessen. Der bewusste Verzicht auf fiskalpolitische Initiativen bremst die 
wirtschaftliche Dynamik. Das „Impulsprogramm für Wachstum und Beschäftigung“ setzt 
weiter auf Konsolidierung (BMWi 2006: 18-22).*°"' Doch das Haushaltsdefizit könnte be- 
reits durch Steuermehreinnahmen aus der wirtschaftlichen Erholung unter das Maastricht- 
Verschuldungskriterium fallen und die argumentative Basis für Mehrwertsteuer-Erhöhung 
und Sparkurs wäre hinfällig. 

Dreißig Jahre Lohn- und Sozialabbau (V-Hypothese) 

Die Verlaufs muster wichtiger makroökonomischer Parameter wie Arbeitslosigkeit, Ar- 
beitsproduktivität, Export, gesamtfiskalische Kosten der Arbeitslosigkeit, Gewinne, Netto- 
kapitalrendite, Staatsverschuldung, Zahl der Sozialhilfeempfänger und anderer empirischer 
Daten zeigen nach oben. Andere Daten (v. a. Investitionsquote, Konsum, Lohnquote, Steu- 
erquote) weisen einen genau gegenläufigen Trend auf oder machen eine Seitwärtsbewe- 
gung (Lohnstückkosten, Preisniveau). Bei den kurz- und langfristigen Zinsen ist die Ent- 
wicklung nicht eindeutig. Eigentümlich ist bei allen Kurven der „Knick“ zu Anfang der 
achtziger Jahre. Die zeitgleichen Verlaufsmuster unterstützen die formulierte V-Hypothese, 
dass es in den letzten drei Jahrzehnten in Deutschland zu einem markanten Strukturbruch 
verbunden mit insgesamt schwachen Investitionen, aber höheren Renditen. Insgesamt ver- 
lief diese Entwicklung in allen westlichen Industriestaaten synchron und führte zu steigen- 
den Renditen einerseits und wachsenden Einkommens- und Vermögensdisparitäten ande- 
rerseits. Einen Überblick über die beschriebenen Zeitreihen mit synchronen und gegenglei- 
chen Verläufen sowie Ursachen-Wirkungs-Relationen gibt Abbildung 3.6. 



103 Der Begriff weist auf Cambridge/UK und dortige Ökonomen hin (Kaldor, Kalecki, Robinson, Kahn, von 
Neumann), die in den sechziger Jahren zeigen konnten, dass auf mikroökonomischer Basis keine harten 
makroökonomischen Aussagen ableitbar sind, solange nicht willkürliche Aussagen wie die einer egalisierten 
Kapitalintensität in allen Sektoren der Volkswirtschaftvorliegen (Heine/Herr 2003b: 37). Kaldor drückt dies 
so aus: “The capitalists eam what they spend, the workers spend what they eam.” (Pasinetti 1988: 232-239) 

104 Vgl. Michael Schlecht: „Hinten kommt nicht viel raus. Das Investitionsprogramm der großen Koalition 
bringt pro Jahr netto vier Milliarden Euro - 40 wären nötig.“ In: FR, Nr. 12, 14. Jan 2006, S. 9. 
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Abbildung 3.6: V-Hypothese zeitgleicher Verlaufsmuster 




Quelle: eigene 

Die sozialpolitische Datenanalyse liefert ergänzende Befunde. Die Zahl der Leistungsemp- 
fänger steigt bei den Leistungsarten Arbeitslosengeld, Arbeitslosenhilfe, Sozialhilfe deut- 
lich an. Die gesellschaftspolitische Bedeutung des Rahmenwerk Agenda 2010 erschließt 
sich vor dem Hintergrund steigender gesamtfiskalischer Kosten der Arbeitslosigkeit. Mitar- 
beiter zu entlassen, flexibel einzusetzen und Personalkosten zu senken, wäre ohne die Re- 
formagenda nicht so reibungslos möglich gewesen. Der wichtigste Beitrag, den die Hartz- 
Reformen zur internationalen Standortsicherung erfüllen, liegt vermutlich darin, ein gesell- 
schaftliches Klima zur sozialen Umgestaltung bereitet zu haben (siehe Kapitel 7). 

Der verteilungspolitische Abwärtstrend lässt sich mittels des Monopolgrades (Preis- 
setzungsspielraum als prozentuelle Abweichung des Marktpreises vom Grenzkostenpreis) 
analysieren (Kalecki 1987c: 196 f). Die Anbietermacht lässt sich daran messen, welche 
Preise die Firmen im Verhältnis zu den Kosten für ihre Produkte durchsetzen können. Der 
Monopolgrad gibt das absolute Kosten-Preis- Verhältnis wieder (Umsatz bezogen auf die 
Summe Arbeiterlöhne und der Materialkosten). Nach Kalecki nimmt der Monopolgrad 
aufgrund der industriellen Konzentrationsprozesse langfristig zu. Wenn die Material-/Roh- 
stoffkosten fallen, bleibt der Lohnanteil konstant. Im Fall steigender Rohstoffkosten wird 
die Lohnquote sinken. Kaleckis Monopolgrad-Theorie impliziert eine sinkende Lohnquote, 
weil der Materialkosten-Lohn-Parameter selbst in der Krise weiter steigt. Nach Ansicht 



105 Empirisch ist dies für den Energiebereich gut belegt (Strommarkt, Primärenergie). 
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von Untemehmerverbänden und der ihnen geneigten Wissensehaftler müsse die Lohnquote 
noeh stärker fallen (Jerger/Landmann 2004: 217 f ). 

„Obsessiver Kostenwettbewerb“ (Krugman) ist maehtpolitiseh als „Investitionsstreik“ 
des Big Business zu interpretieren. Betriebswirtsehaftlieh lehnt jeder Fabrikant Lohnerhö- 
hungen für die eigenen Arbeitnehmer ab, begrüßt es aber, wenn andere Firmen die Löhne 
erhöhen, damit der eigene Absatz und die Erträge steigen.***^ Unternehmen verziehten aus 
maehtpolitisehen Gründen eher auf Gewinn- und Produktivitätszuwäehse als zu investieren 
(Kaleeki 1987a [1943]). Dies seheint - zumindest kurzfristig - nieht der Fall zu sein, denn 
unverkennbar verzeiehnet nieht nur das Big Business fulminante Ertragszuwäehse trotz 
hoher Arbeitslosigkeit. Doeh mittel- und langfristig müssen verbesserte Angebotsbedin- 
gungen naehfrageseitig dureh antizyklisehe Investitionspolitik stimuliert werden. Investiti- 
onen der kommunalen Gebietskörpersehaften haben eine besonders große Besehäftigungs- 
wirkung. Öffentliehe und private Investitionen müssen insgesamt steigen, um die gegen- 
wärtige Besehäftigungskrise und die Bildungsmisere zu überwinden (Otruba/Mundueh/- 
Stiassny 1996: 158). Die Massenarbeitslosigkeit ist eine notwendige Folge der restriktiven 
Geldpolitik und des niedrigen realen Staatsverbrauehes. Um Inflationsgefahren abzuwen- 
den, derzeit ein virtuelles Szenario, wird ein Poliey-Mix aus expansiver Geldpolitik und 
restriktiver Fiskalpolitik empfohlen.***’ 

Wirtschaftspolitisch notwendige Maßnahmen 

Die anhaltend hohe Arbeitslosigkeit ist ein Verzieht auf Wertsehöpfung und naehhaltiger 
Umweltpolitik. Paradox ist, dass jede Firma zwar Reallohnerhöhungen in der eigenen 
Branehe ablehnt, erhöhte Kaufkraft und hohe Löhne bei den Mitbewerbern aber begrüßt, 
um den eigenen Umsatz zu steigern. Haushaltskonsolidierung dureh Leistungskürzung und 
Strukturanpassung soll aus der Sehuldenfalle führen. Riehtig ist, dass die Staatsversehul- 
dung erst dureh den wirtsehaftsliberalen Kurs in den aehtziger Jahren einen exponentiellen 
Verlauf annahm (von 239,5 Mrd. € (1980) auf 1,4 Billionen € in 2004).**** Dagegen können 
Länder ihre Haushalte ausgleiehen, die Konjunkturprogramme initiieren oder eine aktive 
Wirtsehafts- und Finanzpolitik betreiben (darunter zählt die USA). Das Institut für Ar- 
beitsmarkt- und Berufs forsehung sehlug noeh in der lAB-Agenda '98 ein Maßnahmenbün- 
del von 12 Punkten vor als der damalige Bundeskanzlers Kohl die Zahl der Arbeitslosen 
halbieren wollte. Allerdings wurden jene lAB-Vorsehläge priorisiert, die Lohn senkend 
wirken. Trotz der Arbeitsmarktkrise empfehlen vier der seehs Forsehungsinstitute für 2005 
wiederum ein erneutes Sparpaket.***^ Dabei müssten drei fiskalpolitisehe Optionen neu 
bewertet werden: Erstens wird die Binnennaehfrage sowohl dureh die Geiz-ist-geil-Menta- 
lität vieler Unternehmen als aueh dureh die Konsolidierungspolitik der öffentliehen Hand 
gesehwäeht. Die Hartz-Reformen üben zudem einen ausgeprägten Negativeffekt auf die 
Konjunktur aus („J-Kurven-Effekt“) (Sehnur/Walwei/Zika 2004: 4). In der gegenwärtigen 
Konjunkturlage wäre eine höhere private Verbrauehsnaehfrage nötig, die mit einem Anteil 



106 Wie ein jüngeres Beispiel aus dem Einzelhandelsbereich zeigt, werden selbst höhere Kosten in der Ausei- 
nandersetzung mit Betriebsräten nicht gescheut (Lidl-Kette). 

107 Vortrag von Solow zum Thema: Arbeitslosigkeit in Amerika und Europa, Bern, 21. Januar 2000; 

-URL: http://www.efv.admin.ch/d/wirtsch/studien/pdf/arbeitsl.pdf. 

108 Vgl. Ulrich Schäfer: „Gefangen in der Schuldenfalle. Ein halbes Dutzend Staaten in Europa hat seine Haus- 
halte saniert - was kann Deutschland von ihnen lernen?“ In: SZ, Nr. 186, 13. Aug. 2005, S. 6. 

109 Vgl. 0. V.: “Wirtschaftsexperten für Sparpaket. Herbstgutachten vorgelegt. Auch Union will trotz ‘Kon- 
sumschwäche’ sparen.“ In: FR, Nr. 245, 20. Okt. 2004, S. 1. 
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von über 60 vH am BIP die Hauptlast des Wirtsehaftswaehstums trägt und als Stabilisator 
der Wirtsehaftsentwieklung wirkt. Die Stärkung der Massenkaufkraft auf einem inflations- 
neutralen Entwieklungspfad könnte auf einem Entwieklungspfad von 3 vH p. a. für einen 
Zeitraum von vier Jahren liegen (Hiekel 2002; Klauder 2003; Memorandum 2004, 2006)."° 

Zweitens setzen sieh selbst die härtesten Kritiker der supply side-Economy - wie eine 
Reihe von Forsehungsinstituten - für eine stetige Fiskalpolitik ein. International etabliert 
mit dem Neu-Keynesianismus ein Mainstream, weleher die effektive Naehffage beleben 
will."' Um die Binnenwirtsehaft naehfrageseitig zu stärken, sollten die Staatsausgaben, 
etwa als Zukunftsinvestitionsprogramm, um jährlieh 1,5 vH (20 Mrd. 6) anwaehsen. Inves- 
titionen für naehhaltige Energienutzung verringern die Abhängigkeit vom Öl und die Ge- 
fahr der Klimakatastrophe und sehaffen bis zu 500.000 Arbeitsplätze."^ Konjunkturexperte 
Horn sehlägt ein kommunales Investitionsprogramm von mindestens 10 Mrd. € vor, um 
über die Besehäftigungssehwelle (von derzeit etwa 1,5 vH BIP-Waehstum) zu kommen."^ 
Der Chefbkonom der Dienstleistungsgewerksehaft Verdi, Miehael Sehleeht, plädiert für ein 
40 Milliarden-Euro-Zukunftsinvestitionsprogramm.""' Das im Koalitionsvertrag der neuen 
Bundesregierung verabredete Impulsprogramm mit einem Gesamtvolumen von 25 Mrd. € 
ist auf vier Jahre gestreekt und wird daher kaum eine durehgreifende dynamisehe Wirkung 
entfalten. Eine Alternative wäre der im Hartz-Konzept selbst angelegte Job-Floater (Modul 
12), der bei Kommunen und im Bereieh Umweltsehutz und Energie angesiedelt einen wirk- 
samen Beitrag gegen der Arbeitslosigkeit leisten könnte. 

Drittens ist eine andere Kapitalmarktpolitik unabdingbar. Die wirkliehen Investitions- 
hemmnisse liegen am Kapitalmarkt und nieht am Arbeitsmarkt. Untemehmensgewinne 
fließen verstärkt in Rüekkäufe eigener Aktien und Dividendenaussehüttungen. Die Innenfi- 
nanzierungsquote lag durehsehnittlieh bei 120 vH (2004)."° Kurzfristige Kurspflege und 
Sehuldenabbau gehen aber zulasten der langfristigen realwirtsehaftliehen Investitionstätig- 
keit."^ Die andauernde Konsumfiaute bringt mittelständisehe Firmen in arge Bedrängnis. 
Zwei Drittel der in einer Mittelstandsstudie befragten Manager verneinen Investitions- und 
Personalpläne."* Besonders für mittelständisehe Unternehmen ist die restriktive Geldpoli- 
tik ein Wettbewerbsnaehteil. Chefvolkswirte stehen vor einem Rätsel. Entseheidend ist. 



110 Vgl. Ekkehard Emst/David F. Milleker: „Zeit für einen Strategiewechsel - Das Wachstumskonzept der 
Regierung reicht nicht aus.“ In; FTD, 03. April 2003, S. 30. 

111 Dies schließt die Kritik am Stabilitätspakt und der Europäischen Zentralbank ein, die nur die Säule der 
Geldstabilität kontrolliere und - im Gegensatz zur Notenbankpolitik der Federal Reserve Bank (Fed) in den 
USA - nicht genug das Wirtschaftswachstum berücksichtige. 

112 Vgl. Roland Bunzenthal: „’Der Finanzminister ist der Täter’. Ver.di-Chefvolkswirt Schlecht über staatlich 
strangulierte Binnennachffage und ein Konzept für Steuergerechtigkeit.“ In: FR, Nr. 289 , 10. Dez. 2004 
(Online- Artikel). 

113 Vgl. Gustav Hora: „10 Milliarden Euro reichen.“ In: F.A.Z., Nr. 47, 25. Febr. 2005, S. 15. 

114 Vgl. Michael Schlecht: „Rot-Grün wird auf der Nase landen.“ In: FR, Nr. 66, 19. März 2005, S. 1 1. 

115 Vgl. Wilhelm Hankel: „Der Kapitalmarkt ist das Problem - nicht der Sozialstaat. Die Zinsen in Deutschland 
sind zu hoch, Mittelständler können nicht genug investieren, aber der Staat kassiert bei den Schwachen.“ In: 
FR, Nr. 248, 23. Okt. 2004, S. 8. 

116 Vgl. Detlef Fechtner: „An Geld für Investitionen mangelt es nicht. Unternehmen halten sich trotz hoher 
Gewinne zurück. Private Vermögen übersteigen Marke von vier Billionen Euro.“ In: FR, Nr. 141, 21. Juni 
2005, S. 12. 

117 Vgl. Dierk Hirschei: „Gewinne steigen - Investitionen bleiben aus.“ In: FR, Nr. 2, 04. Jan. 2005, S. 9. 

118 Vgl. Bernd Salzmann: „Mittelstand dampft Investitionen ein. Etats fallen trotz positiv bewerteter Geschäfts- 
lage bescheidener aus. Bedeutung von Fördermitteln betont.“ In: FR, Nr. 261, 09. Nov. 2005, S. 9. 

119 Vgl. Ekkehart Schlicht: „’Es ist leichtsinnig, Konjunkturpolitik von vornherein auszuschließen.’ Eine kriti- 
sche Reaktion auf den , Hamburger Appell’.“ In: FR, Nr. 202, 31. Aug. 2005, S. 12. 
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dass dem Mittelstand Investitionsmittel fehlen, dort aber die meisten Arbeitsplätze entste- 
hen. Mittelständische deutsche Unternehmen müssten sich ebenso am offenen Kapitalmarkt 
bedienen können wie Konzerne, Banken, Versicherungen und der Staat. Denn die als Per- 
sonengesellschaften oder als GmbH geführten Unternehmen haben ungünstige Kreditkondi- 
tionen, Tilgungsquoten und eine schlechte Kapitalausstattung. Daran hat die Steuerreform 
2000 nichts geändert. Mittelständische Unternehmen mit niedriger Eigenkapitaldeckung 
und höherem Ausfallrisiko schneiden beim Rating der Banken oft schlecht ab und zahlen 
höhere Kreditzinsen. Hanns -Eberhard Schleyer sieht drei Hauptprobleme des deutschen 

Mittelstands: Die Banken geben dem Handwerk zu wenig Geld, die Zahlungsmoral einiger 
Kunden ist schlecht, das Binnenwachstum ist zu gering. Bei dieser Aufzählung fehlt nicht 
unerwartet die Lohnproblematik, obwohl kleine und mittlere Firmen zwei Drittel der Ar- 
beitsplätze und vier Fünftel aller Ausbildungsplätze stellen. Genau darauf zielt das - aller- 
dings aus den achtziger Jahren bekannte - Steuerkonzept, welches Gewinne so lange steu- 
erfrei belässt, wie sie im Betrieb verbleiben und mehr Kapital in den Unternehmen belässt, 
um so Wachstum und Beschäftigung anzukurbeln (Mitschke 2004). Steuern würden nach 
diesem Konzept erst bei Gewinnentnahmen bzw. für ausgeschüttete Gewinne (Kapi- 
talgesellschaften) anfallen. Mittelständische Betriebe hätten eine höhere Selbstfinanzie- 
rungsquote und mehr Mittel für Investitionszwecke zur Verfügung. Öffentliche Investitio- 
nen werden gehemmt, wenn die Alternative heißt, risikoreiche PPP-Modelle einzugehen 
oder ausschreibungspfiichtige und damit teure Investitionsprojekte über die Kreditanstalt 
für Wiederaufbau (KfW) abzuwickeln. 

Zwischenfazit 

Während der US-Haushalt durch Wirtschaftswachstum und aufgrund der Wechselkurssitua- 
tion saniert wurde, versucht Deutschland, sich aus der Krise herauszusparen. Dabei sind 
Investitionen von Profit- und Nachfrageerwartungen getrieben. Von den Nachfragekompo- 
nenten Privatkonsum, Staatskonsum, Bruttoanlageinvestitionen und Exportnachfrage ent- 
wickelt sich in Deutschland nur der Export positiv. Der Zusammenhang zwischen ge- 
samtwirtschaftlicher Beschäftigung und gesamtwirtschaftlichem Produktionsergebnis ver- 
läuft in Deutschland ungünstiger als in anderen Ländern. Deshalb steige die Arbeitslosig- 
keit seit dreißig Jahren schubweise an (SVR 2002: 400, Tz: 458). Doch anders als in den 
USA beschränkt sich der Staat auf angebotsseitige Strukturreformen, die im günstigsten 
Fall die Beschäfligungsschwelle absenken. Der Sozialstaat wird als Opfer schuldig gespro- 
chen (Bofinger 2004: 67-73). Dreißig Jahre Lohn- und Sozialabbau brachten komfortable 
Gewinne, doch Investitionszurückhaltung und Sparen ist ein Konzept zur Wirtschafts- 
schrumpfung ohne längerfristige Gewinnperspektive. Wachsendes Finanzvermögen 
werde weder durch Sättigungseffekte noch durch fehlende Investitionsgelegenheiten auf- 
gehalten (Deutschmann 2004: 157-161). Betriebe werden durch niedrigere Sozialversiche- 



120 Im Sommer 2004 verabschiedeten die zehn führenden Industrieländer neue Eigenkapitalregeln für Banken 
(„Basel ir‘)- Der Verfall der Kreditausleihungen und die Stockung in der Wirtschaftsentwicklung resultiert 
aus der restriktiven Ausleihpraxis der Banken. Die Gegenthese ist, der Verfall des Kreditwachstums begrün- 
de sich überwiegend nachfrageseitig. Eine dritte These geht davon aus, dass die Firmen sich direkt am Geld- 
markt oder über Untemehmensanleihen finanzierten. Solche Substitutionseffekte ändern am Ergebnis nicht: 
der schwachen Investitionsbereitschaft. Vgl. „Kaum Hinweise auf Kreditklemme in Deutschland.“ In: 
F.A.Z., 12. März 2004 (Online-Artikel). 

121 Vgl. Markus Sievers: „'Einseitige Ökonomie fährt in die Irre.’ Als Chef des neuen gewerkschaftsnahen 
Instituts will Gustav Hom die wirtschaftspolitische Debatte beleben.“ In: FR, Nr. 08, II. Jan. 2005, S. 9. 
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rungsbeiträge entlastet, doeh die Nettobelastung des Staates steigt. Kleine und mittelgro- 
ße Unternehmen können diese Entlastungen umso besser zur Sehaffung neuer Arbeitsplätze 
einsetzen, wenn sieh die Naehfrage stabilisiert.*^^ Die Investitionen entwiekeln sieh harzig, 
was gesamtwirtsehaftlieh für alle Interessensgruppen gleiehermaßen sehädlieh ist. Abhilfe 
ließe sieh dureh einen stärkeren Lohndruek als Motor der Wirtsehaflsentwieklung sehaffen. 
Die wenig verblüffende Erkenntnis lautet: Die bitteren (Reform-)Pillen braehten niehts, 
doeh die Dosis wird erhöht (Hom/Logeay 2004). 

Daher ist die maehtpolitisehe These nahe liegend, dass Investitionszurüekhaltung be- 
wusst einkalkuliert wurde, um die Verhandlungsposition der Besehäftigten und ihrer Inter- 
essensvertretungen mit dem Ziel zu sehwäehen, die Verteilungsrelationen naehhaltig weiter 
zulasten der abhängig Besehäftigten und Arbeitslosen zu versehieben (Henneberger/Kaiser 
2000). Zwisehen dem V-fÖrmigen Verlauf wiehtiger makroökonomiseher Parameter und 
den langen Konjunkturwellen lassen sieh Analogien hersteilen (Kondratjew 1926: 599). 
Sollte sieh die empiriseh festgestellte Dauer der langwelligen Konjunkturzyklen aueh im 
Fall des dureh die Informationsteehnik angetriebenen fünften Kondratieff-Zyklus be- 
stätigen, wäre mit einem neuen, starken und lang andauernden Wirtsehaftsaufsehwung in 
Deutsehland erst wieder naeh dem Jahr 2015 zu reehnen, naehdem neue Basisinnovationen 
die Gesellsehaft durehdrungen haben. Lange Konjunkturwellen können aueh politisehe 
Basisströmungen widerspiegeln, die zyklenartig auftretende Bereitsehaft von Mensehen, 
sieh kollektiv zu organisieren (Hirschman 1983). Dennoeh geben solehe Megatrends 
(Kondratjew, Fourastie ete.) nur diffuse Hinweise und bieten keine präzisen Analysen für 
Arbeitsgesellsehaften im Umbrueh (Hengsbaeh 2004: 77 f ). 



3.5 Hartz plus - Zwischenfazit 

Die Synthese aus neoklassiseher Angebotslehre und sozialdemokratiseher Krisenpolitik 
bildet die theoretisehe Sehablone des Hartz-Beriehtes und der Hartz-Gesetzgebung, welehe 
auf institutioneile Rahmenbedingungen sowie mangelnde Flexibilität des Arbeitsangebotes 
abhebt. Der eigene Forsehungsbeitrag analysiert dieses Mainstream-Denkmodell. Die kriti- 
sehe Betraehtung auf Basis der post-keynesianisehen Analyse zeigt, dass sieh wirtsehaftli- 
ehe Dynamik nur aus dem Zusammenspiel von angebotsseitigen Impulsen und makroöko- 
nomiseher Stimulierung gewinnen lässt. Makroökonomiseh betraehtet, wird die Ar- 
beitsmarktkrise dureh die angebotsseitigen Therapievorsehlägen verstärkt, denn sie hem- 
men die Wirtsehaftsdynamik. Paradox seheint, dass steigende Gewinne die Investitionsbe- 
reitsehaft weder in der Großindustrie noeh beim Mittelstand beflügeln. 

Die überragenden internationalen Wettbewerbsbedingungen wurden dureh Lohnzu- 
rüekhaltung und dureh Arbeitsmarkt- und Sozialreformen erreieht. „Free market eeono- 
mists“ empfehlen verstärkte Deregulierung des Arbeitsmarktes. Besehäftigungserfolge 
konnten jene Länder, die als Referenz für eine harte Hand gegen die Sozialstandards die- 
nen, nur auf zwei Wegen erzielen: a) mit keynesianisehen Mitteln (öffentliehe und private 
Versehuldung (Irland, USA, UK, Neuseeland), sehr niedrige Zinsen, hohe EU-Fördermittel 



122 Vgl. Claudia Broyer/Harald Jörg/David F. Milleker: „Konjunkturprognose 2005.“ Economic Research 
Allianz Group, Dresdner Bank (Hrsg.) Working Paper Nr. 23, 12. Okt. 2004 (26 Seiten). 

123 Vgl. 0. V.: „Konjunktursteuerung. DGB-Vorschlag trifft bei Regierung auf Skepsis.“ ln: FR, Nr. 278, 27. 
Nov. 2004, S. 11. 
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(Irland) und b) mit einer aggressiven Ökonomie nach Innen und nach Außen. Die 
Hartz/ Agenda 2010-Initiative folgt dem marktradikalen Plan in vielen Punkten. Die Be- 
schäftigung reagiert uneinheitlich auf Lohnhöhe und Lohndispersion, für die gegenwärtige 
Arbeitslosigkeit sind primär messbare externe Standorteffekte verantwortlich (Allmendin- 
ger/Eichhorst/Walwei 2005: 26-31). Die wirtschaftliche Dynamik wird gebremst und durch 
Negativrekorde am Arbeitsmarkt verstärkt. Hinzu kommt, dass die durchschnittliche Ar- 
beitsproduktivität gefährdet wird (Heine/Herr 2003b; Hein/Heise/Truger 2003). Das 
Prognos-Institut bezweifelte bereits 2002 die von Hartz prognostizierte Arbeitsplatzent- 
wicklung, die ein Wirtschaftswachstum von 3,7 vH p. a. voraussetzen würde. 

Der Schlüssel zu mehr Wachstum und Beschäftigung liegt in der Überwindung des 
marktradikalen Dogmas, in der Reform der Europäischen Zentralbank und des Stabilitäts- 
und Wachstumspaktes. Kleine und mittlere Betriebe haben nach Basel II enorme Kapital- 
marktprobleme zu lösen. Verteilungsspielräume werden nicht ausgeschöpft. Unabdingbar 
sind neue Arbeitsplätze im Bereich Umweltschutz, Energie, Erziehung und Bildung sowie 
ein neuer Steuerungsoptimismus, der frische Impulse für die Binnenkaufkraft und geringere 
Abhängigkeit von fossilen Brennstoffen auslösen könnte. 

Als Maxime lässt sich die Weisheit des Lehrbuchautors und US-Politikberaters N. 
Gregory Mankiw heranziehen, der zu einer Sowohl-als-auch-Gelassenheit rät und danach 
fragt, welche Instrumente und nicht welcher Mainstream gegen Arbeitslosigkeit helfen 
(Mankiw 1998). Hartz plus greift konzeptionell weder nach einer überzogenen Konsolidie- 
rungsstrategie, noch nach Neuauflage standard-keynesianischer Strategien. Vielmehr müs- 
sen Lohnsubventionen durch öffentliche Investitionen ergänzt werden. Der Reform- 
Anspruch für gleiche Lebenschancen zu sorgen, aber keine Einkommensgleichheit herzu- 
stellen, wird im nächsten Kapitel untersucht. 



124 Vgl. Prognos AG (Hrsg.): „Absenkung der Arbeitslosenzahl auf 2 Mio. durch Vorschläge der Hartz- 
Kommission nur bei einem Wirtschaftswachstum von 3,7% pro Jahr wahrscheinlich.“ (Online-Artikel) 



4 Die Hintergründe: Konstitution der Lohnarbeit 



Von Arbeitslosen und Sozialhilfeempfangem wird behauptet, sie bemühten sieh nieht ge- 
nug um Arbeit, sondern fanden es bequem, auf Staatskosten zu leben. Das Forsehungsinte- 
resse zielt auf Ressentiments, Sanktionen und Leistungseinbußen für Arbeifslose. Der ei- 
gene Forsehungsbeifrag sefzf an hisforisehen Beispielen an, frag! naeh den zugrunde lie- 
genden Mensehenbildem, Gesellsehaflsvorsfellungen, sozialphilosophisehen Grundpara- 
digmen und aueh Feindbildern, die in der Reformdebaffe um die Harfz-Vorsehläge - meisf 
nur implizit - als anthropologisehe Konstante eine Rolle spielen. Da dieser Teil nieht den 
Sehwerpunkt der Arbeit bildet, wird hier etwas vereinfaeht und typisierend argumentiert. 



4.1 Entstehung eines Marktes für Arbeit 

Für den Transformationsprozess vom Feudalismus zum Kapitalismus wird meist eine Viel- 
zahl von nebeneinander stehenden Ursaehen verantwortlieh gemaeht (v. a. Absehöpfung 
der Geldquellen aus Handelsgewinnen, neue Steuern, Erfindungen, Femhandel, geraubte 
Güter etwa aus den Kreuzzügen). Eine zweite historisehe Phase ist davon aber unterseheid- 
bar (Wallerstein 1986). Offensiehtlieh reiehte der Surplus nieht mehr aus, um die waehsen- 
den Bedürfnisse der Adligen zufrieden zu stellen und vor allem die kreditfinanzierten 
Kreuzzüge abzuzahlen. Aueh die Ausweitung der geografisehen Grenzlinien folgte eher 
dem Druek italieniseher Kaufieute als dem Enddeekergeist spaniseher Herrseher. Die neue 
Geldquelle entstand dureh erhöhte Produktivitätsfortsehritte in der Landwirtsehaft und der 
Produktivität des Handwerks in den Städten. 

Entseheidend für die Enfsfehung des neuen Wirfsehaffssysfems war ein gewandelfes Men- 
sehenbild. Es begann mif der Abkehr vom mittelalterliehen Verständnis von Arbeit als 
Sehmaeh und Mühsal. Die ehristliehe Elite des Westens orientierte sieh zunehmend an der 
Regel ora et labora, um auf dem Weg systematiseher Demut Gott nahe zu kommen und 
Christus naehzufolgen. Für die Mönehsorden seit Benedikt von Nursia (6. Jahrhundert) galt 
verstärkt, dass der Menseh seinen Beitrag zu leisten hatte, das Sehöpfungswerk zu ver- 
bessern. Eine Intensivierung der Wirtsehaftstätigkeit und der Arbeit ist im Hoehmittelalter 
beispielhaft beim Zisterzienser-Orden zu beobaehten, der die landwirtsehaflliehe Produkti- 
vität steigerte, was in der Teehnik des Wasser- und Mühlenbaus und aueh im Bergbau be- 
deutsam war. In der Renaissanee verbreitete sieh raseh ein neuer moderner Arbeitsbegriff 
Als neue anthropologisehe Konstante ersehien in Nordwest-Europa (v. a. England, Holland) 
die Vorstellung, Eigentum zu erwerben sei die grundlegende Bestimmung des Mensehen. 
Arbeit wurde in der protestantisehen Ethik zwar nieht zum alleinigen Lebenssinn, aber ist 
zentral für das Versfändnis der Wirfsehaflsgesellsehaft.*^^ Es exisfiert eine breite Literatur, 



125 Manche trennen zwischen dem Begriff Lohnarbeit und Arbeit im Sinn von Tätigkeit, um zu unterstreichen, 
dass die protestantische Arbeitsmoral ethische Komponenten hat. Im Englischen kennt man den begriffli- 
chen Unterschied zwischen work und labour. 
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die sich im Anschluss an Max Weber mit dem Zusammenhang von Konfession und wirt- 
schaftlicher Entwicklung befasst (Gneuss/Kocka 1988). Die Innovation lag in der geistigen 
Neuorientierung. Nicht das Horten, Handeln oder das Raubrittertum allein erschufen Wohl- 
stand, sondern die Affinität zur protestantischen Arbeitsmoral. Dem Genfer Stadtbürger 
Calvin wird zugeschrieben, Arbeit als Wohlstandsmotor gedanklich von den Mönchszellen 
auf das Berufsleben übertragen zu haben (Weber 2000). 

Eine notwendige Bedingung für den Aufstieg des Kapitalismus war die Lohnarbeit, 
die erst mit Adam Smith als Faktor Arbeit Eingang in das ökonomische Bewusstsein fand. 
Die Produktionsfaktoren Arbeit, Boden und Kapital mussten zur produktiven Nutzung nur 
sinnvoll kombiniert werden. Körperliche und geistige Arbeit dienen als Reichtumsquelle, 
die in einem nahezu alchimistischen Prozess Kapital akkumulieren. Die alternative Begrün- 
dung, wonach der Kolonial- und Sklavenhandel die industrielle Revolution finanziert habe, 
erklärt nicht, warum diese gesellschaftliche Transformation zum Kapitalismus in keiner 
anderen Kultur erfolgreich verlief 

Ein Markt für Arbeit war konstitutioneller Bestandteil des neuen Wirtschaftssystems 
und dessen plausibelste Erklärung (Sweezy et al. 1978). Die „doppelte Freiheit“ (Marx) der 
Lohnarbeit bestand einmal im Abstreifen des Jochs der feudalen Unterdrückung und zum 
anderen in der Vertreibung von der bäuerlichen Scholle und Enteignung von Produktions- 
mitteln. Für Millionen von Menschen war die Bauernbefreiung nur der Beginn des Wegs in 
die Lohnabhängigkeit (Senf 2002: 59-66). Polanyi (1978) hat die Herausbildung der drei 
kapitalistischen Basisinstitutionen beschrieben: die Märkte für Boden, Geld und Arbeit. Die 
Konstitution des Arbeitsmarktes erfolgte aufgrund vieler Antagonismen und nicht eben 
freiwillig. Die „Erziehung“ zur Lohnarbeit setzte Enteignung und den Entzug der her- 
kömmlichen Subsistenzmittel voraus (Anderson 1981: 219-253). Die Verlängerung des 
Arbeitstages und das Arbeiten nach der Uhr statt nach der Sonne intemalisierte die puritani- 
sche Ethik der neuen Arbeitsprozesse (Thompson 1980: 35-55). 

Arbeit und Einkommen 

Während der Tudorzeit litt die Landbevölkerung in England unter der Einhegungspolitik 
{enclosure movements), sie wurde landlos und schloss sich zu sozialen Protesten zusam- 
men. Als Reaktion bildete sich in weiten Teilen Englands zwischen 1795 und 1834 das 
Speenhamland-System der Sprengelhilfe heraus. Zuvor hatte der Übergang von der Natu- 
ral- zur Geldrente die Landbevölkerung völlig verarmen lassen (Anderson 1981). Das Sys- 
tem direkter Subskription garantierte ein am Brotpreis orientiertes Mindesteinkommen und 
diente zur Beruhigung von Aufständen. Lag der Tagelohn unter dem garantierten Mini- 
mum, so wurde die Differenz aus den Armensteuem subventioniert, bisweilen wurden A- 
genten in die Häfen geschickt, um Importgetreide aufzukaufen (Thompson 1980: 1 10-118). 
Mit der Aufstockung war das Einkommen von Armen immer gleich hoch, unabhängig von 
Arbeitsleistung und Produktivität. 

Das Speenhamland-System war eine Reaktion auf die Brotpreisunruhen während des 
ganzen 18. Jahrhunderts. Das Subsistenzrecht entsprach dem alten feudalistischen Konsens. 
Die Armen klagten ihr altes Recht auf erschwingliches Brotgetreide ein - das Hauptnah- 
rungsmittel jener Zeit. Die Landlosen verhielten sich durchaus rational, denn sie beriefen 
sich auf das patemalistische Prinzip, wonach sie zwar arbeiten mussten, aber - wie früher 
von den Feudalherren jetzt von den Fabrikanten - zu ernähren waren. Für die aufstrebende 
Bürgerklasse der Fabrikanten wirkte das System wie ein Lohnzuschuss: Bei sinkenden 
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Arbeitskosten wuehs die Naehfrage naeh Arbeitskräften. Für Arbeitgeber waren die Ar- 
beitskräfte billig, aber selten willig. Folglieh sank die Arbeitsproduktivität auf das Niveau 
in den Arbeitshäusern (Polanyi 1978: 113-145). Wiehtiger noeh ist ein kultureller Anpas- 
sung an die kapitalistisehe Arbeitsmoral. Im Ansehluss an die Gewöhnungsphase wurde das 
Speenhamland-System wegen der morbiden Arbeitsmoral und aufgrund waehsenden Ein- 
flusses des Bürgertums dureh die Poor Laws (Armengesetze von 1834) abgelöst. Die Land- 
bevölkerung wurde proletarisiert und dauerhaft dureh Fabrikarbeit diszipliniert. 

Erziehung zur Arbeit 

Einerseits wurden die Mensehen von ihrer Seholle vertrieben, sie standen jedoeh unter dem 
moralisehen Einfluss des Paternalismus von Unterstützung und Arbeitszwang und die Frei- 
zügigkeit der Arbeitskräfte war eingesehränkt. Andererseits fesselte der Brotpreiszusehuss 
des Speenhamland-Gesetzes die Arbeitskräfte an die Heimatgemeinde. Die Lohnsubvention 
war an keine Arbeitsleistung gekoppelt. Im Ergebnis sanken Arbeitsmoral und Arbeitspro- 
duktivität aufgrund der als Notmaßnahme gedaehten Sprengelhilfe. Dies besehreibt Polanyi 
als demoralisierende Wirkung (Polanyi 1978: 113-118). Die landlose Bevölkerung im 18. 
Jahrhundert war mit dem Paradoxon der neuen Fabrikwelt konfrontiert. Gegen das „Reeht 
auf Lebensunterhalt“, davon profitierte das aufstrebende Bürgertum aufgrund der Lohnsub- 
ventionen, erhoben die Fabrikherren erst dann Widersprueh, als die Arbeitsproduktivität 
einbraeh. Das Kennzeiehen der modernen Welt sei die Fantasie ihrer Profiteure und das 
widerständige Selbstbewusstsein der Unterdrüekten (Wallerstein 1986). 

Der gesellsehaftliehe Antagonismus löste sieh erst dureh den gebroehenen Widerstand 
und die Elisabethanisehen Armengesetze von 1834 auf Naeh der gesellsehaftliehen Trans- 
formation waren die ehemals „Freien“ gezwungen, jede Arbeit zu jedem erdenkliehen Lohn 
anzunehmen. Das reformierte Entlohnungssystem und die absehreckende Wirkung der 
Armenhäuser setzten naeh Polanyi sehließlieh eine harte Arbeitsdisziplin dureh und jene 
unbändigen Produktivkräfte frei, die den kapitalistisehen Durehbrueh vervollständigten. 
Doeh subventioniertes Einkommen gab die Initialzündung dafür. 

Zusammenführung der kapitalistischen Inseln 

Das regional begrenzte Lohnsubventions- System entfaltete erst allmählieh seine Produktiv- 
kräfte auf weitere kapitalistisehe Inseln. Gleiehzeitig verbreitete sieh ein neues Mensehen- 
und Leitbild, niedergelegt in der Bill of Rights und begründet von John Loeke, der den 
Erwerb von Eigentum als Bestimmung des Mensehen besehreibt (Loeke 1977 [1690]). Un- 
vermögende haben gute Chaneen, in Arbeitshäusern landen, aus den nur Lohnarbeit he- 
raushilft. Wer arbeitet, dem soll es materiell stets besser gehen (Keller 2002). Die Wirt- 
sehaftsgesellsehaft steht neuerlieh an der Sehwelle zu einer komplexen Gesellsehaft, einer 
Transformationsgesellsehafl, in der sieh der Einzelne aus dem „ehernen Gehäuse der in- 
dustriellen Hörigkeit“ (Max Weber) zu neuen Ufern aufmaeht.*^^ Die Reise naeh „Terra 
ineognita“ kann mit neuen Freiheiten, einem neuen Mensehenbild eines autonomen Indivi- 
duums oder neuen Abhängigkeiten verknüpft sein (Horx 2003).*^^ 



126 Vgl. Gustav Seibt: „Daran arbeiten wir. Stahlharter Freizeitpark. Hundert Jahre Protestantische Ethik.“ In: 
SZ, Nr. 255, 03. Nov. 2004, S. 1 1. 

127 Die Zukunftsparameter sind: Freie Wählbarkeit aller Arbeitszeiten ohne Sicherheitsverlust Einzelner, Fle- 
xibilität und Sicherheit („Flexicurity“) als Perspektive. „Moderne Sozialpolitik muss die Menschen aktivie- 
ren, statt vor dem Fernseher ruhig zu stellen.“ (Horx 2003). 
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Zwischenfazit 

Die westliche Kulturgeschichte ist die Geschichte der Lohnarbeit, die das Fundament der 
ökonomischen Prosperität seit der Renaissance schuf und den komparativen Vorteil gegen- 
über jenen Weltregionen erklärt, die vom Stand der Wissenschaft und Technik besser ent- 
wickelt (China oder Arabien), aber unfähig schienen, Lohnarbeit und kapitalistische Ak- 
kumulation gesellschaftlich zu implementieren (Sweezy et al. 1978). Kapitalistische Inseln 
des neuen Fabriksystems mussten über Handelsbeziehungen und über einen funktionie- 
renden Arbeitsmarkt nur noch vemetzt/globalisiert werden, die durch das Speenhamland- 
System einen Entwicklungsimpuls bekamen. Andererseits wiesen Wirtschahsliberale im 
letzten Jahrhundert fortwährend auf die demoralisierende Wirkung hin (Weber 2000: 29- 
66; 358-376). Dennoch ist Erwerbsarbeit keine anthropologische Konstante, sondern Er- 
gebnis der soziokulturellen und ökonomischen Tradition und Wertepräferenz. Die drei 
großen Sozialisationsinstanzen Familie, Schule und Arbeitsweh sind im Umbruch begrif- 
fen. Wenn diskontinuierliche Lebensarbeitsbiografien zunehmen, dann gilt es, das Erwerbs- 
leben zu stabilisieren. Existenzsicherung ist neben der Zusicherung individueller Qualifizie- 
rungswege eine notwendige Bedingung, um Beziehungsarbeit sowie Teilhabe an der Ge- 
sellschaft und deren Aufgaben zu ermöglichen. 



4.2 Rechte und Chancen 

Die Arbeitsmarktpolitik unterliegt einem zeitgeistigen Paradigmenwechsel. Die Protago- 
nisten einer offensiven Angebotspolitik gingen in den achtziger Jahren massiv gegen ge- 
werkschaftliche Besitzstände vor, wohl wissend, dass ihr Vorgehen gesamtwirtschaftlich 
als Signal wahrgenommen werden würde. (US-Präsident Reagans siegte gegen streikende 
Fluglotsen, Margret Thatchers gewann gegen die militanten Bergarbeiter und setzte in ihrer 
ersten Amtszeit Anti-Gewerkschaftsgesetze durch.) Tony Blair führt diese Politik durch 
New Labour fort. Von diesem offensiv antigewerkschaftlichen Vorgehen der konservativen 
Regierungen Reagan und Thatcher unterscheiden sich die Kurskorrekturen sozialdemokra- 
tisch geprägter Regierungen in den Niederlanden (Polderabkommen in den frühen achtziger 
Jahren) und in Schweden während der ersten Hälfte der neunziger Jahre. Unter dem Ein- 
druck der sich abzeichnenden Tendenzen einer Niedriglohnkonkurrertz von Ländern ohne 
sozialstaatliche Tradition entschlossen sich diese Länder zu einer Kürzung sozialstaatlicher 
Leistungen. Hohe staatliche Defizite waren dabei nur der Sparanlass. In Deutschland waren 
die gesellschaftlichen Auseinandersefzungen schwächer. Sie korizentrierfen sich auf den 
Bereich öffentlicher Dienstleistungen (Privatisierung und Deregulierung im Femmel- 
dewesen, bei Post und Bahn). Schließlich gelang es den politischen Akteuren auch in 
Deutschland, die organisierte Facharbeiterschaft durch die Schwächung ihrer ökonomi- 
schen Basis zu entkräften.*^** 



128 Vgl. Uwe Becker: „Arbeit nicht um jeden Preis. Die Lösung des Arbeitsmarktproblems hat ihre strukturellen 
und ethischen Grenzen.“ In: FR, Nr. 13, 16. Jan. 2003, S. 14. 

129 Vgl. Bundestagsdebatte über den Antrag der F.D.P. „Für substanzielle Arbeitsmarktreformen im Niedrig- 
lohnsektor“, Bundestagsdrucksache 14/8143, 218. Sitzung der 14. Wahlperiode, 21.02.2002, in: Protokolle 
der Bundestagssitzung, S. 21649-21664. 

130 Exemplarisch betrifft dies den Energiemarkt: Die ökonomische Basis der Bergarbeiter als Kemtruppe der 
Arbeiterbewegung wurde geschwächt, indem Kohle durch billiges Erdöl substituiert wurde. 
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Theoretische Begründungen wirken wie aufgesetzt. In der Kategorisierungstradition 
des Wohlfahrtsregimes (Esping-Andersen) lassen sich vier „Arbeitslosigkeitsregimes“ 
unterscheiden: Regimes mit unzureichendem Schutz (Griechenland, Italien, Portugal, Spa- 
nien), liberale Regimes mit restriktivem Zugang (USA, Großbritannien, Irland), beschäfli- 
gungszentrierte Systeme (Frankreich, Deutschland, Niederlande) und universalistische Sys- 
tem mit umfassender Absicherung und Arbeitsförderung (Dänemark, Schweden). Nach 
dieser Typisierung lässt sich der deutsche Wohlfahrtsstaat am Beispiel der Arbeitslosenhil- 
fe dem konservativen Muster zuordnen. Sie stellt auf Statussicherung statt Gleichheit bei 
Notlagen ab, während Schweden den Prototyp des sozialdemokratischen Typus verkörpert, 
denn sozialstaatliche Sicherung zielt dort auf Basissicherung ab (Gleichheit der Notlage). 

Eine breite Diskussion lässt sich über alternative Wohlfahrtsstaat-Typologien finden, 
die am Vorschlag Esping-Andersens anknüpfen (Schmid, J. 2002: 82-92). Die deutsche So- 
zialtradition seit Bismarck ist stark lohnarbeits- und sozialversicherungszentriert und hilft - 
in der Tradition des Zunftwesens - den Einkommens- und Berufsstatus zu sichern. Mit Big 
Government und politischer Steuerung der Wirtschaft wurde unter sozialdemokratischer 
Ägide aufgeräumt (Bartels 2005: 140-163). In den ersten Jahren der rot-grünen Bundes- 
regierung wurde die Euphorie der Entstaatlichung mit sozialdemokratischen Wahlsiegen, 
expandierenden Wachstumsraten und einem Aktienboom belohnt, der „Lohn für Nicht- 
Arbeit“ als Erfolg an der Börse definierte. Doch die Enttäuschung spiegelte sich in der 
Agenda 2010, die keiner innerparteilichen Programmdiskussion, sondern dem Ende des 
wohlfahrtsstaatlichen Entwicklungspfades folgt nach dem Motto: Chancengleichheit statt 
Verteilungsgerechtigkeit. Jeder könne aufbauend auf einer Grundausstattung Lebens- und 
Bildungschancen selbst entwickeln und dafür zusätzlich zahlen. Für die neue Chancen- 
gleichheit sprächen nicht nur ethische, sondern auch gerechtigkeitspolitische und ökonomi- 
sche Gründe, denn kulturelles Kapital werde verschleudert (Esping-Andersen 2002). 

Egalitäre Gesellschaften haben i. d. R. großzügigere soziale Sicherungssysteme. Gera- 
de in den skandinavischen Ländern wurde ein Paradigmenwechsel zur aktivierenden So- 
zialpolitik vollzogen, von dem der Abbau der Arbeitslosigkeit erwartet wird. Ohne Aktivie- 
rung gehe es nach Meinung Esping-Andersens nicht, weil erwerbstätige Mittelstandsfamili- 
en viele servicebasierte Dienstleistungen am unteren Ende der Lohnskala brauchen, um ihre 
Berufstätigkeit mit Kindererziehung verbinden zu können. Insgesamt hat der Politikwechsel 
eine katalytische Wirkung für den Niedriglohnsektor. 

Der Dritte Weg und das davon abgeleitete „Schröder-Blair-Papier“ setzen auf intelli- 
gente Ideen für den Niedriglohnsektor: statt soziale Sicherheitszusagen, individuelle Wett- 
bewerbsressourcen (Urban 2004).'^* New Labour versuchte mit dem Progressive Go- 
vernance-Ansatz, sich als „milderer Thatcherismus“ darzustellen und abzugrenzen vom 
Neoliberalismus sowie vom sozialdemokratisch-keynesianisch geprägten Modell Deutsch- 
land. Der Einzelne habe die Pflicht, jede nicht sittenwidrige zumutbare Arbeit anzunehmen, 
selbst Teilzeitarbeit und geringfügige Arbeit seien besser als Arbeitslosigkeit (Schröder/- 
Blair 1999: 894). Temporäre Lohnsubventionen und eine negative Einkommensteuer sind 
Eckpfeiler einer sozialdemokratischen Modemisierungs- und Reformpolitik. Der präven- 
tive Sozialstaat beinhaltet faire Regeln für eine neue Verteilungsgerechtigkeit, fördert Be- 



131 Vgl. Schröder, Gerhard/Blair, Tony (1999): „Der Weg nach vorne für Europas Sozialdemokraten.“ In: 
Blätter für deutsche und internationale Politik, 7, S. 887-896. 

132 Vgl. Schröder, Gerhard: „Eckpunkte einer sozialdemokratischen Modemisierungs- und Reformpolitik.“ In: 
Die Zeit, Nr. 39, 19. Sept. 1997 (Punkt 9); - URL: http://www.oeko-net.de/kommune/debatte/schroeder.html. 
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schäftigung, setzt auf Gesundheitsprävention und verhindert Armut. Die Spielregeln sind 
offen. 

Sozialdemokratisehe Krisenpolitik steekt in einem Dilemma, weil das keynesianisehe 
Projekt geseheitert und Kapitalinteressen gegen die eigene Klientel zu bedienen sind. „An- 
gebotspolitik von links“ wurde entworfen, deren Kern die Lohnsubventionen sind (Seharpf 
1987: 329-336).*^"' Grundidee ist, dass Anreize und nieht Einkommen seien umzuvertei- 
len. Auf manehen Feldern sei eher mehr Politik nötig, räumt Anthony Giddens, Erfinder 
des Dritten Weges und Spiritus Reetor des Blair-Sehröder-Papiers, mittlerweile ein (Gid- 
dens 1998). Materielle Armut und periodisehe Einkommenseinbußen seien nur mit direkten 
Einkommenszahlungen zu bekämpfen (Giddens 1997: 110-115). 

Der gezähmte Kapitalismus unter Globalisierungsbedingungen seheint bei New La- 
bour nur dureh Sanktionen, Arbeitsverpfiiehtungen und Leistungskürzungen möglieh.*^^ 
Auf Sehwankungen von Arbeitsangebot und Arbeitsnaehfrage reagierte die aktive Arbeits- 
marktpolitik antizykliseh mit Lohnersatzleistungen und qualifikatorisehen Maßnahmen mit 
bis zu 1,7 vH des BIP in den Jahren 1992/93 (Sehmid, J. 2002: 363-390). Mit der Halbie- 
rung dieses Anteils wurde Eigenverantwortliehkeit zum zentralen arbeitspolitisehen Motto 
(Miegel/Wahl 2002). Dieser Wandel vollzieht sieh ab 1997 im besehäftigungspolitisehen 
Leitbild des Luxemburg Prozess der EU, das auf vier Säulen steht: employability bzw. 
Longlife Learning (Besehäftigungsfähigkeit), Entrepreneurchip (Entwieklung des Unter- 
nehmergeistes), adaptability (Anpassungsfähigkeit) und Gender Mainstreaming (Ge- 
sehleehtergereehtigkeit). Die Grundphilosophie der Arbeitsangebotssteigerung entsprieht 
dabei eher dem Konzept des Shareholder value und ist mit Gereehtigkeitsvorstellungen und 
sozialem Ausgleieh kaum kompatibel. Aktivierende, präventive Arbeitsmarktpolitik und 
Erhöhung der Flexibilität in Übergangsarbeitsmärkten sollen im Gegensatz zur Arbeits- 
marktsegmentation sozial gesiehert sein und gleiehzeitig den Weehsel zwisehen abhängiger 
und selbstständiger Arbeit fordern (Sehmid, G. 2002). Doeh die Strafegieansäfze sind nieht 
uniform und das Ergebnis der Aktivierungspolitik ist offen. Selbstkritiseh stellt die 
Taskforee Besehäftigung fest: Der globalisierungsbedingte Strukturwandel lasse sieh nieht 
mit Lohnkonkurrenz, sondern nur mit höherer Produktivität bestreiten (Kok 2004). Die eu- 
ropäisehe Besehäftigungsstrategie (EBS) wurde dureh die Ergänzung des Besehäftigungs- 
kapitels im EG-Vertrag festgelegt (Art. 125-130 EGV).*^* 



133 Vgl. Matthias Platzeck: „Ein besserer Sozialstaat.“ In: Der Spiegel, Nr. 15, 10. April 2006, S. 34-35. 

134 Vgl. Gunter Hofmann: „Kabinett der Mittelstreckenläufer. Gerhard Schröder und seine Wirtschaftsmann- 
schaft wollen den Sozialstaat gründlich umbauen. Doch eigentlich liegt ihnen das langfristige Denken nicht. 
Wie soll das gut gehen?“ In: Die Zeit, Nr. 34, 14. Aug. 2003, S. 3. 

135 Vgl. Interview mit Dennis J. Snower: „’Schluss mit dem Einheitslohn.’ Was die Politik ändern muss, damit 
in Deutschland neue Jobs entstehen. Ein Gespräch mit Wirtschaftsprofessor Dennis Snower.“ In: Der Stern, 
Nr. 44,21.0kt. 2004, S. 42f 

136 Vgl. Matthias Geyer/Dirk Kurbjuweit: „Langer Anlauf, kurzer Sprung. Schröder. Eine Bilanz der Reform- 
programme der Bundesregierung.“ In: Der Spiegel, Nr. 30, 19. Juli 2004, S. 20-41. 

137 Der Anteil am gesellschaftlichen Reichtum, der auf das obere Zehntel der britischen Bevölkerung entfällt, 
hat sich in der Regierungszeit Tony Blairs von 47 auf 54 vH erhöht. Vgl. Der Spiegel, Nr. 32, 02.08.2004, S. 
91. 

138 In der ersten Phase der EBS (1997 und 2002) galten die o. g. vier Säulen. Danach wurden drei übergeordne- 
te Ziele formuliert: Erhöhung der Gesamtbeschäftigung von 60 vH auf 70 vH, der Frauenbeschäftigung von 
55 vH auf 60 vH und der Beschäftigung von Älteren von 40 vH auf 50 vH bis 2010. Durch Einsetzung der 
„Taskforce“ Beschäftigung Kok I (nach Wim Kok) im März 2003 wurde dazu ein Benchmarking von 10 
spezifizierten Zielen vereinbart. Im Bericht Kok II erfolgte eine Straffung der Lissabon-Strategie auf wenige 
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Die Krisendiagnose knüpft an externen Erfordernissen an, leitet gedanklich über zu in- 
ternen Fehlkonstruktionen des Steuer-Transfer-Systems und endet bei endogenen Schuldzu- 
weisungen des Missbrauchs und Müßiggangs, der Selbstzerstörung (self-inflicted dama- 
ge).™ Hilfeempfanger geraten unter Generalverdacht, sich Leistungen zu erschleichen, 
Hartz IV zu missbrauchen oder nur die ihnen zustehenden Optionen zu nutzen. Gegen „Ab- 
zocke im Sozialstaat“ (BMWA 2005a: 4) werden Methoden der Rasterfahndung angewen- 
det (Prüfdienste, Sozialermittler und Observierungsgruppen). In den bundesweit organisier- 
ten, millionenfachen Datenabgleich nach § 52 SGB II sind Sozialversicherungsträger, Fi- 
nanzbehörden und die Bankenaufsicht einbezogen. 

Mit dem Slogan „Chancen für alle“ startete die Initiative Neue Soziale Marktwirt- 
schaft (INSM) im Jahr 2000 unter Arbeitgeberpräsident Martin Kannegiesser eine vom Ge- 
samtmetall finanzierte Öffentlichkeitskampagne. Ex-BA-Chef Florian Gerster ist Grün- 
dungsmitglied. Die Regierungskampagne „Teamarbeit für Deutschland“ unterstützt die 
INSM.'"** Prominente Persönlichkeiten, Hartz-Kommissionsmitglieder, Abgeordnete von 
CDU, SPD, FDP und Grünen, Verfassungsrichter, Minister- und Bundesbankpräsidenten, 
Wissenschafter und Untemehmensberater stehen im Dienst der INSM und vertreten diese 
schlichten Botschaften: „Weniger Staat bringt mehr Netto“, „Vorfahrt für Arbeit“, „Runter 
mit den Lohnnebenkosten“ oder „Die Rentenversicherung fliegt uns um die Ohren“ (Mie- 
gel).*"^^ Die Instrumente sind Rückbau des Staates, Leistungsabbau in den staatlichen Trans- 
fersystemen und ein gewandeltes Verhältnis zwischen Staat und Gesellschaft (Bosch 2004). 
Die Hartz-Initiative setzte die Philosophie der Aktivierung praktisch um. Sind die politi- 
schen Eliten in die Falle des „Neoliberalismus plus“ geraten (Brütt 2002)?*"^^ 

Dritter Weg als „Neoliberalismus plus “ 

Das neue Leitbild sozialdemokratischer Reformer orientiert sich an der Theorie der Gerech- 
tigkeit der Fairness (Rawls 1971): Verzicht auf distributive Gerechtigkeit, Akzeptanz von 
Einkommens- und Vermögensunterschieden, Vereinfachung der sozialen Sicherung, Be- 
grenzung von Lebensrisikoabsicherung (Koller 1995: 57-63). Im Vordergrund steht die 
wirtschaftliche Dynamik. Dabei ist ein Tradeoff zwischen Rechten und Chancen nahe lie- 
gend, aber nicht zwingend. 

Von John Rawls, dem maßgeblichen Gerechtigkeitstheoretiker der letzten Jahrzehnte, 
stammt die Idealvorstellung, der Gesellschaftsvertrag solle von Leuten gemacht werden, die 



Ziele und Strategien in einem Dreiklang (Umwelt, Soziales, Wettbewerbsfähigkeit). Ob diese Ziele gleich- 
berechtigt oder hierarchisch angelegt sind, bleibt unklar (Heinelt/Kopp-Malek/Lang/Reissert (2005). 

139 Ursprünglich sollen es 4-5 % „Drückeberger“ gewesen sein. DIW-Chef Zimmermann spricht nun von 20 vH 
Arbeitsverweigerem. Er konstatiert Beschäftigungspotenziale bei haushaltsnahen Dienstleistungen und tritt 
für das Workfare-Prinzip ein, welches eine Verpflichtung erwerbsfähiger Sozialhilfeempfänger zu sozial 
nützlicher Arbeit vorsieht (Zimmermann 2003a). Andere widersprechen der Diagnose und rücken die Di- 
mensionen ins rechte Licht. Der Sozialhilfemissbrauch von ca. 120 Mio. € soll zukünftig von einer „Ar- 
mutspolizei“ verfolgt werden. Gegen dieses Argument wird vorgebracht, der Steuermissbrauch von 65 Mrd. 
€ werde weder bekämpft noch thematisiert. 

140 Vgl. 0. V. „Main-Arbeit spürt privates Vermögen auf“ In: FR, Nr. 39, 15. Febr. 2006, S. 36. 

141 „Teamarbeit für Deutschland“ ist eine Initiative des BMWA in Zusammenarbeit mit diversen Inter- 
essensgruppen. - URL: http://www.teamarbeit-fuer-deutschland.de/servlet/PB/menu/-l/index.html. 

142 Vgl. Günter Frech: „Die Guerilla der Wirtschaftsliberalen. Der Arbeitgeberverband Gesamtmetall investiert 
100 Millionen Euro für eine PR-Kampagne.“ In: FR, Nr. 257, 03. Nov. 2004, S. 17. 

143 Vgl. Christoph Butterwegge: „Sozialdemokraten in der neoliberalen Falle. Der vielbenutzte Begriff der 
Eigenverantwortung kaschiert nur den Ruf nach sozialer Verantwortungslosigkeit.“ In: FR, Nr. 222, 23. 
Sept. 2003, S. 7. 
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nicht wüssten, ob sie unter diesem Vertrag als Reiche oder Arme, Starke oder Schwache 
lebten. Im zweiten Kapitel seiner Theory of Justice formuliert Rawls in einer Spielsituation 
seine zwei Gerechtigkeitsgrundsätze (Gleichheitsgrundsatz, Differenzgrundsatz). Zwangs- 
läufig würden sich die Vertragsagenten auf das Differenzprinzip als Maßstab für die Güter- 
verteilung einigen. Das Differenzprinzip ist Bestandteil von Rawls' zweitem Gerechtig- 
keitsgrundsatz, nach dem soziale, politische und wirtschaftliche Ungleichheiten nur dann 
als gerechtfertigt gelten, wenn sie auch den am wenigsten Begünstigten Vorteile bringen 
(Rawls 1971: 74-140, insbesondere: 95-104). Rawls kann als Vorbild für die gewandelte 
Sozialdemokratie gelten, denn Chancengleichheit wird als normatives Leitbild gegenüber 
der Verteilungsgerechtigkeit favorisiert. Dennoch muss „Reformpolitik“ eine soziale Ba- 
lance herstellen (siehe Kapitel 7). 

Das bismarcksche Sozialsystem ist an vielen Stellen als nachsorgend wirkende Klien- 
telpolitik ausgebaut worden, um die schlimmsten sozialen Verwerfungen durch sozialpoliti- 
sche Korrekturen auszugleichen. Besser wäre es, die Verwirklichungschancen eines selbst 
bestimmten Lebens präventiv zu sichern. Erstrebenswert wird eine soziokulturelle Vielfalt 
mit kombinierten Finanzierungsformen, die nicht auf geregelte Standards und gesellschaft- 
lich akzeptierte Normen (Berufsqualifikation) verzichtet. Ein set of capabilities soll nach 
dem Ökonomen Amartya Sen der willkürlichen Auflösung normaler Arbeitsverhältnisse 
und der Zunahme irregulärer Beschäftigungsverhältnisse entgegenwirken, neue Arbeits- 
möglichkeiten für benachteiligte Gruppen erschließen und die Gleichstellung der Frauen 
fördern.*"'"' Zwei Gerechtigkeifsphilosophien treffen aufeinander und Einkommensvertei- 
lung wird abgelöst von der Variante Arbeits- und Zukunflschancen.*"'^ 

Der Niedriglohnsektor - eine Bestandsaufnahme 

Nur ein ausgedehnter Niedriglohnsektor schaffe Beschäftigungsanreize für Langzeitarbeits- 
lose (ReinbergAValwei 2000). Es gibt vier Typen von tariflichen Niedrigeinkommen, die es 
als Einstiegslöhne gibt oder für einen Teil der Belegschaft (z. B. in der Bekleidungsindust- 
rie), für fasf alle Vergüfungsgruppen (z. B. im Einzelhandel) oder für die ganze Branche 
(z. B. Landwirf Schaft). Daher ist nicht auszuschließen, dass Arbeitslosigkeit trotz Niedrig- 
lohnarbeit noch zunimmt. Die Vorstellung, rund um die Uhr einkaufen oder andere Dienst- 
leistungen in Anspruch nehmen zu können, mag einer hedonistischen Attitüde entsprechen. 
Im deutschen Einzelhandel ist der Abstand zwischen Niedriglohn und Durchschnittslohn 
bereits größer als bei ähnlichen Jobs in den USA. Außerdem zahlen Einzelhändler - dank 
Minijobs - immer seltener Tariflöhne. Zahlreiche Tarifverträge erlauben längst niedrige 
Löhne. Überdies erklären Mentalitätsgründe beim Käuferverhalten, warum es trotz Arbeits- 
losigkeit keine Tütenpacker bei deutschen Supermarktketten gibt (Kocka/Offe 2000: 493- 
501). Es gibt unterschiedliche Lesarten (Abbildung 4.1). 



144 Vgl. Wolfgang Merkel: „Die unverzichtbare Verantwortung des Einzelnen. Auf dem Weg zum aktivieren- 
den Staat sind Reformen dringend geboten: Soziale Gerechtigkeit und der Umbau des Sozialstaats.“ In: FR, 
Nr. 128, 04. Juni 2003, S. 9. 

Vgl. Uwe Jens Heuser: „Die Gerechtigkeitsfalle. Schröder muss die Agenda nicht opfern, um sozial zu 
sein.“ In: Die Zeit, Nr. 27, 24. Juni 2004, S. 1. 
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Abbildung 4. 1 : Synopse zur Bedarfsstruktur eines Niedriglohnsektors 



Brauchen wir einen Niedriglohnsektor? 


Ja, wir hrauehen einen Niedriglohnsektor, weil 


Nein, wir brauchen keinen Niedriglohnsektor, 
weil 


trotz geringerer Arbeitszeiten sonst keine Zeit zur 
Regeneration Arbeitskraft bleibt, wenn sie noch 
Haushaltstätigkeiten verrichten müssen. 


durch Arbeitszeitverkürzung genügend Zeit für die 
Hausarbeit übrig ist. 


die Großfamilie nicht mehr mit selbstversorgeri- 
schen Diensten zur Verfügung steht. Die Großeltern 
sind nicht mehr willens oder fähig zur Familienar- 
beit. 


die gut verdienende Kleinfamilie sich legale Haus- 
haltshilfen leisten kann und auf Schwarzarbeit nicht 
angewiesen ist. 


die Lebenspartner gut ausgebildet sind und beide 
selbst produktiv arbeiten. 


innerfamiliäre Arbeitsteilung Beziehungsarbeit ist, 
beide Partner müssen sich im Sinne des Gender 
Mainstreaming beteiligen. 


Kinderbetreuung in öffentlichen und privaten Ein- 
richtungen unerschwinglich ist. 


Investitionen in Betreuung und FamilienfÖrderung 
vom Verfassungsgericht angemahnt wurde. 


soziale Pflegedienste für die Privathaushalte zu 
teuer, unzureichend und nicht überall verfügbar sind. 


professionelle Pflegeleistungen nur von gut ausge- 
bildeten und gut bezahlten Kräften erbracht werden 
sollten. 


der Ausbau des öffentlich organisierten und finan- 
zierten Sozialdienstleistungssektors für die Sozial- 
versicherungen zu teuer würde. 


soziale Dienstleistungen öffentlich organisiert und 
finanziert werden müssen, damit jeder in den Genuss 
davon gelangen kann. 


die Leistungsträger im produktiven Sektor leistungs- 
fähiger werden, wenn sie sich auf die Erwerbsarbeit 
konzentrieren können. 


Familienarbeit Selbstversorgung und innerfamiliäre 
Arbeitsteilung aus psychologischen Gründen ein- 
schließt. 


es ethisch vertretbar ist, Transferleistungen mit 
Arbeitsleistungen zu kompensieren. 


gesellschaftliche Teilhabe mit einem Recht auf 
Lebensunterhalt der Verfassung entspricht. 


gesellschaftliche Randgruppen Integrationsprobleme 
haben, was sich ohne Arbeit noch verschärfen kann. 


Sozialarbeit soziale Integration in der Risikogesell- 
schaft besser leisten kann und eine soziale Infrastruk- 
tur unserer Gesellschaft entspricht. 


ein Arbeitsdienst für Leistungsfähige Erwerbslose 
aus ethisch-moralischen und historischen Gründen 
außer Diskussion steht. 


eine Dienstboten-Gesellschaft aus ethisch- 
moralischen Gründen nicht der deutschen Sozialtra- 
dition entspricht. 


zusätzliche Lohnnebenkosten hervorgerufen würden 
durch den Ausbau teuerer Sozialdienste. 


Produktivitätsfortschritte eine Lohnnebenkostenstei- 
gerung kompensieren kann. 


Einfacharbeitsplätze wenig produktiv sind. Sie 
sollten schlechter bezahlt werden können. 


Einfacharbeitsplätze ein auskömmliches Einkommen 
zusichem sollte. 


Nicht formal Qualifizierte (NfQ) nicht qualifizie- 
rungsfähig oder nicht qualifizierungsbereit sind. 


Qualifikationsstrategien für „Nicht formal Qualifi- 
zierte“ (NfQ) bessere Jobs für Bildungsträger und 
Empfänger der Leistungen bringen können. 


Einfacharbeitsplätze das Sprungbrett für bessere 
Jobs sind (Sickereffekt) 


ein Durchsickern der Niedriglohnempfänger in 
bessere Jobs erst für nachrückende Generationen 
möglich ist. 


die Wertschöpfungszuwächse des produktiven 
Sektors als ausreichend empfunden werden. 


qualitatives Wachstum nie ausreichend sein kann und 
Nullwachstum Stillstand ist. 



Quelle: eigene Gegenüberstellung 





90 



4 Die Hintergründe: Konstitution der Lohnarbeit 



Der Niedriglohnsektor wird mit der Chanee sozialer und bemflieher Durehlässigkeit be- 
gründet. Größere Aufstiegsmobilität von vollzeitbesehäftigten Geringverdienem wäre ein 
gewiehtiges Argument für die Akzeptanz eines Niedriglohnsektors. Die politisehen, ökono- 
misehen und medialen Eliten müssen sieh Ignoranz gegenüber empirisehen Beobaehtungen 
vorwerfen lassen (Hengsbaeh 2004: 21-42). Ein Niedriglohnsektor mit Löhnen unterhalb 
der Armutsgrenze soll - so lautet das sehliehte Motto - Arbeitsbereitsehaft, Sozialintegrati- 
on und Moralität fördern.*"'^ Die begriffliehe Abgrenzung, das Volumen, die Struktur, die 
Entwieklungsdynamik und die Ursaehen des Niedriglohnsektors zeigt Abbildung 4.2. Zu- 
nächst fallen bei der Niedriglohnbesehäftigung persönliehe, sektorale und regionale Unter- 
sehiede auf Im Vergleieh von Struktur- und der Mobilitätsanalyse ergibt sieh eine Tendenz 
zur Verfestigung des Niedriglohnsektors bei den Merkmalen Gesehleeht und Region in den 
letzten zwei Jahrzehnten. 



Abbildung 4.2: Bestandsaufnahme Niedriglohnsektor 



Definition: Niedriglohn, nicht 
Niedrigeinkommen 



Nledrlglohnschwelle (2/3 des 


Begriff 






Medianlohns von 


l 






Vollzeitbeschäftigten) 




17,4 vH (2001) der 
Vollzeitbeschäftigten 




1 Größe 


zunehmende Lohnspreizung 




\ / 


sichtbar, nicht konjunkturell 
bedingt 


Ökonomie (stehe Kapitel 3) 


I / 






Institutionelle Regelungen (Tarifrecht, 


Ursachen 




Geringverdiener-Anteil im Osten (37,8 vH), im 


Steuern und Abgaben, aktive und 
passive Arbeitsmarktpolitik) 


N M 






Niedriglohnsektor 




Westen (17,6 vH) der Vollzeitbeschäftigten 






Geschlecht: Frauen überrepräsentiert (57,0 vH) 






Lohnmobilität wird ungünstig, 
nur 32,5 vH (1996-2001); 
vorher: 50.7 vH (1986-19911 


f Struktur 


Ausbildung: 60 vH mit abgeschlossener Ausbildung 
Altersstruktur: Jugendliche überrepräsentiert 


ßerufl. Aufstieg: Männer (40,0 vH), 
Frauen (27,3 vH); im Westen bessere 


Dynamik / 




Nationalität: Migranten überrepräsentiert 

Im 3. Sektor arbeiten 60 vH der Niedrigverdiener 


Chancen 






Betriebsgröße: Betriebe <20 Beschäftigte sind 
überrepräsentiert (52, 65 vH d. Niedrigverdiener) 


Betriebswechsel verbessert Durchlässigkeit 







Quelle: Allmendinger/EiehhorstAValwei 2005: 107-126; eigene Darstellung 

Die institutionellen Reformkonzepte zielen zwar auf gering Qualifizierte. Doeh der Nied- 
riglohnsektor stellt sieh nieht als Domäne der Geringqualifizierten heraus (Weinkopf 2002). 
Der Anteil der sehleeht Qualifizierten an den Arbeitslosen ist seit den Hartz-Reformen noeh 
gestiegen. Im Übrigen wird im Leistungsbezug kein erstrebenswerter Dauerzustand gese- 
hen, denn nur 5-10 vH der Arbeitslosen sind dauerhaft arbeitslos. Männer, jüngere und 
höher qualifizierte Personen, sowie Geringverdiener in Westdeutsehland, überspringen 
leiehter die Niedriglohnsehwelle (Allmendinger/Eiehhorst/Walwei 2005: 115-121). Die 
überwältigende Mehrheit der Arbeitslosen sieht in längerer Arbeitslosigkeit ein Stigma, 
welehes Sozialkontakte behindert sowie sozialen Status und Humankapital entwertet. Der 



146 Vgl. Klaus F. Zimmermann: „Die Lösung liegt im Niedriglohnsektor.“ In: Berliner Zeitung, 25./26. Mai 
2002 (Online-Artikel). 
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Niedriglohnsektor soll auf Vollzeitbeschäftigte ausgedehnt werden, was bislang ohne posi- 
tive Beschäftigungseffekte blieb (Schäfer 2005: 611).'"^^ 

Wechselseitig kompatible Strategien 

In der Fachwissenschaft liegen widersprüchliche Diagnosen hinsichtlich der Interdepen- 
denzen zwischen Lohnentwicklung und Arbeitslosigkeit vor (Landmann/Jerger 1999; Jer- 
ger/Landmann 2002: 207-224). Dabei kommen unterschiedliche Konstellationen möglicher 
Interessenskonflikte zwischen Kapital und Arbeit zu kurz. Sie lassen sich in Begriffen der 
Spieltheorie in einer Payoff-Matrix darstellen, wobei zwei Partner mit je zwei egoistisch 
rationalen Strategien betrachtet und Machtkonstellationen am Arbeitsmarkt analysiert wer- 
den.'"** Arbeitsmarktpolitik umfasst alle Maßnahmen, die auf das Arbeitsangebot und 
-nachfrage abzielen. Der Einzug der Spieltheorie in die neuere Wirtschaftstheorie änderte 
den Gleichgewichtsbegriff. Es gibt Gleichgewichtszustände, die ein kooperatives Verhalten 
am Arbeitsmarkt begünstigen, aber keine Markt räumenden Preise und Löhne haben. Die 
Analyse von Interessengegensätzen am Arbeitsmarkt zeigt mögliche Schnittmengen (Ab- 
bildung 4.3). 



Abbildung 4.3: Spieltheorie Sozialgesetze 





Kooperative 


Nicht-kooperative 




Niedriglohnempfänger 


Niedriglohnempfänger 


Sozialverträgliche 


Soziale Abfederung von 


Tendenz zur Schwarzarbeit 


Sozialreform 


Niedriglohnempfängern 




Konfliktstrategische 


Deregulierung zulasten der 


Nicht akzeptable Zustände für 


Sozialreform 


Niedriglohnempfänger 


Zivilgesellschaft 



Quelle: eigene 

Nach der Spieltheorie hängt die optimale Wahl des einen Spielers von der Entscheidung des 
anderen ab. Bei einem Nash-Gleichgewicht lohnt sich für keinen Spieler ein Strategiewech- 
sel. In dem Fall wäre eine Konfliktstrategie sinnlos und gefährlich. Andernfalls - dies ist 
hier auszuschließen - liegt eine dominante Strategie vor, wenn sich die Situation einer Seite 
verbessert, unabhängig von der Strategie des anderen Spielers. 

Seitens der abhängig Beschäftigten besteht eine strukturelle Verhandlungsschwäche, 
welche sich aufgrund der uneinheitlichen Struktur des Arbeitsmarktes vertieft und neue 
Konflikte hervorrufen kann. Umgemünzt auf tarifVertragliche Öffnungsklauseln würde sich 
ein Gefangenendilemma widerspiegeln: Nur eine einheitliche Lohnpolitik würde aus dem 
Dilemma herausführen, das einseitige Ausspielen von Machtpotenzialen bringt dagegen 
gesamtgesellschaftliche Nachteile. Nach unten flexible Löhne müssen die Persistenz der 
unfreiwilligen Arbeitslosigkeit nicht auflösen. Ökonomisch würde sich die Schwächung der 
Gewerkschaften nicht auszahlen. 



147 Vgl. Eva Roth: „Forscher werben für sozial geregelten Niedriglohnsektor.“ In: FR, Nr. 292, 15. Dez. 2005, 
S.4. 

148 Die Spieltheorie wurde im Zweiten Weltkrieg von John von Neumann und Oskar Morgenstern entwickelt. 
Unter der Berücksichtigung der Möglichkeiten des Gegners wählen die Akteure eine eigene Gewinnstrate- 
gie, die Wechselwirkungen mit einbezieht. 






92 



4 Die Hintergründe: Konstitution der Lohnarbeit 



Muss eine Sozialpolitik, die dem Pareto-Kriterium entspricht, immer theoretisches 
Wunschdenken bleiben? Das allgemeine pareto-optimale Gleichgewicht lässt sich so um- 
formulieren: Betrachtet man die Gesamtheit der Arbeitsuchenden, lässt sich zeigen, dass ihr 
atomistisches Wettbewerbsverhalten zu einer Lohnhöhe führt, bei der keiner von ihnen den 
Gesamtnutzen erhöhen kann, ohne den Gesamtnutzen irgendeines anderen zu verringern 
(Pasinetti 1988: 46; Bhaduri 1988: 241). Sind die Hartz-Reformen ein Nullsummenspiel, in 
dem die eine Seite nur auf Kosten der anderen gewinnen kann oder eine Pareto- Verbesse- 
rung?*"'® Bei der Spielsituation Nullsummenspiel gewinnt ein Spieler nur auf Kosten eines 
anderen. Ein Strategiebündel kann wechselseitig kompatible Strategien hervorrufen, wobei 
die optimale Entscheidung von der jeweiligen Gegenstrategie der Akteure abhängt. Bei der 
Pareto- Verbesserung verbessert sich die Situation eines Spielers, ohne die des anderen zu 
verschlechtern. Es gibt also diverse Nash-Gleichgewichte, die durch den gesellschaftlichen 
Konsens bestimmt werden.*^** Daher verbessert sich die Beschäftigungssituation nur durch 
„Überwindung der neoliberalen Konfusion“ (Hein/Heise/Truger 2003: 7-10). 

Zwischenfazit 

Die Reform-Agenda programmiert die Verteilungs- zur Befähigungsgerechtigkeit um. 
Doch die Konturen einer Gesellschaft werden unübersehbar, in der Chancengleichheit in ihr 
Gegenteil verkehrt wird.*^* Überdies erscheint der Dritte Weg durch selbst geschaffene 
Gerechtigkeitslücken als Alternative zur neoliberalen Umgestaltung fragwürdig (Sandner 
2003: 279-295). Die wichtigsten arbeitsmarktzentrierten Zukunfts entwürfe auf der Kon- 
trastfolie der sich verfestigenden Arbeitslosigkeit sind die Hartz-Vorschläge, die Aktivie- 
rende Sozialhilfe (Ifo-lnstitut) und das Modell der Sozialversicherungsfreibeiträge. 

Die Förderung des Niedriglohnsektors ist kein Königsweg gegen Langzeitarbeitslosig- 
keit. *^^ Der schleichende Ausbau eines Niedriglohnsektors ist begleitet durch Leistungs- 
kürzungen, Schwächung des Arbeitsrechtes und neuen Belastungen des Systems der Sozi- 
alversicherung.*^^ Die aktivierende Sozialpolitik integriert in irreguläre, zumeist schlecht 
bezahlte, prekäre Arbeit, die kaum Aufstiegschancen für die Arbeitsnomaden bietet. Die 
Reformgesetze tragen deutliche Analogien zur Zerschlagung des Sozialsystems in der 
Weimarer Republik, deren Wortführer Gustav Hartz war, Namensvetter von Peter Hartz 



149 Als Pareto-Optimum gilt eine Güterverteilung zwischen Individuen, bei der jeder Mensch durch Umvertei- 
lung seinen Nutzen nur dadurch erhöhen kann, dass ein anderer schlechter gestellt wird. 

150 Ein Nash-Gleichgewicht besteht, wenn kein einzelner Spieler durch eine einseitige Änderung seiner Strate- 
gie ein profitableres Payoff und einen Vorteil erreichen kann. Sie sind wechselseitig von Vorteil. Eine Pare- 
to-effiziente Strategiekombination liegt dann vor, wenn ein Akteur seine Situation nur noch auf Kosten an- 
derer verbessern kann. 

151 Eine Metapher deutet das Wahrnehmungs-Defizit: Am Beispiel des Autobahnraser-Prozesses macht Mark 
Siemens in der F.A.Z. vom 27. Feb. 2004 den Zustand der Gesellschaft klar, wie gering die Realkontakte 
zwischen den Spitzen der Politik, Wissenschaft und Wirtschaft gegenüber den Arbeitslosen sind. Der Ver- 
suchsingenieur von Daimler-Chrysler drängelte mit etwa 250 km/h einen um 100 Stundenkilometer langsa- 
meren Kia Kleinwagen von der linken Spur der Autobahn. Der Abgrund zwischen der gut abgefederten An- 
gestelltenwelt und den von vielen Grausamkeiten und Ungerechtigkeiten Erfassten habe so eine Perfektion 
erreicht, dass die Wahrnehmung der Wirklichkeit in der Welt der „Gewinner“ eingeschränkt und abgefedert 
sei, so Siemons. „Die eleganten Abstraktionen, mit denen die einschlägigen Berater bisweilen über lange 
gewachsene Traditionen und die mit ihnen verwachsenen Menschen hinweggehen, weisen den gleichen CL- 
Klassen-Komfort auf.“ Gesellschaftliche Eigenverantwortung gilt für die ganze Gesellschaft. 

152 Vgl. 0. V.: „DGB kritisiert Billigjobs. Engelen-Kefer: Kein Königsweg.“ In: FR, Nr. 03, 05. Jan. 2005, S. 4. 

153 Vgl. Walter Hanesch: „Das letzte Netz droht zu reißen. Die Sozialhilfereform im Windschatten der Hartz- 
Reformen und im Spannungsfeld widersprüchlicher Interessen.“ In: FR, Nr. 55, 05. März. 2004, S. 9. 
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(Hartz 1928; Butterwegge 2005). Höchst widerwillig nur akzeptiert die Bevölkerung und 
die Parteibasis die sozialpolitische Wende. 



4.3 Arbeitsmarkt und Gesellschaft 

Globalisierung, die Lohnnebenkosten und die Demografie zählen zu den Großlegenden der 
Arbeitsmarktkrise. Ob Deutschland die Ausweitung eines ohnehin vorhandenen Niedrig- 
lohnsektors nötig hat, ist von unterschiedlichen Deutungsmustem bestimmt. Argumente 
für oder gegen einen Niedriglohnsektor sind in der Synopse zu finden (Abbildung 4.1). Die 
in Zusammenhang mit dem Niedriglohnsektor verwendete Kategorie der produktiven Ar- 
beit folgt kulturellen Setzungen. Nach vorherrschender Meinung wird Massenarbeitslosig- 
keit zum selbst verschuldeten Problem jener, die ihre Arbeitskraft nicht oder nicht passge- 
nau verwerten können. Die Motivationsforschung zeigt zudem, dass gesellschaftlich nützli- 
che und Sinn stiftende Tätigkeiten kulturell fest verankert sind (Fromm 1979, Galbraith 
1998). Doch ohne ein auskömmliches Mindesteinkommen lassen sich diese schlecht entwi- 
ckeln. Hartz plus gilt dem Bestreben, Globalisierung human zu gestalten und sozial abzufe- 
dem. 

Lohnnebenkosten als Doppelstrategie 

Das Herz von Hartz sei die Anerkennung der Arbeitskostenthese durch die (rot-grüne) 
Bundesregierung.*^^ Lohnnebenkosten - die Differenz zwischen der Summe der Arbeits- 
kosten (Produzentenlohn) und dem verfügbaren Arbeitsentgelt (Konsumentenlohn) - wer- 
den als Jobkiller angesehen. Der Steuer- und Abgabenkeils (wedge tax) soll sinken. Die So- 
zialleistungsquote (Verhältnis der volkswirtschaftlichen Aufwendungen für die soziale 
Sicherung zum BIP) ist von 21,5 vH (1960) auf 33,6 vH (2000) gestiegen. Die Sozialabga- 
benquote, sie bezieht nur die Sozialbeiträge ein, verdoppelte sich von 8,9 vH (1960) auf 

19.3 vH (2001), obwohl sich der Anteil der abhängig Beschäftigten an den Erwerbstätigen 
von 77,2 vH (1960) auf etwa 90 vH (2000) erhöht hat. Der Beitragsanteil hat sich vor allem 
wegen der höheren Arbeitslosenquote in den letzten 30 Jahren um durchschnittlich ein 
Drittel von 15,2 vH auf 20,55 vH gesteigert. Nach einer Studie des Instituts für Ge- 



154 Vgl. Bundestagsdebatte zum Antrag der F.D.P. „Für substanzielle Arbeitsmarktreformen im Niedriglohn- 
sektor“, Bundestagsdrucksache 14/8143, 218. Sitzung der 14. Wahlperiode, 21.02.2002, in: Bundestagspro- 
tokolle der Sitzung, S. 21649-21664. Außerdem: Vgl. Bündnis 90/Die Grünen-Bundestagsfraktion, Wörlit- 
zer Erklärung - Reformen für die Zukunft und gerechte Politik der Erneuerung vom 10. Jan. 2003; B90/Die 
Grünen-Bundestagsfraktion, Pressemitteilung 0042/2003 vom 29. Jan. 2003; Vgl. Parteivorstand und Präsi- 
dium der SPD, Wiesbadener Erklärung - Offensive für den Mittelstand - Mehr Wachstum und Beschäfti- 
gung in Deutschland vom 7. 1. 2003; Vgl. Präsidium der FDP, Liberale Vorschläge zur Beseitigung der Ar- 
beitsmarktmisere vom 19. 8. 2002; Vgl. CDU-Bundesvorstand, Göttinger Erklärung der CDU Deutschlands 
- Kurswechsel für Deutschland vom 11. Jan. 2003; Vgl. Antrag der Abgeordneten Dagmar Wöhrl, Karl- 
Josef Laumann u.a. und der Fraktion der CDU/CSU, Gesetzliche Kehrtwende in der Wirtschaftspolitik statt 
neue Sonderregelungen - Mittelstand umfassend stärken vom 28. Jan. 2003 (BT-Drucksache 15/349); Vgl. 
CDU-Wirtschaftsrat, Regierungschaos in der Arbeitsmarkt- und Steuerpolitik beenden - 7 Punkte für den 
Aufschwung vom 17. Dez. 2002. 

155 Exemplarisch dazu: Vgl. Bundestagsdebatte über den Antrag der F.D.P. : „Für substanzielle Arbeitsmarktre- 
formen im Niedriglohnsektor“, Bundestagsdrucksache 14/8143, 218. Sitzung der 14. Wahlperiode, 
21.02.2002., in: Bundestagsprotokolle der Sitzung, S. 21649-21664. 

156 Vgl. Hans-Werner Sinn, “The Heart of Hartz”, in: Ifo Viewpoint No 37, München, 19. Aug. 2002 (Online- 
Artikel). 




94 



4 Die Hintergründe: Konstitution der Lohnarbeit 



sundheits- und Sozialforschung (IGES) lagen die gesundheitsbedingten Belastungen der 
Arbeitgeber im Jahr 2000 nur bei 3,2 vH von Bruttoproduktionswert (Wert aller in 
Deutschland hergestellten Güter und Dienstleistungen).*^^ Im internationalen Vergleich lag 
Deutschland damit im Mittelfeld. Geringere Kosten fallen in der Schweiz und Großbritan- 
nien an. In Frankreich, den Niederlanden und den USA sind die Kosten höher. 

Ausgehend von einem Durchschnittseinkommen von 2.450 € (brutto) würde ein redu- 
zierter GKV-Beitragssatz von 15 auf 12 vH in einer Modellrechnung zur Ersparnis von 
36,75 € je Beschäftigten führen (gesamte Personalkosten hier: 2.973,07 6). Um einen zu- 
sätzlichen Arbeitnehmer in dieser Gehaltsklasse zu finanzieren, müsste dieser Beitragsab- 
schlag für 80 Beschäftigte erfolgen. Doch das Szenario hat wenig Beschäftigungswirkung, 
da die durchschnittliche Betriebsgröße in Deutschland unter zehn Beschäftigten liegt. Zu- 
dem ist ein hoher Personalbestand keine betriebswirtschaftliche Zielgröße. *^* Auch der mit 
Kunden abgerechnete Stundensatz für Handwerkerrechnungen wäre nicht geringer. 

Branchenbelastung durch die Personalkosten und Produktivität sind höchst unter- 
schiedlich. Kapitalintensive Firmen können die öffentlichkeitswirksam vorgetragene Debat- 
te über die verschiedenen Personalkostenarten gelassen verfolgen (Personalanteile der gro- 
ßen Autokonzeme liegen bei nur 13-15 vH). Auf die Zahl neu geschaffener Jobs haben die 
Lohnnebenkosten bei Autoherstellem kaum Einfluss. Sie schufen zwischen 1995 und 2000 
fast 18 vH mehr Jobs, obwohl die Gesundheitskosten um 30 vH stiegen. Die Textilindustrie 
zahlte 16 vH weniger Abgaben, aber die Zahl der Beschäftigten nahm um 27 vH ab. Die 
Chemieindustrie hat bei stabilen Gesundheitskosten 10 vH weniger Beschäftigte. Die Kor- 
relation zwischen Lohnnebenkosten und Arbeitsplätzen ist schwach. Ebenso dämpft die 
betriebswirtschaftliche Kostenrechnung allzu hohe Erwartungen einer Lohnnebenkosten- 
senkung (Müller 2004: 241-250). Sie sind nicht die Schlüsselgröße des Investitionsverhal- 
tens, sondern verbessern die cost-efficiency-ratio durch geringere opemting expenses. So- 
mit zielt die Lohnnebenkosten-Debatte auf Gewinnsteigerung und Lohndumping. 

Hinzu kommt der verteilungspolitische Aspekt. Wäre die Relation der Einkommens- 
verteilung seit 1980 gleich geblieben, so hätte der Beitragssatz für die Sozialversicherungen 
in 2000 rechnerisch nicht 42 vH, sondern nur 32,4 vH betragen können. Diese enorme Dif- 
ferenz resultiert allein aus den Verteilungsverlusten der abhängig Beschäftigten. Wären die 
Kosten der Wiedervereinigung auf alle Steuerzahler umgelegt worden, dann könnten die 
Lohnnebenkosten heute um 3 vH niedriger, d. h. bei 39 vH des Bruttoeinkommens liegen. 
Versicherungsfremde Leistungen werden durch die Zusammenlegung von Arbeitslosenhilfe 
und Sozialhilfe noch verstärkt. Im Übrigen liegt der Beitragssatz in der Rentenversicherung 
seit 1973 in einer engen Bandbreite (18,0 vH bis 19,5 vH) und betrug nur von 1997 bis 
1999 bei 20,3 vH. Die jährliche Einnahmeausfälle allein durch Hartz IV beziffern sich auf 2 
Mrd. €, denn für Arbeitslose werden keine bzw. minimale Rentenbeiträge entrichtet. 



157 Vgl. Andreas Hoffmann: „Verblüffende Rechenexempel. Niedrigere Gesundheitskosten bringen kaum neue 
Stellen.“ In: SZ, Nr. 250, 27. Okt. 2004, S. 6. Dort: „Ein Autohersteller könnte dadurch ein 20.000-Euro- 
Fahrzeug um 30 Euro, ein Textilfabrikant einen 400-Euro-Anzug um 70 Cent günstiger anbieten.“ 

158 Diese Rechnung erfolgte für einen kirchensteuerpflichtigen Beschäftigten in Hessen (September 2004) in 
der Lohnsteuerklasse I. Im verarbeitenden Gewerbe betrug 1998 der Personalkostenanteil am Bruttoproduk- 
tionswert 22,8 vH (mit abnehmender Tendenz). Die gesamten gesetzlichen Sozialkosten machen 3,5 vH des 
Bruttoproduktionswerts aus. Würden die Lohnnebenkosten um 3 Prozentpunkte sinken, dann reduzierte sich 
die Belastung um 3 vH von 3,5 vH, d. h. um 1,17 Promille. Bei voller Überwälzung auf den Preis würde ein 
Produkt, das 1000 € kostet, noch 999 € kosten (Kühn 2003). 
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Die Lohnnebenkosten-Debatte dient scbließlicb als Vehikel, damit Sonderzuschläge, 
freiwillige Leistungen wie Urlaubs- und Weihnachtsgeld, Firmenwagen, Kantinenessen 
generell gekürzt, gestrichen oder gestreckt werden. Das Reformprinzip ist erkennbar, die 
Arbeitgeberseite, seit Bismarck paritätisch an der Sozialversicherung beteiligt, aus der 
Solidargemeinschaft zu entlassen und die Solidaritätspflichten innerhalb der Arbeitnehmer- 
schaft zu verschärfen (Mundorf 2006: 119). Bei gleichem Sozialstandard wächst der Ar- 
beitnehmeranteil zur Sozialversicherung, und die Nettolöhne schrumpfen. Dies wiegt umso 
gravierender, da sich der Gesundheitszustand gerade von Langzeitarbeitslosen weiter ver- 
schlechtert (BMAS 2004: 129). Für den niedrigen Krankenstand in Deutschland ist nicht 
eine gesündere Lebensweise, sondern die Angst um den Verlust des Arbeitsplatzes verant- 
wortlich. Bekanntlich sind verschleppte Krankheiten teuer. Kürzere Bezugsdauer des Ar- 
beitslosengeldes und Einnahmeverluste durch die Neuordnung der Minijobs belasten die 
Sozialkassen und die Lohnnebenkosten zusätzlich. Trotz der sachlichen Probleme verfehlt 
die Lohnnebenkostendebatte ihre politische Wirkung auf die Löhne nicht. 

Demografischer Wandel 

Keine Talkshow ohne Lobbyisten der privaten Altersvorsorge und ihre einfach gestrickte 
Floskel, der demografische Wandel verlaufe so dramatisch, dass soziale Einschnitte unver- 
meidlich seien. Bis 2016 werden die Altersrenten folgerichtig um 20 vH gekürzt. Richtig 
ist, dass sich der Rentenanteil am Sozialbudget seit 1984 mehr als verdoppelt hat und bei 
30,7 % (2004) liegt. Soweit sich seriöse Schätzungen für lange Zeiträume anstellen lassen, 
wird die Bevölkerungszahl von 82,545 Mio. (2004) bis 2040 in der mittleren Variante der 
zehnten Bevölkerungsvorausberechnung um 3,5 Mio. schrumpfen (Statistisches Bundesamt 
2003b). Weiterhin werden die Zahl der Frauen im gebärfähigen Alter zwischen 15 und 49 
Jahren und die Mortalität (Sterbeüberschuss) sinken. Wenn die im internationalen Ver- 
gleich geringe Fertilität in Deutschland zunähme, dann stiege die Zahl der Beitragszahler 
dennoch nicht automatisch, denn es gibt es zahlreiche einnahme- und ausgabeseitige Ursa- 
chen der Überalterung (Kistler 2004).'^® Der aus demografischen Gründen ansfehende 
Fachkräftemangel nach 2010/2015 wird sich bemerkbar machen, wenn die geburtenstarken 
Jahrgänge der fünfziger und sechziger Jahre, deren Ausbildungsphase in die Bildungsex- 
pansion fiel, in das Renfenalfer kommen werden (Reinberg/Hummel 2003a). Doch ein 
Rückgang der Arbeifslosigkeif allein wegen des demografischen Wandels isf nicht zu er- 
warten (Schnur/Zika 2005). 

Das Erwerbspersonenpotenzial ist über lange Zeiträume schlecht abschätzbar, denn die 
Zuwanderung von Ausländem nach Deutschland, die Erwerbsbeteiligung, die Kinderbe- 
treuung und die Familienplanung sind unbestimmte Größen (Fuchs/Dörfer 2005). Ferner 
sind politisch steuerbare Faktoren für das Renfenloch wichfig, wie die wirtschaffliche Lage, 
die Beschäftigtenstruktur, die BeschäftigungsfÖrdemng für ältere Personen und die Zuwan- 
demngspolitik. Weitere Rahmenbedingungen für die Überalterang wurden vom Internatio- 
nalen Institut für Empirische Sozialökonomie (INIFES) unfersucht: hohe Arbeifslosigkeit, 
Ausbreitung von sozialversicherangsfreien Jobs, Einkommensungleichheit, zurückhaltende 
Lohnpolitik, falsche Finanzierung der deutschen Einheit, Vielzahl versicherangsfremder 
Leistungen und eine nicht eben kinder- und familienfreundliche Politik (Kistler 2004). Die 



159 Vgl. Björn Schwentker: „Aussterben abgesagt. Deutschland hat die Demografie entdeckt und mit ihr die de- 
mografische Katastrophe. Viele Forscher sehen gar keinen Grund zur Aufregung.“ In: Die Zeit, Nr. 24, 08. 
Juni 2006 (Online-Artikel). 
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Reproduktionsgewohnheiten sind sehließlieh dureh bessere Zukunftsperspektiven und bes- 
sere Vereinbarkeit von Familie und Beruf beeinflussbar (Müller 2004: 104-114). 

Die Hartz-Gesetze haben einen größeren Negativeffekt auf die Zahl der Beitragszahler 
als die demografisehe Entwieklung. Das lässt sieh anhand des Bevölkerungsvolumens auf 
Basis des Prognosejahres 2040 rüekreehnen. Bei sonst gleiehen Voraussetzungen wären es 
gerade 25,3 Mio. Sozialversieherte, mithin 1,2 Mio. Beitragszahler weniger als heute. Der 
gleiehe Substitutionseffekt wird dureh die Minijobs ausgelöst, deren Einführung als Erfolg 
gewertet wird. Daher seheint der demografisehe Wandel überbewertet und einnahmeseitige 
Probleme der strukturellen und volumenbedingten Zusatzlasten unterbewertet. Bekanntlieh 
hat die private Versieherungswirtsehaft ein vitales Interesse daran, das beitragsfinanzierte 
Sozialversieherungssystem abzulösen. Um den veränderten Altersaufbau solidariseh zu be- 
wältigen, müssen die Arbeitslosigkeit abgebaut, eine familienfreundliehe Politik betrieben 
und die Arbeitsproduktivität entwiekelt werden.*®** Mit der Bürgerversieherung ließe sieh 
eine breitere Finanzierungsbasis für die Sozialkassen sehaffen, weil alle Einkommens- 
formen, nieht nur Erwerbseinkommen, belastet würden. Eine Lastenumverteilung vom 
Faktor Arbeit zum Umweltverbraueh gelang etwa mit der Ökosteuer, doeh diese Alter- 
native stieß an politiseh-mediale Grenzen (Kuehartz 2004). 

Qualifikation und soziale Vererbung 

Die berufiiehe Karriere hängt außer von der Lohnhöhe von einer Vielzahl sozialer, kulturel- 
ler und politiseher Faktoren ab. Die Bildungsehaneen von Kindern aus einkommenssehwa- 
ehen Familien in Deutsehland stehen sehleeht (Esping-Andersen 2004; BMAS 2004: 180 
ff). Naeh der internationalen PISA-Sehülerleistungsstudie ist das deutsehe Bildungssystem 
und die frühe Selektion naeh Sehulformen für diese Chaneenungleiehheit mit verantwort- 
lieh (Deutsehes PISA-Konsortium 2001).*®* Zehn Prozent der 15-Jährigen erreieht nicht die 
niedrigste Kompetenzstufe I der Pisa-Studie.*®^ Darüber hinaus korreliert die Erwerbsquote 
mit dem Bildungsabschluss. So haben Personen ohne Ausbildung eine Erwerbsquote von 
32 vH und eine Arbeitslosenquote von 23 vH. (Zum Vergleich: Die durchschnittliche Ar- 
beitslosenquote für Jugendliche liegt bei 10,6 vH.) 

Noch gibt es in Deutschland im Gegensatz zur USA ein durchschnittlich hohes Quali- 
fikationsniveau (Schelkle 2000). Doch in den 80er und 90er Jahren wurden die Bildungs- 
standards weniger intensiv als andere Länder gesteigert. Gemessen am Bruttoinlandspro- 
dukt (BIP) sind die USA (7 vH) Spitzenreiter bei den Bildungsinvestitionen (sic!) gefolgt 
von Schweden (6,5 vH) und Korea (6,3 vH). Deutschland liegt mit 5,3 vH deutlich unter 
dem Gesamtwert der OECD von 5,9 vH. Bildungspolitische Argumente sind außerdem in 
der sozialpsychologischen Forschung zu finden. Mit zunehmender Dauer der Arbeitslosig- 
keit tritt ein vermittlungsrelevanter Kompetenzverlust ein und die Bedeutung von Warte- 



160 Vgl. Christoph Butterwegge: „Demographie als Demagogie. Die Bevölkerungsentwicklung wird von der 
Politik benutzt, um die Demontage des Sozialstaats zu verklären.“ In: FR, Nr. 103, 04. Mai 2004, S. 9. 

161 Das dreigliedrige deutsche Schulsystem sei international „nicht mehr vermittelbar“, so der OECD-Bildungs- 
bericht 2004. Vgl. Richard Meng: „Begabungsreserven liegen brach. Der OECD-Bericht belegt: Das deut- 
sche Bildungssystem ist zu starr, weil es zu früh einen Weg festlegt.“ In: FR, Nr. 215, 15. Sept. 2004, S. 2. 

162 Unter der Kompetenzstufe III liegen 40 vH der 15-Jährigen im Pisa-Test. Dabei werden Wissen, Fähigkeiten 
und Kenntnisse für die Ausbildungsreife gemessen. Schlüsselqualifikationen, Transferwissen und soft skills 
wie Kommunikationstraining sind unabdingbar als Bildungsstandards in einer globalisierten Wirtschaft. 
Deutschland ist in seiner früheren „Bildungsdomäne“, dem Sekundar-II-Abschluss, in der Altersgruppe der 
25- bis 34-Jährigen unterdessen vom vierten auf den 12. Platz abgerutscht. 
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schleifen und Geisterbahnhöfen wächst (Beck 1986: 237-248). Bessere Arbeitsmarktchan- 
cen können durch einen Tarifvertrag für Innovation und Qualifikation erreicht werden. Im 
Hamburger Kombilohnmodell wurde die Qualifikationsoption fest in die Förderung einbe- 
zogen (siehe Kapitel 5.2).'“ 

Zwischenfazit 

Globalisierung, die Lohnnebenkosten und die Demografie zählen zu den Großlegenden der 
Arbeitsmarktkrise.'“ Richtig ist, dass Erwerbsarbeit allein die sozialen Sicherungssysteme 
zukünftig immer weniger finanzieren kann. Der Sozialstaat wird durch zwei Säulen finan- 
ziert: Durch Umlage finanzierung und Kapitaldeckung. Doch die hochstilisierten Belas- 
tungsfaktoren wie Überalterung geraten leicht zum Mythos, überdecken Lobbyinteressen 
der Versicherungswirtschaft. Durch Beschäftigungserhöhung und Produktivitätsentwick- 
lung ließen sich die strukturellen Veränderungen beim Erwerbspersonenpotenzial in Folge 
der demografischen Entwicklung kompensieren. Gleichzeitig verstärkt die Debatte um die 
Lohnnebenkosten die Tendenz zum Niedriglohnsektor, weil Arbeitgeber Personalkosten 
weiter drosseln. Die Hartz-lV-Reform soll Erwerbstätige mobilisieren und verhindern, dass 
das Arbeitsangebot bedingt durch den demografischen Wandels einbricht (Allmendin- 
ger/Eichhorst/Walwei 2005: 47). Einem politischen, rechtlichen und institutioneilen Kurs- 
wechsel stehen bislang Mentalitätsgründe und grundgesetzliche Schranken entgegen (Tarif- 
autonomie nach Art. 9 GG und Eigentumsgarantie nach Art. 14 GG). Die Abkehr vom 
umlagefinanzierte Sozialsystem ließe sich durch einnahmen- und ausgabeseitige Strategien 
abwenden. Unter dem Druck von Interessengruppen und der einseitig ausgerichteten Stra- 
tegie, die öffentlichen Aufgaben zu beschneiden, ist dies keine leichte Aufgabe. 



4.4 Zukunft der Arbeit und soziale Sicherheit 

Der rheinische Kapitalismus gilt als Markenzeichen des bundesrepublikanischen Erfolgs- 
modells. Hohe sozialstaatliche Sicherheitsstandards waren ohne historisches Vorbild und 
zugleich Ergebnis eines lang währenden Prozesses sozialer Auseinandersetzung (Metzler 
2003). Die Verzahnung soziale Sicherheit, sozialer Frieden und hohe Arbeitsproduktivität 
wurde bereits Anfang der siebziger Jahre brüchig, ohne gänzlich zu zerreißen. Der Wandel 



163 Vgl. Jutta Allmendinger: „Ein ausbruchsicheres Gefängnis. Wer nicht lernt, bleibt arm. Dagegen hilft nur 
eine bessere Bildungspolitik.“ In: FR, Nr. 143, 23. Juni 2005, S. 9. 

164 Vgl. Bundestagsdebatte zum Antrag der F.D.P. „Für substanzielle Arbeitsmarktreformen im Niedriglohn- 
sektor“, Bundestagsdrucksache 14/8143, 218. Sitzung der 14. Wahlperiode, 21.02.2002, in: Bundestagspro- 
tokolle der Sitzung, S. 21649-21664. Außerdem: Vgl. Bündnis 90/Die Grünen-Bundestagsfraktion, Wörlit- 
zer Erklärung - Reformen für die Zukunft und gerechte Politik der Erneuerung vom 10. Jan. 2003; B90/Die 
Grünen-Bundestagsfraktion, Pressemitteilung 0042/2003 vom 29. Jan. 2003; Vgl. Parteivorstand und Präsi- 
dium der SPD, Wiesbadener Erklärung - Offensive für den Mittelstand - Mehr Wachstum und Beschäfti- 
gung in Deutschland vom 7. 1. 2003; Vgl. Präsidium der FDP, Liberale Vorschläge zur Beseitigung der Ar- 
beitsmarktmisere vom 19. 8. 2002; Vgl. CDU-Bundesvorstand, Göttinger Erklärung der CDU Deutschlands 
- Kurswechsel für Deutschland vom 11. Jan. 2003; Vgl. Antrag der Abgeordneten Dagmar Wöhrl, Karl- 
Josef Laumann u.a. und der Fraktion der CDU/CSU, Gesetzliche Kehrtwende in der Wirtschaftspolitik statt 
neue Sonderregelungen - Mittelstand umfassend stärken vom 28. Jan. 2003 (BT-Drucksache 15/349); Vgl. 
CDU-Wirtschaftsrat, Regierungschaos in der Arbeitsmarkt- und Steuerpolitik beenden - 7 Punkte für den 
Aufschwung vom 17. Dez. 2002. 
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in den Arbeitsbeziehungen vollzieht sieh nieht abrupt (Bellmatm/Gewiese 2003), sondern 
ist ein dialektiseher Prozess. 

Hartz und die neue Flexibilität 

Peter Hartz senkte dureh flexibles Zeitmanagement und Zielvereinbarung betriebliehe Kos- 
ten (Hartz 1994, 2001). Zeitkonten und variable Arbeitszeiten ersetzen kostenintensive 
Überstunden, Entgeltbestandteile werden gestriehen, kostengünstige Mini- und Midijobber 
eingesetzt und Arbeitszeiten bewegen sieh mit dem Pulssehlag des Marktes: Das Unter- 
nehmen „atmet“ (Hartz 2001). Zusätzlieh sollen neue Bindungsformen helfen, den ideellen 
Wert der Arbeit, ein Sieherheitsgefühl bei hohen Sozialleistungsstandards und ein regional 
konkurrenzloses Lohnniveau zu versehmelzen. Sehon der Namensvetter Gustav Hartz be- 
sehwor die Identität stiftende Wirkung der Arbeitgebermentalität (Hartz 1928:179-172). 
Nahe liegend ist, dass sieh die Identifikation mit dem Unternehmen gesamtgesellsehaftlieh 
transformieren ließe, Milliarden an Überstunden könnten abgebaut werden. Die strategi- 
sehen Elemente der „atmende Fabrik“ (Hartz 1994) lauten, 

■ „Stafettenmodell“ mit den Komponenten a) anwaehsendes Besehäftigungsverhältnis 
naeh der Ausbildung und b) gleitende Altersteilzeit; 

■ lebenszeitlieh verteiltes „Bloekmodell“ der Besehäftigung, was im Berufsleben Spit- 
zenleistungen inspiriert (pro Jahr drei Monate arbeitsfreie Qualifikationszeit); 

■ variable Arbeitsverhältnisse ersetzen die 40-jährige „Vollkonti-(Erwerbs-)Biografie“. 

Insgesamt wird ein Modell einer flexiblen, an den Arbeitsrhythmus der Produktionsmittel 
angepassten Arbeitswelt entworfen. Arbeitsplatz-Sieherheit und Übergänge zwisehen Er- 
werbsarbeit und der Vielfalt anderer Tätigkeiten müssten ergänzt werden. 

Die Kinder der Tertiarisierung 

Die Bildungsexpansion der seehziger Jahre ermögliehte einen sozialen, berufliehen und po- 
litisehen Aufstieg weiter gesellsehafllieher Kreise. Darunter sind viele Reformakteure, die 
z. B. auf dem zweiten Bildungsweg politisehe Karriere maehten (u. a. Gerhard Sehröder, 
Peter Hartz). Die Aufstiegsehaneen sind seit 1991 sogar gesunken (Rhein/Gartner/Krug 
2005). Über die Hälfte der Langzeitarbeitslosen sind älter als 50 Jahre. Dies bleibt nieht 
ohne Folgen für die Zivilgesellsehaft, die eine Zwisehensphäre zwisehen Markt und Staat 
bildet und konstituiert wird dureh soziale Bewegungen und deren Ziele. Die begriffsge- 
sehiehtliehen Wurzeln des Konzeptes der Zivilgesellsehaft sind vielfältig, das Unbehagen 
am sozialstaatliehen Modell deutlieh (Cohen/ Arato 1992). 

Das Konstruktionsprinzip der konsensualen Marktwirtsehaft basiert auf den bismarek- 
sehen Sozialgesetzen, fußt auf Erwerbsarbeit und ist im Wesentliehen beitragsfinanziert. 
Waehsender Wohlstand und gesellsehaftlieher Wandel zeigen sieh an der Individualisie- 
rung von Lebensentwürfen, an Zukunflserwartungen und gesellsehaftliehen Wertvorstel- 
lungen. In dieser neuen Moderne wird dem Einzelnen verstärkt zugemutet, Sieherungsauf- 
gaben selbst zu übernehmen und eine neue Balanee von staatlieher Absieherung und indi- 
vidueller Vorsorge zu finden. Ältere Traditionen von Selbsthilfe, Subsidiarität und Soli- 



165 Als Rekrutierungskriterium gelten beim VW-Modell 5000x5000 nicht die formalen Bildungsabschlüsse, 
sondern ein Kompetenzprofil, welches Eigenverantwortung, Lernfähigkeit, Lembereitschaft, Integrität und 
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darität, von Normalarbeit, Normaleinkommen, Normalfamilie und deren Lebensstil wurden 
abgelöst, doeh ein neues Konsensmodell fehlt und Utopien sind fragil. 

Auf der Einsehätzung, die Lebensarbeitszeit befrage nur 10 vH (Hartz 2001: 20), be- 
ruhen drei Kemthesen von Hartz, die den neuen Untemehmer-Mensehen besehreiben: Ers- 
tens die workholder-These. Danaeh werden nur jene Betriebe im zukünftigen Wettbewerb 
der globalen Automobilmärkte überleben, welehe die berufliehen Kompetenzen ihrer Mit- 
arbeiter drastiseh steigern. Zweitens die Zumutbarkeits-These: den neuen Mensehen müsse 
mehr abverlangt werden (Hartz 2001: 51f). Die zeitliehen, finanziellen und qualifikato- 
risehen Privilegien der Automobilmitarbeiter ermögliehten es, von ihnen ein sehr viel höhe- 
res Maß an Flexibilität in zeitlieher, beruflieher und finanzieller Hinsieht zu verlangen. 
Während die erste These die Anteilseigner ärgert, provoziert die zweite These die Gewerk- 
sehaften. Die dritte Kemthese (Besehäftigungs-These) bezweifelt, dass in „reifen“ Indust- 
rien der teehnisehe Fortschritt zu mehr Arbeitsplätzen führen könne. Daraus wird das Prin- 
zip „Fordern und Fördern“ abgeleitet. Erodierende postfordistische Regulationen des Sozi- 
alstaates können den „Kindern der Tertiarisierung“ nicht nur soziale Restrukturierung, 
sondern auch verwehrte Staatsbürgerrechte bringen (siehe Kapitel 7.1).*^® 

Vision der Ausweitung haushaltsnaher Dienstleistungen 

Neue Wertschöpfrmgspotenziale ergeben sich nach Hartz in der gesamten volkswirtschaft- 
lichen Wertschöpfungskette. Dabei soll employability künftig stärker über Art und Ausmaß 
der zugebilligten Subsistenzmittel entscheiden (Memorandum 2003: 191). Ein erweitertes 
und durch Lohnsubventionen attraktives Jobangebot für einfache Dienste ist hier zu veror- 
ten: Fahrgastbetreuung im ÖPNV, ökologischer Landbau, kleine handwerksähnliche Diens- 
te, Bedienung an Tankstellen, Einpackhilfen im Supermarkt, Warenzustellung ins Haus, 
Fahrstuhlbegleitung im Kaufhaus, persönliche Unterhaltung für einsame Menschen, Pfiirt- 
ner, Hilfskellner oder Eingangsbetreuung, Küchen- und Putzhilfe im Privathaushalt oder im 
Restaurant, Wasch- und Reinigungsservice, Facility Management, Aupair-Mädchen oder 
ambulante Pflegekräfte (siehe Abbildung Ideenbörse). Allerdings ist die Dienstleistungsex- 
pansion bei haushaltsnahen und personenbezogenen Dienstleistungen begrenzt. Es handelt 
sich keineswegs nur um einfache Tätigkeiten und simple Handlangerdienste in Wäscherei- 
en, Übemachtungsbetrieben, Haushaltsdiensten oder bei unverzichtbaren Pflegeleistungen. 
Es geht um fachlich Qualifizierte, sozial kompetente, motivierte und hochwertige Arbeit, 
die von formal Qualifizierten zu erbringen ist. Oft sind die personellen Voraussetzungen 
gegeben, denn Langzeitarbeitslose sind keineswegs jung und unqualifiziert, sondern häufig 
Menschen mittleren Alters mit abgeschlossener Berufsausbildung. 

Die Protagonisten der Reform möchten den kulturell bedingten Nachfragemangel an 
haushaltsnahen Dienstleistungen in Deutschland (Do-it-yourself-Mentalität) auflösen.*^’ 
Dazu sei das Lohngefüge in bislang tariflich bezahlten Dienstleistungsbereichen Computer- 
programmierung, Werbung, Produktion von Filmen und Forschung nach unten zu korrigie- 
ren. Beschäftigungswachstum für Servicejobs ist von kulturellen und sozialpolitischen 
Determinanten abhängig (Präferenzen und Einkommen von Nachfragern, Frauenerwerbs- 



industrielle Affinität berücksichtigt. Gleichwohl haben VW-Mitarbeiter ein Schul- und Berufsausbildungs- 
niveau, das deutlich über dem üblicher Automobilarbeiter liegt (Schumann 2003). 

166 Vgl. Heinz Bude: „Vom Rand in die Mitte. Zum Linkssein gehört ein Begriff von sozialer Exklusion.“ In: 
FR, Nr. 3,04. Jan. 2006, S. 17. 

167 Vgl. Gerhard Bosch: „Was tun, wenn einfache Arbeit in der Industrie abnimmt? Niedriglöhne oder Innova- 
tion: Überlegungen zur Zukunft der Erwerbsarbeit.“ In: FR, Nr. 33, 09. Feb.2000, S. 21. 




100 



4 Die Hintergründe: Konstitution der Lohnarbeit 



quote, soziale Infrastruktur, Arbeitszeiten). Gleichzeitig werden öffentliche Güter und 
Dienstleistungen - etwa als Public-Private-Partnership (PPP) - privatisiert (z. B. Kranken- 
häuser, Schulbewirtschaflung, Schwimmbäder, Energie- und Wasserversorgung etc.). Un- 
terstützend wirken die europaweite Harmonisierung durch GATS-Abkommen und EU- 
Dienstleistungsrichtlinie. Doch der neue Ordnungsrahmen führt ohne Mindestlohn leicht 
zur Niedriglohnkonkurrenz. 

Neue Jobs aus der Schwarzarbeit? 

Die durch Hartz angestoßenen Reformen bieten für Arbeitgeber und für Arbeitnehmer 
Möglichkeiten, Schwarzarbeit im Volumen von 10 bis 25 vH zu legalisieren (Hartz- 
Kommission 2002: 276). Das wären bis zu 500.000 neue Beschäftigungsverhältnisse. 

Umgangssprachlich steht Schwarzarbeit für eine Vielzahl von Tätigkeiten unter Um- 
gehung gesetzlicher Deklarierungspflichten. Schwarzarbeit lässt sich weder im Volumen, 
noch in ihrer Entwicklungsrichtung zuverlässig schätzen, denn es liegt im Wesen der illega- 
len Tätigkeit, nicht aufgedeckt zu werden. Das Statistische Bundesamt nimmt wegen der 
methodischen Probleme keine Berechnungen der Schwarzarbeit vor. Näherungsweise wer- 
den die Steuer- und Abgabenbelastung, die Regulierungsdichte, das Niveau der Lohnersatz- 
leistungen und die zunehmende Freizeit infolge der Arbeitszeitverkürzungen als Determi- 
nanten herangezogen. Lag der geschätzte Umsatz der Schwarzarbeit 1975 noch bei 30 
Mrd. € (5,8 vH des BIP), stieg er 1990 auf 148 Mrd. € (12,2 vH des BIP). 2003 wird der 
Wert auf 370 Mrd. € beziffert (17,1 vH am BIP). Am Bau und im Handwerk entfallen 39 
vH (140 Mrd. €) auf Schwarzarbeit, bei haushaltsnahen Dienstleistungen wird der Anteil 
auf 15 vH (rund 55 Mrd. €) geschätzt. Weit mehr als 9 Mio. Menschen arbeiten teilweise in 
der Schattenarbeit (Schneider, F. 2004). Der OECD-Durchschnitt liegt bei 16,7 vH gemes- 
sen am jeweiligen BIP. Davon würden nur 17 vH von Arbeitslosen erwirtschaftet. Die 
Bundesknappschaft schätzt das Volumen in den deutschen Privathaushalten auf rund 2,9 
Mio. Beschäftigte. Einer Grauzone zuzuordnen sind diverse Tätigkeiten aus dem Bereich 
haushaltsnaher Dienstleistungen wie Babysitten, Putzhilfe, Nachhilfeunterricht, Hilfen bei 
der Gartenarbeit, geringfügig entlohnte Hilfe eines befreundeten Handwerkers bei kleineren 
Reparaturen oder Umbaumaßnahmen, entlohnte Beaufsichtigung des Hauses während der 
Urlaubszeit durch Nachbarn, regelmäßige Hilfe bei Einkäufen und entlohnte Nachbar- 
schaftshilfe bei dem Neubau eines Hauses. Rechtlich liegt Schwarzarbeit nur in genau defi- 
nierten Fällen vor und ist ökonomisch betrachtet eine Lohnsubvention (Oschmiansky 
2004). Reguläre Kleinjobs sollen durch die Hartz-Gesetze erfasst, legalisiert und ausge- 
dehnt werden. Die Minijob-Regelungen und die Ich-AG-Förderung sind explizit als Instru- 
mente gegen Arbeitslose ohne Steuerkarte gerichtet.*^* 

Gegen illegale Beschäftigung wurde ein Gesamtpaket gesetzlich verabschiedet, dessen 
Kern das Gesetz zur Bekämpfung der Schwarzarbeit ist.*®® Für Handwerkerleistungen soll 
ein reduzierter Mehrwertsteuersatz gelten.*®** Die geforderte Bagatellgrenze in Höhe von 



168 Zur Erläuterung: „Pfuschen“ ist ein österreichischer Ausdruck für Schwarzarbeit. 

169 Vgl. „Gesetz zur Intensivierung der Bekämpfung der Schwarzarbeit und damit zusammenhängender Steuer- 
hinterziehungen“, 23. Juli 2004, in: Bundesgesetzblatt (BGBL) I 2004, 1842. 

170 Die Generaluntemehmerhaftung nach § 28 e Abs. 3a SGB IV soll eingeführt werden, um die Profiteure der 
organisierten Schwarzarbeit zu erreichen, die mittels undurchschaubarer Subuntemehmerketten kriminelle 
Machenschaften verschleiern können. Die behördliche Zusammenarbeit ist bereits fortgeschritten (§ 304 
Abs. 1 SGB III, § 308 Abs. 2 SGB III, § 31 a Abgabenordnung). 
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monatlich 100 bis 200 € für unregelmäßige Tätigkeiten in privaten Haushalten wurde nach 
Protesten von Handwerksverbänden nicht umgesetzt. 

Zukunft der Arbeit - Einkommen ohne Arbeit? 

Die Zukunft der Arbeit wird von zwei Leitbildern geprägt. Arbeitsmarktintegration ist das 
Leitbild der Hartz-Reform. Es zielt auf eine höhere Beschäftigtenquote durch Zunahme 
atypischer Beschäftigungsverhältnisse. Im Widersprueh dazu steht die sehwaehe Arbeits- 
nachfrage bei hoher Arbeitslosigkeit. Die Abweiehung vom Normalarbeitsverhältnis mit 
einer jahrzehntelangen Lebensarbeitsbiografie bringt insbesondere generationen- und ge- 
schlechtsspezifische soziale Unsieherheiten.*^* Überdies werden Einkommens- und Er- 
werbsrisiken durch das tradierte Sozialsystem nieht zureiehend abgesiehert (Sehmid 2003). 
Der arbeits- und sozialreehtliehe Status vieler Arbeitnehmer sehwäeht sieh mit der Jobkri- 
se. Arbeitslose fühlen sieh zunehmend als Bittsteller ohne Reehtsansprüehe. Die gesell- 
schaftliehen Umbrüehe wurden als Refeudalisierung der Hausarbeit, der Arbeits- und Sozi- 
albeziehungen und der Gesellschaft bezeichnet (Bäcker/Hanesch 1997). 

Das andere Leitbild bezieht sich auf die niedrige Beschäftigungsquote, worin sich der 
Bedeutungsverlust von Normalarbeitsverhältnissen spiegelt (abhängige Vollzeitbeschäfti- 
gung von unbefristeter Dauer, male bread winner family und female homemaker family)}''^ 
Der Erwerbstätigenanteil ging in Westdeutschland nie über 48 vH hinaus; nur im Faschis- 
mus und in der DDR waren mehr als die Hälfte der Deufschen erwerbsfätig (Miegel/Wahl 
2002: 34-36). Im langjährigen Mittel liegt die Beschäftigungsquote unter einem Drittel der 
Bevölkerung. Anders gewendet: Das Gros der gesellschaftlich nützlichen Tätigkeiten wird 
unentgeltlich verrichtet. Für die veränderte Lebensplanung vieler Menschen charakteris- 
tisch sind vielfältige institutioneile Arrangements von Normalarbeit und Schnittstellen 
zwischen Bildung und Beschäftigung, zwischen Vollzeit- und Teilzeitbeschäftigung, Ver- 
trags- und Zeitarbeit, zwischen befristeter und unbefristeter oder abhängiger und selbststän- 
diger Beschäftigung, zwischen Haus- und Erziehungs-, Pflege- und Beziehungs- oder Bür- 
gerarbeif, ehrenamtlieher oder zivilgesellschaftliehes Engagemenf und berufiieher Tätig- 
keif, zwischen Arbeifslosigkeif und Beschäftigung. Hinzu kommen Zwischenphasen von 
(zeifweiliger) Invaliditäf und Beschäftigung sowie Übergänge zwischen Arbeit und Rente. 

In Hegels Reehtsphilosophie von 1821 wird die bürgerliehe Gesellsehaft vom Staat 
„eingehegt“, der zugleich - in Form von gruppenspezifischen Solidaritäten und selbst parti- 
kularen Orientierungen am Gemeinwohl - aus dem Marktprozess der bürgerlieh-kapita- 
listisehen Gesellschaft erwächst. Unter dem Einfluss von demokratietheoretischen Überle- 
gungen und unter Berücksiehtigung sozialer Bewegungen jenseits von Markt und Staat 
wurde eine zeitgemäße Variante der Zivilgesellsehafts-Theorie vorgelegt (Habermas 1992: 
399-467). Es gibt nationalstaatliehe Diskrepanzen im sozialpolitisehen Diskurs: „In der 
Bundesrepublik fanden die angloamerikanischen Debatten langfristig nur in Ausschnitten 
Widerhall. Kaum jemand übernahm das Pathos des Marktes, ohne es modifiziert und an die 
deutsche Situation angepasst zu haben. Gleichwohl wurden „Freiheit“ und „Eigenverant- 



171 Über den Wandel der Erwerbslebens informiert: Mikrozensus 2003: 41-62. 

- URL: http://www.sozialpolitik-aktuell.de/docs/mikrozensus_2003i.pdf . 

172 Vgl. Bundestagsdrucksache 15/2892: „Wandel der Arbeitswelt und Modernisierung des Arbeitsrechts.“ 

- URL: http://dip.bundestag.de/btd/15/029/1502932.pdf (Zugriff: 06. März 2005). 

173 Der Anteil der Normalarbeitsverhältnisse sank zwischen 1970 bis 1995 von 84 vH der Erwerbstätigen auf 68 
vH (Kommission für Zukunftsfragen 1997; vgl. Bizer/Sesselmeier 2004: 1 1). 
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Wortung“ zu wichtigen Referenzpunkten im liberalen Diskurs und verbanden sich dort mit 
Forderungen nach einem , schlanken Staat’ (Metzler 2003 : 221). 

Eigenarbeit oder Bürgerarbeit können im Verhältnis zur Erwerbsarbeit mit dem Ende 
der Vollbeschäftigungsgesellschaft zunehmen (Beck 2000: 7-66). Doch dies setzt Existenz- 
sicherung als Bedingung für selbst bestimmtes Leben voraus. Wissen und Bildung sind 
Bausteine für neue Autonomieräume der Tätigkeitsgesellschaft (Beck 1999: 42-46). 
Schlüsselqualifikation ist der Bildungsbegriff der postmodemen Zivilgesellschaft. Qualifi- 
kationen sind nicht utilitaristisch auf Arbeits- und Berufswelt verkürzt (kognitives, zertifi- 
zierbares, abfragbares Wissen), sondern an einem lebenslangen Lernprozess orientiert. 

Die kommunikative Gegenmacht und immaterielle Arbeit werden zum Motor der ge- 
sellschaftlichen Entwicklung (Tronti 1974; Hardt/Negri 2002).*^"' Beides verändert tradierte 
Konstitutionsbedingungen. Sozialer Protest und Lebensstilsuche lösen neue Technikschübe 
aus. Die Krise tradierter Erwerbsformen wurde antizipiert, als in vielen Ländern noch Voll- 
beschäftigung herrschte. Allein den Dissidenten gesteht Habermas zu, die Entkopplung von 
sozialer Sicherang und Beschäftigung problematisiert zu haben (Habermas 1985: 156). So 
wurde in Deutschland eine sozialpolitische Debatte ausgelöst, die sich an der Idee des 
Grundeinkommens als Gegenmodell zur bedarfsorientierte Grundsicherang orientiert und 
langfristig auf einen Umbau des Erwerbs-, Arbeits-, Einkommens- und sozialen Siche- 
rungssystems abzielt (VanderborghtWan Parijs 2005: 32). Das Gegenmodell zur Ver- 
lohnarbeiterung (Claus Offe) wird mit dem Begriff Dekommodifikation (commoditas (lat.): 
Ware) umschrieben. Gesellschaftlich nützliche Tätigkeiten der „Überflüssigen“ (Ulrich 
Beck) könnten von Erwerbsarbeit entkoppelt, aber mit einem garantierten Mindesteinkom- 
men „entlohnt“ werden. Sozial anerkannte selbst bestimmte Tätigkeiten ohne Arbeitszwang 
sind ein Menschheitstraum: Die Zukunft der Erwerbsarbeit als gegenseitige Hilfe am Men- 
schen (DeufeEWolf 2003; Hengsbach 2004: 100-107): 

■ Modell 1 : Vollzeitarbeit für die Produktiven, Müßiggang für die Anderen. 

■ Modell 2: Gerechte Verteilung der (Lohn-) Arbeit und eine Verkürzung der gesell- 
schaftlich notwendigen Arbeit. 

■ Modell 3: Abwechseln von Phasen der Arbeit und der Nicht- Arbeit, Erhöhung der 
Durchlässigkeit in beide Richtungen. 

Jeder sollte das Recht und die reale Chance haben, an gesellschaftlich nützliche Tätigkeiten 
beteiligt sein (Modell 3). Ob die Hartz-Reformen in diesem Sinn zukunftsfähig sind, ist hier 
nicht zu entscheiden. Doch wenn es einen zunehmenden Anteil der Erwerbsbevölkerung 
mit diskontinuierlichen Lebensarbeitsbiografien gibt, dann stellen sich eine Reihe sozialpo- 
litischer und sozialethischer Fragen: 

■ Gibt es in Zukunft eine sozialverträgliche Abfederung der erwerbslosen Zeit? 

■ Wie lässt sich der sinnvolle Umgang mit alternativen Zeitbudgets erlernen? 



174 In den siebziger Jahren wurde heftig diskutiert, ob gewerkschaftliche Gegenmacht und passiver Widerstand 
in den Fabriken die Löhne hoch und das Scheitern des keynesianischen Projekts vorantrieben. In dem Buch 
„Empire“ von Hardt/Negri (2002) ersetzt die „Multitude“ die Funktion der Gewerkschaft als gesellschaftli- 
che Gegenmacht. Hinzu kommen andere Formen gesellschaftlichen Widerspruchs wie Konsumstreiks 
(„countervailing-power“) oder Formen zivilen Ungehorsams und die Ökologiebewegung. 
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■ Wie lassen sich soziale und kulturelle Dienste organisieren, die professionell ohne 
Lohnarbeit in einem nicht-monetären Kontext geleistet werden? 

Drei zentrale Unterschiede liegen zwischen Hartz IV und dem bedingungslosen Grundein- 
kommen: die universelle Zuteilung, ungeachtet sonstiger Einkommen und der erwarteten 
Gegenleistung. Freiheit statt Vollbeschäftigung (Heckel/Liebermann 2003), Befreiung von 
falscher Arbeit (Schmid 1986) und Bürgerarbeit (Beck 2000: 416-447) werden einen erwei- 
terten Blick auf die Demokratie. Gemeinwesenarbeit ist für andere notwendige Bedingung 
eines garantierten Mindesteinkommens.*’^ Das Arbeitslosengeld II kann eine Etappe auf 
dem Weg zur sozialen Grundsicherung sein, um neue Beschäftigungs-, Arbeits- und Tätig- 
keitsformen im Bereich von Erwerbs-, Gemeinwesen- und Hausarbeit zu erproben. 

Zwischenfazit 

Peter Hartz ist einer von wenigen Industriemanagem, die u. a. mit der 4-Tage-Woche das 
Ende der Vollkonti-Biografie bearbeitet und anknüpfend an die kapazitätsorientierte Vari- 
able Arbeitszeit (KAPOVAZ) zwei Alternativen zum Normalarbeitsverhältnis (NAV) un- 
terbreitet haben: (1) Schaffung von Arbeitsplätzen durch Arbeitszeitverkürzung ohne Lohn- 
ausgleich und (2) Legalisierung schattenwirtschaftlicher Aktivitäten (Hartz 1994).*’® Das 
zunehmende Pendeln zwischen befristeten Jobs und erneuter Arbeitslosigkeit - es betrifft 
zunehmend gesellschaftliche Mittelmilieus - kann einen beruflichen, qualifikatorischen und 
damit einen Verfall des Sozialstatus hervorrufen.'” „Problemloser“ Hartz stellt eine ent- 
schärfte Niedriglohnvariante vor, um den Wirtschaftsstandort zu sichern. Da soziale Desin- 
tegration befördert und Minderheiten abgehängt werden, sind sozialstaatlich abgesicherte 
Übergänge zwischen diversen Formen von Erwerbsarbeit, Bürgerarbeit, ehrenamtlicher 
Arbeit und Nachbarschaftshilfe nötig. Dies würde auch zukünftig Teilhabe am gesellschaft- 
lichen Leben erlauben und das Gemeinwohl stützen. 



4.5 Hartz plus - Zwischenfazit 

Die Arbeitskraft müsse lohnarbeitszentrierten Setzungen zufolge als uneingeschränkt dis- 
ponible Masse bereitge stellt werden. Der eigene Forschungsbeitrag untersucht die sich 
wandelnden Leit- und Menschenbilder, frühe Formen von Mindesteinkommen, diverse Re- 
meduren, Visionen und eine Medienkampagne, welche die soziale Sicherung gefährdet. 

Die Arbeitsmarkt- und Sozialreformen werden mit einem neuen Gerechtigkeitsbegriff 
begründet. Die Integration in den Arbeitsmarkt, die Verlohnarbeiterung (Claus Offe) wird 
vorrangig. Oswald von Nell-Breuning mahnte den gerechten Ausgleich der vier gesell- 
schaftlichen Schieflagen an: (a) Machtverhältnisse in den Unternehmen, (b) ungleiche Ver- 
handlungsbedingungen auf dem Arbeitsmarkt, (c) Machtstrukturen auf dem Gütermarkt 
und (d) Geldschöpfungsfähigkeit des Staates. Seine Maxime ist ein Kapitalismus mit ethi- 
scher Qualität, der rheinische Kapitalismus, zu dem die Hartz-Initiative nicht passen will. 



175 Vgl. Oskar Negt: „Grundgehalt.“ ln: FR, Nr. 175, 29. Juli 2004, S. 23. 

176 Vgl. Bundestagsdrucksache 14/2857 und 15/726. 

177 Michael Vester: „Die Eieruhr-Gesellschaft. Die Wohlstandsmittel bröselt auseinander, und die Furcht vor 
sozialem Abstieg wächst.“ ln: FR, Nr. 1 15, 20. Mai 2005, S. 7. 
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4 Die Hintergründe: Konstitution der Lohnarbeit 



Festzuhalten ist erstens, dass Lohnsubventionen zu Anfang des Industriezeitalters in 
Westeuropa eine einmalige Wirtsehaftsdynamik auslösten. 

Zweitens: Lohnsubventionen zeigen, dass der Staat sieh keineswegs zurüekzieht, son- 
dern die wirtsehaftliehen und sozialen Verhältnisse aktiv restrukturiert. Die Initiative zur 
Deregulierung des Sozialstaates in Deutsehland hat eine bis in Details gehende Parallele in 
der Weimarer Republik (Butterwegge 2005). Untersehwellig wird Arbeitslosen seinsmäßi- 
ge Defizienz unterstellt (Seheule 2000). Workfare bedeutet Grundsieherung mit Gegen- 
leistung, erhöht die Suehintensität naeh Arbeitsstellen, drängt Arbeitslose aus dem Bestand 
in die Stille Reserve (Koeh/StephanAValwei 2005: 34 ff) und ist als naehholende Moderni- 
sierung im Hartz-Konzeptes einzuordnen (Sehruth 2004; Trube/Wohlfahrt 2003). 

Drittens: Es gibt drei Großlegenden, die zum Standard-Repertoire derer gehören, die 
den Sozialstaat austroeknen, Masseneinkommen senken und das Sozialsystem privatisieren 
wollen: der Globalisierungsdruek, die Lohnnebenkosten und die Demografie-These. Gegen 
diese seheinbar eingängigen Begründungen gibt es stiehhaltige Bedenken und Gegenbewei- 
se (Hiekel 2002; Memorandum 2004; Müller 2004). 

Viertens: Die Zukunft der Arbeit wurde als Dreiteilung besehrieben (Rifkin 2004). Ein 
Drittel der Bevölkerung ist integriert und lebt als Normalverdiener. Das zweite Drittel lebt 
in zusehends prekären Arbeits- und Lebensverhältnissen von Job zu Job. Das letzte Bevöl- 
kerungsdrittel wird für die gesellsehaftliehen Produktions- und Lebensverhältnisse dauer- 
haft überflüssig (Beek 2005). Obzwar dieses Gesellsehaftsbild überzeugend seheint, sind 
die Belege dafür sehwaeh ausgebildet, denn die Erwerbsbeteiligung ist konstant, nur die 
Struktur der Erwerbstätigkeit verändert sieh. 

Fünftens: Ein expandierter Niedriglohnsektor droht, die Überflüssigen zu exkludieren, 
Leistungsreehte abzubauen, Arbeitsverpfiiehtungen zu versehärfen und ein gereehtes Sozi- 
alsystem nur noeh als Gnade der Gesellsehaft anzuerkennen. Bei steigender Produktivität 
ist ein wor^re-System nieht altemativlos. Mit Dekommodifikation (Befreiung vom 
Zwang der Existenzsieherung dureh Erwerbsarbeit) wird ein selbst bestimmtes Leben ohne 
Arbeitszwang umsehrieben. In dieser „Gnade“ liegt ein evolutionärer Gereehtigkeitsfort- 
sehritt, für den es eine notwendige Bedingung ist, nieht mehr zwisehen Armen und Arbeits- 
losen zu trennen.*^* Daher ist Arbeitsverpfliehtung bei der sozialen Grundsieherung dureh 
humane Anreize eines garantierten Grundeinkommens zu ersetzen (Opielka 2004b). 



178 Vgl. Michael Opielka: „Grüne Abstinenz. Die Ideen der Partei zur Reformdebatte sind bisher blass geblie- 
ben.“ In: FR, Nr. 112, 15. Mai 2003, S. 7. 



5 Lösungsvorschläge: Lohnsubventionen und negative 
Einkommensteuer 



Es gebe genügend Arbeit in Deutsehland, aber es mangele an bezahlbarer Arbeit. Abge- 
senkte Personalkosten im Niedriglohnsektor ließen sieh dureh Lohnsubventionen aufge- 
stoekt werden. Dabei sind teehnisehe Fragen sowie Ziel- und Interessenkonflikte zu klären: 
Es geht um die Beherrsehbarkeit von Mitnahmeeffekten, um Besehäfligungswirkung, um 
Einkommensarmut und es geht um die Gefahr von Sozial- und Lohndumping der staatlieh 
subventionierten Löhne naeh dem Baukastenprinzip? Sind niedrige, frei vereinbare Kombi- 
bzw. tarifliehe oder gesetzliehe Mindestlöhne kompatible Konzepte, den Niedriglohnsektor 
sozial zu regeln? Wie unterseheiden sieh Kombilöhne, negative Einkommensteuer und 
soziale Grundsieherung? Zur Klärung dieser Fragen werden Ausgestaltungsvorsehläge von 
Lohnsubventionen und der negativen Einkommensteuer theoretiseh und empiriseh unter- 
sueht sowie Bezüge zum gesellsehaftliehen Großprojekt der Hartz-Reformen hergestellt. 
Ein konzipiertes Mikrosimulationsmodell bezieht Feedbaek-Strukturen ein. 



5.1 Allheilmittel - Rettungsanker - Notnagel? 

Der Subventionsbegriff stellt auf zweekgebundene öffentliehe Zuwendungen für bestimmte 
Wirtsehaftszweige, -regionen oder -Subjekte ab, die strukturpolitisehen Zielen dienen. Das 
Subventionsvolumen wird von der Bundesregierung auf 59 Mrd. € gesehätzt, die Koeh- 
Steinbrüek-Streiehliste umfasste 77 Mrd. € (2003) und das Kieler Institut für Weltwirt- 
sehaft sehätzt die Größenordnung auf 157 Mrd. €. Darunter fallen Finanzhilfen wie Zu- 
sehüsse, zinsgünstige Kredite sowie Steuervergünstigungen oder öffentlieh finanzierte So- 
zial versieherungsbeiträge. Verbrauehssubventionen stabilisieren die Naehfrage für Massen- 
güter, kostengünstige Lebensmittel vermindern den Lohndruek, reduzierte Mehrwertsteuer- 
sätze unterstützen den Buehhandel, maehen Fliegen billiger (und zum Umweltrisiko). 

Lohnsubventionen als Multitalent 

Lohnsubventionen und Lohnkostenzusehüsse sind zielgruppenspezifisehe Standardinstru- 
menten der aktiven Arbeitsmarktpolitik. Sie lassen sieh als negative (lohnbezogene) Steu- 
ern betraehten und haben im Rahmen der aktiven Arbeitsmarktpolitik eine lange Tradition. 
Staatliehe Zahlungen erfolgen an Gruppen des privaten Sektors, die im Zusammenhang mit 
dem Lohnsatz stehen und den Faktor Arbeit begünstigen. Klassifizieren lassen sieh die 
Instrumente hinsiehtlieh regionaler, sektoraler und betrieblieher Streuung. Ferner lassen 
sieh Lohnsubventionen hinsiehtlieh der Bezugsdauer, der Bemessungsgrundlage, des be- 
günstigten Personenkreises und einer Zweekbindung begrifflieh differenzieren. Im Folgen- 
den werden konzeptionelle Untersehiede und Praxisbeispiele besehrieben. 

Lohnsubventionen können eine begrenzte Bezugsdauer haben, sie lässt sieh hinsieht- 
lieh ihrer zeitliehen Gewährungen in temporäre und permanente Lohnsubventionen unter- 
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scheiden. Temporäre Lohnsubventionen erlauben haushaltsrechtlich eine Kostenkontrolle 
und -transparenz, haben indes nur sporadische Beschäftigungswirkung, denn der Haus- 
haltsvorbehalt verunsichert die Akteure am Arbeitsmarkt (siehe Abb. 8.1). Dies ist bei- 
spielsweise dann der Fall, wenn erwartet wird, dass sich kurzfristige gesamtwirtschaftliche 
Nachfrageausfälle voll auf den Arbeitsmarkt niederschlagen. Als produktivitätssteigemd 
gelten befristete Lohnsubventionen während des Förderzeitraumes und für einen gewissen 
Zeitraum danach. Je geringer die Produktivität der Geforderten ist, umso niedriger soll der 
Marktlohn sein und umgekehrt, was die Arbeitsnachfrage aufrechterhält. Lohnsubventionen 
mit degressiven Verläufen sollen fiskalische Kosten eingrenzen und einer Subventionsmen- 
talität entgegenwirken. 

Lohnsubventionen lassen sich zudem nach der Bemessungsgrundlage differenzieren 
(wertmäßig oder pauschal). Während im Rahmen der pauschalen Lohnsubvention ein kon- 
stanter Betrag an die Arbeitnehmer ausgezahlt wird, bedeutet die Wertsubvention einen 
Zuschuss, der sich aus der Lohnhöhe berechnet. Daher variiert die Subvention mit der 
Lohnhöhe und der Begriff proportionale Lohnsubventionen ist angebracht. Der gesamte 
Niedriglohnbereich lässt sich damit komplett einbeziehen. 

Lohnsubventionen können allgemein, nicht-selektiv und generell wirken oder ziel- 
gruppenspezifisch konzipiert sein. Zielgruppendifferenzierung wirkt selektiv und bevorzugt 
ausgewählte Langzeitarbeitslose (Sesselmeier 1997; Klopfleisch et al. 1998; Buslei/Steiner 
1999). Marginale Lohnsubventionen werden für neu geschaffene Arbeitsplätze geleistet, die 
über einem Schwellenwert liegen. 

Lohnsubventionen lassen sich arbeitnehmerseitig und arbeitgeberseitig einsetzen. 
Dauerhafte oder degressive Lohnkostenzuschüsse für Arbeitgeber schaffen finanzielle An- 
reize, zusätzliche Arbeitskräfte einzustellen. Durch die degressive Subventionierung der 
Arbeitskosten wird der Produktionsfaktor Arbeit zeitweise günstiger. Lohnsubventionen 
können auf förderungswürdige Branchen zugeschnitfen sein. Überdies lässf sich Weiterbil- 
dung und Lohnsubvention kombinieren, um die Arbeitsproduktivität zu erhöhen. Wenn das 
verfügbare Einkommen der Zielpersonen steigt, wird eine höhere beschäftigungswirksame 
Gesamtnachfrage erzeugt. 

Impulse für einen staatlich subventionierten Niedriglohnsektor kamen von der EU- 
Kommission und der OECD (EU-Kommission 1994; OECD 1994). Lohnsubventionen 
können zweckgebunden sein, direkt ausgezahlt oder als Voucher mit Steuerschulden oder 
mit Sozialversicherungsbeiträgen verrechnet werden. Bei den percentage subsidies werden 
die Arbeitskosten pro Arbeitnehmer anteilig bezahlt. Dollar-amount-subsidies hingegen 
beziehen sich auf die gesamte Lohnsumme. 

Lohnsubventionen werden hauptsächlich aus dem Budget der Arbeitsagentur bezahlt, 
fm Jahr 2001 befanden sich 449.622 Personen in Maßnahmen der beruflichen Weiterbil- 
dung, 246.084 in beschäftigungsfÖrdemden Maßnahmen (u. a. ABM, SAM) und 220.159 in 
Arbeitgeberförderungen (u. a. Eingliederungszuschüsse, Einsfellungszuschüsse §§ 225-228 
SGB fff, Eingliederungsverträge §§ 229-234 SGB fff, Lohnkostenzuschüsse nach § 218 
SGB 111 und nach § 18 Abs. 4 BSHG mit Qualifikationsmaßnahmen). Es werden Leistun- 
gen nach SGB 111 eingesetzt, um Arbeitsplatzverlust vorzubeugen (etwa beim Kurzarbeiter- 
oder Schlechtwettergeld). Im geltenden Sozialhilferecht gibt es in Form von Lohnkostenzu- 
schüssen und Hinzuverdienstanreizen eine Palette von arbeitspolitischen Maßnahmen (§18 
Abs. 4 und 5 BSHG). Eingliederungszuschüsse haben den Charakter von Lohnsubventio- 
nen. In 2001 wurden 2,5 Mrd. € 220.000 Personen gefördert. Das Förderinstrument Arbeit- 
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geber-Lohnkostenzuschüsse (bis zu 60 vH des Tarifentgelts im Jahr 1999) brachte 25.000 
Jugendlichen einen Job (2000). Obendrein gab es 2001 Lohnkostenzuschüsse für 35.000 
Personen in Höhe von 40-80 vH des Tariflohnes. Schwer vermittelbare Personen (v. a. 
Schwerbehinderte, Jugendliche) können zielgruppenspezifisch unterstützt werden. Aus- 
gedehnte Lohnsubventionen sollten in den Neuen Bundesländern fiächendeckend eingesetzt 
werden, was aus ordnungspolitischen Gründen verworfen wurde (Akerlof/Rose/ Yel- 
len/Hessenius 1991). Für Lohnsubventionen galten früher in Deutschland sozialversiche- 
rungspfiichtige Tarifstandards. Doch hier wurde eine Trendwende vollzogen. 

Zwischenfazit 

Lohnsubventionen beeinflussen die betriebliche Kostensituation, während Verbrauchssub- 
ventionen nachfragewirksam sind. Beides kann die Akzeptanz von niedrig bezahlten Ar- 
beitsplätzen und die Beschäftigung von Langzeitarbeitslosen fördern*^® Zugleich wirkt 
selbst geringe Erwerbsarbeit wohlfahrtssteigemd und sollte daher subventioniert werden 
(Phelps 1994, 1997). Falls Arbeitskosten nicht auf Verbraucherpreise abzuwälzen sind, 
kann ein verringerter Abgabenkeil positive Beschäfligungswirkungen haben (Franz 1999). 
Zahllose branchenspezifische Einkommensbeihilfen sollen Arbeitsplätze sichern oder Prei- 
se und Produktionsmengen beeinflussen. Subventionen gelten als marktkonform, solange 
sie den Preismechanismus nicht außer Kraft setzen. Das alternative verbrauchszentrierte 
Förderkonzept stellt etwa auf Familienbeihilfen und steuerliche Vorteile für Rentner ab 
oder subventioniert Güter des täglichen Bedarfs (Kalecki 1987b nach: Autorenkollektiv 
1987: 64f). Im Rückgriff auf Rawls lässt sich Chancengleichheit durch geförderte Krip- 
penplätze, flächendeckende Ganztagsschulen u. ä. umgesetzten. Subventionen stoßen auf 
Widerstände von benachteiligten, ausgeschlossenen Interessengruppen. Unternehmen ver- 
zichten ungern auf staatliche Unterstützung und drohen mit Arbeitsplatzabbau bei Entzug 
von öffentlichen Finanzhilfen bzw. Steuerermäßigungen (Latz 1989). Aus Sicht des Ökono- 
men Schumpeter erhalten Subventionen innovationsunfreundliche, unrentable Betriebe 
künstlich am Leben. Dagegen steht die Maxime, ein demokratisch legitimierter Staat dürfe 
Lenkungsmechanismen - wie bei Lohnsubventionen - einsetzen. Subventionsempfänger 
sollten für die gewährten Geldzahlungen oder geldwerte Leistungen eine Gegenleistung 
erbringen (SVR 1999: Tz. 349). Ob Lohnsubventionen beschäftigungswirksam sind, hängt 
davon ab, ob gleichzeitig die Arbeitsnachfrage erhöht wird (SVR 1999: Tz. 353). 



5.2 Modelle der Lohnsubventionen 

Theoretische Arbeiten zur Lohnsubvention gehen auf Pigou (1968 [1933]) und Kaldor 
(1936) zurück. Angenommen wird, dass die subventionierten Personalkosten das verfügba- 



179 Vgl. Werner Sesselmeier: „Einkommenstransfers gegen persistente Arbeitslosigkeit“; 

-URL: http://library.fes. de/fulltext/asfo/00225003.htm#El 1E4 

180 Die deutsche Subventionsquote ist eine der höchsten in Europa. Während das Statistische Bundesamt sich in 
der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung auf die staatlichen Zuschüsse beschränkt (knapp 31 Mrd. € für 
2002), geht Subventionsbericht nach § 12 des Stabilitätsgesetzes von knapp 59 Mrd. € für 2002 aus, weil di- 
verse Steuervergünstigungen defmitorisch einbezogen werden. Die Forschungsinstitute gehen von größeren 
Summen aus. Das Institut für Weltwirtschaft (IfW) beziffert das Subventionsvolumen sogar auf 156 Mrd. €, 
wobei z.B. die Befreiung ärztlicher Leistungen von der Umsatzsteuer als Subventionstatbestand gewertet 
wird. 
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re Einkommen und die Gütemachfrage stabilisieren und Rückflüsse in Form von Sozialver- 
sichemngsbeiträgen und Steuern den makroökonomischen Kreislaufzusammenhang positiv 
beeinflussen. Die Arbeitsproduktivität kann zunehmen und die Sozialkassen werden weni- 
ger durch Entnahmen belastet. Die aufzubringenden Steuerlasten sind somit gut angelegt, 
denn die Rückflüsse gleichen die konjunkturellen Schwankungen zusätzlich aus. 

Theoretische Herleitung 

Wenn Arbeitskosten durch Lohnsubventionen relativ zu anderen Produktionsfaktoren 
preisgünstiger werden, wird Arbeit entsprechend des betriebswirtschaftlichen Kalküls stär- 
ker nachgefragt (Franz et al. 2003).'*' Wie die Modellwirkungen bei allgemeinen und mar- 
ginalen Lohnsubventionen ausfallen, lässt sich aus Abbildung 5.1 entnehmen. 



Abbildung 5.1: Modell Wirkung von Lohnsubvention 




Quelle: eigene Berechnungen und Darstellung 

Es ergibt sich in beiden Fällen eine Verschiebung der Budgetgeraden von B nach Bjut. Die 
marginale Lohnsubvention setzt am Punkt Gq an und bringt vier neue Beschäftigte (uq < n). 
Der wesentliche Unterschied ist, dass selektive Lohnsubventionen den Staatshaushalt scho- 
nen, weil nur ein Teil der Beschäftigten die Vorteile genießen. 

Die fiskalischen Wohlfahrtseffekte ergeben sich für Kaldor insbesondere bei allgemei- 
nen (nicht selektiven) Lohnsubventionen wegen der nachfragewirksamen Outputeffekte. 
Einkommenseffekte werden als makroökonomisches Steuerangsinstmment betrachtet, denn 
zusätzliches Einkommen der Haushalte fließt aufgrand der geringen Sparquote direkt in die 
Konsumnachfrage. Aufgmnd der Konsumfunktion wirken Lohnsubventionen somit als 
automatischer Stabilisator, denn sie glätten die Konjunkturwellen. Zwischen Nachfrage und 
Beschäftigung ergibt sich eine positive Rückkopplungsschleife, die sich nach jedem Durch- 
lauf abgeschwächt fortsetzt. Lohnsenkungen dagegen drücken auf die Nachfrage und die 
Preise, schmälern damit die Gewinnaussichten. 

Die Idee der Lohnsubventionen ist einleuchtend. Selbst bei geringer Arbeitsnachfrage- 
elastizität lassen sich positive Wohlfahrtswirkungen nachweisen.'*^ In der linken Grafik der 



181 Vgl. O. V.: „Professoren propagieren radikales Kombilohn-Modell. Beirat beim Wirtschaftsministerium 
möchte Sozialhilfe für Arbeitsfähige drastisch kürzen. Anreiz für Jobber.“ In: FR, Nr. 169, 24. Juli 2002, S. 
9. 

182 Die Preiselastizität ist die Arbeitsnachfrageänderung (in vH) dividiert durch die Lohnpreisänderung (in vH). 
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Abbildung 5.2 ist der von Kaldor erwartete Verlauf dargestellt. Für die zusätzliehe Arbeits- 
naehfrage (AN) fallen infolge der Lohnsubvention (s) keine weiteren Arbeitskosten an. Die 
Besehäftigung steigt, Steuern und Sozialbeiträge werden gezahlt und die Kaufkraft steigt. 
Die Wertsehöpfung entsprieht der Fläehe unterhalb L(d), (AN*(w-'/ 2 *s). Mitnahmeeffekte 
{deadweight lass) betragen die Hälfte der Lohnsubvention ('/ 2 *s) bei einer linear fallenden 
Arbeitsnaehfragekurve (L(d)).*®^ Die eingesparte Arbeitslosenunterstützung (b) {windfall 
gain) sollte die Hälfte der Lohnsubvention übersteigen ('/ 2 *s < b). Beim komplizierten Ver- 
lauf der Arbeitsangebotskurve (reehte Grafik) haben Lohnsubventionen nur im Absehnitt 
niedrigster Löhne (wO-s) (beseheidene) Besehäftigungswirkungen. Im Bereieh des Mindest- 
lohns kann das Arbeitsangebot sogar steigen, wenn Normalbesehäftigung dureh Minijobs 
substituiert oder zusätzliehe Konsumbedürfnisse befriedigt werden. 

Abbildung 5.2: Umverteilungswirkung von Lohnsubvention 




Quelle: Kaldor 1936: 733 f naeh Benken 2002: 65; eigene Systematik und Darstellung 

Unterstellt wird ein gegenläufiger Zusammenhang zwisehen Löhnen und Besehäftigung 
(siehe Kapitel 3). Manehe Autoren konstatieren für die USA (Katz 1996; 1999; Trabert 
1999) und für die Bundesrepublik (Trabert et al. 1998) eine negative Arbeitsnaehfrageelas- 
tizität. Spiegelbildlieh sind dann positive Besehäftigungseffekte zu erwarten. Firmen wür- 
den mit 1 vH Besehäftigungszuwaehs bei Lohnzurüekhaltung um ebenfalls 1 vH reagie- 
ren.'*"^ Dazu ein Beispiel: Kinokarten verteuern sieh um 100 vH, die Naehfrage sinkt aber 
nur um 50 vH, PE = 50/100 = 0,5 = unelastisehe Naehfrage. Bei einer Lohnsubvention in 
Höhe von s kommt es zu einer Versehiebung auf der Arbeitsnaehfragefunktion von L(d) 
naeh L(d[l-s]). Es ergibt sieh eine Besehäftigungszunahme von 2 (Versehiebung von NO, 
entsprieht einem Lohn von 4, naeh NI, was einem Lohn von 6 entsprieht). Die Stärke der 
Reaktion der Lohnelastizität hängt von der Arbeitsnaehfrage ab und der Besehäftigungsef- 



183 Mitnahmeeffekte (deadweight loss) umschreibt ein Firmenverhalten, staatliche Fördergelder einzustreichen, 
jedoch keine oder nur wenige zusätzliche Arbeitsplätze zu schaffen. 

184 Eine Auswahl aus den Studien, die sich mit der Elastizität der Arbeitsnachfrage befassen, findet man bei 
Sinn (2003: 112f). 
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fekt der Subvention hängt von der Lohnelastizität des Arbeitsangebots ab. Formal besteht 
zwisehen einer marginalen und einer allgemeinen Lohnsubvention kein wesentlieher Unter- 
sehied. Aus den Formeln ergibt sieh, dass auf einem Arbeitsmarkt mit vollständig elasti- 
sehem Arbeitsangebot die Löhne konstant bleiben und es zu einer maximalen Ausdehnung 
des Besehäftigungsniveaus kommt, während auf einem Arbeitsmarkt mit nieht vollständig 
elastisehem Arbeitsangebot die Löhne steigen und der Besehäftigungszuwaehs somit ver- 
gleiehsweise geringer wird. Eine Preiselastizität der Arbeit von 0,5 und Tarifabsehlüsse von 
1 vH unter dem Produktivitätszuwaehs würden bei 27 Millionen abhängig Besehäfligten zu 
135.000 zusätzliehe Arbeitsplätzen führen. 

Bei einer wirtsehaftliehen Entwieklung von 1 vH über der Besehäftigungssehwelle 
von 1,8 vH (also bei 2,8 vH BIP-Waehstum) könnte mit weiteren 135.000 Arbeitsplätzen 
gereehnet werden. Kaldor präferiert im Fall von ehroniseher Unterbesehäftigung aus zwei 
Gründen allgemeine statt marginale Lohnsubvention: Der Verwaltungsaufwand sei zu hoeh 
und die Besehäftigungswirkung zu gering. Jede Lohnsubvention ist für die Gesellsehaft 
selbst unter der Annahme einer extrem niedrigen Arbeitsnaehfrageelastizität ein Gewinn. 
Bei Subventionierung zusätzlieher Arbeitsplätze entsprieht der Mitnahmeeffekte ungefähr 
der Hälfte der gezahlten Subventionsbeiträge (deadweight loss). 

Die Befürworter von Lohnsubventionen berufen sieh auf Besehäftigungswirkungen in 
anderen Ländern (Sehettkat 1996). Den Empfehlungen der EU-Kommission und der OECD 
von 1994 entspreehend führten die Niederlande und Frankreieh als erste Lohnsubventionen 
ein. Die Arbeitsnaehfragereaktion hängt stark vom Lohnanteil in den Produkten ab, der in 
der Großindustrie sehr niedrig und bei Dienstleistungen hoeh ist. Die Lohnelastizität des 
Arbeitsangebotes müsste einseitig auf diesen Sektor bezogen verändert werden. Doeh das 
Qualifikationsniveau ist vergleiehbar, sodass einseitige Lohnkürzungen nieht plausibel sind 
und dem allgemeinen Verständnis widerspreehen, besser Ausgebildete bekämen sehneller 
einen Job. Der hypothetisehe Besehäftigungseffekt abgesenkter Personalkosten ist unter der 
politisehen Zielstellung der Vollbesehäftigung unsieher, da das Phänomen einer backward 
hent/eJ-Arbeitsangebotskurve im unteren Lohnbereieh vorliegt. Je weniger Jobs es gibt, 
desto mehr Arbeitslose reihen sieh in die Wartesehlange am Arbeitsmarkt ein {added wor- 
ker effect). Die Preis-Mengen-Reaktion tritt aufgrund dieses Umstands nur zeitverzögert 
auf, denn die Arbeitskräfte sind bestrebt, das einmal erreiehte Haushaltseinkommen bzw. 
ihren Lebensstandard zu erhalten. Dann erklären nur Mehrfaehjobs das zusätzliehes Ar- 
beitsangebot (wie dies bei den Minijobs der Fall ist). Die Lohnelastizität der Arbeitsnaeh- 
frage wird zudem keineswegs nur von der Lohnhöhe bestimmt (siehe Effizienzlohntheorie, 
Kapitel 3). Unter idealtypisehen Bedingungen maeht der Auszahlungsmodus keinen theore- 
tisehen, aber einen praktisehen Untersehied. Während Arbeitgebersubventionen das Ein- 
stellungsverhalten der Firmen beeinflussen, verändern arbeitnehmerseitige Zusehüsse das 
Suehverhalten und das Qualifizierungsverhalten von Arbeitslosen. 

Modelle und Modellversuche 

Naeh Empfehlungen der EU-Kommission und der OECD führten die Niederlande und 
Frankreieh zuerst Lohnsubventionen ein. Seit Mitte der 1990er Jahre werden Kombilohn- 
Konzepte in Deutsehland diskutiert, die sieh hinsiehtlieh der Förderhöhe und -modalitäten, 
der Zielgruppe sowie Kosten und Besehäftigungswirkung unterseheiden. 

(A) Beim Kombilohn werden Firmen für Arbeitnehmer mit geringer Produktivität 
dauerhaft oder zeitweise subventioniert (Kaltenborn 1999; 2001). Dabei liegen zwei prinzi- 
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piell unterschiedliche Strategien vor. Nach dem Kombilohn-Konzept der Bundesvereini- 
gutig Deutscher Arbeitgeberverbände (BDA) von 1997 werden Lohnsubventionen an Not 
leidende Branchen und Unternehmen gezahlt. Beim BDA-Vorschlag sollen die tariflichen 
Einstiegslöhne abgesenkt, die Erwerbseinkommen auf die Sozial- und Arbeitslosenhilfe 
angerechnet und die Arbeitsverpflichtung verschärft werden. Der zweite, arbeitnehmersei- 
tig ausgerichtete Vorschlag sieht vor, Lohnnebenkosten durch degressive Bezuschussung 
der Sozialversicherungsbeiträge für Arbeitnehmer zu senken und Arbeitsanreize durch 
verbesserte Zuverdienstchancen für arbeitsfähige Arme zu setzen. Makroökonomisch wirkt 
die Bezuschussung der Sozialversicherungsbeiträge wie ein fiskalischer Stabilisator auf die 
Konsumfunktion. 



Tabelle 5.1: Synopse Mainzer Modell und Scharpf-Modell 



1 Mainzer Modell (Fassung Nov. 98, umgerechnet in EUR) | 


Lohnsteuerklasse 


150 € his 310 € 


Über 310 € 


his zur Einkommensgrenze 


1 des Beitraj 


gszuschusses 






Arheitnehmer 




Arheitnehmer 


1, 11, IV 


20,3% an RV 


0% 


21% 


310,- bis 725,- 
EUR: ansteigend 
von 0-21% 


111 


20,3% an RV 


0% 


21% 


620,- bis 1550,- 
EUR: ansteigend 
von 0-21% 


V 


20,3% an RV 


0% 


21% 


21% 


VI 


21% 


21% 


21% 


21% 


1 Scharpf-Modell (Fassung März 99, umgerechnet in EUR) | 




his 750 € pro Monat 


750 €/Monat 
his zur Grenze 
des Einkommenszuschusses 


(ca. 1250 € - 1500 €) 


Undifferenziert, keine Prüfung 
der Einkommensverhältnisse im 
Haushaltszusammenhang 


0% 


0% 


ansteigend von 
0-21% 


ansteigend von 
0-21% 



Anmerkungen: RV = Rentenversicherung, KV = Krankenversicherung. Sozialversiche- 
rungsbeitragssatz 42 vH (gesamt). Abgebildet sind die Vorschläge zur Beitragssubventio- 
nierung. Familienzuschläge sind nicht aufgeführt. Quelle: Klammer/Tillmann (2001); 
- URL: http://library.fes.de. 

(B) Das Mainzer Modell ist eines von vier zunächst regionalen Modellversuchen zur Ar- 
beitnehmerförderung, welches 2002 und 2003 bundesweif galt.**^ Geringverdiener erhielten 
einen degressiven Zuschuss zu den Sozialversicherungsbeiträgen für maximal 36 Monate, 
wenn sie mehr als 15 Stunden pro Woche beschäftigt waren und mehr als 325 € verdienten. 



185 Florian Gerster, ehemals Sozialminister in Rheinland-Pfalz, startete das Modell 1999. Dann wurde es auf 
Brandenburg ausgedehnt und später bundesweit getestet. Beim saarländischen SGI-Modell wurden dagegen 
nur Sozialabgaben der Arbeitgeber bezuschusst. 
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Außerdem war ein einkommensabhängiger Kinderzusehlag für erwerbstätige Familien mit 
Kindern zum regulären Kindergeld möglieh (75 € pro Kind). In der ursprüngliehen Version 
waren Einkommen bis zur alten Geringtngigkeitsgrenze von 630 DM/325 € für Arbeitneh- 
mer sozial versieherungsfrei. Zwisehen einem monatliehen Einkommen von 325 € und 
897 € bei Alleinstehenden und 1.707 € bei Verheirateten reduzierte sieh die Subventionie- 
rung der Sozialversieherungsbeiträge degressiv. Die Förderungshöehstdauer betrug 36 
Monate. Als erste Reaktion auf das geringe Eeho in der Testphase wurde die Zielgruppen- 
begrenzung auf Langzeitarbeitslose aufgehoben (Steiner 2002: 6) und eine Erhöhung des 
Arbeitsanreizes als sozialpolitisehe Zielsetzung für erwerbstätige Familien bezweekt. Aus 
kommunalpolitiseher Sieht braehte das Modell Vorteile: Die finanziellen Sozialhilfelasten 
werden von den Kommunen auf die Bundesagentur bzw. auf Bund und Länder verlagert 
(Sehneider et al. 2002). 

Der Modellversueh zur Förderung der Chaneen und Anreize zur Aufnahme sozialver- 
sieherungspfliehtiger Tätigkeiten (CAST)*^^ zielt speziell auf die Arbeitsmarktintegration 
von Alleinerziehenden (BMWA 2005b).'*’ Lohnzusehüsse reduzieren sieh kontinuierlieh 
mit steigendem Arbeitseinkommen und werden an Arbeitgeber gezahlt, wenn sie Arbeitslo- 
se einstellen. Die Zusehusshöhe ist am Mindestlohn-Konzept orientiert und zwisehen So- 
zialhilfesatz und Leiehtlohntarifen angesiedelt. 

(C) Das Seharpf-Modell sieht eine degressive Subventionierung für Bruttostundenlöh- 
ne im Niedriglohnbereieh (NLB) zwisehen 1,25 6 und 3,55 6 pro Stunde vor (Seharpf 
1994a).'** Der max. Zusehuss von 200 6 pro Monat reduziert sieh bei höheren Löhnen mit 
einer Rate von 50 vH. Arbeitnehmer erhalten ab einem Nettolohn von 450 6 ein Mindest- 
einkommen von 650 6 pro Monat (Zukunflskommission 1998: 262-265). Die zeitlieh unbe- 
fristete Lohnsubvention soll alle gering bezahlten Arbeitsplätze einsehließen und nieht nur 
für neu gesehaffene gelten (Seharpf 1994a, b).'*® Denn die Besehäftigungsstagnation sei ein 
beidseitiges Problem des Arbeitsangebotes und der Arbeitsnaehfrage (Seharpf/Sehmidt 
2000). Besehäftigungspolitiseh sei sogar eine radikale Senkung der Abgabenlast nötig, die 
nieht dureh Sozialleistungskürzungen, sondern dureh Verlagerung der Finanzierungslast auf 
das Steuersystem zu tragen sei (Seharpf 2005). Alternativ zur Stundensubventionierung 
ließen sieh aueh Monatslöhne bezusehussen, um Teilzeitarbeit zu fordern. Diese Variante 
der Lohnsubvention sei noeh kostenträehtiger (Kromphardt 1999a: 462 f ). 

Sozialversieherungsfreibeträge sollen Arbeitskosten reduzieren und Nettoeinkommen 
erhöhen, indem kleine Einkommen von der Abgabenpfiieht ganz oder partiell befreit wer- 
den. Riester-Vorsehlag und das Konzept der Friedrieh-Ebert-Stiftung (FES) sehen bei einer 
wöehentliehen Arbeitszeit von 35 Stunden (150 Stunden/Monat) und einem Bruttoein- 



186 Das Mainzer Modell lief bundesweit von März 2002 bis März 2003. Zuvor war es ab Juli 2000 gemeinsam 
mit dem am 01. April 2002 eingestellten Modells der Saargemeinschaftsinitiative (SGI-Modell) Teil des 
„Sonderprogramms zur Erprobung von Modellansätzen zur Förderung der Beschäftigung von gering Quali- 
fizierten und Langzeitarbeitslosen". Das Sonderprogramm "Chancen und Anreize zur Aufnahme sozialver- 
sicherungspflichtiger Tätigkeiten" (CAST) lief von 01 . September 2000 bis 3 1 . Juni 2004. 

187 Landsberg: Beschäftigungsförderung im Niedriglohnsektor. Thesenpapier des Deutschen Städte- und Ge- 
meindebundes, November 2002 und SZ, 06. Nov. 2001 (Online- Artikel). 

188 Hinweis: DM-Beträge wurden von mir in € umgerechnet (KUG). 

189 Vgl. Otmar Schreiner: „Arbeitsmarktpolitisches Konzept für gering qualifizierte Arbeit.“ In: Friedrieh- 
Ebert-Stiftung, Digitale Bibliothek (Online-Artikel). Der SPD-Politiker Otmar Schreiner entwickelte das 
Seharpf-Modell 1998 weiter. Danach übernimmt der Bund bis zu einem Entgelt von fünf € Stundenlohn die 
Sozialbeiträge voll, darüber noch zum Teil. Erst von neun € die Stunde an besteht volle Beitragspflicht für 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer. Die Kosten seines flächendeckenden Vorschlags lägen bei 10-15 Mrd. €. 
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kommen von 750 € (entspricht 5 € pro Std.) die vollständige Subventionierung der Sozial- 
versicherungsbeiträge von Arbeitnehmern und -gebem vor. Für höhere Einkommen greift 
eine Gleitzonenregelung bis 1 .400 €, bei der die Zuschüsse degressiv gestaffelt, unbefristet 
und ohne Zielgruppendefinition sind. Darüber hinaus gilt ein gesetzlicher Mindestlohn, der 
nach dem FES-Konzept bei 4 €/Std. (660 €/Monat) bis 5 €/Std. (825 €/Monat) (Bezugsjahr: 
1998) liegt. Wenn die Nettoeffekte einbezogen werden, kostete jeder zusätzliche Arbeits- 
platz etwa 40.000 € pro Jahr (Schupp et al. 1999). Die Bandbreite der fiskalischen Kosten 
und die Zielgenauigkeit lassen sich variieren durch unterschiedliche lineare oder degressive 
Zuschussverläufe und Stundenlöhne etwa zwischen 4 € und 9 € (Klammer 1999; Bender et 
al. 1999). Zwischen Ledigen und Verheirateten wird beim Vorschlag der Zukunftskommis- 
sion nicht unterschieden (Bender et al. 1999), wobei ein Sozialversicherungsbeitrag von 
42 vH, ein Mindestlohn von 4 €/Std. und eine Wochenarbeitszeit von 35 Stunden unterstellt 
werden. Vom Modell des gestaffelten Zuschusses, dessen Break-even-Punkt bei 1.534 6 
liegt, wird eine Arbeitsnachfragewirkung mit dem Faktor vier erwartet (verglichen mit 
einer linearen Senkung der Sozialabgaben und bei vergleichbaren Beitragsausfällen). Die 
Grundfreibeträge können Teilzeitarbeit begünstigen und somit die Wirkung am Arbeits- 
markt noch verstärken. 

(D) Das zeitlich auf ein Jahr befristete Einstiegsgeld wurde u. a. in Baden- Württem- 
berg und Hessen praktisch erprobt (Spermann 2002). Die Zuschussbedingungen waren un- 
terschiedlich, lagen teils bei 50 vH des Nettolohns oder wurden regional abgewandelt auf 
eine bestimmte Zuschusshöhe beschränkt (z.B. 767 € in Mannheim). Als Einstiegsgeld plus 
und als Kasseler Kombilohnmodell wurden zusätzliche Varianten erprobt. In Sachsen-An- 
halt werden 1.000 der bundesweit 1.700 Förderzugänge betreut. Das Einstiegsgeld findet 
sich bei Hartz IV als „Kann-Leistung“ nach §§ 29-32 SGB II wieder. Es kann befristel auf 
24 Monate gezahlt werden. Beim Einstiegsgeld würden Beschäftigte bis zur Bruttoeinkom- 
menskategorie von 9.817 € gefördert. 

(E) Bei der „Magdeburger Alternative“ Hießen die Zuwendungen ausschließlich an 
Firmen, deren gesamte Sozialversicherungsbeiträge erstattet werden (SchöbAVeinmann 
2004). Zur Vermeidung von Verdrängungseffekten werden nur neu eingestellte Geringver- 
diener subventioniert und nur im Falle einer realen Beschäftigungszunahme gewährt. Die 
zweite Vorkehrung ist, für einen neu eingeslelllen Arbeitnehmer einen bereits Beschäftigten 
zu erstatten. Die Lohnsubventionierung soll unbefristet gelten. 

(F) Als Hamburger Modell firmieren drei Kombilohnansätze (Hamburger ArGe, Ham- 
burger Agentur für Arbeil und Modell des Senals). Es werden Förderschecks an Arbeilslose 
und Firmen in Höhe von 250 € ohne Anrechnung auf die Hilfezahlung vergeben. Zusälzlich 
gibl es Qualifizierungsgulscheine über maximal 2.000 € für Zielgruppen aus SGB II und 
SGB III. Bis Ende 2005 wurden 7.800 Arbeilslose gefördert und jeder Dritte in Arbeit ver- 
mittelt. Um Ein-Euro- Jobber besser in den ersten Arbeitsmarkt zu integrieren, sollen zu- 
künftig 3 € zum tariflichen oder ortsüblichen Stundenlohn mit einer Förderungshöchstdauer 
von 18 Monaten bezuschusst werden. In einer vorgeschallelen Erprobungsphase könnten 
diese Kräfte auch an Privatfirmen für 6 € zzgl. Mehrwerlsleuer überlassen werden. Die 
Differenz zum Zeitarbeitstarif wird von einer Dienstleistungsagentur aus arbeitsmarkt- 
politischen Fördermitteln ausgeglichen. 
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Ergebnisse der Mikrosimulationsmodelle 

Die Subventionierung der Sozialversicherungsbeiträge wirken sich in den Modellrechnun- 
gen unterschiedlich auf Arbeitsangebot, Arbeitsnachfrage und auf die fiskalischen Kosten 
aus. Nachfolgend werden mehrere Simulationsstudien vorgestellt: 

(1) Buslei/Steiner modellieren die Beschäftigungswirkungen von Lohnkostenzuschüs- 
sen an Arbeitgeber bis 9 6 Stundenlohn (Buslei/Steiner 1999: 111; 2000). Ein Fixlohn- 
Modell würde danach 278.100 zusätzliche Arbeitsplätze schaffen. Dabei gehen sie von 
einer geschätzten Lohnelastizität von 17 vH bei Frauen und 65 vH bei Männern aus.*^** Bei 
Lohnerhöhungen schmilzt dieser Arbeitsplatzeffekt zusammen: Nur noch 55.600 Personen 
finden dann einen lohnsubventionierten Arbeitsplatz. Ab 9 € sind keine Unterstützungszah- 
lungen an die Arbeitgeber mehr vorgesehen. Die Lohnkostenstruktur verändert sich im 
unteren Bereich und kommt einer Lohnsenkung gleich. 

(2) In der Simulationsstudie des DIW wird ein gestaffelter Zuschuss zu den Sozialver- 
sicherungsbeiträgen untersucht, wobei zwischen Vollzeit- und Teilzeitarbeit unterschieden 
wird (Riphahn et al. 1999; Zimmermann 2000). Dabei würden die Beiträge bis zu einem 
Monatsgehalt von 750 € (1.500 DM) bezuschusst. In einer Gleitzone von 750 € bis 1.500 € 
(1.500-3.000 DM) würde sich der Zuschuss verringern. Im Ergebnis könnte sich eine Be- 
schäftigungszunahme von 250.000 Vollzeit- und 40.000 Teilzeitjobs ergeben. Die Netto- 
kosten, die Nettogewinne und die Nettoentlastung (abzgl. erhöhter Anspruchsquote bei der 
Rentenversicherung) für die Sozialversicherungsträger (sowie Komplementäreffekte und 
volkswirtschaftliche Feedback-Effekte) müssten gegenübergestellt werden. So würde eine 
Selbstfinanzierungsquote von 43 vH bis 50 vH resultieren. Nach einem FES-Modell wür- 
den die Arbeitskosten um maximal 20,75 vH reduziert. Diese Kombilohn- Variante brächte 
55.000 bis 220.000 sozialversicherungspflichtige Jobs, wobei negative gesamtwirtschaftli- 
che Effekte noch einzurechnen wären (Schupp et al. 1999). 

(3) In der Simulationsstudie des lAB sind die Beitragsausfälle für die Sozialversiche- 
rungen selbst in der mittleren Variante erheblich (36,3 Mrd. €). Dabei wird von einem Frei- 
betrag von 250 € wird von immerhin 320.000 Personen ausgegangen, die sich eine Arbeits- 
stelle suchen. Dem steht eine Arbeitsnachfrage der Firmen von 669.000 Personen und ein 
zusätzliches Arbeitsangebot von knapp 50 vH gegenüber. Die mittlere Variante unterstellt 
eine empfindliche Arbeitskostenelastizität der Arbeitsnachfrage für geringfügig Beschäftig- 
te. Für jeden neu geschaffenen Job lägen sie zwischen 49.742 € und 60.881 € jährlich (Ta- 
belle 5.2). Die fiskalischen Kosten dürften zwischen 99,5 Mrd. € und 121,8 Mrd. € liegen. 
Etwa zwei Drittel der zusätzlichen Arbeitsnachfrage beträfen Stellen mit geringen Qualifi- 
kationsanforderungen (Kaltenborn et al. 2003: 3). Jeder linear abgesenkten Beitragspunkt 
würde zu 7,8 Mrd. € Einnahmeausfällen führen. Subventionierte Sozialversicherungs- 
freibeträge zeigen geringe Beschäftigungseffekte, aber hohe fiskalische Kosten (Kaltenborn 
et al. 2003). 

(4) Das HWWA veranschlagt für jede neue Stelle sogar 76.000 6 pro Jahr. Eine auf- 
kommensneutrale, durch Mehrwert- und Einkommensteuern finanzierte und symmetrisch 
abgesenkte Sozialversicherungsbeitragssätze um rund 50 Mrd. € hätte einen Beschäfti- 
gungseffekt von 500.000 Personen (Meinhardt/Zwiener 2005: 53). 

(5) Das lAB schätzt, eine Beitragsabsenkung um einen Prozentpunkt könnte langfristig 
bis zu 150.000 neue Jobs bringen (Feil/Zika 2005: 26 f). Diese Prognose berücksichtigt. 



190 Methodisch halten sich die Autoren an die Arbeiten von Katz 1996. 
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dass der staatliche Konsumausfall durch privaten Konsum, Exportüberschüsse, höhere 
Löhne, durch niedrigere Preise und geringere Erspamisbildung überkompensiert wird. 



Tabelle 5.2: Sozialversicherungsfreibeträge 



Arbeitsangebots- und Arbeitsnacbfrageeffekte sowie Beitragsausfälle bei einem Freibetrag 

ohne Gegenflnanzierung 




Freibetrag 




200 € 


250 € 


325 € 


Arbeitsangebot 

(Personen) 


+255.000 


+320.000 


+418.000 




davon: 

ca. 50 vH westdeutsche Frauen mit Partner 
ca. 33 vH Ostdeutsche mit Partner (in) 


Zum Vergleich: 

Wirkungen bei linearer Senkung mit 
vergleichbaren Beitragsausfallen 


ca. 67 vH des Arbeitsangebotseffekts eines Freibetrags 


Arbeitsnachfrage 

(Personen) 


+581.000 


+669.000 


+772.000 




davon: ca. 40 vH im Bereich bisheriger sozialversiche- 
rungspflichtiger Beschäftigung und ca. 60 vH im Bereich 
bisheriger geringfügiger Beschäftigung; darunter: ca. 67 vH 
Stellen mit geringen Qualifikationsanforderungen 


Zum Vergleich: 

Wirkung bei linearer Senkung mit 
vergleichbaren Beitragsausfallen 


Im Bereich bisheriger sozialversicherungspflichtiger 
Beschäftigung ca. 60 vH des Arbeitsnachfrageeffekts eines 
Freibetrags; 

im Bereich bisheriger geringfügiger Beschäftigung keine 
Wirkung 


Beitragsausfälle 
(Mrd. € jährlich) 


28,9 


36,3 


47,0 


Zum Vergleich: 

Diese Beitragsausfalle entsprächen 
einer linearen Senkung des Beitragssat- 
zes zur Rentenversicherung um . . . 
Prozentpunkte 


3,7 


4,6 


6,0 



Quelle: Kaltenborn et al . (2003), lAB-Kurzbericht, Nr. 15/2003 

Beim Magdeburger Modell sollen durch allgemeine Lohnsenkung um 5-10 vH, herabge- 
setzte Produktivität, neue Sozialleistungskürzungen, Arbeitszwang und Bestandssanierung 
bis zu 1,8 Mio. neue Jobs entstehen (Schöb/Weinmatm 2004). Umfangreiche Mitnahmeef- 
fekte durch Konstruktionsmängel sind absehbar (Ache/Emmler 2005: 5 f). 

Die Beschäftigungswirkung von Kombilöhnen ist aus einem weiteren Grund ernüch- 
ternd. Die Evaluation des Kasseler Kombilohn Modells (KaMoKo) ergab, dass 60 vH der 
subventionierten Stellen auch ohne Lohnsubventionen entstanden wären (Hessenagentur 
2005: 70). Die Fallzahlen bei den regional begrenzten und befristeten Kombilöhnen sind 
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Überschaubar: Hamburger Modell 7.806, Regionales Mainzer Modell 1.210, PlusLohn 
Duisburg 884, Einstiegsgeld Baden Württemberg 761, Kindergeldzuschlag RP 574, Kombi- 
lohn Köln 432, Tarifplus Gelsenkirchen 111, Kasseler Kombilohn 109, Hessischer Kombi- 
lohn 95, Kombilohn Bremen 95, Kombilohn Rhein-Sieg 85, Kombilohn Bielefeld 37, Berg- 
sträßer Modell 2, Einstiegsgeld Saarlouis 0, PlusLohn Köln 0. 

Die Prognoseunsicherheit ist bei den Sozialversicherungsfreibeiträgen erheblich. Un- 
klar sind die Beschäftigungseffekte, die fiskalischen Kosten und die Verteilungswirkungen 
(Jacobebbinghaus/Steiner 2003). Die langfristige Beschäftigungswirkung wird nach Simu- 
lationsrechnungen auf 65.000 bis 90.000 Arbeitsplätze geschätzt, die ein Beitragspunkt 
weniger Lohnnebenkosten brächte.*^* Um zwei Millionen Arbeitslose einzustellen, müssten 
die Sozialversicherungsbeifräge demnach um mehr als 20 vH abgesenkt werden (siehe 
Kapitel 8.3). Die Gegenfinanzierung ist nach Art und Höhe sozial- und steuerpolitisch sen- 
sibel. Die Verteilungswirkung des Freibefragsmodells brächte eine Verlagerung von den 
Sozialversicherungsbeifrägen zu den Steuern; der Faktor Arbeit würde entlastet. Diese 
Verlagerung wäre tragbar, denn damit läge Deutschland im internationalen Vergleich beim 
Steueraufkommen immer noch am unteren Ende der Skala. Die Verbreiterung der Einnah- 
mebasis der Sozialversicherung würde die Finanzierung insgesamt verlässlicher und ge- 
rechter machen und die Lohnnebenkosten für Schwachverdiener reduzieren. Ein Spielraum 
für tarifliche Regulierungen im Niedriglohnbereich würde aus gewerkschaftlicher Sicht 
geschaffen. 

Das lAB zeigt sich skeptisch gegenüber Freibefragsmodellen (Zika 1997; 2003). Bei 
unbefristeten Lohnsubventionen ohne Zielgruppenbeschränkung sind hohe Kosten für den 
Fiskus und nicht unerhebliche Unterstützungsleistungen für nicht bedürftige Haushalte zu 
erwarten (Walwei 1999). Eine nicht-proportionale Kürzung der Sozialbeiträge würde nied- 
rige Einkommen besonders hart treffen. In der einschlägigen Literatur lassen sich weitere 
Einwände gegen Kombilöhne finden (Kaltenborn 2001): 

■ Die Transferansprüche (aus dem bestehenden Sozialrecht) seien zu hoch. 

■ Die Arbeitsnachfrage sei - bedingt durch die unflexible Tarifpolitik - zu gering. 

■ Die negativen Effekte seien zu stark. 

■ Das Arbeitsangebot sei wegen des existierenden sozialen Sicherungssystems gehemmt 

(Lohnabstand zu gering für Ledige, Substitutions- und Einkommenseffekte). 

Ein Wirkungs-Controlling ist in der Regel schwer durchführbar. Die meisten Simulations- 
studien gehen von starken Negativeffekten durch Subventionsmitnahme sowie Verdrän- 
gungseffekten aus {Displacement) sowie von Drehtür- und Rotationseffekten von Arbeits- 
kräften (Sianesi: 2001; Lechner 1998). Dadurch werden Beschäftigungseffekte überkom- 
pensiert (Hujer/Caliendo 2003). Arbeitgeberseitige Lohnsubventionen wirken konfrapro- 
duktiv, wenn Subventionen zum Befriebszweck werden (Spermann 2001: 98-111). Die 
größte Arbeitsanreizwirkung wird - entsprechend der neoklassischen Theorie - dem mög- 
lichst großen Lohnabstand, d. h. von einem möglich niedrigen Sozialhilfeniveau beigemes- 
sen (Buslei/Steiner 2003). Doch dann müsste der Stundenlohn unter 3,10 € liegen (Chicho- 



191 Vgl. O. V.: „Niedrigere Sozialversicherungsbeiträge bringen zwar neue Jobs, lösen alleine aber nicht das 
Beschäftigungsproblem.“ - URL: http://iab.de/iab/presse/beitragssenkung.htm 

192 Vgl. Putzhammer, Heinz (2003): „Kleine Einkommen entlasten. Neue Forschungsergebnisse stützen den 
DGB-Vorschlag für einen Freibetrag in der Sozialversicherung.“ In: FR, Nr. 291, 13. Dez. 2003, S. 7. 
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rek/KochAValwei 2005b). Gegen gestaffelte Zuschüsse wird angeführt die Grenzbelastung 
in der Progressionszone sei durch das Abschmelzen des Zuschusses zu hoch. Reguläre Be- 
schäftigung könnte sich so an der Eintrittsschwelle zur Progressionszone konzentrieren. Der 
Einkommensrest würde „schwarz“ ausgezahlt. 

Daneben werden komplementär- und volkswirtschaftliche Feedback-Effekte diskutiert. 
Sie fallen bei degressiv abgesenkten Freibeträgen geringer aus. Entsprechend der Calmfors- 
Klassifikation (1994) sind diese Free-Rider-Einwände möglich: 

■ Mitnahmeeffekte entstehen, wenn Arbeitnehmer auch ohne Subvention eingestellt 
würden (Layard/Nickell/Jackman 1991); 

■ Substitutionseffekte (hohe Freizeitpräferenz der unteren Einkommensbezieher); 

■ intersektorale Verdrängungseffekte zwischen Unternehmen (subventionierte Unterneh- 
men erlangen Wettbewerbsvorteile gegenüber nicht-subventionierten Firmen); 

■ volkswirtschaftliche Multiplikatoreffekte; 

■ Drehtür- und Rotationseffekte (nicht subventionierte Arbeitnehmer würden durch 
subventionierte ersetzt, sobald die Subventionsberechtigung ausläuft und erst dann 
wieder eingestellt, wenn eine weitere Förderung vorliegt). 

Die Benchmarking-Gruppe beim Bündnis für Arbeit stellte auf die hohen Mitnahme- und 
Verdrängungseffekte von Lohnsubventionen ab.'^^ Die Mitnahmeeffekte werden auf bis zu 
50 vH geschätzt und die fiskalischen Kosten wären dann nur mit einer wenig beschäfli- 
gungswirksamen Modellausgestaltung zu begrenzen (Hujer/Caliendo 2003: 113). Drei 
Vorkehrungen lassen sich gegen Mitnahmeeffekte treffen: eine zeitliche Befristung, Sperr- 
zeiten und eine Förderhöchstgrenze je Betrieb. (Nach Kaldor müssen Mitnahmeeffekte 
keinen Verlust darstellen, denn es findet nur eine Einkommensumverteilung vom Staat zu 
den Firmen statt.) Bei den Kosten für Kombilohn-Arbeitsplätze sind Brutto- und Nettoef- 
fekte zu unterscheiden. Beim Progressiv-Modell, bei dem für alle Einkommen bis 2.000 € 
die Beitragssätze langsam und stufenlos ansteigen, werden die Kosten auf 13 Mrd. € ge- 
schätzt. Das DGB-Freibetragsmodell wird mit 30 Mrd. € veranschlagt (DGB 2003b). 

Zwischenfazit 

An der Modellvielfalt und ihrer Erprobung herrscht kein Mangel. Die theoretischen Vorzü- 
ge von Lohnsubventionen überzeugen, aber die empirischen Befunde lassen erhebliche 
negative Effekte befürchten. Aus der einzelwirtschaftlichen Perspektive ist es bei geringen 
Löhnen rational, dauerhaft subventionierte Arbeitskräfte zu beschäftigen oder bevorzugt 
einzustellen. Nicht nur Kleinverdiener, sondern alle Einkommen würden von einer allge- 
meinen Senkung der Sozialversicherungsfreibeträge profitieren. Seit den Hartz-Reformen 
gibt es drei bundesweite, unbefristete Kombilohnmodelle: Minijobs, Midijobs und die an- 
rechnungsfreien Hinzuverdienste zum Alg II. Hinzu kommen als bundesweite, aber befris- 
tete Förderinstrumente das Einstiegsgeld, der Kinderzuschlag, die Entgeltsicherung für Ar- 
beitslose ab 50 sowie Lohnkostenzuschüsse für Langzeitarbeitslose. 

Die Belastungen für die öffentlichen Haushalte lohnen sich nur, wenn Lohnsubventio- 
nen eine selbstfinanzierende Wirkung entfalten, indem zusätzliche Steuern und Sozialversi- 
cherungsbeiträge durch zusätzliche Beschäftigung fließen. In den meisten Simulationsstu- 



193 Vgl. Bündnis für Arbeit: „Aktivierung der Arbeitsmarktpolitik, Thesen der Benchmarking-Gruppe des 
Bündnisses für Arbeit vom 02. Juni 2000“. - URL: http://www.buendnis.de (Zugriff: 06. März 2005). 
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dien zu Lohnsubventionen in Deutsehland ergeben sieh relativ geringe Besehäftigungsef- 
fekte (Zimmermann 2003b: 13-28). Der Besehäftigungszuwaehs sei in Relation zu den auf- 
gewendeten staatliehen Mitteln für Lohnsubventionen beseheiden (Bassanini/Rasmus- 
sen/Searpetta 1999). Insgesamt wirken der komplizierte Aufbau und die hohen Kosten 
absehreekend, subventionierte Besehäftigung anzubieten. Der Saehverständigenrat er- 
wartet von Kombilohn-Modellen keine nennenswerten Besehäftigungszuwäehse (SVR 
2002: 383 ff, Tz. 435-439). Die Erfolgsaussiehten müssen sieh daran bemessen, ob und in- 
wieweit es geforderten Arbeitnehmern gelingt, sieh dauerhaft vom Transferbezug abzukop- 
peln (Koeh/Walwei 2005). Für viele dauerhaft Besehäftigte ist eine Abwärtsspirale dureh 
den Umwandlungseffekt in den Niedriglohnbereieh vorgezeiehnet (Klammer 2000).*^^ 
Kombilöhne sollen Konfliktpotenzial besänftigen (Zimmermann et al. 1999: 38) und ge- 
werksehaftliehe Verhandlungsmaeht sehwäehen (Zimmermann 2003a: 28).'®® Gleiehzeitig 
kann ein ruinöser Wettbewerb zwisehen geförderten und nieht subventionierten Betrieben 
entstehen (Memorandum 2006: 239 f). Darüber hinaus sind steuerlieh subventionierte 
Kombilöhne als Instrument zur Armutsvermeidung ungeeignet (Mitsehke 2000: 61). Um 
der zunehmenden materiellen Armut trotz Erwerbstätigkeit zu begegnen, müssten Lohn- 
subventionen kräftig ausfallen, nieht sprunghaft enden und dauerhaft sein (Kaltenborn 
2003: 129). In der Summe überwiegen die Vorteile der direkten Einkommensüberübertra- 
gung an Einkommenssehwaehe gegenüber der Subventionierung der Sozialversieherungs- 
beiträge. 



5.3 Modelle der negativen Einkommenstenern 

Die negative Einkommensteuer subventioniert nieht den Arbeitsplatz, sondern ist eine Per- 
sonenförderung. Es gibt begriffliehe und konzeptionelle Unterschiede für ein kombinierfes 
Sfeuer-Transfer-Sysfem „aus einem Guss“ (Bürgergeld, Exisfenzgeld, Grundeinkommen, 
Grundsicherung, Mindesfeinkommen). Es isf ein pauschalierfer, vorleisfungsunabhängiger, 
direkter, marktfähiger, sfaatlicher Transfer (Mifschke 1985; Engels/ Mifschke/ Sfarkloff 
1975). Der Bedarfssfandard soll politisch definierf werden, aber mindesfens die physische 
Exisfenz sichern, denn darauf habe jeder im Inland Anspruch (Kalfenborn 1999: 11). Die 
Arbeifsanreizwirkung ergib! sich aus der Bezugshöhe und der Transferenfzugsrafe. 



194 Lohnsubventionen verursachen zu hohe fiskalische Kosten, schätzt das Institut für die Zukunft der Arbeit 
(IZA), Bonn, auf Basis der Beffagungswelle des sozio-ökonomischen Panels aus dem Jahr 2000. Der Grund 
ist die starke Besetzung der unteren Einkommensgruppen (Riphahn/Zimmermann 1999). 

195 Vgl. Ute Klammer (o. J.): „Muß Niedriglohnarbeit in Deutschland attraktiver gestaltet werden?“ In: Fried- 
rich-Ebert-Stiftung, Digitale Bibliothek (Online- Artikel). 

196 Der ehemalige Präsident des Deutschen Industrie- und Handelstages (DIHT), Stihl, auf die Frage: „Wenn 
wir Sie richtig verstehen, sind Sie von dem Kombilohn aber nicht voll überzeugt?“ Stihl: „Wir können nicht 
auf einen Schlag das gesamte Sozialniveau absenken, ohne dass die Sozialpolitiker aller Couleur aufschrei- 
en. Deshalb halte ich den Weg für sinnvoll, über den Kombilohn diesen tabuisierten Bereich aufzubrechen.“ 
Frage: „Der Kombilohn also als Einstiegshilfe, um die Strukturprobleme bei den Sozialkosten schrittweise 
anzugehen? Stihl: „Ja, er eröffnet die Diskussion über Niedrigtarife. Aber ganz klar: Er ist keine marktwirt- 
schaftliche Lösung, sondern eine Krücke, um die Probleme schrittweise anzupacken, für uns eine Art troja- 
nisches Pferd, das wir bei den Gewerkschaften und Sozialpolitiken! aufstellen.“ In: Wirtschaftswoche, 02. 
Okt. 1997; - URL: http://www.links-netz.de/K_texte/K_sonnenfeld_ kombilohn.html (Zugriff: 06. März 
2005). 
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Theoretische Herleitung 

Das Konzept, Transferzahlungen dureh selbstverdientes Einkommen aufzustoeken, lässt 
sich auf das Speenhamland-System zurückführen und wurde durch die Sozialdividende 
(Rhys- Williams 1953) und die negative Einkommensteuer (Friedman 1962) systematisiert. 
Das Bürgergeld besteht nach Mitschke aus vier Grundelementen (Mitschke 1985): 

■ Basiseinkommen im Negativbereich (500 €/Erwachsener und 250 € pro Kind); 

■ Transferrate (50 vH) mit Arbeitsanreizwirkung; 

■ Transfergrenze (12.000 € für Alleinstehende, 30.000 € bis 40.000 € mit Kindern); 

■ Abschmelzungstarif oberhalb des Break-even-Punktes, um Steuerausfälle zu vermei- 
den. 

Die Vorschläge unterscheiden sich in der Integrationstiefe. Ein Totalmodell aller direkter 
Steuern und vieler Sozialtransfers als Universaltransfermodell integriert Kinder-, Erzie- 
hungs- und Wohngeld sowie Bafög-Leistungen (Mitschke 1994). Steuern würden im Quel- 
lensteuerabzugsverfahren bei der Lohnsteuer bzw. im Veranlagungsverfahren bei der Ein- 
kommensteuer vom Finanzamt administriert und Transfers als Steuergutschrift ausgezahlt. 

Modell- Varianten 

Drei Modellkonzeptionen sind zu unterscheiden: das bedarfs(un)abhängige Grundeinkom- 
men {hasic income), den social dividend-Ty^ der Negativsteuer und den poverty gap-Typ. 
Prinzipiell sinkt der Transferbezug bei steigendem Arbeitseinkommen. 



Abbildung 5.3: Negative Income Tax (Modell) 




Quelle: eigene 



120 



5 Lösungsvorschläge: Lohnsubventionen und negative Einkommensteuer 



(1) Basic income-Typ: Das Modell des Grundeinkommens kann bedarfsunabhängig ausge- 
legt sein. Dann bietet es eine vollständige soziale Grundsicherung, wirkt flächendeckend 
und schließt die finanzielle Armutslücke weit gehend.’®^ Zugrunde liegt die Idee eines 
Rousseauschen Gesellschaftsvertrages, jedes Gesellschaftsmitglied sollte eine Grundaus- 
stattung an Subsistenzmitteln erhalten. Die Sozialdividende kommt diesem Modell im Ge- 
gensatz zur negativen Einkommensteuer nahe. Das Bürgergeld ist nach dem social divi- 
ö?e«ö?-Modell konstruiert (Mitschke 1985). Elemente der Negativbesteuerung gibt es im 
bundesdeutschen Arbeitsförderungsgesetz. Das Einstiegsgeld nach § 29-32 SGB II ist mit 
einer Steuergutschrift wie bei der negativen Einkommensteuer umsetzbar. Verwaltungsver- 
einfachung und Abschaffung der meisten Mehrbedarfszuschläge ist charakteristisch für 
dieses Modell. Einen Abzinsungsfaktor, der geringer als 100 vH ist, gibt es bei den Leis- 
tungen der Bundesagentur für Arbeit (BA), dies ist die Transferentzugsrate. 

(2) Negative Einkommensteuer: Ihre Kemidee ist es, den Einkommen- und Lohnsteu- 
ertarif um einen Negativbereich für auszuzahlende, steuerfinanzierte Sozialleistungen zu er- 
weitern. Es erfolgt eine Verrechnung der Einkommensteuerschuld gegenüber dem Finanz- 
amt mit möglichen Ansprüchen an Sozialleistungen, so dass in einem Durchgang entweder 
eine Steuerschuld oder ein Anspruch auf Auszahlung von Leistungen ermittelt wird. Um 
den abrupten Übergang zwischen Transfer- und Steuersystem zu glätten, könnten (positive) 
Steuern erhoben werden, wenn der Übergangspunkt noch nicht erreicht ist, damit Wer- 
bungskosten geltend gemacht werden können (Tobin/Pechman/Mieszkowski 1967). 

Das Basiseinkommen (G) ist eine regelmäßige Geldleistung. Für das Arbeitseinkom- 
men lässt sich Ya schreiben und für das verfügbare Einkommen Yv, woraus die folgende 
Formel für die Berechnung des verfügbaren Einkommens ableitbar ist. 



Formel 1: Verfügbares Einkommen beim garantierten Mindesteinkommen 

Yv = G - tYa + Ya = G + (1 - t) Ya 



(3) Von einem poverty gap-Hyp der negativen Einkommensteuer ist auszugehen, wenn die 
Armutslöhne unterhalb der Sozialhilfe liegen und alle anderen Sozialtransfers ersetzt wer- 
den, das Steuersystem aber unverändert bleibt (Friedman 1962). 

Zielsetzung und Effekte 

Lohnsubventionen wirken bei der negativen Einkommensteuer und bei den Freibetragsmo- 
dellen konzeptionell ähnlich. Steuern und Abgaben werden erst ab einer bestimmten Ein- 
kommenshöhe fällig (Bereich positiver Steuerzahlung). Offene Fragen stellen sich in fol- 
genden Punkten (Spermann 2001: 57-83): 

■ Allokative Wirkung: Aufgrund von Substitutionseffekten zwischen Arbeit und Freizeit 
im unteren Einkommensbereich geht das Arbeitsangebot theoretisch zurück. Empi- 
risch wurden leichte, teils wünschenswerte Rückgänge gefunden. Die einen messen 
der makroökonomischen Nachffagepolitik eine entscheidende Rolle zu und gehen von 
einem starren Arbeitsvolumen aus. Andere leugnen die Wirkung von finanziellen Ar- 



197 Vgl. Beiträge der Diskussionsplattform des europäischen Netzwerkes zum Basiseinkommen - Basis Income 
Earth Network (BIEN). 
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beitsanreizen aufgrund von Muliproblemlagen, Qualifikationsdefiziten und schlechter 
Arbeitsmotivation von Langzeitarbeitslosen. Die Sozialsysteme mehrerer Länder wur- 
den auf die direkten Einkommenszuschüsse umgestellt (siehe Kapitel 2.2) 

■ Fiskalische Wirkung: Kostenschätzungen beruhen auf ungleicher Verteilungsinforma- 
tion, Belastbarkeit und Inanspruchnahme. Berücksichtigt werden in Simulationsstu- 
dien die Brutto- und Nettokosten, das Volumen der Steuerausfälle, die erreichte Ar- 
beitsangebotswirkung (Rezipientenzahl) sowie Gegenfinanzierungspositionen (Steu- 
ermehreinnahmen durch Beschäfligungseffekte, administrativen Kosten der Einfüh- 
rung). Mehrkosten werden bei einem Anrechnungssatz von 50 vH und einen Spitzen- 
steuersatz von 53 vH auf 64,4 Mrd. € veranschlagt und beziffern sich auf 52,8 Mrd. € 
für 53/53 vH; 41,5 Mrd. € für 55/55 vH (alles bei einem Eingangssteuersatz von 
30 vH) (Kaltenborn 1998: 127). Insbesondere das DIW meldet große fiskalische Be- 
denken an und schätzt die Steuerausfälle des Bürgergeldes in der mittleren Variante in 
einer Simulationsstudie auf 100 Mrd. € (Meinhardt/Svindland/T eichmann/Wagner 
1996). Auch andere sehen einen erheblichen Finanzierungsbedarf (Klopfieisch/Ses- 
selmeier/Setzer 1998). Mitschke geht von Haushaltsneutralität des Bürgergeldes aus 
(Mitschke 1995). Durch die Konzeption eines Überlappungsbereichs zwischen Trans- 
fer- und Steuersystem (wie im Tobin-Modell) ließen sich die Einführungskosten redu- 
zieren (Pelzer 2002; 2003). Dazu müsste der Abschmelztarif politisch definiert wer- 
den. Vorgeschlagen wurde, den vollen Bürgergeldbetrag nur bei Arbeitsunfähigkeit zu 
gewähren (Vaubel 1990). 



Abbildung 5.4: Wirkungsabschätzung des Bürgergeldes 
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Quelle: eigene Zusammenstellung aus: Mitschke 2000: 61-93 
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■ Sozialpolitische Effekte: Für die meisten bundesdeutschen Haushalte werden positive 
Verteilungswirkungen und eine Zunahme des verfügbaren Einkommens konstatiert. 
Gleiche Lebensrisiken werden aufgrund des Pauschbetrages standardmäßig abgesi- 
chert. Eine haushaltsneutrale Konzeptumsetzung kann jedoch Lohndumping hervorru- 
fen. Die Schwächen des Bürgergeldes können in der Arbeitsangebotswirkung auf Er- 
werbstätige liegen. Bürokratieabbau, weniger Fehlanreize und weniger Armut zählen 
zu den Vorzügen. 



Tabelle 5.3: Lohnsubventionsmodelle (Auswahl) 



Modell 


Bezugs- 

einheit 


Zielgruppe 


Förderung an 


Art der Förderung 


Dauer der 
Förderung 


spezifisch 


allgemein 


Arbeit- 

aeber 


Arbeit- 

nehmer 


SV- 

Beiträae 


Löhne 


be- 

fristet 


dauer- 

haft 


Einstiegsgeld BaWü 




langzeitarbeits- 
lose Sozhi- 
Empfänger 






X 




■ 










ursprünglich alle ALO, später 
nur Alg-Il-Empfänger 


X 


X 




X 


10 

Monate 








ursprünglich Geringqualifizierte 
und LZA, später 


X 




X 




18 

Monate 










alle 

Kleinverdiener 




X 


X 




36 

Monate 










Geringverdie- 

ner/Nebenjobs 


X 


X 


X 








Hartz IV 


Bedarfsge- 

meinschaft 






















Alg-Il- 

Empfänger 






X 




X 




X 


Lohnsubvention nach § 
217ff. SGB III 




SSH 




X 






■ 


1 2 bzw. 
36 

Monate 














X 


X 


X 




Beitragsbonus nach § 
421k SGB IN 




AN über 55 




X 




X 






X 


1 Nicht erprobte Modelle 1 


Bürgergeld 
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Quelle: eigene Zusammenstellung 

Die Steuerbeihilfen zum Erwerbseinkommen erhöhen das disponible Einkommen, ohne die 
Firmenkosten zu belasten. DIW-Chef Zimmermann hatte zunächst hohe Erwartungen an 
die Beschäftigungseffekte von Lohnsubventionen, deren internationale Erfahrungen er 
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untersuchte. Geblieben ist sein Plädoyer fiir einen ausgedehnten Niedriglohnsektor und 
seine Ablehnung gegenüber dem Bürgergeld (Zimmermann 2003b).*®* 

Zwischenfazit 

Die Grundidee der negativen Einkommensteuer ist bestechend einfach. Anstelle des Alg II 
erhalten Erwerbspersonen mit niedrigem Einkommen einen Zuschuss vom Finanzamt, der 
sich am Einkommen bemisst und laufend abnimmt, bis die Steuerpflicht einsetzt. Damit der 
Arbeitsanreizmechanismus wirken kann, müssen staatliche Transferleistungen zu einem 
deutlich höheren Gesamteinkommen führen. Der degressive Tarifverlauf unterstützt die Ar- 
beitsanreizwirkung, weil zunehmendes Erwerbseinkommen nicht abrupt zum Transferver- 
lust führt. Im Unterschied zu Lohnsubventionen verbessert die negative Einkommensteuer 
alle Niedrigeinkommen (Gerhardt/Weber 1986). Daher muss eine negative Einkommen- 
steuer nicht automatisch in die Niedriglohnökonomie einmünden, sondern unterstützt die 
Verhandlungsmacht der Schwachverdiener. 

Beschäftigungswirkungen und Kosten des Bürgergeldes werden kontrovers diskutiert 
(Spermann 2001: 57-83). Gleichzeitig werden ihr aufgrund von makroökonomischen Feed- 
back-Strukturen Selbstfinanzierungseigenschaften zugeschrieben (Benken 2002). Der 
Spielraum wird eingegrenzt von zwei Fixpunkten der Übertragungsmatrix in das vorhande- 
ne Rechtssystem (Zahl der Nutznießer, Höhe des festzulegenden Existenzminimums, Ab- 
schmelzungstarif, Substitution anderer Sozialtransfers). Hinzu kommen Vorbehalte in Be- 
zug auf strukturelle Auswirkungen für den Sozialstaat und die soziale Gerechtigkeit. Die 
negative Einkommensteuer wurde in keinem Land in ihrer Reinform eingeführt. Ein wich- 
tiges Etappenziel wurde Mitte der neunziger Jahre erreicht, als das Existenzminimum steu- 
erfrei gesetzt wurde. 
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Der Bund der Steuerzahler warnt vor unkalkulierbaren Kostenrisiken von Kombilöhnen für 
den Staatshaushalt.'®® Die Haushaltsbelastung hängt von der Nachhaltigkeit der Arbeits- 
marktintegration ab, die das Modell bietet. Es lassen sich diese Kriterien anlegen: Universa- 
lität (Bruttolohnbezogenheit), Dauerhaftigkeit der Subventionierung, Degressivität (Sub- 
vention soll mit zunehmendem Bruttolohn abnehmen) und Anspruchsneutralität (kein An- 
spruchsverlust an Sozialversicherung) (Kaltenborn 1999: 15). Die arbeitsmarktpolitischen 
Forderungen der SPD-Zukunftskommission ergänzen diese Kriterien: 

■ Förderung der Beschäftigung in Privathaushalten durch Dienstleistungsgutscheine und 
Dienstleistungsagenturen; 

■ LeistungsfÖrdemde Anrechnung von Arbeitseinkommen bei Sozialhilfebezug; 

■ Verminderung der Sozial Versicherungsbeiträge für gering bezahlte Arbeiten.^™ 



198 Vgl. O. V.: „Es wäre es billiger, den Leuten das Geld in die Hand zu geben. DIW-Chef Zimmermann beur- 
teilt die Subventionierung von Niedriglöhnen skeptisch.“ In: Die Welt, 23. Mai 2002 (Online- Artikel). 

199 Vgl. Bund der Steuerzahler: „Diskussion über Kombilöhne“, Pressemitteilung, 09. Jan. 2006 (Online- 
Artikel). 

200 Vgl. Otmar Schreiner: „Arbeitsmarktpolitisches Konzept für gering qualifizierte Arbeit.“ 

- URL: http://library.fes.de/fulltext/asfo/00225002.htm. 
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Nach dem Ranking der Zukunftskommission hat das Bürgergeld die meisten Vorzüge (Zu- 
kunftskommission 1998: 266-268). Konsensfahig waren 1998 allerdings nur die Lohn er- 
gänzenden Einkommenszuschüsse. Kritische Ökonomen wie Peter Bofinger unterstützen 
eher die negative Einkommensteuer als die Freibetragsmodelle (SVR 2005: 225 ff 

Lohnsubventionen im Hartz-Konzept und in den Hartz-Gesetzen 

Die Lohnsubventionsinstrumente sind durch die von Hartz initiierte Hartz-Gesetzgebung 
vereinheitlicht und vereinfacht worden (Hartz-Kommission 2002: 134). Das Bonussystem 
für Arbeitgeber sollte deren Sozialversicherungsbeiträge im Fall einer positiven Beschäfti- 
gungsbilanz subventionieren; es wurde verworfen.^**^ Löhne sollten bis auf 35 vH (bei den 
PSA- Aktivitäten) heruntersubventioniert werden. Nicht in die Hartz-Gesetze überführt 
wurden das Bridge-System (Modul 5), das Bonussystem (Modul 7) und der Job-Floater 
(Modul 12) (Abbildung 5.7). 



Abbildung 5.5: Lohnsubventionen beim Hartz-Konzept 
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Quelle: eigene; * Arbeitsgelegenheiten (Ein-Euro-Jobs ursprünglich nicht vorgesehen) 

Die Hartz-Kommission empfahl den Job-Floater, um regionale und gesamtwirtschaftliche 
Struktur- und Wachstumsimpulse auszulösen (Hartz-Kommission 2002: 38; 41 f ). Der Job- 
Floater sollte ursprünglich ein Gesamtvolumen von jährlich 10 Mrd. € haben und 100.000 
Arbeitsplätzen schaffen. Für jeden eingestellten Arbeitslosen sollte es einen vergünstigen 
Kredit in Höhe von 100.000 € geben (Hartz-Kommission 2002: 263-269). Diese als fest- 
verzinslich geplante Anleihe mit einem Zinssatz von weniger als 3 vH begeisterte die 
Wertpapiermärkte nicht. Die Zinssubventionierung hätte sich für kleinere und mittlere Un- 
ternehmen rentiert und binnenwirtschaftliche Impulse gebracht. Nach Diskussionen blieben 



201 Vgl. Heinz Putzhammer. „Kleine Einkommen entlasten. Neue Forschungsergebnisse stützen den DGB- 
Vorschlag für einen Freibetrag in der Sozialversicherung.“ In: FR, Nr. 291, 13. Dez. 2003, S. 7. 

202 Vgl. 0. V.: „Professoren debattieren Kernfragen.“ In: Vision D; -URL: http://www.vision-d.de. 

203 Siehe dazu das Gespräch mit Hartz-Kommissionsmitglied Günter Schmid. Vgl. „Hartz-Fachleute feilen 
noch an der Finanzierung. , Job-Floater’ als Hebel/Bonus für Arbeitgeber umstritten.“ In: FR, Nr. 185, 12. 
Aug. 2002, S. 9. In der lAB-Stellungnahme wird das Modul ebenfalls kritisiert (Autorengemeinschaft 2002: 
48). 
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davon jährlich 925 Mio. übrig. Zusätzlich sollte es eine 100-Euro-Pflichtabgabe für eine 
Jugendaktie bzw. Ost-Aktie für ein breit angelegtes Investitionsprogramm geben. 

Zwischenfazit 

Lohnsubventionen sollen Löhne (im Bereich zwischen 3,50 € und 6,00 €) aus Steuermitteln 
aufstocken bzw. die Arbeitskosten in diesem Segment reduzieren. Die Kombilohnmodelle 
konnten aus Kosten- und Effizienzgründen nicht überzeugen. Der bürokratische Aufwand 
und die temporäre Beihilfe wirken für Firmen kaum verlockend. Jeder neue Job würde den 
Fiskus jährliche zwischen 35.000 € und über 70.000 € kosfen und damif erheblich über den 
Niedriglöhnen liegen, weil die generelle Förderung der Sozialversicherungsbefräge auf alle 
Einkommensklassen wirk!. Die Mindereinnahmen an Sozialbeifrägen und die Sfeuermehr- 
ausgaben wären von einer weifer schrumpfenden Zahl der Beschäftigten aufzubringen. In- 
direkte oder direkte Lohnsubventionen kommen Not leidenden Betrieben und Branchen zu- 
gute. Die dauerhafte Subventionierung durch Kombilöhne ist damit weder finanziell leist- 
bar noch ökonomisch sinnvoll, da Sozialbeiträge auf Sozialkassen oder Steuerzahler abge- 
wälzt werden. Gegen Lohndumping helfen Mindestlöhne, die an anderer Stelle diskutiert 
werden (siehe Kapitel 8.1). Gleichwohl steigt die Langzeitarbeitslosigkeit trotz vielfältiger 
Lohnsubventionsarrangements weiter. 



5.5 Hartz plus - Zwischenfazit 

Die Hartz-Kommission empfahl Ergänzungszahlungen gegen Langzeitarbeitslosigkeit. 
Lohnsubventionen sollen Firmen veranlassen, Jobs im Niedriglohnsektor zu schaffen und 
bieten monetäre Anreize, schlecht bezahlte Arbeit anzunehmen oder zu behalten {low skill- 
bad job-trap). Sie können Arbeitgebern, Arbeitnehmern oder beiden dauerhaft oder zeit- 
weise zufallen. Zu den Sondermaßnahmen gegen Langzeitarbeitslosigkeit fallen gestaffelte 
Sozialversicherungsfreibeträge für Minijobs. Ebenso wurden Bildungs- und Vermittlungs- 
gutscheine implementiert (Snower 1994; Orszag/Snower 2000). 

Das erste Kriterium sind die Beschäftigungseffekte. Die Mikrosimulation projiziert für 
jeden reduzierfen Beifragspunkf 65.000 und 125.000 neue Jobs, die nur langfrisfig zu er- 
warfen sind. Das zweife Kriferium sind die Kosfen. Kombilöhne können neue, dauerhafte 
Subventionsfafbesfände schaffen. Lohnsubvenfion darf kein Unfemehmenszweck sein. Je 
nach Ausgesfaltung kosfen sie den Sfaaf wesentlich mehr als ein Geringverdiener verdient. 
Dadurch steigen Lohnnebenkosten und Steuern. Im Zweitrundeneffekt können Nettoein- 
kommen und Konsumquote sinken und damit die Arbeitslosigkeit noch zunehmen. Beispie- 
le für Mifnahme- und Drehfüreffekfe lassen sich efwa im Hofei- und Gasfsfäffengewerbe 
finden, welche durch die branchenbedingf hohe Flukfuafion nichf beherrschbar sind. Büro- 
kratiearme Kontrolle gegen Mitnahmeeffekte ist bislang nicht ersichtlich. Ferner sind un- 
einheitliche Sozialversicherungssätze im Niedriglohnbereich administrativ schlecht band- 



204 Ein zinsgünstiges Darlehen (eine Art Arbeitsplatzkredit), das jeweils zur Hälfte als Förderkredit und als 
eigenkapitalähnliches Nachrangdarlehen gespeist wird. Die Kritik von Union und FDP am Job-Floater zielte 
auf die Steuerausfalle von 20 bis 21 Mrd. €. Selbst in der abgespeckten Version der auf dem Kapitalmarkt 
zu finanzierenden Anleihe für Arbeitsplätze in strukturschwachen Regionen von 20 Mrd. € betrügen die 
Steuerausfälle immer noch 4 bis 5 Mrd. Euro. 
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habbar. Weitere Risiken von Lohnsubventionen können sieh hinsiehtlieh einer geringeren 
Produktivitätsentwieklung und eines Lohndumping ergeben. 

Die Skepsis gegen neue Kombilohnmodelle beruht sehließlieh auf cream/ng-Effekten, 
die Teil der Konzeption sind. Arbeitsuehende mit den geringsten Risiken und den besten 
Vermittlungsaussiehten werden zusätzlieh gefordert (Caliendo/Steiner 2005). Daher leisten 
Kombilöhne eher einen Betrag zur Armutsbekämpfung für die Begünsfigfen, sind aber 
insgesamf kein Pafentrezepf gegen Einkommensarmuf frofz Erwerbsfäfigkeif und Langzeif- 
arbeifslosigkeit (Bothfeld/Gronbaeh/Seibel 2006). Der wiehtigsfe Effekf isf, dass sie unqua- 
lifizierfe Langzeifarbeifslose dureh preisreduzierfe Besserqualifizierfe ersefzen. Das Alg ff 
haf für 700.000 bis 800.000 Hilfebezieher Kombilohneharakfer, weil Erwerbseinkommen 
bis zu besfimmten Grenzbefrägen anreehnungsfrei sind, ln die Simulafion der Arbeifsmarkf- 
und Sozialreformen müssfen interindustrielle Feedbaek-Beziehungen stärker einfließen, um 
Angebots- und Naehfragereaktionen besser abzubilden. Die ausgelösten makroökonomi- 
sehen Kreislaufeffekte von Lohnsubventionen wirken umso stärker, je besser sie mit einer 
stetigen Finanzpolitik kombiniert werden und die Binnetmaehfrage stärken. Das gesell- 
sehaftliehe Großexperiment der Hartz-Reformen vereinheitlieht die Kombilohn-Modellpro- 
jekte. Dazu mehr im näehsten Kapitel. 




6 Das Experiment: Hartz und der deutsche Arbeitsmarkt 



Die Erfolge bei der regionalen Jobkrise eines Automobilkonzems dienen als Vorbild für die 
Arbeitsmarkt- und Sozialreformen. Der eigene Forschungsbeitrag liegt auf zwei Ebenen. 
Zunächst werden Kostensenkungsprogramme bei der Volkswagen AG vorgestellt. Dann 
sind die Vorschläge der Hartz-Kommission für den deutschen Arbeitsmarkt zu beschreiben. 
Den Analyserahmen bilden die Subventioniemngsarrangements im Hartz-Konzept, fis- 
kalische Gesichtspunkte, die erwarteten Arbeitsmarkteffekte und vermutete Beschäfti- 
gungswirkungen. Die Implementierangsphase hat begonnen, aber die Hartz-Evaluation 
nach §§ 55 und 6c SGB II liefert noch keine belastbaren Daten (Brinkmann et al. 2005; 
Fertig/Kluve/Scheuer 2004b; Michaelis/Spermann 2004). 



6.1 Einzelwirtschaftliche Kostensenkungsprogramme hei VW 

Der als „Deus ex Machina des deutschen Arbeitsmarktes“ titulierte Ex-VW-Personal- 
manager halbierte bei der Volkswagen AG die Arbeitslosigkeit und sollte im Regiemngs- 
auftrag den deutschen Arbeitsmarkt sanieren.^®^ Dieses „Wunder von Wolfsburg“ ist eine 
von mehreren Beispielen für sozialverträgliches Krisenmanagement (Hartz 1994).^°® 

Zunächst zur Vier-Tage-Woche. Absatzeinbußen führten zwischen 1992 und 1993 zu 
weit reichenden Stmkturverändemngen bei VW. Massenentlassungen schienen unaus- 
weichlich. Zuvor wurde die Belegschaft von VW-Deutschland durch Vormhestand und 
Aufhebungsverträge bereits von 130.000 auf 100.000 reduziert. Produktionskapazitäten 
wurden z. B. nach Tschechien, nach Portugal und in die VR China verlagert oder es wurde 
damit gedroht (Golf-Geländewagen). Alternativ dazu entwickelte Hartz ein Arbeitszeit- 
modell, welches die Arbeitszeit von 36 auf 28,8 Stunden/Woche verkürzte (Hartz 1996: 
101). Alle Beschäftigten verzichteten auf 10 und 15 vH ihres Jahresentgeltes. Wichtiges 
Element dabei sind abgesenkte Mehrarbeitszuschläge, weil durch die Neuregelung u. a. 
keine Überstunden mehr vergütet werden. Zusammen mit der massiven Arbeitszeitflexibili- 
siemng nach Auftragslage, wurde der Personalkostenanteil je Fahrzeug um 13 vH ver- 
ringert. Bei betriebsbedingten Kündigungen, einem Sozialplan, den zu erwartenden Sozial- 
auswahlkosten und Arbeitsgerichtsprozessen werden sonst nur etwa 6 vH eingespart. Hartz 
gelang eine Trendumkehr beim Personalabbau, die Wahrung der Arbeitsmoral in den Wer- 
ken und die Produktivitätssicheiung.^®^ Der Deal bewahrte 30.000 der damals 108.000 Ar- 



205 Die Arbeitslosenquote sank in Wolfsburg von 17,9 vH (1996) auf 13,6 vH (1998) und auf 9,8 vH (2002). 
- URL: www.wissenstransfer.info (Zugriff: 06. März 2005). 

206 Vgl. Hans-Jürgen Arlt: VW- Vorreiter in der deutschen Wirtschaft. Kein Unternehmen wie jedes andere - 
für Volkswagen gelten nicht selten eigene Regeln. Manches „Vorspiel“ im Konzern ebnete den Weg für na- 
tionale Gesetze und politische Strategien.“ In: FR, Nr. 155, 07. Juli 2005, S. 10. 

207 Ein Großunternehmen wie VW verlöre durch die geltenden Sozialauswahlkriterien des Kündigungsschutz- 
gesetzes gerade die produktive Arbeitnehmerschaft der 30.000 unter dreißigjährigen Mitarbeiter bei VW. 
Diese Zahl entsprach genau dem Personalabbaubedarf, wie Hartz vorrechnete (Hartz 1994). 
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beitnehmer in den Regionen Braunsehweig-Salzgitter-Hannover, sowie Emden und Kassel 
vor der Entlassung. 

Eine weitere Hartz-Innovation ist das 5.000mal5.000-Vergütungsmodell. 5.000 neue 
Produktionsbesehäfligte werden fiir die Laufzeit des Projektes von dreieinhalb Jahren mit 
einem festen Monatsentgelt von 2.557 € (ehemals 5.000 DM) eingestellt (Hartz 1996).^°* 
Bei der eigens dafür eingeriehteten Personalagentur Auto 5.000 GmbH bewarben sieh 
zehntausende Mensehen aussehließlieh über das Internet. Rund 90 vH der komplett neu 
eingestellten Besehäftigten waren vorher arbeitslos oder akut von Jobverlust bedroht.^**® 
Das Projekt ist wirtsehaftlieh und sozial erfolgreieh.^*® Ab dem Jahr 2006 außer dem Mini- 
van Touran (Soll-Produktionszahl von 800 Stüek pro Tag) ein neuer VW-Bully in Teamar- 
beit produziert werden soll. VW verkaufte im ersten Produktionsjahr (2003) 130.000 Tou- 
ran Vans und hält im Marktsegment 25 vH Marktanteil. Kostenoptimierung erfolgt dureh 
sehrittweise Aushöhlung des VW-Haustarifs - VW gehört keinem Arbeitgeberverband an - 
auf verseht edene Weise und mit dem Verspreehen, Arbeitsplätze neu einzuriehten oder zu 
erhalten. Gemäß der Geländewagenvereinbamng (Golf-Marrakeseh) sollen insgesamt 1.000 
VW- Auszubildende 2006 und 2007 in der Auto 5.000 GmbH 20 vH unter Haustarif über- 
nommen werden.^" Von Neueinstellung ist niehts bekannt. Gleiehzeitig wird die Arbeits- 
produktivität dureh flaehe Hierarehien erhöht, Team- und Gruppenarbeit verstärkt, ge- 
sehiekte Arbeitsorganisation und ein eigenes nieht am Stundenlohn orientiertes Tarifmodell 
eingeführt und ein dreistufiges Qualifikationsmodell gesehaffen. Pro Fahrzeug werden so 
850 € Personalkosten eingespart. Dem Sanierungskonzept sind aus naehfolgenden Gründen 
enge Grenzen gesetzt. 

Erstens sind die Besehäftigungserfolge der Wolfsburg AG triekreieh, aber zwiespältig, 
denn Betriebsumsiedlung von Zulieferungsbetrieben vemiehtete andernorts Jobs (Selenz 
2006: 126-131). Bei der Auto 5.000 GmbH beträgt die wöehentliehe Arbeitszeit dureh- 
sehnittlieh 35 Stunden und kann auf 42 Stunden ausgedehnt werden, weil sieh Mitarbeiter 
zu drei Stunden Weiterbildung pro Woehe verpfliehten, von denen nur eineinhalb bezahlt 
werden. Die Zwisehen- und Endkontrolle (Qualitäts-Regel-Kreis) ist streng, Fehler sind 
leieht auf den Verursaeher zurüek zu verfolgen. Selbst verantwortete Produktionsfehler sind 



208 Das 5.000mal5.000-Projekt steht in Wolfsburg im Zusammenhang mit einer Vielzahl von Infrastrukturpro- 
jekten. Die Begleitforschung zum Projekt ,,5.000mal5.000“ hat das SOFI unter Schirmherrschaft von Prof. 
Michael Schumann übernommen. Drei Forscher sind auf 3,5 Jahre mit einem Budget von 1 Mio. € aus- 
gestattet dabei das Projekt zu evaluieren. Folgende Institutionen sind beteiligt: VW, IGM, HBS, VW-Stif- 
tung. Forschungsschwerpunkte sind: a) neue Entgeltformen, b) innovative Formen der Arbeitsorganisation 
und c) ein neuartiges prozessorientiertes Qualifizierungskonzept. - URL: www.uni-protokolle.de. 

Vgl. Michael Schumann/Martin Kuhlmann/Frauke Sanders/Hans Joachim Sperling: „AUTO 5000 - eine 
Kampfansage an veraltete Fabrikgestaltung.“ In: SOFI-Mitteilungen Nr. 32; S. 23-46; 

- URL: http://www.sofi-goettingen.de/frames/Texte/Auto5000.pdf. 

209 Vgl. Lva Roth/Joachim Wille: „Flexible Mitarbeiter bringen VW-Tochter auf Touren. Hartz einmal anders: 
VW erprobt erfolgreich ein neues Arbeitsmodell. Zu diesem Schluss kommt eine Studie über die VW-Toch- 
ter ,Auto 5000’.“ In: FR, Nr. 271, 19. Nov. 2004, S. 1. 

210Vgl. Michael Schumann/Martin Kuhlmann/Frauke Sanders/Hans Joachim Sperling: „In diesem Werk lernt 
Deutschland. Das Modellprojekt Auto 5000 zeigt, wie Industriearbeit hierzulande bestehen könnte: Mit ei- 
genverantwortlichen Beschäftigten und erfolgsorientierten Löhnen. Line wissenschaftliche Bilanz.“ In: Die 
Zeit, Nr. 25, 14. Juni 2006, S. 29. 

211 Vgl. O. V.: „IG Metall lobt Geländewagen-Vereinbarung. Verhandlungsfuhrer Meine sieht positives Signal 
für Beschäftigte. ,Niemand wird hemntergestuff.“ In: FR, Nr. 226, 28. Sept. 2005, S. 9. 
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unentgeltlich außerhalb der regulären Arbeitszeit nachzuarbeiten.^*^ Gleichzeitig dient das 
5.000x5.000-Tarifmodell so der frühere Betriebsratsvorsitzenden Klaus Volker! dem Ziel, 
die deutsche Automobilfertigung an das Lohnniveau der europäische low-cost Standorte 
anzupassen, indem eine Mehrklassengesellschaft der VW-Beschäfligten geschaffen wird. 
Ältere Langzeitarbeitslose, Problemgruppe des Arbeitsmarktes, profitieren kaum.^*^ 

Zweitens ist das VW-Modell auf Industriearbeitsplätze beschränkt. Ex-VW-Personal- 
vorstand Peter Hartz versprach, bei Volkswagen alle 176.544 inländischen Arbeitsplätze zu 
erhalten, wenn seine innovativen Ideen vom VW-Betriebsrat angenommen würden.^'"* VW 
hatte zusätzlich eine von drei Montagehallen für 500 Mio. € umgebaut und nochmals 500 
Mio. € in die Entwicklung des Touran investiert; pro Arbeitsplatz wurden allein im Werk 
200.000 € eingesetzt.^*^ Hinzu kommen erhebliche öffentliche Investitionen im Raum 
Wolfsburg. Wollte man das Erfolgsmodell auf ganz Deutschland ausweiten, müssten stolze 
400 Mrd. € investiert werden, um 2 Millionen Jobs zu schaffen. 

Drittens hat das Modell einen fatalen Nebeneffekt. Der Vorwurf lautet, dass Schwarz- 
arbeit um VW-Standorte blüht, in denen die Vier-Tage-Woche eingeführt wurde und zu 
mehr disponibler Zeit bei geringeren Löhnen führt (Müller/Mecke 1997). 

Viertens wurde keines der VW-Arbeitszeitmodelle flächendeckend und interindustriell 
übertragen. Nachahmer der Arbeitszeitregelung beschränkten sich auf wenige Groß- 
konzeme (Arbeitszeitmodell der verkürzten Wochenarbeitszeit ohne Lohnausgleich). Wie 
bei vergleichbaren Autokonzemen auch liegen die Personalkosten bei VW etwa bei 15 vH 
der Gesamtkosten (2004). Die mit der Vier-Tage-Woche erzielte Prozessoptimiemng bezif- 
fert sich auf 800 Mio. 6.^'^ Dort liegen die Löhne 20 vH unter dem VW-Haustarif Ähnliche 
Spareffekte wären durch konsequentes Abstellen der Nebengeschäfte und Vergnügungen 
des Managements auf VW-Kosten erzielt worden (Selenz 2006: 79). 

Fünftens bleibt das behutsame „Gegenstück zum Neoliberalismus“ - wie das Touran- 
Projekt von Gewerkschaftsseite apostrophiert wird - auf den VW-Konzem, auf seine Fir- 
men-Philosophie und auf das deutsche Mitbestimmungsmodell beschränkt. Dies schmälert 
zwar nicht den Wolfsburger Erfolg von Peter Hartz, stellt ihn aber in einen gewissen Inter- 
pretationsrahmen.^*’ Arbeitskosten werden auf intelligente Weise durch höhere Produktivi- 



212 Die Formel „4-Tage-Woche“ heißt nicht: vier Arbeitstage mit jeweils 7 Stunden und 12 Minuten. Nur 70 vH 
der Belegschaft arbeiten in diesem Rhythmus, Freitag oder Montag ist jeweils arbeitsfrei. Es sind rund 20 
unterschiedliche Arbeitsmodelle anzutreffen. Die Reinform des Modells ist hauptsächlich in indirekten, we- 
niger produktionsnahen Bereichen anzutreffen. In anderen streuen die täglichen und wöchentlichen Schicht- 
zeiten teils erheblich. In den Bereichen Lack, Rohbau, Montage gibt es das Modell bedingt durch Maschi- 
nenlaufzeiten und anderen produktionstechnischen Gegebenheiten sowie erforderlicher Skalenerträge 
(Stückzahl bei Kapitalintensität) nicht. 

213 Vgl. Michael Schumann: „Das Tor zur Welt der Arbeit, die Belegschaft von ,Auto 5000’ baut neue Fahr- 
zeuge - und legt vielleicht die Grundlagen für die industrielle Zukunft Deutschlands.“ In: FR, Nr. 236, 10. 
Okt. 2003, S. 28. 

214 Die Arbeitskosten sollen bei VW in Deutschland durch diese Maßnahmen um 30 vH sinken: reduzierter 
Überstundenzuschlag, altersabhängige Wochenarbeitszeit, eine an den Untemehmensgewinn gekoppelte 
Entlohnung, erfolgsabhängiger Bruttolohn, Arbeitnehmer sollen Qualifizierungsmaßnahmen künftig zum 
Teil selbst tragen. 

215 Vgl. O. V.: „Touran eröffnet zwei neue Kapitel. VW bringt ersten Van und startet sein 5000-mal-5000- 
Modell.“ In: FR, Nr. 11, 14. Jan. 2003, S. 15. 

216 Vgl. Eva Roth: „’Elemente sind übertragbar.’ Vom VW-Tarifmodell ,5000x5000’ können andere Betriebe 
lernen, sagt Gesamtmetall-Chef Martin Kannegiesser.“ In: FR, Nr. 271, 19. Nov. 2004, S. 25. 

217 Anlässlich einer von Studenten gesprengten Informationsveranstaltung im November 2003 an der Johann- 
Wolfgang-Goethe-Universität in Frankfurt am Main. 
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tät und geringere Arbeitszeiten ohne Lohnausgleieh stabilisiert. Naeh Einsehätzung des 
SOFI-Institutes, das die wissensehaftliehe Begleitforsehung durehfiihrt, kann es dem in 
vielen Werken beobaehtbaren Trend zur Re-Taylorisierung entgegenwirken. Für das Tou- 
ran-Projekt wurden abweehslungsreiehe und ganzheitliehe Arbeitsinhalte, Teamarbeit mit 
erweiterten Handlungs- und Entseheidungsspielräumen, eine flaehe Hierarehie und eine 
lemfbrderliehe Qualifizierungsorganisation vereinbart.^*® Arbeitslose stellen sieh mit dem 
Arbeitsmodell nieht sehleehter.^*^ Arbeitsstudien ergaben eine durehsehnittliehe Woehen- 
arbeitszeit von 35 Stunden, wobei diese bei gleieher Bezahlung auf 42 ausgedehnt werden 
können. Das Hartz-Konzept bei VW provoziert eine heftige tarifreehtliehe Strukturdebatte 
des „verriegelten Arbeitsmarktes“ und besiegelt faktiseh das Ende der 35 Stunden- 
Woehe.^^** Dies seheint aueh ein Verdienst von Peter Hartz zu sein. Kernproblem ist, ob 
jenes regional und untemehmenspolitiseh nieht repräsentative keynesianisehe Großprojekt 
auf alle Industriekonzeme Deutsehlands übertragbar ist, um Langzeitarbeitslose aus dem 
„Tabellenkeller“ zu führen. Die Arbeitsmarktentwieklung sprieht dagegen.^^’ 

Das VW-Tarifmodell lässt insgesamt eine besehäftigungspolitisehe Win-win-Situation 
zum Nutzen aller Beteiligten erkennen. Die Partnersehaft braehte bei VW eine Gewinn 
steigernde Kostenreduktion. Gewerksehaflliehe Errungensehaften wurden dabei geopfert, 
Arbeitslose fanden aber neue Jobs. Das Tarifmodell steht seit 2004 verstärkt auf dem Prüf- 
stand (Sparoperation ForMotion).^^^ An anderen VW-Standorten gilt wieder die übliehe 
wöehentliehe Arbeitszeit von 35 Stunden (VW-Werk Kassel/Baunatal). Das „Sieben Punk- 
te Programm“ von 2005 (Motto: „Job statt Mäuse“) soll die Arbeitskosten um noehmals 2 
Mrd. € senken. Jeder fünfte VW-Arbeitsplafz in Deutsehland steht zur Disposition. Über- 
dies soll das neueste Regelmodell im Sehnitt 20 vH weniger Lohn für alle bringen und den 
(höheren) VW-Hausfarif und den Fläehentarif insgesamf umgehen. Gleiehzeifig werden 
bei leieht gestiegenen Absatzzahlen neue Rekordgewinne (58 vH vor Steuern für 2005), 
höhere Dividenden und ausgeprägte Liquiditätsreserven gemeldet, doeh Investitionen wer- 
den drastiseh reduziert.^^"* 



218 Vgl. Michael Schumann/Martin Kuhlmann/Frauke Sanders/Hans Joachim Sperling: „Altmodische Arbeits- 
teilung oder moderne Teamarbeit. Volkswagen sucht mit seiner Tochter ,Auto 5000’ den richtigen Weg in 
eine zukunftsträchtige Beschäftigungspolitik.“ In: FR, Nr. 271, 19. Nov. 2004, S. 24-25. 

219 Vgl. 0. V.: ,,’Innovativ’ und ,fair’. Volkswagen und Gewerkschaft loben ihren Zukunftsvertrag.“ In: FR, 04. 
Nov. 2004, S. 11. Vgl. 0. V.: „Tarifstreit. VW droht mit Abbau von 30.000 Arbeitsplätzen.“ In: F.A.Z., 09. 
Sept. 2004 (Online-Artikel). Vgl. Johannes Ritter: „Tarifverhandlungen. Volkswagen am Scheideweg.“ In: 
F.A.Z., 15. Sept. 2004 (Online-Artikel). 

220 Kritische Positionen zu dem Projekt 5000x5000 lassen sich findet unter (Zugriff: 06. März 2005): 

- URL: http://www.laboumet.de/diskussion/Arbeit/realpolitik/modelle/hartz/roth.html; 
http://www.pds-online.de/politik/presseerklaemngen/view_html?zid=95 1 &bs=l &n=0 
Konfliktfreie Produktivitätsentwicklung: - URL: www.zeitschrift-marxistische-emeuemng.de 
Folgen für gewerkschaftliche Tarifpolitik: - URL: http://www.laboumet.de/branchen/auto/vw/5000/ 

221 Im Jahr 2004 wiesen der VW-Kreis Helmstedt (+27,1 vH) und die VW-Stadt Wolfsburg (+24,8 vH) die 
höchsten Zuwachsraten der registrierten Arbeitslosen aller 439 Landkreisen bzw. kreisfreien Städten aus. 

222 Vgl. Guido Reinking: „VW weicht von Prinzipien für Job-Programm ab.“ In: FTD, Nr. 51/11, 12. März 
2004, S. 4. Mehr als 20.000 der weltweit 330.000 Beschäftigten stehen dabei zur Disposition. 

223 Vgl. O. V.: „Volkswagen. Streit über 5000-mal-5000-Modell.“ In: FR, Nr. 213, 13. Sept. 2004, S. 9. 

224 Vgl. Christine Skowronowski: VW steigert den Gewinn deutlich. Aktionäre sollen mehr Dividende erhalten. 
20.000 Jobs auf der Kippe.“ In: FR, Nr. 36, II. Febr. 2006, S. 1 1. 
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Die Politik geriet im Frühjahr 2002 unter Zugzwang. Das Bündnis für Arbeit (Bench- 
marking-Arbeitsgruppe) kam zu keinen umsetzbaren Ergebnissen. Der Vermittlungs- und 
Statistikskandal machte die damalige Bundesanstalt für Arbeit handlungsunfähig. Die Kos- 
ten der Arbeitslosigkeit belasteten den Bundeshaushalt. Bundestagswahlen standen vor der 
Tür. Die Berufung des Industriekaufmanns Peter Hartz zum Vorsitzenden der gleichnami- 
gen Kommission beruht auf der persönlichen Freundschaft zu Gerhard Schröder. Der ehe- 
malige Skoda-Personalvorstand Helmuth Schuster, ihm wird nachgesagt, er sei Ghostwriter 
aller drei Hartz-Bücher, leistete wesentliche Vorarbeiten dazu (Selenz 2006: 37-39).^^^ 
Lediglich zwei der 15 Kommissionsmitglieder waren Wissenschaftler.^^^ Die Experten- 
kommission „Moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt“ unter Leitung des Ex-VW- 
Personalmanagers Peter Hartz legte am 16. August 2002 den Bericht nach halbjähriger 
Arbeit im Französischen Dom zu Berlin offiziell vor.^^^ Erklärte Absicht war, die registrier- 
te Arbeitslosigkeit von damals 4,046 Mio. innerhalb von drei Jahren zu halbieren.^^* Die 
Innovationsmodule mit den abgedrehten Namen sollten dies bis zum „31.12.2005“ (Hartz- 
Kommission 2002: 35) bzw. „im Jahresverlauf 2005“ (ebenda: 271) bewerkstelligen (Ab- 
bildung 6.1). 



225 Vgl. Stefan Willeke: „Wir waren Helden. Lustreisen, Huren, Tamfirmen bei VW - heute weiß man, wer die 
Fäden zog: Helmuth Schuster, der beste Mann von Peter Hartz.“ In: Die Zeit, Nr. 9, 23. Feb. 2006, S. 13. 

226 Die Mitglieder der Kommission wurden von der Bundesregierung (Bundesarbeitsminister Riester) Ende Fe- 
bruar 2002 berufen: Dr. Peter Hartz (Vorsitzender), Dr. Peter Bensel (Mitglied des Vorstands der Daimler- 
Chrysler Services AG und später Mitglied des Vorstands der Bahn AG). Dr. Jobst Fiedler (Roland Berger 
Strategy Consultants), Heinz Fischer (Abteilungsleiter Personal der Deutschen Bank AG), Peter Gasse (Be- 
zirksleiter der IG Metall NRW), Prof. Dr. Werner Jann (Universität Potsdam), Dr. Peter Kraljic (Direktor bei 
McKinsey & Company), Isolde Kunkel-Weber (Mitglied des Ver.di-Bundesvorstands). Klaus Luft (Market 
Access for Technology Services GmbH), Harald Schartau (Minister für Arbeit und Soziales, Qualifikation 
und Technologie des Landes NRW), Wilhelm Schickler (Präsident des LAA Hessen), Hans-Eberhard 
Schleyer (Generalsekretär des Zentralverbands des Deutschen Handwerks), Prof. Dr. Günther Schmid (Wis- 
senschaftszentrum für Sozialforschung, Berlin), Wolfgang Tiefensee (Oberbürgermeister der Stadt Leipzig). 
Eggert Voscherau (Mitglied des Vorstands der BASF AG) (vgl. Pressemeldung BMA vom 06. März 2002 
und CD-ROM “Moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt“, Bericht der Kommission und Informationsma- 
terial). 

227 Prof. Dr. rer. pol. h.c. Peter Hartz wurde am 9. August 1941 in St. Ingbert/Saar als jüngster von drei Söhnen 
eines Hüttenarbeiters in St. Ingbert geboren. Nach der Mittleren Reife folgte eine Ausbildung zum Indust- 
riekaufmann in der Armaturenfabrik Theodor Jansen in Rohrbach. Auf dem zweiten Bildungsweg machte 
Hartz Abitur, studierte berufsbegleitend zwischen 1965 und 1968 an der Höheren Berufsfachschule für 
Wirtschaft des Saarlandes und graduierte zum Diplom-Betriebswirt. Im Unternehmen Theodor Jansen blieb 
Hartz bis 1976 tätig, zuletzt als kaufmännischer Direktor. Dann arbeitete er als Mitglied der Geschäftsfüh- 
rung und Arbeitsdirektor in der Röchling-Burbach Weiterverarbeitungs GmbH. Im Oktober 1979 wechselte 
Hartz als Vorstandsmitglied und Arbeitsdirektor zur AG der Dillinger Hüttenwerke, ging ab Juli 1986 zur 
Saarstahl AG (Völklingen) und im Juli 1989 zur DHS-Holding-Gesellschaft Dillinger Hütte Saarstahl AG. 
Ab Oktober 1993 war Peter Hartz Personalvorstand bei VW. Mit seinem Namen sind verbunden: „Vierta- 
gewoche“, das „Zeit-Wert-Papier“, das Tarifmodell „5000 x 5000“, aber auch die VW-Korruptionsaffäre. 
Bundeskanzler Gerhard Schröder berief Peter Hartz im März 2002 an die Spitze der „Hartz-Kommission“. 
Peter Hartz erhielt im März 2004 den Ehrentitel „Professor“ für sein Engagement für die Belange des Wirt- 
schaftsstandortes Saar. Peter Hartz wird vorgeworfen, er sei in den VW-Korruptionsskandal der Lustreisen 
und Vorteilsnahmen verstrickt. Am 12. Juli 2005 nahm der VW-Vorstand das Rücktrittsangebot von Peter 
Hartz als VW-Personal verstand an. 

228 Vgl. O. V.: „Wie die Hartz-Kommission die Zahl der Arbeitslosen halbieren will.“ In: SZ, 16. Aug. 2002 
(Online-Artikel). 
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Abbildung 6.1: Die 13 Hartz-Innovati onsmodule 



Modul Nr. 


Inhalte der Hartz-Kommissionsvorschläge (Plan) 


LS?* 


Gesetzliche Umsetzung (Ist) 


(1) Job-Center: 
Doppelter Kun- 
denauftrag, Ar- 
beitsuchende u. 
Arbeitgeber - 
besserer Servi- 
ce für Kunden 


Die 181 Arbeitsämter werden zu Job-Centem umgewan- 
delt. Neben den bisherigen Dienstleistungen übernehmen 
sie die arbeitsmarktreievante Beratung und Betreuung 
seitens des Sozialamtes, des Jugendamtes, des Wohnungs- 
amtes, der Sucht- und Schuldnerberatung und sind Schnitt- 
stelle zur Personal-Service-Agentur (PSA). Anlaufstelle 
sind Job vermittelnde Fallmanager, sie akquirieren offene 
Stellen. 




Sozialdatenaustausch zwi- 
schen Arbeits- und Sozialäm- 
tern möglich. One-Stop- 
Agency teils umgesetzt und 
teils durch das Optionsgesetz 
verhindert. 


(2) Quick-Ver- 
mittlung: 
Familien- 
freundliche 
Vermittlung 
und Erhöhung 
der Geschwin- 
digkeit in der 
Vermittlung 


Arbeitnehmer informieren die Job-Center nach einer Kün- 
digung unverzüglich, damit Vermittlungsbemühungen 
frühzeitig einsetzen können. Bei verspäteten Meldungen 
gibt es Abschläge vom Arbeitslosengeld. Arbeitslose mit 
Familien werden bei der Vermittlung bevorzugt behandelt. 
Zur besseren Vereinbarung von Familie und Beruf wird die 
Kinderbetreuung ausgebaut. Prognose bis 2005, zusammen 
mit neuer Zumutbarkeit: Abbau von 680.000 Arbeitslosen, 
davon allein 230.000 durch Job-Center. 




Frühzeitige Meldepflicht seit 
1.7.2003 (§ 37bSGB III). 
Kundensegmentierung, 
Selbstinformationssystem in 
Vorbereitung. Beratungs- 
und Leistungsschlüssel 
verbessert. 


131 Neue Zu- 
mutbarkeit und 
Freiwilligkeit 


Zumutbar sind alle nicht sittenwidrigen Jobs. Junge, allein 
stehende Arbeitslose müssen mobiler sein als Arbeitslose 
mit Verantwortung für Familienangehörige. Unzumutbar- 
keit von Beschäftigung muss nachgewiesen werden, Sank- 
tion drohen. Prognose bis 2005: Abbau von 680.000 Ar- 
beitslosen. 


1 


Zumutbarkeit verschärft 
(geografische u. materielle 
Mobilität). Umkehr der 
Beweislast. Sperrzeiten 
verschärft. 


(41 Ausbil- 

dungszeit- 

Wertnanier: 

Jugendliche 

Arbeitslose 


Das Ausbildungszeit-Wertpapier (AZWP) ist ein Finan- 
zierungsinstrument für zusätzliche Ausbildungsplätze. 
Rührige Jugendliche ohne Ausbildungsplatz können das 
Wertpapier bei Unternehmen „einlösen“. Das AZWP ist 
zweck- und personengebunden. Die Organisation über- 
nimmt eine gemeinnützige Stiftung, die durch freiwillige 
Beiträge finanziert wird. 


ja 


1 . Ganztagsschule geplant; 

2. Modularisierte Ausbildung 
erweitert; 

3. Intensive Betreuung 

4. AZWP nicht umgesetzt 


(5) Bridgesvs- 
tem: 

Förderung 
älterer Arbeit- 
nehmer 


Eine Lohnversicherung soll ältere Arbeitslose Einkom- 
mensverluste abdecken, der bei der Übernahme einer gerin- 
ger bezahlten Arbeit entsteht. Ältere sollen höhere AV- 
Beiträge zahlen, wenn sie eine neue Beschäftigung auf- 
nehmen. 

Andererseits können durch das Bridge-System ältere Ar- 
beitslose auf eigenen Wunsch aus dem Bezug des Ar- 
beitslosengeldes und der Betreuung durch das Job-Center 
ausscheiden (58er-Regelung). Die erhalten dann geringere 
monatliche Leistungen. Prognose: Hartz nennt keine Zah- 
len. 600.000 Arbeitslose sind älter als 55 Jahre. 


Ja 


1 . Lohnversicherung als 
Entgeltsicherung 

2. temporär abgesenkter 
Beitragssatz umgesetzt 

3. Altersgrenze abgesenkt für 
befrist. Arbeitsverträge 

4. Bridgesystem im Vermitt- 
lungsausschuss gestrichen 


(6) Geldleistun- 
gen: Zusam- 
menfuhrung 
von Arbeitslo- 
sen- und Sozi- 
alhilfe 


Verhinderung von Doppelstrukturen für Leistungsempfän- 
ger spart Verwaltungsaufwand und beseitigt Intransparenz. 
Nur noch drei Leistungsarten: 

(1) Das beitragsfinanzierte Arbeitslosengeld I 

(2) Das steuerfinanzierte Arbeitslosengeld II für arbeitsfä- 
hige Arbeitslose 

(3) Das Sozialgeld für nicht Erwerbsfähige 




Hartz IV mit Zeitverzug 
verabschiedet, Einführung 
01.01.2005 


(71 Bonussvs- 
tem für Unter- 
nehmen 


Kein Nachschub für Nürnberg! Unternehmen mit einer 
positiven Beschäftigungsbilanz erhalten einen Bonus in der 
Arbeitslosenversicherung. 


Ja 


Verworfen 
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Modul Nr. 


Inhalte der Hartz-Kommissionsvorschläge (Plan) 




Gesetzliche Umsetzung (Ist) 


(8) Personal- 
Service-Aaen- 
turen (PSA) 

- Teilzeit und 
Zeitarbeit 

- Betriebsnahe 
Weiterbildung 
-Integration 
schwer Vermit- 
telbarer 


Die PSA arbeiten als eigenständige Organisationseinheiten 
wie private Zeitarbeitsfirmen, verleihen Arbeitnehmer aber 
mit dem Ziel der dauerhaften Übernahme. Jeder Arbeitslose 
kann auf Vorschlag des Job-Centers bei der PSA angestellt 
werden. Verleihlfeie Zeiten werden für Trainingsmaßnah- 
men und Weiterbildung genutzt. Die Aufiiahme einer PSA- 
Beschäftigung unterliegt den sanktionierbaren Zumutbar- 
keitsregeln. Mehrarbeitszuschläge bei Produktionsspitzen 
oder Urlaubsengpässe werden eingespart. Die PSA sind taut 
Peter Hartz das Herzstück der Reform-Vorschläge. Ar- 
beitslose können sogar zeitweise kostenlos an Unternehmen 
verleihen werden. Prognose bis 2005: Abbau von 780.000 
Arbeitslosen. 


ja 


1 . Vergabeverfahren für rund 
1 .000 PSA durchgeführt. 

2. Prozessverzögerung durch 
Insolvenz des größten Anbie- 
ters (Maatwerk) im Februar 
2004. 

3. AÜG einschließlich 
Gleichbehandlungsgrundsatz 
ab 1.1.04 

4. Coaching-Maßnahmen 
umgesetzt 

5. Bildungsgutschein anders 
umgesetzt 


(9) Ich-AG, 
Familien-AG 


Ich-AG bzw. Familien-AG und Minijobs sollen arbeitslose 
Schwarzarbeiter in legale Beschäftigungen und in die 
Selbstständigkeit locken. Sie sind sozialversichert. Die Ein- 
nahmen der Ich-AG - einer Vorstufe zur vollwertigen 
Selbstständigkeit - unterliegen einer 10-prozentigen Pau- 
schalversteuerung bis zu einer Verdienstgrenze von 
25.000 € pro Jahr bei voller Sozialversicherungspflicht. Die 
Verdienstgrenze bei Minijobs für Dienstleistungen soll von 
325 € auf 500 € monatlich angehoben werden. Dadurch 
wäre die Arbeitslosigkeit bis 2005 um 500.000 zu reduzie- 
ren, weitere 1,5 Mio. Schwarzarbeiter würden zu legal 
Beschäftigten. 


Ja 


1. ab 01.03.2003 in Kraft 

2. Pauschalversteuerung von 
10 vH nicht umgesetzt 

3. Verdienstgrenze von 
25.000 EUR 

4. Keine Begrenzung des 
Verhältnisses von regulären 
und Ich-AG Beschäftigten 

5. Keine Begrenzung bei 
Familien-AG auf Familien- 
angehörigkeit 


(10) Neue 
Verwal- 
tungssteuerung 
(NVS) 


Inhalte der NVS: Personal-Transparentes Controlling - 
Effiziente IT-Unterstützung aller Prozesse - Aufbauorgani- 
sation - Selbstverwaltung - Change Management. Die BA 
wird nach einem neuen Leitbild arbeiten, das in einen 
neuen Handlungsleitfaden für jeden Mitarbeiter und einem 
neuen Personalkonzept seinen Ausdruck findet. Die Auf- 
bauorganisation wird zukünftig zweistufig sein. 




1 . Hartz III in Kraft 

2. weiter drei- statt zweistufi- 
gem Aufbau 

3. VAM im Aufbau 

4. Änderung interner Regeln 


(11) Komne- 
tenz-Center: 
Umbau der 
Landesarbeitsä 
mter 


Die Landesarbeitsämter werden zu steuerfinanzierten 
Kompetenz-Centern umgebaut. Sie bieten Ländern, Kom- 
munen, Unternehmen und Kammern komplementäre Lö- 
sungen und Ressourcen an. Sie koordinieren überregionale 
Qualifizierungsprogramme und betreiben Trend- und re- 
gionale Arbeitsmarktforschung. Start in den neuen Bundes- 
ländern. 


1 


Blockiert und gestoppt: Die 
Bundesländer sind gegen die 
Abschaffung der Landesar- 
beitsämter 


(12) Job- 
Floater: 
Finanzierung 
der Maßnah- 
men zum 
Abbau der 
Arbeitslosigkeit 


Der Job-Floater verknüpft den Zugang zu günstigen Finan- 
zierungsmöglichkeiten für kleine und mittlere Unternehmen 
mit der Einstellung von Arbeitslosen. Es ist ein Op- 
tionsrecht auf ein Darlehen bis 100.000 € für jeden einge- 
stellten Arbeitslosen an Arbeitgeber. Die Kreditanstalt für 
Wiederaufbau (KfW) stellt dazu ein niedrig verzinstes 
Darlehensprogramm auf (jährlich 10 Mrd. €). Kommunale 
Inffastrukturprogramme sind ebenfalls möglich. 


Ja 


1. Geringe Nachfrage: Pro- 
gramm Kapital für Arbeit der 
KfW seit 01.1 1.2002 

2. Auf Ausbildungsplätze 
ausgeweitet (Juli 2003) 

3. Förderkredit umgewandelt 


(13) Profis der 
Nation 


Alle Multiplikatoren werden gemäß der Hartz-Kommission 
zu Profis der Nation. 


1 


Appell ohne Resonanz.: 
„Teamarbeit für Deutsch- 
land“. 



Quelle: eigene; Hartz-Kommission 2002; Scherl 2003; Autorengemeinschaft 2002; *LS- 



Lohnsubventionscharakter 


























134 



6 Das Experiment: Hartz und der deutsche Arbeitsmarkt 



Abbildung 6.2: Stufenplan der Reformen - viermal Hartz 

Hartz I und Hartz II (01. Januar 2003) 

■ Im Falle einer Kündigung müssen sich Arbeitnehmer frühzeitig melden (seit 1.7.2003). 

■ Leistungskürzungen (Arbeitslosengeld, Arbeitslosenhilfe, Unterhaltsgeld) 

■ Verschärfte Zumutbarkeitsregelungen 

■ Einführung von Vermittlungsgutscheinen (ergänzend zu § 421g SGB III, ab März 2002) 

■ Reorganisation der Weiterbildung, Einführung von Bildungsgutscheinen 

■ Einrichtung von Personal-Service-Agenturen (PSA) 

■ Lockerung der Zeitarbeitsvorschriften 

■ Zuschüsse für Ich-AGs (1 . Jahr 600 € monatlich; 2. Jahr 360 €; 3. Jahr 240 €) 

■ Aufweichung der Regelungen zur Scheinselbstständigkeit 

■ Mini- und Midi- Jobs mit den Einkommensgrenzen 400 € bzw. 800 €. Sonderregelungen in 
Privathaushalten und für Arbeitnehmer frei, aber ohne Sozialversichemngsschutz 

■ Ausweitung der Befristungsmöglichkeiten und Lohnsubventionen für ältere Arbeitslose 

Hartz III (0 1 . Januar 2004) 

■ Umbau der „Bundesanstalt für Arbeit“ zur „Bundesagentur für Arbeit“ 

■ Berechnungsvereinfachung des Arbeitslosengeldes, Verkürzung des Anspruchs 

■ Neuausrichtung der aktiven Arbeitsfordemng (Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen, 
Berufsrückkehrer, Konzentration auf Problemregionen) 

Hartz IV (01. Januar 2005): 

■ Zusammenlegung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe zum Arbeitslosengeld II (Alg II) 

■ Verschärfte Zumutbarkeitsregelungen (Ausnahmen: Kleinkindererziehung, Angehörigenpflege, 
körperliche und geistige Hinderungsgründe), 

■ Arbeitsgelegenheiten gegen Aufwandsentschädigung, 

■ persönlicher Ansprechpartner im Job-Center (Fördern und Fördern) mit dem Ziel der 
schnelleren Inklusion in den regulären Arbeitsmarkt, 

■ Neuregelung der Zuständigkeiten (Arbeitsgemeinschaften, Optionsregelung); Ziel: eine 
Anlaufstelle für Vermittlung und Leistungsgewährung. 



Quelle: BMWA: Informationsblatt über die wesentlichen Inhalte des Dritten Gesetzes für 
moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt, Stand: Dezember 2003; BMWA: Informati- 
onsblatt über die wesentlichen Inhalte des Vierten Gesetzes für moderne Dienstleistungen 
am Arbeitsmarkt (Arbeitslosengeld II), Stand: Januar 2004; BMWA: Erste Basisinformati- 
onen zur Grundsicherung für Arbeitsuchende, Berlin, August 2004, - URL: www.bmwa- 
bund.de 

Nach dem Selbstverständnis der Hartz-Kommission werden die Einzelmodule durch Prä- 
vention zum arbeitsmarktpolitischen Gesamtkonzept (Schmid, G. 2002; Hartz-Kommission 
2002: 45-54; siehe Kapitel 4.2). Das Gesamtpaket setzt sich aus den vier Gesetzen zusam- 
men (Abbildung 6.2) und wird durch weitere Agenda-Gesetze, Verordnungen, Erlasse und 
Richtlinien komplettiert. Reformschwerpunkte sind neben Aktivierung der Arbeitslosen 
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und einer Verwaltungsreform die Restrukturierung der Lohnsubventionsarrangements, 
deren Funktionsweise und Praxistauglichkeit im Folgenden zu beschreiben ist. 



6.3 Das Projekt Hartz I 

Die Liberalisierung der Zeitarbeit durch Personal-Service-Agenturen (PSA) gilt als „Herz- 
stück“ des Hartz-Konzeptes, um Arbeitslose zu integrieren (Hartz-Kommission 2002: 145- 
157). Zeitarbeit ist flexibel und hat Lohnsubventionscharakter mit oft geringen arbeits- 
rechtlichen Reglementierungen. 

Die Konstruktion der PSA 

Die PSA dient zur Flexibilisierung und ist eine Konstruktion zur Arbeitnehmerüberlassung. 
Die Bundesagentur überstellt Arbeitslose auf neun Monate befristet an Personal- 
dienstleister, die sie in ihrem Auftrag an Unternehmen entleihen. Kündigungsfristen, Weih- 
nachts- und Urlaubsgeld entfallen und die Entlohnung ist untertariflich. Arbeitnehmer kön- 
nen entweder auf Probe, gegen geringes Entgelt, oder im Rahmen von Trainingsmaßnah- 
men unentgeltlich verliehen werden. Die P SA-Zeitarbeitsfirmen erhalten Vermittlungsprä- 
mien, Arbeitslose werden als PSA-Mitarbeiter nicht mehr in der Arbeitslosensstatistik ge- 
führt. 

Nach Angaben des Bundesverbands Zeitarbeit (BZA) beträgt die Zahl der Entleihkräf- 
te 400.000 (2003) und hat stark zugenommen. Davon waren 26.000 Menschen bei einer 
PSA unter Vertrag. Damit arbeiten 1,5 vH der Sozialversicherten bei einem Personaldienst- 
leister. Im internationalen Vergleich rangiert Deutschland zwar weit hinter Großbritannien 
oder den Niederlanden. Die Zuwächse sind jedoch mit insgesamt plus 26 vH (ohne PSA 
14,4 vH) gegenüber 2002 überraschend hoch.^^^ 

Zur besseren Akzeptanz der Zeitarbeit trug neben dem PSA-Grundkonzept der Anfang 
2005 vom Bundesverfassungsgericht bestätigte Branchentarifvertrag bei, wonach Zeitar- 
beitsfirmen ihren Mitarbeitern entweder den gleichen Lohn wie den Stammbelegschaften in 
den Entleihfirmen zahlen oder einen eigenen Tarifvertrag abschließen müssen. Die Branche 
klagt über die neuen Tarifbestimmungen, freut sich aber über die Geschäftszuwächse. Das 
Entgelt lag bislang nach dem Tarif der Zeitarbeitsfirmen um etwa ein Drittel unter dem der 
unbefristet Angestellten. Manpower, hinter Randstand zweitgrößte Zeitarbeitsfirma, ver- 
langt vom Entleihbetrieb durchschnittlich 15 6 pro Stunde mit einer allerdings großen 
Bandbreite. Das PSA-Förderkonzept soll kostengünstiger sein. Der Hartz-Bericht sah - 
zunächst mit Zustimmung der Gewerkschaftsvertreter - eine sechsmonatige untertarifliche 
Zahlung bei der Zeitarbeit (PSA) vor. Verabredet wurde später die gleiche Bezahlung von 
Stamm- und Zeitarbeitnehmem (equal pay), wie dies im europäischen Ausland üblich ist 
(Gleichbehandlungsgebot). Wenn Arbeitgeber für Zeitarbeit niedrigere Stundenentgelte als 
für fest Angestellten durchsetzen wollten, müssten sie mit den Gewerkschaften enfspre- 
chende Tarifverträge abschließen, stellte das Bundesverfassungsgericht fest (vgl. Urteil 



229 Vgl. O. V.: Mehr Menschen in Zeitarbeit. Beschäftigungszahl erreicht Rekordmarke. Personal-Service- 
Agenturen verzerren Bild.“ In: F.A.Z., Nr. 5, 07. Jan. 2005, S. 1 1 . 

230 Vgl. Roland Bunzenthal: „Manpower serviert mit und ohne Zuschuss. Personal-Service-Agenturen als 
weiteres Standbein. Zeitarbeit wieder stärker gefragt. Die Firma Manpower profitiert vom steigenden Bedarf 
an Zeitarbeit.“ In: FR, Nr. 210, 09. Sept. 2004, S. 12. 
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zum Zeitarbeitsgesetz; Az: 1 BvR 2283/03, 2504/03 und 2582/03).^^' Im Gegenzug wurde 
die Arbeitnehmerüberlassung für Zeitarbeitnehmer auf zwei Jahre verlängert. 

Personal-Service-Agenturen (PSA) gescheitert? 

Zeitarbeit ist ein flexibles Koordinierungsinstrument und gibt Firmen bei anspringender 
Konjunktur wiehtige Rekrutierungsmögliehkeiten, um später Dauerarbeitsplätze einzurieh- 
ten. Firmen sind bei unsieheren Erwartungen geneigt, befristete Übergangsbesehäftigungen 
einzugehen. Die Zeitarbeitsbranehe ist stark konjunkturabhängig und boomt langsam aueh 
in Deutsehland (Jahn/Rudolph 2002). Perspektiviseh kann es eine Brüeke in ein dauerhaftes 
Besehäftigungsverhältnis sein. Von atypisehen Besehäftigungsverhältnissen kann anderer- 
seits ein Effekt ausgehen, unstete Besehäftigungskarrieren zu starten. Der Anteil der Zeitar- 
beiter, die jünger als 30 Jahre sind und sieh weder in Ausbildung, noeh Sehule oder Studi- 
um befinden, keinen Wehr- oder Zivildienst ableisten und ohne Berufsabsehluss (ein- 
sehließlieh Praktikum, Anlemausbildung und sehulisehe Berufsqualifikation) sind, liegt mit 
27 vH überdurehsehnittlieh hoeh (Statistisches Bundesamt 2004b: 43). 

Die Beschäftigungswirkung der Zeitarbeit ist nicht eindeutig. Sie kann einen Klebeef- 
fekt, die möglichst rasche Übernahme in ein Beschäftigungsverhältnis, auslösen oder im 
Gegenteil einen Drehtüreffekt. Wenn Arbeitslose und Firmen in Kontakt treten, lässt sich 
eine Brücke zur Normalarbeit schaffen.^^^ Die Vermittlungsquote in eine sozialversiche- 
rungspflichtige Beschäftigung beträgt bundesweit 30,9 vH. Darin sind solche Personen 
erfasst, die selbstständig eine Stelle finden. Problemgruppen am Arbeitsmarkt finden sich 
zusehends in prekären Arbeits- und Lebensverhältnissen von Job zu Job wieder. Obendrein 
bietet der Arbeitsmarkt genügend qualifizierte Jobsucher. Betriebe nehmen die Subventio- 
nierung in Anspruch, führen aber nach Ablauf der befristeten Förderungsdauer das Arbeits- 
verhältnis nicht weiter fort. Mithin wären weitere reguläre Arbeitsplätze gefährdet. 

Die PSA ist ein Flexibilisierungsinstrument mit eingeschränktem Kündigungsschutz, 
dessen Erfolgsbilanz bescheiden ausfällt. Die ambitiösen Erwartungen von im Jahresdurch- 
schnitt 50.000 Beschäftigten in der PSA konnten nicht erfüllt werden.^^^ Zum 01. Jan. 2005 
wurde 857 PSA (ca. 42.000 Arbeitsplätze) aufgekündigt.^^"^ Nicht mehr alle Arbeitsagentu- 
ren müssen eine PSA Vorhalten. Die Erfolge der PSA sind bundesweit höchst unterschied- 
lich. Die Verleihbranche sah in den PSA zunächst subventionierte Dumping-Anbieter. 
Gewerkschaften befürchten erheblichen Druck auf tarifvertragliche Vereinbarungen. Die 
Branchenskepsis ist gewichen, weil die Personalverleihfirmen teils mit zweistelligen Zah- 
len expandieren und im subventionierten PSA-Bereich tätig werden. 



231 Vgl. 0. V.: Gewerkschaften begrüßen Urteil aus Karlsruhe.“ In: FR, Nr. 5, 07. Jan. 2005, S. 9. 

232 Zeitarbeit wird als Beschäftigung zweiter Klasse empfunden (unsicher, ungerecht und sozial deklassierend). 
Nach einer SOFI-Studie wurde Zeitarbeit durch die Arbeitsverwaltung vom Stigma der Unsicherheit und 
Zweitklassigkeit befreit. Vgl. Michael Schumann: „Die Interessen der Arbeitslosen müssen mit denen der 
Wirtschaft gebündelt werden.“ In: FR, Nr. 184, 10. Aug. 2002, S. 9. 

233 Vgl. Petra Kirchhoff: „PSA führt kaum zu dauerhafter Beschäftigung. Kein nachhaltiger Klebeeffekt. Stel- 
len in der Regel befristet. Personaldienstleister sehen Konzept dennoch auf einem guten Weg.“ In: FR, Nr. 
180, 05. Aug. 2004, S. 13. 

234 Vgl. Petra Kirchhoff: „Manpower hält PSA für ,AuslaufmodelF. Personaldienstleister will Agenturen für 
Langzeitarbeitslose schließen. Zweistelliges Wachstum geplant.“ In: FR, Nr. 62, 15. März 2005, S. 13. 
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Zwischenfazit 

Atypische Beschäftigungsverhältnisse sollte durch privatisierte Zeitarbeit (Hartz I) aus- 
gedehnt werden. Gleichzeitig wurde die Bundesagentur für Arbeit (BA) umstrukturiert 
(Hartz III) und der Schwellenwert für den Kündigungsschutz heraufgesetzt. 

Die Insolvenz der Vermittlungsfirma Maatwerk ist ein herber Rückschlag für das 
PSA-Konzept.^^^ Neben der Vergabepraxis an Maatwerk gerieten der ruinöse Wettbewerb 
dieser Branche und die Vermittlungspraxis in die Kritik.^^^ Privatwirtschaflliche Vermitt- 
lungsagenturen erhalten 1.000 € Grundprämie für jeden Vermittlungsfall, sowie nochmals 
2.000 € bei erfolgreicher Vermittlung. Die Prämiengestaltung spricht zudem nicht dafür, 
dass schwierige Arbeitsmarktkunden vorrangig vermittelt werden. 

Die Kosten-Nutzen-Relation der reformierten Zeitarbeit ist schlecht.^^^ Das PSA- 
Projekt kostete in den ersten zwei Jahren 580 Mio. €. Jede PSA vermittelte in dieser Zeit 
nur rund 30 Arbeitslose auf reguläre Stellen. Die Agentur für Arbeit wird ab 2006 nicht 
mehr verpflichtet, in jedem Bezirk eine Personal- Service- Agentur einzurichten. Die Grün- 
de, warum Zeitarbeit in den Niederlanden erfolgreicher sind und auf größere Akzeptanz 
stoßen, liegen an der arbeitsrechtlichen Gleichstellung mit der Normalarbeit. Arbeitnehmer- 
schutzrechte wurden bei der PSA- Vermittlung zwar formal eingehalten, aber können kon- 
struktionsbedingt ausgehöhlt werden. Dadurch wird der Arbeitsmarkt weiter segmentiert.^^* 
Die PSA-Förderung war insofern erfolgreich, als sie die Reputation und die Verbreitung der 
Zeitarbeit verbesserte. Es werden Vorschläge zur Einführung von Fünf-Euro-Jobs auf Zeit- 
arbeitsbasis unterbreitet. 



6.4 Das Projekt Hartz II 

Mit dem Lohnsubventionspaket Hartz II werden Existenzgründungen erleichtert und ge- 
ringfügige Beschäftigung neu strukturiert, um legale Wege in die Selbstständigkeit zu 
schaffen und Schwarzarbeit einzudämmen (Hartz-Kommission 2002: 161-168). 
Existenzgründerzuschuss (Ich-AG) 

Neben dem seit 1986 bestehenden Überbrückungsgeld für Bezieher von Arbeitslosengeld I 
(§§ 57 und 58 SGB III) wurde im Januar 2003 das Förderinstrument Ich-AG (§ 421 Abs. 1 
SGB III) eingeführt. Die Begünstigten dürfen dabei nach Aufnahme der selbstständigen 
Tätigkeit maximal 25.000 € verdienen. Der Existenzgründungszuschuss (Ich-AG) wird bis 



235 Der niederländische Arbeitsvermittler Maatwerk - sie erhielt den größten Vermittlungsauftrag - scheiterte 
am 17.02.2004 mit dem Versuch, ein Netz von Personal-Service-Agenturen (PSA) aufzubauen. Hierfür fehl- 
ten offenbar die notwendige Infrastruktur, die Erfahrung mit Zeitarbeit in Deutschland und die Kreditlinien 
der Banken. Die deutsche Tochter von Maatwerk hatte seit Mitte 2003 nach BA-Auftrag bundesweit 201 
PSA (ein Fünftel aller PSA) aufgebaut, weil ihr Angebot das kostengünstigste war, aber wo eine funktio- 
neile Leistungsbeschreibung fehlte, wie die grüne Arbeitsmarktexpertin Thea Dückert nach einem Bericht 
der F.A.Z. vom 03. März 2004 bemängelte. Von der Insolvenz sind 9.500 langzeitarbeitslose Menschen be- 
troffen, die in der PSA von Maatwerk „zwischengeparkt“ sind und vermittelt werden sollten. Die rund 600 
Verwaltungsangestellten des Unternehmens sind arbeitslos geworden. Was lässt sich mit der Vermittelung 
von Arbeitslosen verdienen? 

236 Vgl. Olaf Preuß: „Maatwerk räumt Versagen ein.“ In: FTD, Nr. 35/08, 19. Feb. 2004, S. 6. 

237 Vgl. Roland Bunzenthal: „Personal-Serviceagenturen schweben im Vakuum. Hartz IV hebelt Hartz II aus. 
Verträge werden vorzeitig gekündigt. Verband fürchtet Massenentlassungen bei Träger.“ In: FR, Nr. 253, 
29. Okt. 2004, S. 9. 

238 Vgl. Susanne Koch/Ulrich Walwei: „Nach der Reform ist vor der Reform. Die Arbeitsmarktgesetze Hartz I 
bis Hartz IV zeitigen Wirkungen.“ In: FR, Nr. 303, 28. Dez. 2004, S. 7. 
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zu drei Jahre lang gewährt (monatlieh 600 € im ersten Jahr und 240 € im dritten Jahr). Beim 
Überbrüekungsgeld richtet sich die Förderungshöhe nach dem früher erzielten Erwerbsein- 
kommen, der Höhe vorheriger Lohnersatzleistungen und dem zu erwartenden Einkommen 
aus der selbstständigen Tätigkeit. Vorzulegen sind bei beiden Arbeitsmarktinstrumenten 
eine Absichtserklärung, eine Gewerbeanmeldung und ein schlüssiges Geschäftskonzept. 
Die Fallzahlen der Ich-AG liegen bei 268.000 (bei 48.000 Förderungsabgängen) und 
77.000 beim Überbrückungsgeld (Stand: 12/2004). Über die Struktur der Ich-AG-Gründer 
ist bekannt, dass die Hälfte gut ausgebildet ist (Abitur oder Fachhochschulreife) und der 
Frauenanteil 50 vH beträgt. Häusliche Pflege, Erstellung von Homepages, Textverarbeitung 
sowie einfache Reparatur- und Instandsetzungsarbeiten sind typische Tätigkeitsfelder. Das 
Startkapital beträgt oft weniger als 4.000 6. In 75 vH der Fälle kommen die Gründer ohne 
Fremdkapital aus.^^^ Das lAB bewertet die Ich-AG-Förderung verhalten positiv, denn etwa 
die Hälfte der Geförderten schaffe den Sprung aus der Erwerbslosigkeit und zwei Fünftel 
seien nur kurzzeitig erwerbslos. Andererseits hinterlassen Ich-AG-Gründer zusätzliche 
Schulden mit kleinen Beträgen, aber hohen Belastungen (Wießner 2005). Das Förderkon- 
zept der Ich-AG löst in der öffentlichen Debatte zwei Reaktionsmuster aus: 

■ Einerseits wird eine trickreiche Möglichkeit unterstellt, Transferleistungen zu erhöhen 
oder deren Bezugsdauer zu verlängern, indem Arbeitslose eine Existenzgründungsab- 
sicht Vortäuschen, wenn deren Anspruchsdauer auf Arbeitslosengeld nur noch kurz ist 
oder kein Anspruch auf Arbeitslosenhilfe besteht. Handwerksverband, CDU/CSU und 
Selbstständigenrat fordern die völlige Abschaffung: Es handele sich um ein „De-luxe- 
Arbeitslosengeld“, um ein beschäftigungspolitisches Strohfeuer, um Konkurrenzbe- 
triebe für ihre Mitglieder, die das ganze mit ihren Sozialversicherungsbeiträgen finan- 
zierten.^"'® Ein Business-Plan ist nun unabdingbar (Tragfähigkeitsbescheinigung). Er- 
schwerend ist, dass Ich-AG-Gründer seit Anfang 2005 nur als Empfänger von Arbeifs- 
losengeld, nichf aber von Alg II gelÖrderf werden. 

■ Andererseifs wird fälschlicherweise belürchtef, Resfansprüche auf Arbeifslosenunfer- 
stüfzung gingen beim Scheitern der Ich-AG verloren. Auch der Förderbezug wird 
nicht reduziert, wenn das erzielte Einkommen (bereits im ersten Jahr) die Einkom- 
mensgrenze überschreitet, sondern lediglich nicht weiter verlängert. Die Rückkehr in 
den Leistungsbezug ist zeitlich begrenzt möglich. Die Existenzgründungshilfen kön- 
nen Leistungsansprüche mindern (Gerstenkamp 2003). 

Existenzgründer, die Arbeitslosengeld II beziehen, können sich nur mil dem Einstiegsgeld 
selbstständig machen. Ein Rechtsanspruch gibt es nicht und es ist ein Businessplan einzu- 
reichen. Die Regelleistung erhöht sich befristet auf zwei Jahre um 50 vH bis 100 vH. 
Anhebung der Geringfügigkeitsgrenze 

Geringfügige Beschäftigung wurde mehrfach neu gestaltet. Wegen der rapiden Aus- 
dehnung geringfügiger Stellen verschärfte die erste rot-grüne Bundesregierung 1999 auf 



239 Vgl. Kristian Frigelj: „Jeder fünfte Existenzgründer gibt auf.“ In: FR, Nr. 199, 27. Aug. 2004, S. 9. 

240 Vgl. Joachim Wille: „A capella mit Hartz.” In: FR, Nr. 151, 02. Juli 2004, S. 3. 

241 Vor dem 01. April 1999 gab es für 630-DM-Jobs eine Steuerpauschale. Danach wurde die Sozialversiche- 
rungspflicht (SV) und schließlich die Pauschalabgabe mit Steuern und Sozialversicherungsbeiträgen einge- 
führt. Auszubildende müssen ab 01. August 2003 die Hälfte ihrer Sozialbeiträge wieder selbst bezahlen. Die 
Bundesregierung hat für Auszubildende die erst im April angehobene, von Sozialabgaben für den Arbeit- 
nehmer befreite Geringverdienergrenze (auf Druck vor allem von Betrieben aus den neuen Ländern) von 
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Druck von Gewerkschaften die Regeln für geringfügige Beschäffigungsverhältnisse, um die 
Flucht aus der Sozialversicherung zu stoppen (Rudolph 1998; Fuchs/Söhnlein 2003). Mit 
dem Zweiten Gesetz über Moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt (Hartz ff) erfolgte 
ein weiterer Regelungsschritt. Die stundenbezogene Geringfügigkeitsgrenze in der So- 
zialversicherung von weniger als 15 Stunden pro Woche entfallt. Das Sozialgesetzbuch 
unterscheidet im Niedriglohnbereich zwischen: (1) geringfügig entlohnfen Minijobs, (2) 
kurzfristigen Beschäftigungen und (3) Minijobs in Privathaushalten. Dazu einige Details: 
Die Geringverdienergrenze beträgt seit dem 1. April 2003 statt 325 € monatlich 400 6. 

Minijobber zahlen in dieser Grundzone selbst keine Steuern und Abgaben, wenn sie 
neben ihrem Hauptberuf noch einen 400-Euro-Job ausüben. Eine zweite Lohnsteuerkarte ist 
nicht mehr erforderlich.^"'^ Bei mehr als einem Minijob werden diese bis zur 400-Euro- 
Grenze addiert bzw. mit der Hauptbeschäftigung verrechnet (Ausnahme: kurzfristige Zu- 
satzbeschäftigungen). Arbeitgeber zahlen die für Minijobs üblichen Pauschalabgaben. Bei 
demselben Arbeifgeber dürfen allerdings keine Mehrfach-Minis abgeschlossen werden. 
Übersteigen die geringfügigen Beschäftigungen die 400-Euro-Grenze, sind sie für Mini- 
jobber und Arbeitgeber sozialversicherungs- und steuerpflichtig (siehe Gleitzonenrege- 
lung). Zu haushaltsnahen Dienstleistungen zählen Tätigkeiten, wie sie von Familienmit- 
gliedern ausgeführt werden (Kochen, Putzen, Gartenarbeit sowie die Betreuung und Pflege 
von Kindern, Kranken, alten und pflegebedürftigen Menschen). 



400 € wieder auf 325 € gesenkt. Durch die allgemeine Anhebung der Minijob-Grenze von 325 auf 400 € 
monatlich rutschten viele Auszubildende in diesen Status, der sie von Sozialabgaben befreite und Ausbil- 
dung für Arbeitgeber teuerer machte. 

242 Geringfügige Beschäftigung liegt nach § 8 Nr. 1 und 2 SGB IV in zwei Fällen vor: wegen der Höhe des Ar- 
beitsentgelts (regelmäßig weniger als 400 EUR) oder wegen ihrer kurzen Dauer (bis zwei Monate oder ins- 
gesamt 50 Tage während eines Jahres). Mehrere Beschäftigungen werden grundsätzlich zusammengerech- 
net. Wenn die geringfügigen Beschäftigungsverhältnisse neben einer Haupttätigkeit verrichtet werden, dann 
werden sie statistisch nicht erfasst. Für geringfügig Beschäftigte gelten die gleichen Meldungen zur Sozial- 
versicherung wie bei versicherungspflichtigen Arbeitnehmern. Vgl. auch §§ 8, 8a, 20 SGB IV. 

243 Nach dem ursprünglichen Plan der Hartz-Kommission war für die als Minijobs bezeichneten Beschäfti- 
gungsverhältnisse bis zu einem Einkommen von 500 € pauschal ein Sozialversicherungsbeitrag von zehn vH 
auf das (steuerfreie) Einkommen vorgesehen. Für haushaltsnahe Dienste wurden geringere Sätze konzipiert 
(Haushaltshilfen wie Putz- oder Kinderfrauen). Wer arbeitslos gemeldet ist oder sein Einkommen aufbessem 
will, sollte demnach in jeder Branche - also nicht nur in Haushalten - einen Minijob ausüben dürfen. Ar- 
beitslose sollten nach Hartz durch selbstständige „Nebentätigkeit“ ihre „Stütze“ künftig um bis zu 25.000 € 
pro Jahr aufbessem dürfen. Nach den Hartz- Vorschlägen sollten Minijobs erst auf die Fördemng von haus- 
haltsnahen Einfacharbeitsplätzen bis 500 € beschränkt bleiben und gewerbliche Arbeitgeber aus arbeits- 
rechtlichen Gründen von der Reform nicht profitieren. 
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Abbildung 6.3: Bruttoverdienstanrechnung von Geringverdiensten 
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Bruttoverdienst in EUR 



Quelle: www.nettolohn.de; eigene Berechnung und Darstellung 
Fördermechanismus hei Minijohs 

Der Förder- und Anreizmechanismus bei Minijobs ist für die Lohnsteuerklasse I (Kirchen- 
steuersatz Hessen) exemplarisch illustriert (Abbildung 6.3). Bis einem Bruttoverdienst von 
400 € sind Arbeitgeber allein abgabepflichtig, ab 400 € zahlen Minijobber gestaffelte und 
ab 800 € volle Sozialversicherungsbeiträge. Die Lohnsteuer wird ab der Freibetragsgren- 
ze direkt vom Personalbüro für Arbeitnehmer abgeführt (Quellensteuer). Der Anstieg des 
Grenzsteuersatzes ist steil (gestrichelte Linie), was die Vorschläge erklären mag, den Ein- 
gangssteuersatz aus beschäftigungspolitischen Gründen abzuflachen. Der Solidari- 
tätszuschlag beginnt ab der Freibetragsgrenze von 1.320 6 wirksam zu werden. Gewerbli- 
che Arbeitgeber zahlen für Minijobber bis 400 6 derzeit pauschal 25 vH (12 vH), davon 
sind 12 vH (5 vH) an die gesetzliche Rentenversicherung, 1 1 vH (5 vH) an die Krankenver- 
sichemng (gilt nicht für privat Krankenversicherte) und 2 vH Steuern (einschließlich Kir- 
chensteuer und Solidar-Zuschlag) zu entrichten. Weitere 1,3 vH fallen in beiden Fällen 
als Umlage für die Lohnfortzahlungsversicherung an.^"*^ Die steuerliche Abzugsfähigkeit 
haushaltsnaher Dienstleistungen (20 vH - maximal 600 € - von der Steuerschuld abzieh- 
bar) soll Schwarzarbeit beim nachfragenden Haushalt diskriminieren, dient aber nicht der 



244 Die Lohnsteuer und die Kirchensteuer setzen für die Lohnsteuerklasse III erst bei 1.700 € ein. Ansonsten 
unterscheiden sich die SV-Beiträge in LSt I und III nicht. 

245 Die Werte in der Klammer entfallen für haushaltsnahen Dienstleistungen. 

246 Beispiel: Wenn eine Aushilfskellnerin oder ein Zeitungsbote 200 € monatlich verdient, werden 52,60 € für 
den Arbeitgeber fällig. 
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Familienfbrderung, denn Familien mit einem geringen Einkommen, die keine Einkom- 
mensteuer zahlen, werden nieht gefördert. 

Gleitzonenregelung bei Midijobs 

Für Kleinverdiener mit einem monatliehen Arbeitsentgelt zwisehen 400,01 € und 800,00 € 
wurde eine Gleitzonenregelung eingeföhrt.^"*^ Bei den Midijobs steigen die Sozialbeiträge 
von 4 vH kontinui erbeb auf den vollen Arbeitnehmerbeitrag (ea. 21 vH) an. Arbeitnehmer 
können ihre Rentenbeiträge bis auf den vollen Beitrag aufstoeken. Die Besteuerung erfolgt 
entspreehend der gewählten Steuerklasse. Mit der Sehaffung der Progressionszone wird die 
so genannte Niedriglohnsehwelle beseitigt, die dureh das sprunghafte Ansteigen der Sozial- 
versieherungsbeiträge entstand, wenn aufgrund des Übersehreitens der Begrenzungen naeh 
altem Reeht aus einer geringfügigen eine sozialversieherungspfliehtige Besehäftigung wur- 
de. Die Bemessungsgrundlage des Arbeitgeberbeitrages ist dabei nieht das volle Gehalt, 
sondern ein Betrag, der naeh einer bestimmten Formel erreehnet wird. Innerhalb der Gleit- 
zone entfällt somit die übliehe hälftige Beitragszahlung. Der Hartz-Berieht sieht perspekti- 
viseh vor, weitere Tätigkeitsgruppen dureh ausgedehnte Midijobs einzubeziehen, die über 
Dienstleistungsagenturen angeboten werden sollen. 

Wirkungen und Nebenwirkungen geringfügiger Beschäftigung 

Aufgrund erfolgreieher Lobbypolitik u. a. der Bundesvereinigung der Arbeitgeberverbände 
(BDA) erfolgte eine politisehe Kehrtwendung, welehe den Umwandlungseffekt von sozial- 
versieherungspfliehtiger Besehäftigung in Minijobs besehleunigte. 

Die Größenordnung des Substitutionseffektes ist beaehtlieh. Geringfügige Besehäfti- 
gungsverhältnisse nahmen seit Einführung der Minijobs um mehr als ein Drittel zu, wäh- 
rend die Zahl der Sozialversieherten um mehr als eine Million auf 26,25 Mio. (Durch- 
sehnitt: 2005) abnahm. Weitere Umsehiehtungsprozesse ergeben sieh in zumeist Serviee 
nahen Wirtsehaftsbereiehen. Bei Beratungsuntemehmen und im Sozialwesen nehmen beide 
Besehäftigungsarten (noeh) gleiehzeitig zu. Insbesondere im Einzelhandel und im Gastge- 
werbe sinkt der Anteil der Vollzeitstellen und der sozialversieherungspfliehtigen Teilzeit- 
jobs, während die Zahl der staatlieh subventionierten und arbeitsreehtlieh weniger ge- 
sehützten Minijobber zunimmt. Die Erwerbstätigkeit auf niedrigem Einkommensniveau 
steigt.^"** In der Fallzahlenstatistik der Bundesknappsehaft sind 7,1 Mio. geringfügige Be- 
sehäftigungsverhältnisse gemeldet (Stand: 06/2005).^"^^ Naeh der jeweils seehs Monate 
später herausgegebenen Besehäftigtenstatistik der BA sind es 6,52 Mio. Personen (Stand: 
09/2005). Das entsprieht einem Zuwaehs von über 2,5 Mio. geringfügiger Besehäftigungs- 
verhältnisse seit 2002. Die eehten Minijobs werden auf 2,8 Mio. gesehätzt und liegen damit 
erheblieh unter der offiziellen Zahl (Sehupp/Birkner 2004). Als aussehließlieh geringfügig 
Besehäftigte arbeiten 75 vH der Minijobber, 25 vH in einem Nebenjob. Der hohe Frau- 



247 Im 90-seitigen „Rohentwurf ‘ zum Hartz-Abschlussbericht waren staatliche Zuschüsse für Jobs mit einem 
monatlichen Bruttoeinkommen von 501 bis 1000 € vorgesehen. Die Zuschüsse zu den Sozialversicherungs- 
abgaben sollten umso geringer ausfallende enger sich die Entlohnung der oberen Schwelle nähert. 

248 Vgl. O. V.: Höchste Arbeitslosenzahl seit 1997. 4.464.200 Menschen in Deutschland ohne Job. Clement: 
2005 keine Trendwende.“ In: Stuttgarter Zeitung, Nr. 3, 05. Jan. 2005, S. 5. 

249 Die Bundesknappschaft (Minijob-Zentrale) dokumentiert die aktuelle Entwicklung im Bereich der geringfü- 
gigen Beschäftigung. - URL: http://www.minijob-zentrale.de 

250 Vgl. Hartmann/Meinken: „Mini- und Midijobs in Deutschland.“ Sonderbericht, BA (Hrsg.), Dezember 
2004. 




142 



6 Das Experiment: Hartz und der deutsche Arbeitsmarkt 



enanteil von rund 70 vH, die starke Besetzung der Altersgruppen unter 20 Jahren sowie ab 
55 Jahren und die Zunahme der geringfügig Beschäftigten im Osten der Republik sind 
besonders auffällig. Eine Häufung gibt es auch in der Altersklasse von 35 bis 44 Jahren, da 
viele Frauen in der Familienphase einen Minijob ausüben. Wenig überraschend nahm die 
Zahl der geringfügig Beschäftigfen in den neuen Bundesländern besonders sfark zu. Zum 
einen isf die Beschäftigungssituation dort besonders schlecht, die Zahl der gut ausgebil- 
deten und berufstätigen Frauen ist andererseits hoch. 



Abbildung 6.4: Umwandlung der Beschäftigung 
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Quelle: Bundesagentur für Arbeit 



Der Umwandlungsprozess der Normalarbeit durch Kleinjobs ist im Vergleich zu Kombi- 
lohnmodellen anderer Länder umfassender, weil sich dort die Förderung auf die Stunden- 
zahl bezieht und nicht auf eine Verdiensthöhe wie in Deutschland. Erstens leiten sich Sozi- 
alversicherungsansprüche nur in begrenztem Umfang aus Minijobs ab. Die aus einem Mini- 
job ableitbaren monatlichen Rentenansprüche sind gering (unter 10 €). Bei Haushaltshilfen 
beträgt die Zusatzrente gerade 1,10 6/Monat. Falls der Rentenbeitrag auf den vollen Satz 
(2005: 19,5 vH) aufgestockt wird, sichert dies wenigstens die vollen Ansprüche auf berufli- 
che Rehabilitation oder Rente wegen Erwerbsminderung. Minijobber sind nicht automa- 
tisch unfallversichert. Gewerbliche Arbeitgeber müssen die Kleinverdiener separat bei den 
entsprechenden Trägem melden. Ab Januar 2006 sind Minijobber in Privathaushalten per 
Haushaltsscheck unfallversichert, sofern eine zusätzliche Abgabe abgeführt wird. Mit den 
Umlagen „Ul“ (Lohnfortzahlung im Krankheitsfall) und „U2“ (Schwangerschaft) erwerben 
Minijobber weitere Ansprüche, die ihnen in Haushalten und Betrieben indes häufig verwei- 
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gert werden.^^* Arbeitgeber können bei geleisteter Lohnfortzahlung auf Antrag einen Rüek- 
erstattungsbetrag in Höhe von 80 vH erhalten. Mehrere Krankenkassen, darunter der AOK, 
warnen vor Einnahmeverlusten in der Gleitzone dureh erweiterte Minijobs. Es ergeben sieh 
je naeh Steuerklassen nur Beitrags- aber keine Steuerminderungen. 

Der entseheidende Naehteil der Minijob-Regelung ist das Fehlen der Kranken- und 
Pflegeversieherungsansprüehe. Zudem fließen die arbeitgeberseitig abzuführenden Kleinst- 
beiträge in den Risikostrukturausgleieh der Krankenversieherungen. Das wirft Probleme für 
jene auf, die nieht familienversiehert sind, z. B. Partner von privat Versieherten und junge 
Erwaehsene, die die Altersgrenze bei den Eltern übersehreiten. Arbeitslose ohne Alg-11- 
Ansprueh müssen sieh privat versiehem. Sind Minijobber länger als seehs Woehen krank, 
bekommen sie kein Krankengeld. Der erforderliehe Arbeits- und sozialreehtliehe Sehutz 
steht zunehmend zur Disposition. 

Zweitens verursaehen Minijobs beaehtliehe Steuer- und Beitragsausfalle, denn die ar- 
beitgeberseitige Sozialabgabenpflieht wurde dureh Minijobs nieht dem Grunde, aber der 
Höhe naeh verändert. Die Besehäftigten sind von Sozialbeiträgen befreit. Einnahmeausfälle 
belaufen sieh auf ein bis zwei Milliarden Euro und nehmen zu, je massiver die Verdrän- 
gungseffekte sind (Sehneider, H. 2003: 1; Rudolph 2003; Baeh/Spitznagel 2003), die nur 
teils dureh die Anhebung der Beitragsbemessungsgrenze kompensiert werden. Der Einnah- 
meeffekt höherer indirekter Steuern und geringerer Sozialausgaben wurde nur bei den 
Kombilohn-Modellen kalkuliert (CAST ete.). Diese Einsehränkung gilt aueh für das Hartz- 
Instrument der leh-AG, zu deren Kosten die Ausgaben für die Minijob-Zentrale hinzuzu- 
reehnen sind. Weder der Nettoeffekt für die Sozialversieherungen, noeh die Ausgaben der 
öffentliehen Haushalte wurden im Kommissionsvorsehlag bereehnet (siehe Kapitel 7.3). 
Was die fiskalisehe Wirkung der steuerliehen Förderung der Minijobs bei gewerbliehen Ar- 
beitgebern anbelangt, so sind Aussagen sehwer zu treffen, denn alle Kosten der Minijobber 
werden in der Gewinn- und Verlustrechnung Steuer mindernd verrechnet. 

Drittens ist der berufliche Aufstieg durch Minijobs (Fahrstuhleffekt) empirisch nicht 
signifikant, denn weder die Entlohnung, noch die Arbeitszeiten von Minijobbem verändern 
sich markant (Allmendinger/Eichhorst/Walwei 2005; Fertig/Kluve/Scheuer 2004a: 93). Die 
meisten Minijobs werden im Nebenjob ausgeübt, woraus sich keine eigenständige Exis- 
tenzsicherung ableitet. Daher entfalten Minijobs nur selten eine Brückenfunktion mit echter 
beruflicher Perspektive (Fertig/Kluve/Scheuer 2004a: 80).^^^ Nur jeder zehnte Minijobber 
wechselt in eine sozialversicherungspflichtige Beschäftigung mit höherem Einkommen.^^^ 
Insgesamt stößt die Niedriglohnstrategie an Präferenzgrenzen, an produktionstechnische 
bzw. produktivitätsbedingte Schranken und ist mit einer geringen Arbeitsnachfrage kon- 
frontiert. Minijobber können per Gutscheinsystem stundenweise an Haushalte vermittelt 
werden (Schöb/Weimann 2004: 174 f). Dienstleistungsagenturen sind kein Allheilmittel 



251 Der Geschäftsbericht der Bundesknappschaft von 2005 weist wegen der geringen Inanspruchnahme einen 
Überschuss der Lohnausgleichskasse aus (Einnahmen: 171,5 Mio. € bei 34,9 Mio. € Ausgaben). - URL: 

252 Vgl. Infratest Sozialforschung, Forschungsteam Internationaler Arbeitsmarkt, Internationales Institut für 
empirische Sozialökonomie im Auftrag des BMWA: Geringfügige Beschäftigung und Nebenerwerbstätig- 
keiten in Deutschland 2001/2002, BMWA-Dokumentation Nr. 530, Berlin 2004. 

253 Bei einem Stundenlohn von 7,50 €, umfasste ein Minijob immerhin 53 Arbeitsstunden/Monat. Die Tendenz 
zur geringfügigen Beschäftigung ist in vielen Branchen zu beobachten, weil mehrere Minijobber so viel ar- 
beiten können wie eine Teilzeitkraft, aber viel billiger als diese sind. Vgl. O. V.: „Trend zum Drittjob.“ In: 
Der Spiegel, Nr. 47, 17. Nov. 2003, S. 66-67. 
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gegen die Massenarbeitslosigkeit, sondern erhöhen die Job-Konkurrenz für geringfügige 
Normal-Beschäftigung. 

Viertens verändern sich betriebliche Belegschaftsstrukturen. Atypische Beschäfli- 
gungsverhältnisse werden i. d. R. geringer bezahlt und entwickeln dadurch eine Sprengkraft 
für die Dauerbeschäftigungen. Prinzipiell können fch-AGs den Trend zu Subuntemehmer- 
ketten und Scheinselbstständigkeit verstärken. Arbeitslosigkeit abzubauen, dürfte schwer 
umzusefzen sein, da das Förderkonzept fch-AG auf Teilzeit-Selbstständige mit anderweiti- 
ger Absicherung der Existenzgrundlage abstellt, Nebenverdienstmöglichkeiten fördert und 
auf die Fallgruppen verheiratete Frauen, Schüler, Studenten und Rentner (Koch/Walwei 
2004) abzielt, die wenige Stunden arbeiten und oft aus Gutverdienerfamilien stammen 
(Schupp/Birkner 2004).^^'' Der Ersatz regulärer Vollzeitstellen durch Nebenjobs ist die 
Hauptquelle des Minijob-Jobwunders (Fertig/Kluve/Scheuer 2004a: 115). Da Arbeitnehmer 
mehrere Minijobs gleichzeitig ausüben können, bieten sich auch Missbrauchsgelegenheiten. 
Schließlich, überwiegen kritische Einschätzung (Koch/Bäcker 2003). Minijobs seien 

■ unsozial, weil sie Sozialbeiträge entzögen und die Altersarmut der Betroffenen - über- 
wiegend Frauen - vorprogrammierten, denn erworbene Ansprüche seien minimal. Mi- 
nijobber seien von betrieblichen Lohnfortzahlungen im Krankheitsfall ausgenommen 
und erhielten keine betrieblichen Sonderzahlungen (Weihnachts- und Urlaubsgeld); 

■ arbeitsmarktpolitisch fragwürdig, denn sie erreichten die Zielgruppe der Langzeitar- 
beitslosen und Sozialhilfeempfänger kaum. Schwarzarbeit in privaten Haushalten ein- 
zudämmen, gelänge kaum, da es sich bei vielen Haushaltshilfen um Migranten ohne 
Arbeitsgenehmigung handelte; 

■ unsolidarisch, denn sie beschleunigten das Lohndumping. Da die Höchstgrenze von 15 
Arbeitsstunden pro Woche entfalle, könnten Arbeitgeber die Löhne nicht nur der ge- 
ringfügig Beschäftigfen drücken. Im Wetflauf um die geringsfen Arbeifskosfen sähen 
sich Firmen veranlassf, ihre pauschale Abgabe in Höhe von 25 vH des Entgelfes für 
den Minijob auf die Beschäftigten abzuwälzen. Der Anreiz sei gegeben, geringfügig 
Beschäftigfe von Urlaubsansprüchen, Lohnforfzahlungen im Krankheifsfall und be- 
trieblichen Sonderzahlungen auszunehmen, was zwar nicht legal, aber offenbar kei- 
neswegs unüblich sei; 

■ finanzpolitisch nicht zu rechtfertigen, denn sie führten zu hohen Einnahmeausfällen 
Sozialversicherungen und Sfeuem. Im Nebenerwerb darf man jährlich bis 4.800 € im 
Jahr sfeuer- und abgabenfrei hinzu verdienen; 

■ aus frauenpolifische Sichf unerfräglich, da sie Frauen versfärkf in die Rolle der hinzu- 
verdienenden Hausfrau drängfen. Für Alleinerziehende isf die Kinderbefreuung 
unzureichend. 

Die nahe liegende Gleichsefzung von Einfacharbeit - Niedriglohn - Niedrigqualifikation - 
Langzeitarbeitslosigkeit bei den Minijobs ist weder durchgängig noch schlüssig, aber inter- 
essensabhängig. So tritt der Einzelhandelsverband (HDE) für die Erhöhung der Minijob- 
Verdi ensf grenze auf 800 € ein. Der erweiterte Minijob soll bis zu 500.000 neue Stellen 



254 Vgl. Susanne Koch/Ulrich Walwei: „Nach der Reform ist vor der Reform. Die Arbeitsmarktgesetze Hartz I 
bis Hartz IV zeitigen Wirkungen.“ In: FR, Nr. 303, 28. Dez. 2004, S. 7. (Zugriff: 06. März 2005): 

- URL: http://www.fr-aktuell.de/ressorts/nachrichten_und_politik/dokumentation/?cnt=6 1 0794 
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schaffen.^^^ Die Dienstleistungsgewerkschaft fordert dagegen, die Ausweitung der Minijobs 
rückgängig zu machen, weil die verfügbaren Einkommen ansonsten durch geringfügige 
Drittjobs aufgestockt werden müssten. 

Zwischenfazit 

Lohnsubventionen werden durch die Hartz-Gesetze neu geordnet und erweitert. Hartz 11 
verbessert die Existenzgründungsmöglichkeiten (Ich-AGs) und dehnt die geringfügige Be- 
schäftigung (Minijobs) aus. Bislang konnten sich 240.000 geforderte Arbeitslose selbst- 
ständig machen. Die Ich-AG-Förderung wurde nach massiven Widerständen aus der Hand- 
werkerschaft eingeschränkt, strengeren Gründungsregelungen unterworfen (Geschäftsplan) 
und wird am 30. Juni 2006 ganz auslaufen. Statt „Durchlauferhitzer“ zu sein, würden 
Scheinarbeitsplätze geschaffen, die mit Arbeitsplätzen im Handwerk konkurrieren 
(SchöbAVeimann 2004: 115-122). Vorgeschlagen wird, Überbrückungsgeld und Ich-AG- 
Förderung zu vereinheitlichen, aber die Wirtschaftsforderung aus Sfeuergeldem, sfatt aus 
Beitragsmitteln zu finanzieren. Gerade bei der Ich- AG -Förderung wurden die Vorschläge 
der Hartz-Kommission durch die Hartz-Gesetzgebung verwässert. 

Während die neuen Existenzgründungsmöglichkeiten nach Lobbyprotesten einge- 
schränkt wurden, ist das bei der geringfügigen Beschäftigung anders. Eine Zusatzarbeit im 
Nebenjob neben einem sozialversicherungspflichtigen Haupterwerb ist nun wieder leichter 
möglich. Intendiert ist, eine Perspektive für gering Qualifizierte zu eröffnen, Arbeitsplätze 
aus der Schwarzarbeit zu holen und eine Art Sprungbrett in den ersten Arbeitsmarkt zu 
schaffen. Arbeitgeber sparen Sonderzahlungen (u. a. für Mehrarbeifszuschläge, Urlaubs- 
und Weihnachfsgeld), Kündigungsschufz und damit zusätzliche Kosten entfallen. Trotz 
dieser Subventionsarrangements ist der Rückholeffekt für Nicht-Beschäftigte schwach 
ausgeprägt. Ein Minijob wirkt sich auf die Höhe des Altersruhegeldes kaum positiv aus. 

Vom Minijob-Boom und möglichen Übergangsarbeitsmärkten profitieren weder die 
Sozialkassen noch der Arbeitsmarkt, obwohl sie den Firmen weitere Flexibilitätsspielräume 
präsentieren. Per saldo kommen auf jede sozialversicherungspflichtige Stelle zwei neue 
abgabenfreie Minijobs. Die Zahl der Arbeitslosen ist nicht gesunken und die Schwarzarbeit 
ist nicht oder nur wenig zurück gedrängt worden. Der massive Einsatz von Kleinjobs zer- 
stört sozialversicherungspflichtige Beschäftigung insbesondere im Einzelhandel, in der 
Gastronomie und im Handwerk bei steigender Erwerbstätigenzahl. Nach Angaben des Ver- 
bandes Deutscher Rentenversicherungsträger (VDR) werden die Sozialkassen durch das 
Missverhältnis von Beitragsleistungen zu Steuerleistung um jährlich 10 Mrd. € belastet, 
d. h. die Lohnnebenkosten durch den Verdrängungswettbewerb potenziell erhöht. Insge- 
samt gelten Minijobs als unsozial, arbeitsmarktpolitisch fragwürdig, finanzpolitisch nicht 
zu rechtfertigen und aus frauenpolitischer Sicht unsolidarisch, da sie das Armutsrisiko ver- 
schärfen. Sie bieten keine Bestandsgarantie für Tariflöhne und keine Chance hinsichtlich 
der Lohnkonkurrenz mit anderen Ländern (Bosch 2004). 



255 Vgl. Peter Thelen: „Programm , Kapital für Arbeit’ und Personal-Service-Agenturen wenig erfolgreich - 
Minijobs und Ich-AGs gefragt. Schlechte Noten für Hartz-Reformen.“ In: Handelsblatt, 07. Juli 2004 (Onli- 
ne-Artikel). 
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6.5 Das Projekt Hartz IV 

Das SGB II ist ein Lohnsubventionsinstrument, welches auf die Konzessionsbereitschaft 
von Langzeitarbeitslosen zielt, unqualifizierte, schlechte oder schlecht bezahlte Arbeit ein- 
zugehen oder zu behalten. Es soll die Kosten der anhaltend hohen Arbeitslosigkeit mindern. 

Konstruktionsmerkmale und Strukturmängel des Arbeitslosengeldes II 
Das Vierte Gesetz für moderne Dienstleistungen auf dem Arbeitsmarkt vom 24. Dez. 2003 
(BGBl. I, Seite 2954) vereinheitlicht die Leistungssysteme Arbeitslosenhilfe und Sozial- 
hilfe zum Arbeitslosengeld II (Alg Il/Hartz IV).^^^ Bei der Arbeitslosenunterstützung gab es 
bis Ende 2004 eine Drei-Klassen-Teilung in die Leistungsarten Arbeitslosengeld, Arbeits- 
losenhilfe und ergänzende Sozialhilfe. Das originäre Arbeitslosengeld I ist eine beitragsfi- 
nanzierte Versicherungsleistung. Arbeitslosen- und Sozialhilfe sind steuerfinanzierte Für- 
sorgeleistungen. Der Begriff Arbeitslosenhilfe bleibt trotz faktischer Abschaffung erhalten, 
weil keine Verfassungsänderung von Artikel 120 Abs. 1 Satz 4 Grundgesetz (GG) vorge- 
sehen ist.^^^ Strukturelle Bedingungen, Volumen, Leistungshöhe und Bezugsdauer sind 
ausführlicher zu untersuchen (Abbildung 6.5). 



Abbildung 6.5: Emplänger von Sozialhilfe und ArbeitsfÖrderung 




Quelle: BMGS (2004) 



256 Für das Gesetz stimmten 581 von 597 Abgeordneten (16 Gegenstimmen). Wichtige Hinweise zum Alg II 
findet man unter www.Arbeitsagentur.de und unter www.erwerbslos.de (Zugriff: 06. März 2005). 

257 Artikel 120 Abs. 1 Satz 4 GG lautet: „Der Bund trägt die Zuschüsse zu den Lasten der Sozialversicherung 
mit Einschluss der Arbeitslosenversichemng und der Arbeitslosenhilfe.“ Unter dem Titel „Haushaltswahr- 
heit und -genauigkeit“ wurde das Zahlenwerk zu Kapitel 0912 des Entwurfs des Bundeshaushalts 2005 vom 
BIAJ untersucht (Petition 4-15-09-81502-013071). 
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Nach 1970 stieg die Zahl der Sozialhilfebezieher und nahm zwischen 1980 und 1997 be- 
sonders stark zu. Die Sozialhilfe gliedert sich in a) laufende Hilfe zum Lebensunterhalt 
außerhalb von Einrichtungen am Jahresende (HLU) mit 2,757 Mio. Empfängern (2002) und 
b) Hilfe in besonderen Lebenslagen (HbL) (1,559 Mio. Menschen in 2002).^^* 

(1) Der soziale Wandel zeigt sich in der Sozialhilfestatistik. Seit Anfang der achtziger 
Jahre fallt die Zunahme allein erziehender Frauen an der Sozialhilfe auf (analog der welfare 
mothers in den USA). Alhi -Empfänger konnfen nach alfem Rechf ergänzende Sozialhilfe 
beanfragen, wenn die Hilfeleistung nicht bedarfsdeckend war. Beide Systeme hatten Kom- 
bilohncharakter für Geringverdiener. Aufgrund von Doppelzählungen lag die Zahl der Em- 
pfänger und das Volumen der Sozialhilfe in Kommunen mit hoher Arbeitslosigkeit daher 
höher als andernorts. Andererseits nahmen ab 1994 die Leistungen bei der Hilfe in beson- 
deren Lebenslagen ab, denn nach Asylbewerberleistungsgesetzes (AsylbLG) werden diese 
nicht mehr in der Sozialhilfestatistik erfasst. 

Um Sozialhilfekosten einzusparen, entwickelten Kommunen zeitlich befristete Be- 
schäftigungsprogramme auf Basis der §§ 18-20 BSHG (Hilfe zur Arbeit, HzA) und dehnten 
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen (ABM) aus. Letztere wurden durchschnittlich nur zu ei- 
nem Viertel durch die Städte und Landkreise refinanziert (Schulze-Böing 2004).^^® Arbeits- 
fähige Sozialhilfeempfänger wurden zudem kommunal und in Beschäftigungsgesellschaf- 
fen farifiich angesfellt, erlangfen erneut Alhi-Anspruch und entlasteten so die Sozialhilfe- 
träger. Umgekehrt entwickelten die Arbeitsämter eigene Kostendämpfungsstrategien.^^° 



258 Die Sozialhilfe (BSHG) umfasste nach altem Recht zwei Leistungsgruppen: Hilfe zum Lebensunterhalt 
(HLU) und Hilfe in besonderen Lebenslagen (HBL). Sozialhilfe ist eine nachrangige Existenzsicherung 
nach dem Subsidiaritätsprinzip. Der Rechtsanspruch folgt § 1 Abs. 2 Satz 1 BSHG und ist durch Art 1 Abs. 
1 Grundgesetz verfassungsrechtlich abgesichert, begründet einen Anspruch auf ein soziokulturelles Exis- 
tenzminimum und übernimmt faktisch die Funktion eines Mindestlohns. Der Leistungsumfang wird nach ei- 
nem Warenkorb gemessen, der ein menschenwürdiges Leben sichern soll. Die Lohnersatzleistung Arbeitslo- 
senhilfe ist eine Versicherungsleistung (getragen von der BA). Sozialhilfe ist eine von der Kommune getra- 
gene und steuerfmanzierte Fürsorgeleistung. ALHI und Sozialhilfe setzten eine Bedürftigkeitsprülung vor- 
aus und wurden ggf. nach Mehrbedarfstatbeständen aufgestockt. 

259 Landrat Pipa (Main-Kinzig-Kreis) senkte etwa durch kommunale Beschäftigungsinitiativen seit 1996 die 
Zahl der Stützeempfänger um rund 15 vH, während diese bundesweit um zwei vH gestiegen ist. Pro Ein- 
wohner wandte der Kreis im Jahr 2000 rund 225 DM für Sozialhilfe auf, während der Durchschnitt in Hes- 
sen bei 580 DM lag. Vgl. Wolfgang Heininger: „Wer Hilfe ablehnt, erhält weniger Geld. Ver.di-Chef will 
Ideen aus dem Main-Kinzig-Kreis in die Hartz-Kommission hineintragen.“ In: FR, Nr. 172, 27. Juli 2002, S. 
33. 

260 Ein Beispiel: Insbesondere vor Ostern (einer Zeit, in der manche ALHI-Bezieher ohne Rücksprache mit dem 
Arbeitsamt einige Tage in einen Kurzurlaub machten, also nicht für den Arbeitsmarkt zur Verfügung stan- 
den) versandten manche Arbeitsämter gern Vorladungen an ALHI-Bezieher. In der Konsequenz erreichte 
die BA eine Kostenentlastung durch Leistungsentzug, denn manche „Aufstocker“ beantragte dann ergän- 
zende Sozialhilfe, was die kommunalen Sozialhilfeträger belastete. 
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Tabelle 6.1: Strukturdaten der Leistungsempfanger (Alg II) 



Schätzungen der 
Leistungsempfanger (in Mio.) 


Bedarfs- 

gemein- 

schaften 


Haushalts- 

mitglieder 

insgesamt 


darunter: 
zu Aktivie- 
rende 


15 bis 
unter 65 
Jahren 


Kinder bis 
5 Jahren 


Sozialhilfe 


1,005 


2,086 


1,028 


1,19 


0,896 


(Aufstoeker) Alhi+Sozialhilfe 


0,175 


0,415 


0,234 


0,276 


0,139 


reine Arbeitslosenhilfe 


1,681 


3,475 


2,178 


2,757 


0,714 


insgesamt 


2,861 


5,976 


3,44 


4,223 


1,749 



Vgl.: Rudolph 2004; - URL: http://www.nord.dgb.de/cmsdocs/news_2_1098101815.pdf 

(2) Auf Basis der Vorgaben des BMWA sehätzte das lAB im Mai 2004 die Zahl und die 
Struktur der Leistungsempfanger (Tabelle 6.1). Die Bereehnungen stützten sieh auf An- 
nahmen des Arbeitskreises Quantifizierung (AKQ) der Arbeitsgruppe Arbeitslosenhilfe/So- 
zialhilfe der Kommission zur Reform der Gemeindefinanzen und wurden auf Basis der Ein- 
kommens- und Verbrauehsstiehprobe (EVS) von 1998 bereehnet. Mengengerüst und Struk- 
tur der potenziellen Alg-II-Empfanger wurden seit Einführung des SGB II mehrfaeh korri- 
giert. Fehlsehätzungen liegen an der verspäteten Datenweitergabe, an Doppelzählungen 
(Aufstoeker) und an der Überstellungspraxis in das Alg-II-System.^®* Grundsieherung er- 
halten 6,563 Mio. Personen (davon beziehen Alg II: 4,845 Mio. und Sozialgeld: 1,718 Mio. 
Mensehen) in 3,78 Mio. Bedarfsgemeinsehaften (Stand: 12/2005). In manehen Landkreisen 
sind über ein Fünftel der Wohnbevölkerung auf Grundsieherung angewiesen. Viele Kom- 
munen versuehten Anfang 2005 aus haushaltspolitisehen Gründen, Sozialhilfeempfänger 
vom SGB XII in den Geltungsbereich des SGB II zu überführen. 

(3) Die Struktur der Arbeitslosenunterstützung änderte sich nach Leistungsart, Leis- 
tungshöhe und Bezugsdauer. Geblieben ist das originäre Arbeitslosengeld I, neu sind Ar- 
beitslosengeld II und Sozialgeld. Zunächst zum originären Arbeitslosengeld. 

Das Arbeitslosengeld I ist eine aus Beiträgen von Arbeitgebern und Arbeitnehmern pa- 
ritätisch finanzierte Versicherungsleistung. Anspruchsdauer der Leistungsgewährung wurde 
mehrfach und die Beitragsparität unterdessen geändert. Ältere Arbeitslose konnten bis zu 
32 Monaten Arbeitslosengeld in Höhe von 60 - 67 vH des letzten (verminderten) Nettoent- 
geltes und dann Arbeitslosenhilfe (53 vH) beziehen. Die Leistungsberechnung erfolgt 
auf Basis des Durchschnittslohnes der letzten 12 Monate unter Verzicht auf die jährliche 
Anpassung des Bemessungsentgeltes. 

Die Grundsieherung für Arbeitsuchende (SGB II) kann bei Nichterfüllung der An- 
spruchsvoraussetzungen für Alg I oder daran anschließend gewährt werden. Tabelle 6.2 



261 Vgl. O. V.: „Berechtigter Vorwurf.“ In: iwd, Nr. 10, 10. März 2005, S. 2. 

262 Vgl. Selbstrechner für das Alg II: - URL: http://www.pub.Arbeitsamt.de/alt.html und 

-URL: http://biallo.sueddeutsche.de/tz/sueddeutsche/Soziales/ALG2rechner.php (Zugriff: 20. März 2005); 
vgl. „58 Berechnungsbeispiele der Tagesschauredaktion.“ - URL: http. //tagesschau. de. 

263 Die verlängerte Bezugsdauer gab es schon für Arbeitslose ab 44 Jahren. Ältere Arbeitslose ab 54 Jahre 
konnten sogar bis 32 Monate lang Arbeitslosengeld beziehen. In einem ersten Rücknahmeschritt wurde 
1997 das Alg für über 57-Jährige auf maximal 32 Monate und für über 45-Jährige auf 18 Monate be- 
schränkt. 
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informiert über die Leistungsgewährung der Eekregelsätze, die degressiven Zusehläge und 
über Altemativ-Modelle (F rommann 2004). 



Tabelle 6.2: Eckregelsätze des Arbeitslosengeldes II und Alternativen 





Zelle 


Hartz-IV-Gesetz 


Vorschlag des Pari- 
tätischen Wohlfahrts- 
verbandes (PWV) 


Vorschlag Matthias 
Frommann (FHS 
Frankfurt/M.) 




■ 


Alte Länder 
(Incl. Berlin) 
EUR 


Neue Länder 
EUR 


Alte und Neue Länder 
(Incl. Berlin) 

EUR 


Alte Länder 
(Incl. Berlin) 
EUR 


m4lklVsMt^ 


Alleinstehende, 
volljährige Kinder 


1 


345 


331 


412 


448 


430 


(Ehe-)Paare (2x90 vH) 


2 


621 


596 


742 


807 


774 




H 


276 


265 


330 


359 


344 


Kinder bis 14 ( 60 vH) 


4 


207 


199 


247 


269 


258 


MIet- und Heizkosten 


5 


317 


248 


317 


317 


248 




6 


160 


160 


160 


160 


160 


|(Gesamt Zeile 1 , 5, 6) | 


7 


822 


739 


889 


925 


838 



Quelle: FR, 12.09.2003; SZ, 21.07.2004; Die Zeit, Nr. 52, 16. Dez. 2004; FR, Nr. 298, 21. Dez. 2004, Seite 4 



Das Alg II vereinheitlieht die steuerfinanzierte, bedürfligkeitsabhängige Leistung zur Si- 
eherung des Lebensunterhaltes von erwerbsfähigen Hilfeempfangenden auf unterem Ni- 
veau und naeh dem strengen Bedürftigkeitsprinzip der Sozialhilfe. Es wird als Vlat rate 
(Pausehaizahlungen) - unabhängig vom zuvor erzielten Erwerbseinkommen (bereinigtes 
Nettoarbeitseinkommen der Vorperiode) - gewährt. Ergänzende einmalige Leistungen und 
Mehrbedarfszusehläge werden stark eingesehränkt und dürfen die Regelleistungen nieht 
übersteigen (§21 SGB II). Der Hartz-Berieht enthält keine Empfehlungen zum Leistungs- 
volumen, zum Empfängerkreis und zur Leistungsdauer. In der 24-köpfigen Kommission 
zur Reform der Gemeindefinanzen wurde das Leistungsvolumen nieht festgelegt. Der Ab- 
sehlussberieht vom 17. April 2003 enthält keine einheitliehen Empfehlungen über die Höhe 
und die Trägersehaft des Arbeitslosengeldes II. Der Entwurf zu Hartz IV wurde im BMWA 
erarbeitet, in der Regierungskoalition kontrovers diskutiert (Koalitionsbesehluss vom 17. 
Sept. 2003), im Bundesrat ausgehandelt und im Bundestag besehlossen (19. Dez. 2003). 
Anspruehsvoraussetzung ist die Erwerbsfähigkeit. Nun gilt der umstrittene, rentenreehtliehe 
Begriff der vollen Erwerbsminderung (§ 43 SGB VI). Danaeh ist jede Person erwerbsfähig, 
die mindestens drei Stunden täglieh, nieht unbedingt zeitlieh zusammenhängend arbeiten 
kann und deren Erwerbsminderung nieht festgestellt ist (Ausnahmen; BAföG, Ausbildung). 
Die Grundsieherung ist turnusmäßig (9-12 Monate) neu zu beantragen, wird aber - wie die 
Arbeitslosenhilfe - prinzipiell zeitlieh unbefristet gewährt. 

Nur anspruehsbereehtigte Alg-II-Empfänger sind kranken-, pflege- und rentenversi- 
ehert. Erwerbslose ohne Alg-II-Ansprueh und ohne Familienmitversieherung dagegen 
nieht. Zum Alg-II-Ansprueh wird ein Freibetrag von pausehal 1156 (1106 Kranken- und 
1 3 € Pfiegeversieherung) für die Krankenversieherung gewährt. Gleiehes gilt für den ein- 
heitliehen Mindestbetrag der gesetzliehen Rentenversieherung. (Der abzuführende Betrag 
wurde im Koalitionsvertrag der Merkel-Regierung von 78 € auf 40 € monatlieh reduziert). 
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Damit erhöht nach einem Jahr Alg-II-Bezug die künftige monatliche Rente um 4,26 €. Ur- 
sprünglich sollte es eine Ausnahmeregelung für etwa 300.000 Personen (v. a. Unverheirate- 
te) geben (siehe Ein-Cent-Alg). 

An der Höhe des Leistungsniveaus, am Splitting der Regelsätze und am Konstrukt der 
Bedarfsgemeinschaften ansetzend wird versucht, die Grundleistung für Langzeitarbeitslose 
zu kürzen. Paare erhalten zweimal 90 vH des Regelsatzes, Kindern bis 14 Jahre steht 60 vH 
des monatlichen Regelsatzes zu. Jugendliche zwischen 15 und 18 Jahren erhalten 80 vH. 
Alle weiteren Personen der Bedarfsgemeinschaft (etwa die im Haushalt lebenden Eltern) 
erhalten 80 vH des Regelsatzes. Nicht erwerbsfähige Angehörige können Sozialgeld bean- 
fragen (207 € für Kinder bis 14 Jahre, ab 15 bis 18 Jahre 276 € und 311 € für Partner vom 
19. Lebensjahr an). Die Regelsätze wurden nach dem strikten Bedarfsprinzip in einem 
wenig transparenten Verfahren von der Kommission zur Gemeindefinanzreform festgesetzt. 
Sozialhilfeempfänger, die bereifs ohne die Harfz-Reformen durch Einschnitfe auf ein Fünf- 
fel der Bezüge verzichten, müssen seit der Gesundheitsreform 2004 die Praxisgebühr ent- 
richten und bei Medikamenten zuzahlen, fm Grundsicherungsmodell des Paritätischen 
Wohlfahrtsverbandes (DPWV) liegt die Regelleistung um 19 vH höher (412 6/Monat). 
(Zum Vergleich: Die Arbeitslosenhilfe betrug durchschnittlich 517 €/Monat, zzgl. Wohn- 
geld.) Die prozentualen Abschläge sind in allen drei Modellen gleich (siehe Kapitel 8.2). 

Einmalige zusätzliche Leistungen sind beschränkt möglich, z. B. für die Erstaussfat- 
tung der Wohnung, für Bekleidung, für mehrtägige Klassenfahrten der Kinder. Die Zu- 
schlagshöhe für werdende Mütter beträgt 58 6/Monat (West) bzw. 56 6/Monat (Ost) (17 vH 
der Regelleistung), ln einigen Bundesländern werden Berufsausbildungszuschüsse gezahlt. 
Alleinerziehende mit minderjährigen Kindern können einen Zuschlag von 40 vH des Regel- 
satzes erhalten, was dann nötig ist, wenn Alleinerziehende (davon 85 vH Frauen und 15 vH 
Männer) für ihre Kinder vom Lebenspartner keine Unterhaltszahlung bekommen. Der Alg- 
H-Regelsatz liegt deutlich unter dem Selbstbehalt von 730 6 (jenes Geld, das nicht erwerbs- 
tätige Unterhaltspflichtige für sich behalten dürfen). Für Behinderte beträgt der Zuschlag 
35 vH der Regelleistung. Ein Mehrbedarf für medizinische Ernährung wird erstattet. Der 
befristete Kinderzuschlag von 140 6 pro Kind und Monat wird Eltern gewährt, die zwar mit 
Einkünften ihren eigenen Unterhalt bestreiten können, nicht aber den ihrer Kinder (§ 24 
SGB Das zunächst auf 63.000 Empfänger begrenzfe Exfrageld isf monatlich neu bei 
der Familienkasse zu beantragen (längstens 36 Monate). Die Fürsorgeleistung, die in Kon- 
kurrenz zu dem Kinderzuschlag nach § 6a Bundeskindergeldgesetz (BKGG) steht, ist bü- 
rokratisch, nicht zielgerecht und verschlechtert de facto die Situation von Familien mit 
niedrigem Einkommen (Winkel 2004b: 412). Anspruchsberechtigte erhalten nach § 24 SGB 
11 einen Zuschlag zum Alg 11 von maximal 160 6 (für Parfner 320 6, für ein Kind zusäfzlich 
60 6). Im zweifen Jahr wird dieser bis Ende 2006 befrisfefe Zuschlag halbiert.^^^ Allein 
siebende Personen bekommen max. 505 6 (Osf: 491 6), nach zwei Jahren 425 (Osf: 411 6). 



264 Jedes zehnte Kind in der Bundesrepublik werde künftig arm sein (bis zu 500.000 Kinder). Die Bundesregie- 
rung reagiert mit der Ankündigung, Kinderzuschläge von maximal 140 € monatlich für Geringverdiener, 20 
€ für Alleinerziehende zu gewähren und damit 150.000 Kindern zu helfen. Vgl. Markus Sievers: „Kinder 
rutschen in die Armut. Wohlfahrtsverbände prangern rot-grüne Wirtschaftsreformen an.“ In: FR, Nr. 177, 
01. Aug. 2003, S. 1; - URL: http://www.dbsh.de/redsys/soztop/userpages/agenda2010-armut-dpwv.html. 

265 Arbeitgebemahe Institute kritisieren die Übergangsregelung (§ 24 SGB II). Der Einkommenskorridor sorge 
für eine Sozialhilfefalle. Vgl. O. V.: „Hartz IV. Zwei Schritte vor - einen zurück.“ In: iwd, Nr. 29, 15. Juli 
2004, S. 4-5 und 0. V.: „Kombilohn. Steuergutschrift statt ALG II.“ In: iwd, Nr. 38, 22. Sept. 2005, S. 6-7. 
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Nach drei Jahren Arbeitslosigkeit bleibt nur die Regelleistung. Anspruchsberechtigte sind 
kranken- und pflegeversichert. Für die Rente wird ein Mindestbeitrag übernommen.^®^ 

Das pauschalierte Sozialgeld (SGB XII) steht sowohl nicht erwerbsfähigen Personen 
als auch nicht erwerbsfähigen Angehörigen von Hilfebeziehern zu. Die Kommunen sind für 
Betreuung und Leistungsgewährung nach dem Sozialgeld sowie die Unterbringungskosten 
für Wohnung und Heizung zuständig (Ergebnis im Vermittlungsausschuss). 

(4) Die Entlastung bei den Kosten der Arbeitslosigkeit gehört zu den zentralen Re- 
fonn-Motiven. Die direkten Ausgaben und Mindereinnahmen schwanken konjunkturbe- 
dingt und lassen gleichzeitig politische Intentionen erkennen (siehe Kapitel 3 und 4). Die 
Ausgaben für das beitragsfmanzierte Arbeitslosengeld erreichten im Rekordjahr (1997) 
30,28 Mrd. €, während sie bei Rekordarbeitslosigkeit 27,2 Mrd. € (2005) betrugen, obwohl 
sich die Empfangerzahlen der Arbeitslosenhilfe seit 1990 nahezu vervierfachte. Die Pro- 
Kopf- Ausgaben für Arbeitslosenhilfe in Prozent der Nettolöhne sanken jahresdurchschnitt- 
lich ab 1996 bei steigender Zahl der Hilfeempfanger (Ganßmann 2004: 174). Zeitverschie- 
bungen der sonst parallel verlaufenden Kurven ergeben sich durch das Hinüberwechseln 
vom originären Arbeitslosengeld in das steuerflnanzierte Leistungssystem (Abbildung 6.6). 



Abbildung 6.6: Ausgaben für Arbeitslosengeld und Arbeitslosenhilfe 




Quelle: Bundesanstalt/Bundesagentur für Arbeit (BA), Haushalte, ANBA lfd., Bremer 
Institut für Arbeitsmarktforschung und Jugendberufshilfe (BIAJ); eigene Berechnung 



266 Vgl. O. V.: „Zahnersatz gewährleistet. Empfänger des Alg II müssen keine Sonderpolice für den Zahnersatz 
abschließen. Der von der Bundesagentur für Arbeit gezahlte Beitrag in Höhe von etwa 126 € schließt diese 
Leistung ein. Die Kassenpatienten müssen sich, wenn die geplante Gesundheitsreform in Kraft tritt, für 
Zahnersatz selbst versichern.“ In: SZ, Nr. 168, 23. Juli 2004, S. 6. 
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In Tabelle 6.3 sind die Ausgaben für erwerbsfähige Hilfebedürftige gegenüber gestellt. Das 
Leistungsvolumen für das Arbeitslosengeld II wurde untersehätzt. Für das alte System 
wurden 38,6 Mrd. € (2004) fällig (Spalte I). Wenn es bei der alten Reehtslage geblieben 
wäre, dann wäre das Leistungsvolumen - bedingt dureh die sehleehte Konjunktur - 43,5 
Mrd. € (2005) gewesen (Spalte 2) Für das neue Reehtssystem wurden im ersten Jahr 
44,4 Mrd. € ausgegeben. Die Mehrkosten betragen naeh neuer Reehtslage mithin 
0,9 Mrd. € und resultieren v. a. aus den höheren Verwaltungsausgaben und den Kosten der 
Unterbringung, während Eingliederungsleistungen reduziert wurden (Spalte 3). Doeh aueh 
die Fallzahlen liegen höher als erwartet, was u. a. an der breiten Definition der Erwerbsfä- 
higkeit liegt. Die Zahl der leistungsbereehtigten Singlehaushalte und Kleinselbstständigen 
expandierte. Bis zur ersten Hartz-Revision hatten junge Erwaehsene einen eigenständigen 
Leistungsansprueh. Hinzu kommt das Problem der Armutstransparenz: Unter den Leis- 
tungsempfängem sind mehr als 900.000 (18 vH) Übersehneidungsfälle (Leistungsempfän- 
ger mit Nebentätigkeiten). Der Aufstoeker-Anteil liegt maneherorts erheblieh höher.^^’ 
Zudem entwiekeln sieh die arbeitsmarktpolitisehen Daten ungünstiger als erwartet. Die 
Entwieklung ist weniger dramatiseh als dies von interessierter politiseher Seite dargestellt 
wird. 



Tabelle 6.3: Gesamtfiskalisehe Kosten der Arbeitslosigkeit 



1 Altes Recht | 


1 Neues Recht (SGB II) | 




Ist 2004 


Hochrechnung 2005 




Ist 2005 


Soll 2006 




(1) 


(2) 




(3) 


(4) 


1 Transferzahlung (einschließlich Sozialversicherungsbeiträge) I 


Arbeitslosenhilfe 


18,8 Mrd. € 


22,9 Mrd. € 


Arbeitslosengeld 
II (incl. 

Kinderzuschlag u. 
einmalige 
Leistungen) 


25,2 Mrd. € 


24,6 Mrd. € 


Sozialhilfe für 
Erwerbsfähige (incl. 
HLU u. Krankenhilfe) 


7,8 Mrd. € 


8,4 Mrd. e 


Wohngeld 


4,0 Mrd. € 


4,2 Mrd. € 




12,1 Mrd. € 


12,4 Mrd. € 


Summe 


30,6 Mrd. € 


35,5 Mrd. € 




37,3 Mrd. € 


37,0 Mrd. € 


1 Eingliederungsleistungen (Auswahl) I 


Bundesagentur 


4,2 Mrd. € 






3,6 Mrd. € 


6,5 Mrd. € 


Länder/Kommunen 


1,3 Mrd. € 




0,3 Mrd. e 


Summe 


5,5 Mrd. € 






3,6 Mrd. € 


6,8 Mrd. € 


1 Verwaltungskosten | 


Bundesagentur 


1,2 




Bund 


3,1 Mrd. € 


3,5 Mrd. € 


Kommunen 


1,3 


Kommunen 


0,4 Mrd. € 


0,5 Mrd. € 


Summe 


2,5 Mrd. € 






3,5 Mrd. € 


4,0 Mrd. € 


Summe Gesamt]' ahr 


38,6 Mrd. € 


43,5 Mrd. € 




44,4 Mrd. € 


47,8 Mrd. € 



Quelle: Deutseher Bundestag 2006; eigene Bereehnung 



267 Vgl. Anita Strecker: „'Was fehlt, sind vor allem Arbeitsstellen'. In Jobcentem wissen die Berater: Die hohen 
Hartz-IV-Kosten zeigen nur, wie viele Arme es in Deutschland gibt.“ In: FR, Nr 133, 10. Juni 2006, S. 4. 
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Die Mehrkosten sollen durch Einsparungen bei den Kosten für Unterkunft und Heizung, 
durch eine Vielzahl schärferer Regelungen und durch das Beitragsaufkommen der Ar- 
beitslosenversicherung selbst finanziert werden.^®^ Weitere Mittel werden eingespart, in- 
dem einmalige Leistungen für Wohnungserstausstattung etc. nur eingeschränkt bewilligt 
oder gestrichen (§ 37 SGB XII (früher: BSHG) und § 23 Abs. 3 SGB II) und seltener Son- 
derbedarfe berücksichtigl werden (§§ 30-34 SGB XII; vgl. Marburger 2004b: 21; siehe 
Kapitel 7.3). Die Gegenfinanzierung soll außerdem durch den Aussleuerungsbelrag (§ 46 
Abs. 4 SGB II) erfolgen (2005: 4,556 Mrd. €). Danach muss die BA dem Bund für jeden 
Erwerbslosen, der nach Ablauf des beilragsfinanzierten Arbeilslosengeldes (SGB III) an- 
schließend in das Alg II überwechsell, einen quartalsweise zu entrichtenden Geldbetrag 
(9.857 6) erstatten. Dieses Controlling- und Finanzierungsinstrument schwächt das Budget 
für Wiedereingliederungshilfen zusätzlich. Die „Strafabgabe“ fällt für ca. 681.400 Über- 
tritte aus dem Beitragssystem an.^^** Für die umgewidmeten Beitragsmittel der So- 
zialversicherten sind im Haushaltsjahr 2006 insgesamt 5,3 Mrd. € veranschlagt. 



Tabelle 6.4: Gesamtfiskalische Kosten der Arbeitslosigkeit 



Gesamtfiskalische Kosten der Arbeitslosigkeit (2004) 


Kostenarten 




Kostenträger 




Ausgaben 


% 




% 


Arbeitslosengeld 


28,9 


Bund 


27,0 


Arbeitslosenhilfe 


19,7 


Länder 


8,3 


Sozialhilfe 


4,2 


Gemeinden 


6,7 


Wohngeld 


u 


Bundesagentur 


37,4 


Mindereinnahmen 




Rentenversicherung 


11,7 


Einkommensteuer 


15,4 


Krankenversicherung 


8,0 


indirekte Steuern 


3,2 


Pflegeversicherung 


1,0 


Sozialversicherungsbeiträge 


27,6 








100,0 




100,0 










Quelle: lAB, eigene Berechnung 







Der Verzicht auf gesellschaftliche Wertschöpfung zeigt sich anhand der gesamtfiskalischen 
Kosten der Arbeitslosigkeit - geschätzt auf über 230 Mrd. € (Bach/Spitznagel 2003). Be- 



268 Das Beitragsaufkommen betrug von Juni 2003 bis Mai 2004 47,29 Mrd. € (Beitragssatz von 6,5 vH). Nach 
Abzug des Arbeitslosengeldes I (brutto: 29,47 Mrd. €; ohne Verwaltungskosten) verblieben der BA lediglich 
17,82 Mrd. € davon. Der veranschlagte „Aussteuerungsbetrag“ entspricht rechnerisch 2,92 Mrd. € (0,92 Bei- 
tragspunkte). Vergleicht man den in Kapitel 0912 des Haushaltsentwurfs für das Haushaltsjahr 2005 veran- 
schlagten Aussteuerungsbetrag (6,7 Mrd. Euro) mit den veranschlagten Ausgaben für „Leistungen zur Ein- 
gliederung in Arbeit“ (6,35 Mrd. Euro; ohne Verwaltungskosten) ist leicht zu erkennen, dass die vom Bund 
zu finanzierenden Eingliederungsleistungen gemäß SGB II im Haushaltsjahr 2005 vollständig aus Bei- 
tragseinnahmen der BA finanziert werden sollten. 

269 Vgl. Jöm Breholz: „Weniger Teilnehmer, weniger Geld. Nürnberger Arbeitsagentur rückt von Qualifizie- 
rungsmaßnahmen für Arbeitslose ab.“ In: FR, Nr. 248, 23. Okt. 2004, S. 5. 

270 Vgl. Wilhelm Adamy: „Gespaltene Haushalte für die Arbeitsmarktpolitik. Aussteuerungsbetrag verhindert 
Beitragsüberschuss der BA.“ In: Soziale Sicherheit. Zeitschrift für Arbeit und Soziales, 01/05, S. 2-12. 
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trachtet man nur die registrierten Arbeitslosen, so sind es noch 85,7 Mrd. € (Bezugsjahr 
2004). Outputverluste durch Unterbeschäftigung und die Entwertung des Humankapitals 
durch Dequalifizierung zu schätzen, stößt zwar auf methodisch unlösbare Probleme. Doch 
die Kostendifferenz zum Arbeitslosengeld II, sie beträgt ein Viertel der gesamtfiskalischen 
Kosten, belegt, dass wirtschaftspolitisches Handeln geboten ist. 

Wirtschaftsminister Clement initiierte zwei Öffentlichkeitskampagnen gegen Leis- 
tungsmissbrauch. Eine gegen die Kommunen, denen er vorwarf, Sozialhilfeempfänger als 
erwerbsfähig einzustufen, um Kosten zu verlagern. Darunter sind Schwerstkranke und 
sogar Komapatienten, Jugendliche unter 15 Jahren, Rentner über 65 Jahre, Pflegebedürftige 
oder Personen, die Erwerbsunfähigkeitsrente beziehen.^^* Die andere Kampagne zielte 
gegen den vermeintlichen Leistungsmissbrauch von Alg-II-Empfänger (BMWA 2005a). 
Die Jobcenter haben keine validen Daten. Das Volumen dürfte - wie bei der Sozialhilfe - 
bei ein bis drei Prozent und nicht bei 10 bis 20 vH liegen.^^^ Im Koalitionsvertrag der gro- 
ßen Koalition sind weitere Leistungskürzungen vorgesehen, die durch Fortentwicklungsge- 
setze „optimiert“ werden. 

Hilfe aus einer Hand 

Die Abschaffung der Mehrfachzuständigkeit durch eine Fusion von Arbeitslosenhilfe und 
Sozialhilfe wird seit langem gefordert. Die Arbeitslosenhilfe wurde bislang von der BA, die 
Sozialhilfe von den Sozialhilfeträgem (kreisfreie Städte und Landkreise) finanziert und 
verwaltet. Die überlappenden Finanzzuständigkeiten beider konkurrierender Systeme sind 
teuer, kompliziert, ineffektiv. Doch mögliche Vorteile der besseren administrativen und 
sozialpädagogischen Betreuung der Langzeitarbeitslosen werden durch politischen Streit 
neutralisiert.^’^ Praktiker setzen eher auf den Ausbau erprobter kommunaler Stmkturen, auf 
eigene Vermittlungsagenturen und die Kooperation mit örtlichen Handwerkern, Bildungs- 
trägem und Unternehmen.”"^ Eine mustergültig ausgebaute Infrastmktur ist indes nicht 
flächendeckend anzutreffen. Kommunale Beschäftigungspolitik ist zwar personalintensiv, 
aber oft erfolgreicher, weil sie auf jahrzehntelange Erfahmng mit Beschäftigungsgesell- 
schaften zurückgreifen kann. 

Implementationshürden von Hartz IV/SGB II 

Für das deutsche Großexperiment Hartz IV gab es wegen des engen Zeitplanes Notfall- und 
Einsatzpläne. Dazu eine symptomatische Auswahl von Fehlem und Versäumnissen: 

(1) Florian Gerster, Ex-Präsident der BA sowie Spiritus Rector des Mainzer Modells 
und der Minijobs, demissionierte im Januar 2004. Der Führangsstil Gersters sowie Unre- 



Vgl. Anita Strecker: „Hessens Krankenkassen wittern Betrug. Hunderte falsch gemeldeter Bezieher von Ar- 
beitslosengeld II. Kreise und Kommunen weisen Verdacht zurück.“ In: FR, Nr. 49, 28. Feb. 2005, S. 33. 

Vgl. Anita Strecker: „’Kein Missbrauch, alles legal’. Rhein-Main Jobcenter sieht keine Indizien für Trickse- 
reien von Hartz-IV-Empfängem. , Lücken im Gesetz’.“ In: FR, Nr. 255, 03.1 1.2005, S.29. 

273 Vgl. Bundestagsdebatte über den Antrag der F.D.P. „Für substanzielle Arbeitsmarktreformen im Niedrig- 
lohnsektor“, Bundestagsdrucksache 14/8143, 218. Sitzung der 14. Wahlperiode, 21.02.2002, in: Bundes- 
tagsprotokolle der Sitzung, S. 21649-21664. 

274 Der Sozialdezement Erich Pipa (SPD) aus dem Main-Kinzig-Kreis stellt dem Hartz-IV-Gesetz ein vernich- 
tendes Zeugnis aus. „’Hartz IV führt ins Chaos’. Pipa rät zu kommunaler Regie.“ In: FR, Nr.l8, 22. Jan. 
2004, S. 34 und F.A.Z., Nr. 18, 22. Jan. 2004 (Online- Artikel). 

275 Vgl. Joachim Reuter: „EXTRA: Hartz IV und die Folgen. Hartz IV. So hart wird's wirklich.“ In: Der Stern. 

- URL: http://www. Stern. de/wirtschaft/geld/geldtipps/index.html?id=527966. 
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gelmäßigkeiten bei der Auftragsvergabe besehleunigten seinen Weggatig.^^^ Überdies 
seheinen Honorarsummen für die PR- Agentur WMP EuroCom nieht darstellbar zu sein.^^^ 
(2) Fallmanager, rekrutiert aus Sozialämtern, Arbeitsagenturen und aus der Beamten- 
sehaft ehemaliger Bundesbetriebe (Telekom, Deutsehe Bahn, Deutsehe Bundespost), sollen 
Förder- und Fordermaßnahmen bündeln, um die mit 18 vH niedrige Vermittlungsquote zu 
verbessern. Sie sind persönliehe Anspreehpartner, erarbeiten gemeinsam einen naeh Ver- 
mittlungsfahigkeit differenzierten Eingliederungsplan und besitzen Sanktions- und Maeht- 
befugnis (Hartz-Kommission 2002: 74). Jobvermittler prüfen die Erwerbsfahigkeit der 
Leistungsbereehtigten, entseheiden über Sanktionen und über die Erwerbsfahigkeit, d. h., 
ob Leistungen naeh Alg 11 oder Sozialgeld gewährt werden. Naeh Sehätzung der BA müss- 
ten 10.000 Mitarbeiter neu eingestellt werden, um die Zielperspektive von 75:1 Betreuungs- 
fälle bei Jugendliehen bzw. 150:1 bei älteren Langzeitarbeitslosen umzusetzen (bisher galt 
ein Vermittlungssehlüssel von 400:1). Je faehkundiger Fallmanager sind, umso eher sind 
streitbare Ermessensspielräume im Labyrinth der Misehzuständigkeiten von SGB 11 und 
SGB 111 vermeidbar und Klienten in Arbeit zu vermitteln.^’* Aus Stress, untertariflieher 
Entlohnung und ungenügender Qualifikation wird leieht Unzufriedenheit, Kompetenzge- 
rangel und Diskriminierung von Arbeitslosen.”^ 

Neben der Faehkompetenz hängt die Vermittlungsintensität von der Umsetzung des 
Förderanspruehs und der Förderpraxis ab. Die Höhe der Fallpausehalen orientiert sieh naeh 
den Gegebenheiten der lokalen Arbeitsmärkte. Die erfolgsabhängige Entlohnung wurde 
zwar nieht - wie geplant - fiäehendeekend umgesetzt, aber neu eingestelltes Personal wird 
in privatisierten Servieeeentem teilweise untertarifiieh entlohnt. Finanzielle Spielräume gibt 
es bei den komplementären Transfers naeh §§ 14-16 SGB 11 (Eingliederungsleistungen) 
und bei einmaligen Leistungen naeh § 23 SGB 11. Naeh § 15 Abs. 1 Satz 1 SGB 11 soll die 
Agentur für Arbeit zusammen mit den kommunalen Trägem mit jedem erwerbsfähigen Hil- 
febedürftigen eine Eingliedemngsvereinbarang naeh § 15 SGB 11 treffen, die es bereits vor 
Inkrafttreten der Hartz-Gesetze naeh dem Job-AQTIV-Gesetz gab (§ 35 Abs. 4 SGB 111).’*° 



276 Nach EU- Recht reicht der Verdacht aus, es liege ein Verstoß gegen das gemeinschaftliche Vergabever- 
fahrensrecht vor, um eine formlose Beschwerde an die EU-Kommission zu richten. Zum Vergaberecht hat 
z.B. das Bayrische Oberste Landesgericht entschieden: Beschluss vom 05. Nov. 2002 (Az.: Verg 22/02), 
sowie Vergabekammer Nordbayem, Beschluss vom 23. Juni 2003 (Az.: 320. VK-3194-17/03). Wett- 
bewerbsprinzip nach § 97 (1); Wirtschaftlichkeitsgrundsatz nach § 97 (5); Transparenzprinzip nach Art. 12 
EG (z.B. Oberlandesgericht Celle, Beschluss vom 16.01.2002 - Az.: 13 Verg 01/2002). 

277 WMP verspricht seinen Kunden ein „umfassendes Netzwerk exzellenter Kontakte und Verbindungen“. Die 
WMP-Mitarbeiter sollen „Vorurteile“ korrigieren und ein „informiertes und verständnisvolles Umfeld“ 
schaffen. WMP EuroCom entstand Anfang 2000 aus der Fusion zweier Beratungsfirmen der ehemaligen 
„Bild“-Chefredakteure Hans-Hermann Tiedje und Hans-Erich Bilges. Renommierte Persönlichkeiten mit 
besten Beziehungen zu Politik und Wirtschaft arbeiten für WMP, in dessen Aufsichtsrat der frühere Außen- 
minister Hans-Dietrich Genscher (Vorsitzender) und der Untemehmensberater Roland Berger sitzen. Fi- 
nanzvorstand war der ehemalige Bundeswirtschaftsminister Günter Rexrodt (verst.). Zu den WMP-Kunden 
gehören Energiekonzeme wie BP, Eon und Vattenfall, BMW, die Deutsche Post und der Bundesverband der 
Deutschen Industrie. Vgl. F.A.Z., 24. Nov. 2003 (Online-Artikel). 

278 Der Autor hatte im Kreis Offenbach/M. Einblick in die Personalentwicklung des Optionskreises. Als Quali- 
fikationskriterium verlangt die Stellenausschreibung von Fallmanagem, Bewerber sollten einen Beruf erlernt 
haben und mitten im Leben stehen. 

279 Vgl. 0. V.: „Kritik an Hartz-Umsetzung. Personalrat klagt über Chaos und Warteschlangen im Kreishaus.“ 
In: FR, Nr. 24, 29. Jan. 2005, Lokalteil. 

280 Die Eingliederungstitel sollen im ersten Hartz-Jahr bereits um 24 vH zusammenschmelzen. Es findet ein 
ruinöser Wettbewerb unter den privaten Bildungsträgem statt, die sich bislang durch Arbeitsamtsmaßnah- 
men im Fort- und Weiterbildungsbereich finanzierten. Nach SGB III sind außerbetriebliche Weiterbildungs- 
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(3) Wie in England sollten One-Stop-Shops für Leistungsgewährung, Betreuung und 
Vermittlung unter der Trägerschaft der BA zuständig sein (Hartz-Kommission 2002: 67-73; 
127-136, Modul 6). Nach § 44b Abs. 1 Satz 1 SGB II sind Arbeitsgemeinschaften (ArGe) 
zu bilden und nach § 9 Abs. la SGB III sind einheitliche Anlaufstellen (One-Stop-Agency) 
in den Job-Centem zwingend. Die Opposition setzte dagegen aufgrund der Mehrheit im 
Bundesrat das Kommunale Optionsgesetz durch (Abbildung 6.7).^^* Aufgrund des hohen 
Improvisationsgrades, der Fehleranfälligkeit und technischer Probleme bei der Implementa- 
tion von Hartz IV sind die Einspareffekte für den Bundeshaushalt nicht eingetreten und 
Leistungskürzungen werden wegen der Kostenexplosion verlangt (siehe Kapitel 7.4). 

Drei Organisationsvarianten wurden bei Hartz IV erwogen: Variante 1 (kommunale 
Option - § 6 a SGB II), Variante 2 (Arbeitsgemeinschaft) und Variante 3 (Kooperationsfor- 
men zwischen BA und Kommunen). Es entstanden neue Verschiebebahnhöfe und Misch- 
zuständigkeiten sowohl auf der Leistungsseite als auch beim Vermittlungsgeschäft.^*^ Die 
BA ist weiterhin zuständig für das originäre Arbeitslosengeld I, Kindergeld, Arbeitsgeneh- 
migungen und Widersprüche sowie für die Arbeitsforderung nach SGB III (Insolvenzgeld, 
Altersteilzeit, Kurzarbeitergeld). Davon örtlich und sachlich getrennt sind die teils privati- 
sierten Sozialamtsfunktionen. 

Juristische, fachspezifische und politische Fragen bleiben offen. Ungelöst sind zahllo- 
se technische Details (unauffindbare Anträge, telefonisch unerreichbare Arbeitsagenturen). 
Neu sind Probleme der Aufgabenverteilung der Beratungs- und Vermittlungstätigkeit sowie 
der personellen sowie der datentechnischen und der räumlichen Infrastruktur.^*"^ Der Bun- 
desrechnungshof attestiert dem Projekt Virtueller Arbeitsmarkt (VAM), es habe zur Kos- 
tenexplosion geführt (163 Mio. € statt der veranschlagten 63 Mio. €), aber keine Effizienz 
gebracht (unvollständige und unschlüssige Bewerberprofile und Stellenangebote).^*^ Mitar- 
beiter werden nur rudimentär geschult, sind durch administrative Aufgaben stark gebunden 
und leiden unter angespannter Stimmung. ^*^ Akten gehen massenhaft verloren. Vermitt- 



einrichtungen subsidiär zu finanzieren. Der Staat tritt dann als Akteur auf, wenn betriebliche Kapazitäten 
und Kompetenzen nicht ausreichen, den Qualifikationsbedarf zu decken. Die Kosten für berufliche Bil- 
dungsmaßnahmen werden bislang nach einem bestimmten Verfahren aufgeschlüsselt. Der Hartz-Bericht 
veranschlagt ein Volumen von 7 Mrd. €. Etwa 28.500 Bildungsträger mit ca. 80 bis 100.000 Mitarbeitern 
gibt es hierzulande (Hartz-Kommission 2002: 158). 

281 Der Streit über die künftige Betreuung der Langzeitarbeitslosen eskalierte, nachdem Roland Koch (CDU), 
Verhandlungsführer der Opposition, die Kommunen aufforderte, die Zusammenarbeit mit der Bundesregie- 
rung in der Frage der Bildung von Arbeitsgemeinschaften nach § 44b SGB II zu verweigern. Die Koalition 
warf daraufhin der Opposition Gesetzesboykott vor (vgl. diverse, in: FR, Nr. 100, 29. April 2004, S. 3). 

282 Bei der Umsetzung Hartz IV/SGB II hatte der Autor als Abgeordneter des Kreistages im Landkreis Offen- 
bach/Main Einblick und Stimme bei der kommunalen Entscheidung. 

283 Im Kreis Offenbach-Land entstanden für die Regelsysteme des SGB II und des SGB XII sieben neue, mehr 
oder weniger privatisierte Institutionen, an die sich Hilfe suchende Personen zu wenden haben. In der Aus- 
baustufe sollen 160 neue Mitarbeiter die neuen Aufgaben ausüben. Die Fachkompetenz der ehemaligen Mit- 
arbeiter der BA wird nicht genutzt. 

284 BA und Optionskommunen streiten über die Datenweitergabe. Probleme mit der A2LL-Software zur 
Bearbeitung der Anträge für das AEG II werden eingestanden. 60 vH der Kommunen setzen nicht A2LL 
ein, sondern „Prosoz“, „OK. Sozius SGB II“ oder „aKDn-sozial“, die fehlerfreier laufen. Vgl. Detlef Bor- 
chers: „Hartz-IV-Software: Die Alternativen.“ - URL: http://www.heise.de/newsticker/meldung/51536. 

285 Vgl. 0. V.: „Rechnungshof kritisiert Online-Arbeitsmarkt.“ In: FR, Nr. 62, 15. März 2005, S. 13. 

286 Der Vorsitzende der Gewerkschaft der Polizei (GdP), Konrad Freiberg, spricht von zunehmender Gewalt in 
Sozialämtern und Arbeitsagenturen nach Inkrafttreten von Hartz IV. Vgl. „Hartz-Tumulte werden befürch- 
tet. Polizei warnt vor Reform-Folgen.“ In: FR, Nr. 163, 16. Juli 2004, S. 5. 




6.5 Das Projekt Hartz IV 



157 



lungstätigkeiten gehen dramatiseh zurüek.^*’ Frustrierte Mitarbeiter, die selbst unter Stress 
stehen und sogar vom Verfassungssehutz überprüft werden, drohen an, Unterstützungszah- 
lungen für Sozialhilfe- und Arbeitslosenhilfeempfanger einzustellen, wenn Alg-II-Anträge 
nieht frist- und saehgereeht abgegeben werden.^** Alg-II-Beseheide sind fehlerhaft, nieht 
naehvollziehbar, willkürlieh und anfeehtbar.^*® In optierenden Kommunen ist die Antrags- 
bearbeitung besonders beklagenswert.^^® Viele Alg-II-Beseheide sind emeul zu prüfen.^®* 
Charaklerisliseh für die adminislrative Überforderung isl die Falsehweilergabe von 1,8 
Mio. der 2,7 Mio. Kontennummem an Bankinstitute aufgrund eines Software-Fehlers.^®^ 
Die Zahl der Ablehnungsbeseheide wird naeh erneuter Prüfrunde steigen.^®^ Dann endet für 
viele Arbeitslose die „Sehonfrist“. 



287 Frank-Jürgen Weise stoppte am 25.02.2004 den „Virtuellen Arbeitsmarkt“ (VAM). Die Ergebnisse einer 
Risikoanalyse der Innenrevision waren erschütternd, die Vergabepraxis wurde von der Presse als „krimireif‘ 
kommentiert. Die Beraterfirma Accenture (vormals Arthur Andersen, umbenannt nach dem Enron-Skandal) 
erhielt auf bis heute nicht geklärte Weise einen Auftrag über 65 Mio. €. Die Ausschreibungssumme wird er- 
heblich überschritten (Kosten ca. 165 Mio. EUR). BA-Chef Weise vergibt darauf eine Imagekampagne an 
ein Bonner Unternehmen (Wert: 800.000 €). Bei der Einführung des AEG II sieht die Vergabepraxis nicht 
anders aus: Zunächst wurden 15 Mio. € an die Firmen Consens und Prosoz vergeben. Weitere 57 Mio. € für 
Beschaffung und Reserve. Zu den brutto 72 Mio. € für die technische Einführung des AEG II kommen ein 
weiterer Berater vertrag mit Roland Berger in Höhe von 2,5 Mio. € hinzu und Verwaltungskosten von 3,5 
Mio. € für das Jahr 2005. (Vgl. Gunhild Lütge: „Großspurig und teuer. Der virtuelle Arbeitsmarkt geriet 
zum Millionengrab - und niemand schreckte auf.“ In: Die Zeit, Nr. II, 4. 3. .2004; S. 25.) 

288 Vgl. Thomas Maron: „Simitis kritisiert Überprüfungen bei der BA. Ex-Datenschützer: Sicherheitsabfragen 
nicht verfassungskonform.“ In: FR, Nr. 86, 14. April 2005, S. 1. 

289 Vgl. O. V.: 200.000 Widersprüche gegen Alg-II-Bescheide.“ In: FR, Nr. 67, 21. März 2005, S. 4. 

290 Vgl. Anita Strecker: „Hartz-IV-Empfänger klagen über Willkür. Umzug, weil die Miete um 1,39 Euro zu 
hoch ist. DGB Hessen untermauert Kritik an Sozialreform mit Fallbeispielen.“ In: FR, 16. Feb. 2005, S. 29. 

291 Vgl. Birgit Marshall: „Kommunen bestreiten Manipulationsvorwurf. Städte betonen korrekte Übergabe 
erwerbsfähiger Sozialhilfebezieher an den Bund. Reaktion auf Wirtschaftsminister Clement.“ In: FTD, Nr. 
38/08, 23. Feb. 2005, S. 10. 

292 Vgl. O. V.: „Tausende falsche Hartz-Bescheide.“ In: FNP, 27. Nov. 2004 (Online- Artikel). 

293 Vgl. Markus Feldenkirchen/Michael Sauga: „Das Reform-Monster.“ In: Der Spiegel, Nr. 1/ 2005, S. 24-31. 
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Abbildung 6.7: Optionskreise 




Quelle: Landkreistag 

Das im Vermittlungsaussehuss zwisehen Bundestag und Bundesrat von den unionsregierten 
Ländern durchgesetzte kommunale Optionsmodell sieht eine Experimentierklausel vor. 
Bundesweit haben 69 von 439 kreisfreie Städte und Landkreise die auf sechs Jahre befriste- 
te Option gezogen und übernehmen die Betreuung von Langzeitarbeitslosen in eigener 
Regie (63 Landkreise, sechs kreisfreie Städte entsprechend der Sitzverteilung im Bundes- 
rat). Maßgeblich hierbei waren die örtliche Quote der arbeitsmarktnahen bzw. arbeitsmarkt- 
femen Erwerbslosen und die politische Umsetzungsphilosophie. Die übrigen kommunalen 
Träger bilden Arbeitsgemeinschaften (ArGe) mit der Agentur. Parallel dazu werden zwei 
weitere Modelle der Mischverwaltung erprobt, gegen die bereits Verfassungsklage erhoben 
wurde. 

Zwischenfazit 

Hartz IV gilt als größte Sozialreform der Bundesrepublik Deutschland.^^"' Doch Langzeitar- 
beitslosigkeit und Kosten steigen weiter. Die Probleme der Hartz-IV-Umsetzung werden in 
diesem Kapitel untersucht.^®^ 

294 Vgl. Rüdiger Soldt: „Die größte Kürzung von Sozialleistungen seit 1949. Der Erfolg von Hartz IV entschei- 
det über Clements Zukunft.“ In: F.A.Z., Nr. 149, 30. Juni 2004, S. 3. 
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Die Implementierung des SGB II wird durch das föderalistische System in Deutsch- 
land und durch politische Ränkespiele erschwert, verursacht zusätzliche Kosten und admi- 
nistratives Chaos. Einer effektiven Arbeitsmarktpolitik stehen somit drei Risiken entgegen: 

(a) Die Vermittlungstätigkeit wurde gelähmt oder sogar gestoppt. Der Bundesrech- 
nungshof sieht neue Mischzuständigkeiten, Kompetenzgerangel und Misstrauen.^^® Vielfäl- 
tig unter Druck stehende Mitarbeiter treffen auf Arbeitslose, denen sie keine zukunftswei- 
senden Förderanreize unterbreiten können. Die Fachaufsicht durch das BMWA fehlt. Ab- 
weichend zum Hartz- Vorschlag, nur noch eine zentrale Anlaufstelle für alle Arbeitslosen 
einzurichten, wurde die Trägerschaft zwischen den Job-Centem und den kommunalen So- 
zialhilfeträgem durch das Options-Gesetz geteilt (Opt-Out-Klausel).^®’ Einem Drittel der 
Optionsträger fehlen dafür jegliche administrative Voraussetzungen. „Datenchaos“ ist oft 
Folge ineffizienter Zusammenarbeit zwischen den Leistungsträgem (unvollständige und 
fehlende Akten, falsche Bescheide, fehlerhafte und unterschiedliche Software). 

(b) Der Hartz-IV-Ombudsrat widersprach in seinem Abschlussbericht der Darstellung, 
wonach die Kostenentwicklung bei Hartz IV allein auf Leistungsmissbrauch zurückgin- 
ge. Daher sind Medien-Kampagnen gegen Sozialmissbrauch überzogen. Die unabdingba- 
re Kontrollbürokratie vemrsacht Zusatzkosten. Selbst wenn die handwerklichen Mängel der 
Reform durch weitere Fortentwicklungsgesetze optimiert werden, kann die Massenarbeits- 
losigkeit bleiben. 

(c) Der Gesetzgeber hat nach Einschätzung des Bundesrechnungshofes und des Om- 
budsrates beim Projekt Hartz IV offenkundig die administrativen und politischen Hürden 
nicht genügend bedacht oder bewältigen können. 



6.6 Hartz plus - Zwischenfazit 

Analysiert werden einzel- und gesamtwirtschaftliche Lohnsubventionsarrangements, die 
mit dem Ex-Manager Peter Hartz identifiziert werden. Er gilt als Innovator eines Automo- 
bilkonzems, war Vorsitzender der gleichnamigen Kommission und ist Namensgeber für die 
Harfz-Gesefze. Sein Regiemngsauftrag war eine Verwaltungsreform, die Beschleunigung 
der Arbeitsvermittlung und die Abschaffung der Arbeitslosenhilfe damit der „Nachschub 
für Nürnberg“ versiegf. Die Absenkung des Lohnniveaus wurde wissenflich akzeptiert. Die 
Übertragung der regional begrenzten VW-Tarifmodelle erscheint nicht finanzierbar. Ein 
gesamfgesellschaftliches Invesfifionsprogramm, das zwei Millionen Arbeifspläfze bringf, 
kosfefe bei efwa 200.000 € pro Arbeifsplafz 400 Mrd. 6. Nichf überraschend isf die Neuord- 
nung der afypischen Beschäftigung die Hauptzielrichtung diverser Kommissionen (Hartz, 
Rümp, Herzog), um den Angebotsdrack auf die Löhne zu erhöhen. Interessant ist die neue 
Aufgabenverteilung zwischen Parlamenten, Untemehmensberatem und privaten Stiftungen. 
Letztere wirken als „Nebengesetzgeber“, was gravierende Schwachpunkte aufwirft: 

Erstens wurde mit der Zusammenlegung von Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe ein 
Recht auf einfache, zumutbare und subventionierte Arbeit verbunden (Hartz-Kommission 



Vgl. O.V.: „Warum Hartz IV so teuer wurde.“ In: FAZ, 01. Juni 2006 (Online-Artikel). 

Vgl. Birgit Marschall und Maike Rademaker: „Rechnungshof rügt Mängel bei Hartz IV.“ in: FTD, 22. Mai 
2006 (Online-Artikel). 

Vgl. Carolin Leins: „Gesucht wird das perfekte Hartz-IV-Modell.“ In: Stuttgarter Zeitung, 17. Dez. 2005 
(Online-Artikel). 

Vgl. http://www.ombudsrat.de/Ombudsrat/Navigation/schIussbericht.html 
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2002: 41). Aktivierung zielt auf Integration von Langzeitarbeitslosen in den ersten Arbeits- 
markt und ist mit drei Kemanliegen verbunden: Abbau der Mehrfaehzuständigkeiten, redu- 
zierte Anspruehshöhe und Bezugsdauer sowie Verringerung des Bundeszusehusses für die 
Arbeitslosenunterstützung von Langzeitarbeitslosen (Fels et al. 2000). Aktivierung dureh 
Workfare impliziert verkürzte Bezugsdauer von Lohnersatzleistungen und materiell redu- 
zierte Lohnergänzungsleistungen ohne ausreiehende Förderung. 

Zweitens werden sozialversieherungspfliehtige Besehäftigungsverhältnisse kosten- 
wirksam dureh neue Erwerbsformen (leh-AGs, Ein-Euro-Jobs) substituiert. Das „Herz von 
Hartz“ (PSA) braehte zwar keinen durehsehlagenden Erfolg am Arbeitsmarkt. Gleiehwohl 
boomen Verleihbranehe und Teilzeitjobs. Je besser es gelingt, staatlieh subventionierte 
Minijobs und leh-AG-Förderung nieht nur Firmen zu einer flexiblen Stellenplanung zu ver- 
helfen, sondern als Sprungbrett in sozialversieherungspfliehtige Vollzeitbesehäftigung ein- 
zusetzen, umso stärker ist ihre Akzeptanz und ihr Beitrag zur Arbeitsmarktsanierung. 

Drittens geht es um die Besehäfligungseffekte der Hartz-Gesetze, die aus zwei Bliek- 
winkeln interpretiert werden. Einerseits soll jede nieht sittenwidrige Tätigkeit unabhängig 
von der Tarifbindung zumutbar sein. Andererseits entstehen dureh politisehe Ränkespiele 
neue ökonomiseh ineffiziente Doppelstrukturen Die trotz Hartz IV ansteigende Zahl der 
Langzeitarbeitslosen belegt, dass die Reform übereilt war. Das Ergebnis könnte lauten, dass 
effektive Naehfrage Arbeitsplätze sehafft und Langzeitarbeitslosen besser hilft. 

Viertens wurden die Hartz-Kommissionsvorsehläge zu gut einem Drittel übernommen 
(Jann/Sehmid 2004: 17).^®^ Sie werden von den Protagonisten der Reform als angemessen, 
weit reiehend, altemativlos und überfällig bezeiehnet, Fehlentwieklungen des deutsehen 
Großexperimentes sind allerdings nieht umsetzungsteehniseh, sondern hinsiehtlieh ihrer 
sozialpolitisehen Wirkungen zu diskutieren, die zeitverzögert hervortreten. 

Fünftens ist das Gros der Förderinstrumente wirkungslos, teuer und ineffektiv oder 
kontraproduktiv (BMAS 2006: 117, 175). Dafür sind sowohl handwerkliehe Mängel und 
gesetzliehe Lüeken als aueh maehtpolitisehe Interessen verantwortlieh. Vielerorts wird 
kommunale BesehäftigungsfÖrderung abgelöst dureh Workfare ohne oder nur geringer 
Förderung, dafür aber mit aufgeblähter Kontrollbürokratie anzutreffen. 

Die Hartz-IV-Reform fiele ohne die Umsetzungshürden weit weniger negativ aus. Je 
stärker die Arbeitsnaehfrage anzieht und je besser Arbeitslose individuell und umfassend in 
sehwierigen Lebenslagen beraten und betreut sowie naeh Weiterbildungs- und Qualifizie- 
rungsmaßnahmen in den ersten und zweiten Arbeitsmarkt vermittelt werden, umso erfolg- 
reieher sind die Arbeitsmarkt- und Sozialreformen. Hartz plus setzt auf soziale Kurskorrek- 
turen, die naehfolgend zu besehreiben und zu begründen sind. 



299 Vgl. Rüdiger Soldt: „Abgeschwächte Reform. Wie die Vorschläge der Hartz-Kommission umgesetzt wer- 
den.“ In; F.A.Z., Nr. 247, 22. Okt. 2004, S. 9. 
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Das Wirkungs Spektrum der Arbeitsmarkt- und Sozialreformen lässt sieh mikro- und makro- 
ökonomisch untersuchen. Dabei werden Gewinner- und Verliererpositionen bzw. Risiken 
und Chancen der Hartz-Reformen, Wechselwirkungen sowie Modifikationsspielräume und 
Erfolgsaussichten an Fallkonstellationen sichtbar. Zahlen sich soziale Einschnitte gegen 
singuläre Partialinteressen für die Gesellschaft im Sinne der Schaffung eines spieltheoreti- 
schen Nash-Gleichgewichts mit kooperativen Lösungen aus? Die Reformkritik ist zu ord- 
nen, zu systematisieren und zu bewerten. 



7.1 Mikroanalyse: Gewinner nnd Verlierer der Hartz-Reformen 

Die Zusammenlegung von Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe für Erwerbsfähige zum Ar- 
beitslosengeld II (Alg II) führt unbestritten zu sozialen Einschnitten. Das vorläufige Ergeb- 
nis des Reformprozesses zeigt eine wachsende soziale Desintegration, zunehmende Ar- 
beitslosigkeit und dadurch steigende Kosten. 

Gewinner und Verlierer aus der Arbeitslosenhilfe 

Das SGB II ersetzt die einkommensabhängige Arbeitslosenhilfe auf unterem Pauschal- 
leistungsniveau. Altemativmodelle liegen z. T. noch niedriger. Das Sozialhilfemodell der 
Arbeitgeber und das Stufenmodell der Bundesregierung liegen nur geringfügig über der 
Sozialhilfe. Gleiches gilt für das befrisfefe Zuschlagsmodell (Kanzler-Rede zur Agenda 
2010 am 14. März 2003). Der höhere Vorschlag des Deufschen Parifätischen Wohlfahrts- 
verbandes konnte sich nicht durchsetzen.^°° 

Weitere Einkommensverluste ergeben sich für ehemalige Arbeitslosenhilfe-Empfänger 
durch die (nochmals) verschärfte Bedürftigkeitsprüfung (§ 9 SGB II). Individuelle Leis- 
tungsansprüche erlöschen oder fallen wegen des Kosten sparenden Prinzips der Bedarfsge- 
meinschaft geringer aus. (Durchschnittlich zählen 1,5 Personen zu einer Hausgemein- 
schaft.) Alle liquidierbaren Vermögen werden eingesetzt, die Wohnsituation und das eigene 
sowie das Partnereinkommen sind heranzuziehen. Wenn die persönlichen Einkommens- 
und Vermögensverhältnisse über den Grenzwerten liegen, dann wird die Regelleistung nach 
SGB II gemindert. Folglich sinkt die Bedürftigkeitsquote ehemaliger Bezieher von Arbeits- 
losenhilfe (78 vH bis 86 vH) und die Ergebnisse der Simulationsrechnungen variieren, weil 
die Simulationsvarianten und die Klassenzusammensetzung bei Paarhaushalten die Modell- 
rechnungen verändern. Ein Fünftel der Alhi-Bezieher erhalten keine Leistungen mehr. 
Paare ohne Kinder verlieren, wenn der eine erwerbstätig war und der Partner Arbeitslosen- 
hilfe bezog, da das Familieneinkommen stärker angerechnet wird. Im Osten verlieren Paare 



300 Vgl. Roland Bunzenthal: „Auf der Rutschbahn zum Existenzminimum. Streichung der Arbeitslosenhilfe 
stößt auf Kritik. Bundesregierung nähert sich BDA-Modell. Zuschlag entfällt.“ In: FR, Nr. 81, 5. April 2003, 
S. 18. 
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häufiger wegen der höheren Erwerbsbeteiligung (Blos/Rudolph 2005; Sehulte 2004). Der 
Haushaltstyp Ehepaar mit zwei Kindern konnte vor der Reform mit 1.555 6 (West) und 
1.441 € (Ost) reehnen. Familien mit Kindern verlieren dureh die Neuregelung, wenn sie als 
Alhi-Aufstoeker bislang einen höheren Bedarf an einmaligen Leistungen (Kleidung, Ersatz 
defekter Haushaltsgeräte) hatten (Steffen 2003).^°* Gleiehzeitig ist zu berüeksiehtigen, dass 
die monatliehe Arbeitslosenhilfe für über zwei Drittel der Bezieher nur maximal 600 € 
(plus Wohngeld) betrug, d. h. unter dem steuerliehen Existenzminimum, der Pfändungs- 
grenze bzw. unter der Bezugsgröße des Nettoäquivalenzeinkommens lag, welehes Sozial- 
transfer einbezieht (Strengmann-Kuhn 2004: 35-55). Für ehemalige Arbeitslosenhilfeemp- 
fänger ergeben sieh gravierende Einkommensverlusfe (Tabelle 7.1). 

Mehrere Mikrosimulafionssfudien auf Basis der EVS 2003 und des Sozio-ökonomi- 
sehen Panels (SOEP) besfäfigen die Negafiveffekfe der Hartz-FV-Reform. Drei Fünftel der 
Bevölkerung, die vorher Arbeitslosenhilfe bezog, verzeiehnet Einkommensverluste. Die 
Armutsquote erhöhte sieh auf die gesamte Gesellsehaft bezogen von 12,1 vH (1998) auf 
13,5 vH (2005) (Beeker/Hauser 2006: 127). Unter den ehemaligen Arbeitslosenhilfeemp- 
fängem stieg die Armutsquote von 50 vH auf 60 bis 65 vH (ebenda: 48-64). Besonders 
starke Einbußen erleiden jene, deren Partner voll erwerbsfähig sind, ln dieser Gruppe ver- 
lieren 80 bis 90 vH der Personen. Das liegt an der versehärften Anreehnung des Partnerein- 
kommens und trifft vor allem Frauen. Zudem sind liquidierbare Vermögen und hohe Lohn- 
ersatzleistungen aufgrund gut dotierter Arbeitsverhältnisse stärker anzureehnen. Kindergeld 
oder Unterhaltszahlungen Dritter werden geprüft. Zukünftig sollen Partner von Hilfeemp- 
fängem für nieht von ihnen stammende Kinder voll unterhaltspfliehtig sein (Stiefkinderre- 
gelung). Doppelt verlieren all jene, die keine Familienversieherung haben und nieht mehr 
als bedürftig gelten, denn sie müssen sieh freiwillig in einer Kranken-, Pflege- und Ren- 
tenversieherung versiehem. Renteneinbußen wird es dureh die rentenreehtliehe Gleiehstel- 
lung von Alg-ll-Beziehem und Minijobbem geben. Die BA überweist nur einen Renten- 
mindestbeitrag und aus Niedrigstbeiträgen sind nur minimale Rentenanwartsehaften ableit- 
bar (§ 58 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 SGB Vf). Abfindungen bei Entlassung werden beim Alg-ff- 
Antrag angereehnet und Steuerrüekerstattungen für einen früheren Zeifraum führen zu 
Leisfungskürzungen. Sehließlieh verlieren all jene, die sieh seheuen, einen Anfrag auf Alg 
11 zu sfellen oder aus Unkenntnis keine Leistungen ableiten (zehn bis 15 vH der Leistungs- 
bereehtigten).^“ 



301 Hans-Peter Griesheimer, Frankfurter Arbeitsagenturchef, und Lutz Klein vom Sozialdezemat rechnen vor: 
Von den rund 12.000 Arbeitslosenhilfe-Beziehern in Frankfurt/Main bekommt etwa ein Drittel von der A- 
gentur nichts mehr. Die restlichen zwei Drittel bekommen „im Extremfall“ um die Hälfte weniger. Alhi-Em- 
pfänger erhalten im Schnitt weniger. Hingegen fahren viele Sozialhilfeempfanger mit dem neuen Alg II bes- 
ser. In der städtischen Kartei sind rund 15.000 erwerbsfähige Sozialhilfeempfänger verzeichnet, die das neue 
Alg II beziehen werden. In: FR, Nr. 100, 29. April 2004, S. 38. 

302 Vgl. Matthias Loke/Hendrik Munsberg: „Arbeitsagentur streicht Hilfen. Jeder vierte Langzeitarbeitslose 
erhält ab Januar 2005 keine staatliche Unterstützung mehr. Behörde rechnet mit 300.000 negativen Beschei- 
den.“ In: Berliner Zeitung, Nr. 256, 06. Nov. 2004, S. 24. 
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Tabelle 7.1: Auswirkungen auf das Einkommen 





Anteil an allen 


Schlechter gestellte HH 


Mittlerer Verlust 


Haushaltstyp 


Bedarfshaus- 


Schlechter- 


HH ohne 


der schlechter 




halten 


stellung der HH 


Leistungs- 


Gestellten 






(Anteil) 


anspruch 






(1) 


(2) 


(3) 


(4) 


Westdeutschland 


(%) 


(%) 


(%) 


(€) 


Alleinlebend 


46,9 


42,8 


7,1 


-171 


Alleinerziehend 


6,0 


31,3 


8,8 


-139 


Paar, kein Kind 


30,0 


83,9 


40,7 


-274 


Paar, ein Kind 


7,5 


61,0 


26,9 


-202 


Paar mit Kindern 


9,6 


43,5 


28,2 


-305 


alle Bedarfshaushalte 


100,0 


55,9 


19,5 


-229 


Ostdeutschland 










Alleinlebend 


26,8 


63,3 


6,4 


-126 


Alleinerziehend 


12,2 


25,8 


4,9 


-131 


Paar, kein Kind 


35,4 


80,2 


43,7 


-249 


Paar, ein Kind 


10,4 


62,7 


35,2 


-263 


Paar mit Kindern 


15,2 


56,2 


34,1 


-287 


alle Bedarfshaushalte 


100,0 


63,6 


23,1 


-217 


Deutschland 










Alleinlebend 




48,6 


6,8 


-154 


Alleinerziehend 




28,1 


6,5 


-135 


Paar, kein Kind 




82,2 


42,1 


-264 


Paar, ein Kind 




61,8 


30,9 


-232 


Paar mit Kindern 




50,1 


30,8 


-294 


alle Bedarfshaushalte 




59,0 


21,0 


-224 



Quelle: BMWA, EVS 1998/2003, SOEP 2001; Blos/Rudolph 2005; Sehulte 2004; eigene 
Reehnung 

Bedarfsgemeinsehaften profitieren einkommensmäßig je naeh Fallkonstellation dureh die 
Alg-II-Regelsätze untersehiedlieh. Zu den Gewinnern der Hartz-IV-Reformen zählen ehe- 
malige Alhi-Empfänger, falls sie früher auf aufstoekende Sozialhilfe oder Wohngeld ver- 
ziehtet hatten. Erst naeh Ablauf der zweijährigen Übergangsregelung (§ 24 SGB II) und auf 
breiter Datenbasis werden die Effekte der Hartz-Gesetze für das Reehtssystem, den Al- 
tersaufbau, den Vermögens- und Sozialstatus naeh Haushaltstyp sowie den Familienstand 
umfänglieher siehtbar. 

Gewinner und Verlierer aus der Sozialhilfe 

Gewinner und Verlierer sind wegen der komplexen Sozialregeln nieht immer leieht abzu- 
grenzen. Die Fallkonstellationen aus Vermögen, Familienzusammensetzung, Wohnverhält- 
nissen, Nebenjobs und Unterhaltspfiiehten sind vielfältig. Doeh es lässt sieh die Hartz- 
Leitidee der Aktivierung dureh Leistungskürzung ablesen. 
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Familien aus der Sozialhilfe (der Sozialhilfeanteil ist in den alten größer als in den 
neuen Bundesländern) stellen sieh in mehrfaeher Hinsieht besser. Das liegt vor allem an der 
Definition der Erwerbsfahigkeit im SGB II, die sieh an den Bestimmungen der gesetzliehen 
Rentenversieherung anlehnt. Dureh die breitere Bezugsbasis erhöht sieh die Zahl der Über- 
weehsler in das AIg-II-System.^°^ Erwerbsfähige Sozialhilfeempfänger sind nun sozialver- 
siehert. Es werden Mindestbeiträge in die gesetzliehe Renten-, Pflege- und Krankenver- 
sieherung eingezahlt. Vermögensanreehnung und Unterhaltsregress gegenüber Verwandten 
sind beim Alg II weniger streng als naeh der alten BSHG-Regelung (kein Familienregress 
in der Kinder-Eltem-Beziehung). Die Höhe der durehsehnittliehen Sozialhilfe lag für Al- 
leinlebende bei 633 € (West) bzw. 560 € (Ost). Singles haben zukünftig einen pausehalen 
Leistungsansprueh von durehsehnittlieh 65 1 6. Jungen Erwaehsenen stand, selbst wenn sie 
in der Wohnung ihrer Eltern lebten, ein verreehneter Mietanteil naeh § 3 1 SGB II zu. Naeh 
der Revision des SGB II im Frühjahr 2006 haben sie darauf keinen eigenständigen An- 
sprueh mehr. Bisher waren Hoehsehulabsolventen nieht leistungsbereehtigt und erhielten 
meist keine Sozialhilfe. Geringverdienende und Selbstständige haben nun einen Alg-II- 
Ansprueh, ohne arbeitslos zu sein. Falls das Familieneinkommen insgesamt unter den Be- 
darfssätzen liegt, kann ergänzendes Alg II beantragt werden. Eine verbesserte Integrations- 
leistung ist ein weiteres Plus für Sozialhilfeempfänger, denn sie werden in die arbeits- 
marktpolitisehe Förderung und die Servieeleistungen der Arbeitsvermittlung einbezogen. 
Beim Alg II soll ein günstigeres Verhältnis von Betreuenden zu Betreuten gesehaffen wer- 
den. Eine formale Gleiehstellung mit bisherigen Arbeitslosenhilfeempfängem kann als 
sozialer Aufstieg mit positiver sozialpsyehologiseher Wirkung empfunden werden. 

Der Eindruek ist falseh, Überweehsler aus der Sozialhilfe stellten sieh generell dureh 
pausehalierte Leistungen des Alg II materiell besser. Die Summe aus Regelsatz und bishe- 
rigen Mehrbedarfszusehlägen übersteigt zwar die Alg-II-Regelsätze, aber der materielle 
Zugewinn für ehemalige Sozialhilfeempfänger wird dureh den Wegfall der Einmalzahlun- 
gen neutralisiert. Überdies gibt es zu wenige Härtefallregeln für eehte Notlagen. So ent- 
fallen die Präventionsleistungen des alten BSHG für behinderte Mensehen, Mütter, allein 
Erziehende und kinderreiehe Familien. Besonderer Handlungsbedarf entstand bei erwerbs- 
fähigen Frauen, die sieh im Frauenhaus aufhalten. 

Fast ein Fünftel der Bevölkerung in Deutsehland (15,3 Mio.) hat einen Migrationshin- 
tergrund (Statistisehes Bundesamt 2006: 9). Geduldete Ausländer stellen sieh dureh Hartz 
IV naeh Ablauf des originären Arbeitslosengeldes sehleehter (30 vH unter dem bisherigen 
Sozialhilfeniveau), wenn sie unter das Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) fallen. Oft 
werden Migranten selbst aus sehleehter bezahlten Jobs verdrängt.^**® Überdies dürfen Alg- 
II-Empfänger mit Migrationshintergrund ihre Ehepartner zweeks Familienzusammen- 
führung nieht aus ihren Heimatländern naehkommen lassen. Allein lebenden Sehülem und 



303 Rund 400.000 Sozialhilfeempfänger sind eingeschränkt verfügbar. Hinzuzurechnen sind 300.000 Familien- 
angehörige, insgesamt 700.000 Personen (Arbeitsgruppe „Arbeitslosenhilfe/Sozialhilfe“ der Kommission 
zur Reform der Gemeindefinanzen; Bezugsjahr: 2001). 

304 Vgl. Werner Hesse: „Insgesamt keine Verbesserungen für Sozialhilfebezieher durch Hartz IV.“ Presse- 
mitteilung des Paritätischen Wohlfahrtsverbands - Gesamtverband, Berlin, 15. Dezember 2004. 

305 Vgl. Gabriele Renz: „Gerangel um Geld macht Frauenhäusem die Arbeit schwer. Hartz IV bedroht Frau- 
enhäuser und erschwert Schutzsuchenden das Leben. Denn die Ämter schieben sich die Anträge auf Kosten- 
Übernahme gegenseitig zu.“ In: FR, Nr. 48, 26. Feb. 2005, S. I. 

306 Vgl. Julian Eslami-Mirabadi/Eugen Fischer: „Wie Hartz IV die Integration bremst. Das Reformpaket drängt 
Migranten aus der Arbeitslosenstatistik. Ansprüche auf Unterstützung gehen verloren.“ In: FR, Nr. 298, 21. 
Dez. 2004, S. 26. 
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Auszubildenden werden die bisherigen Beihilfeleistungen nur noeh als Darlehen gewährt. 
Sie müssen ihre Ausbildung notfalls abbreehen.^®^ 

Hartz IV zielt auf die Mittelschicht 

Die Arbeitsmarkt- und Sozialreformen benaehteiligen mittlere Einkommenslagen dureh 
Leistungspausehalisierung und restriktive Anspruehsvoraussetzungen. Wer ein ersprießli- 
ehes Erwerbseinkommen erzielte und langjährig in die Arbeitslosenversieherung eirizahlte, 
konnte im alten Reehtsrahmen ein auskömmliehes Lohnersatzeinkommen erlangen und den 
sozialen, berufliehen und teilweise den finanziellen Status erhalten. Nieht unerwartet verlie- 
ren Langzeitarbeitslose dureh Hartz IV in den Einkommensklassen über 600 €. Leistungs- 
kürzungen treffen auf eine Mittelstandsklientel, für die Arbeitslosigkeit vom abstrakten 
Risiko zum konkreten Gefährdungspotenzial wird. Selbst Insider der Arbeitsagentur zeigen 
sieh über das Ausmaß der Deklassierung verblüfft.^*** Statusverlust maeht sieh an weiteren 
Faeetten bemerkbar: 

■ Der bisherige Lohn- und Qualifikationsbezug auf Basis der früheren Verdienste ent- 
fällt. Berufs- und Qualifikationssehutz unterliegen, wie sämtliehe anderen Leistungen 
naeh dem SGB II, einem strengen Subsidiaritätsprinzip (Naehranggrundsatz). Dies 
trifft Problemgruppen des Arbeitsmarktes besonders hart, denn sie sehaffen es selten 
aus eigener Initiative, ihr persönliehes Qualifikationsprofil zielgeriehtet zu entwiekeln 
(Dostal 2001). 

■ Die Bezugsdauer von Arbeitslosengeld hat sieh für ältere Arbeitslose nahezu hal- 
biert.^°‘’ 

■ Sozial- und Lohndumping statt kostenneutraler Umsetzung der Arbeitsmarktreformen. 

■ Die sozialpsyehologisehen Effekte sind enttäusehte Hoffnungen, wiederholte Misser- 
folgserlebnisse, Resignation und Lethargie. Grundprinzip der Grundsieherung für Ar- 
beitsuehende (Arbeitslosengeld II) ist die Stärkung der Eigenverantwortung der er- 
werbsfähigen Hilfebedürftigen und Personen, die mit ihnen in einer Bedarfsgemein- 
sehaft leben (Marburger 2004a: 1 1; § 1 SGB II). 

Sozialer Abstieg ist die Folge der niedrigen Bedürftigkeitsquote. Die Sozialreform treffe 
Familien, wenn ein berufstätiges Eltemteil arbeitslos wird, wegen des Partnereinkommens 
aber kein Alg II bekommt, so Hans-Peter Griesheimer (Leiter der Arbeitsagentur in Frank- 
furt/Main). Die Zahl der Patehwork-Familien nimmt zu und bildet gleiehzeitig eine Mög- 
liehkeit, das Armutsrisiko zu vermindern (BMWA 2005a: 26). 

Statusverlust vollzieht sieh in berufiieher, in qualifikatoriseher und in sozialer Hin- 
sieht, der Teile der Mittelsehieht in die Armut abdriften lässt. Die soziale Abwärtsspirale 
kann sieh besehleunigen, wenn Bildungsehaneen für breite Gesellsehaftssehiehten naehlas- 



307 Vgl. Anita Strecker: „Hartz IV macht Jugendliche zu Schuldnern. Sozialexperten sehen Fehler: Eingliede- 
rung benachteiligter junger Menschen in Gefahr, wenn Hilfen nur noch als Darlehen kommen.“ In: FR, Nr. 
08, 11. Jan. 2005, S. 29. 

308 Vgl. Gabriele Goettle: „Produktion von Parias. Bericht aus den Eingeweiden der Arbeitsagentur.“ In: TAZ, 
Nr. 7754, 29. Aug. 2005, S. 15-16. 

309 Der „Wirtschaftsweise“ Prof. Siebert hatte im Jahresgutachten 2002/2003 in einem Minderheitsvotum die 
Verkürzung der Alg-Bezugsdauer gefordert, die nun nach einer zweijährigen Übergangsfrist ab 2005 gilt. 

310 Vgl. Anita Strecker: „, Arbeitslosengeld II kommt pünktlich.’ Nahezu alle Anträge sind bereits bearbeitet. 
Neue Job-Center GmbH startet heute.“ In: FR, Nr. 299, 22. Dez. 2004, S. 34. 
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seit oder eingeschränkt werden (siehe Kapitel 4.4). Im europäischen Maßstab geht es um 
zertifizierbare kognitive Kenntnisse nach ISO 9000 und verstärkte Modularisierung (Hartz- 
Kommission 2002: 160). Die Crashkurse der Arbeitsvermittlung orientieren sich eher am 
Kriterium der Kostenminimierung als am Anforderungsprofil von Personalchefs. „Billig- 
Bildung“ für Anlemtätigkeiten mit größerem Durchsatz wird verordnet.^*’ Doch selbst das 
Minimaltraining scheitert noch an der suboptimalen Hartz-Umsetzung. Bildungsgutscheine 
werden nur noch für Akademiker ausgegeben.^*^ Untersuchungen der Regionaldirektion 
Nord der Bundesagentur für Arbeit zeigen die selektive Wirkung der Kürzungen. Langzeit- 
arbeitslose, ältere Arbeitnehmer und Schwerbehinderte sind in den Bildungsmaßnahmen 
selten vertreten, werden „abgehängt“. Ohne Leistungsanspruch und ohne sich als Arbeit 
suchend zu melden, entfallen Serviceleistungen der BA (Arbeitsforderung, Weiterbildungs- 
lehrgänge, Integrationshilfen) und Wiedereintrittschancen verschlechtern sich. Damit steigt 
der Konkurrenzdruck im unteren Drittel der Einkommensskala, er wirkt sich mittelfristig 
aber auf die Gesamtheit aller Löhne und damit auf die Mittelschicht aus. 

Der Statusverlust zeigt sich an der verordneten Vermögensauflösung. Bei der Beantra- 
gung von Alg II müssen sie das gesamte liquidierbare Vermögen der Bedarfsgemeinschaft 
angeben (u. a. nicht selbst genutzte Immobilien, Bankguthaben, Bargeld, Wertpapiere, 
Aktien, Fonds-Anteile, Sparbriefe, Bausparverträge, Edelmetalle, Antiquitäten, Gemälde 
und grundsätzlich auch Lebensversicherungen). Seit dem 1. Mai 2005 gibt es kein Bankge- 
heimnis mehr. Schulden lassen sich bei der Berechnung des Vermögens nicht vom Vermö- 
gen abziehen. Verwertbare Vermögensbestände (Gebrauchs-, Geld- und Grundvermögen) 
von ehemals besser situierten Arbeitslosen und ihrer Lebenspartner oberhalb eines Schon- 
vermögens von 200 € pro Lebensjahr müssen vorrangig verwertet werden (Einkommens- 
und Vermögensanrechnung). Lebensversicherungen sind zu ungünstigen Rückkaufs- 
werten aufzulösen. 

Der Statusverlust zeigt sich exemplarisch an eingeschränkten Sozialversicherungsan- 
sprüchen. Anwartschaftszeiten, welche zum Bezug von Arbeitslosengeld I berechtigen, 
wurden von drei auf zwei Jahre verkürzt. Dadurch erreichen manche Berufsgruppen (z. B. 
freiberufliche Künstler oder Vertretungslehrkräfte mit jeweils elfmonatigen Verträgen) die 
erforderlichen 360 Kalendertage sozialversicherungspfiichtiger Beschäftigung nie.^’"* Hinzu 
kommt, dass ab 2005 Ansprüche auf Kranken-, Pflege und Rentenversicherung für jene 
entfallen, die keinen Leistungsanspruch nach SGB II haben. Über eine Änderung liegt bis- 
lang nur eine Absichtserklärung im Koalitionsvertrag der Merkel-Regierung vor. Hartz IV 
bewirkt einerseits einen Neuzugang von bisher Mitversicherten und andererseits eine Ver- 
schiebung im Versichertenbestand der Krankenkassen. 

Der Statusverlust zeigt sich markant am Wohnumfeld. Experten aus den Sozialämtern 
und der Deutsche Mieterbund warnen vor einer Umzugswelle und Zwangsräumungen. 
Langzeitarbeitslose unterliegen nun den Beschränkungen einer angemessenen Wohnung. 



311 Die Priorität ist auf Trainingsmaßnahmen verlagert worden, deren Qualität nicht hinterfragt wird. Die Aus- 
schreibungen berücksichtigten die preisgünstigsten Anbieter und insbesondere solche, die nicht Träger von 
Qualifizierungsmaßnahmen waren. Bspw. IBIS-ACAM oder Berlitz-Schools. IBIS-ACAM „verkauft“ diese 
Trainingsmaßnahmen mit 10 vH Abschlag an andere Trainingsanbieter weiter. 

312 Vgl. 0. V.: „Qualifizierung von Arbeitslosen. Sparen durch Umsteuem.“ In: iwd, Nr. 9, 26. Feb. 2004, S. 2. 

313 Nachrichtlich: Seit 01. Januar 2003 gilt nicht mehr das Schonvermögen von 520 € wie bei der Arbeitslo- 
senhilfe, sondern nur der verminderte Freibetrag von 200 € pro Lebensjahr. 

314 Vgl. Günter Frech: „Die göttlichen Zustände sind passe. Hartz III bringt Filmschaffende in Not.“ In: FR, Nr. 
49, 28. Feb. 2005, S. 12. Vgl. O. V.: Kulturrat: Künstler durch Hartz-Gesetze bestraft. In: FR, Nr. 134, S. 10. 
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Die Wohnraum-Richtwerte galten bei Sozialhilfeempfangem bereits vorher.^*^ Von den 
schmal bemessenen Wohnungsnormen sind Arbeitslose und ihre Familien betroffen, die 
vom Arbeitslosengeld 1 in das Alg 11 wechseln. Tradierte Gewohnheiten eines vormals 
höheren Lebensstandards lassen sich nicht einfach abzustreifen. Dann können sich Miet- 
schulden anhäufen, weil Unterkunftskosten oder Mietnebenkosten nicht direkt an Vermieter 
und Versorgungsuntemehmen überwiesen werden. Schuldnerberatung, sozialpädagogische 
Betreuung und Härtefallregelungen werden vielfach nötig, ln Ballungsräumen liegen die 
Mietpreise meist über den Einheitsnormen des Alg 11 und über dem Mietspiegel. Um dro- 
hende Obdachlosigkeit abzuwenden, richten einige Kommunen Soziale Wohnraumhilfe 
ein. Langzeitarbeitslose leben oft in Wohnungen, die ihrem vormaligen (höheren) Sozial- 
status entsprechen.^*^ Kraftfahrzeuge unter 10.000 € gelten nicht als Vermögenswerte, 
sondern als Verkehrsmittel, um weiter entfernte Jobs annehmen zu können.^*’ Der neue Stil 
im administrativen Umgang mit Langzeitarbeitslosen erfordert eine Kontrollbürokratie, die 
ihrerseits Mittel bindet und ein allgemeines Misstrauen schürt. Die eingeleiteten Arbeits- 
markt- und Sozialreformen können die Einkommens-Asymmetrie in Deutschland verstär- 
ken (Statistisches Bundesamt 2004a), sie treffen den bürgerlichen Kern der Gesellschaft 
und gefährden die soziale Kohäsion (Grell/Sambale/Eick 2002: 557-576). Desintegrations- 
ängste erreichen Personen mittlerer Soziallage und können Fremdenfeindlichkeit verstärken 
(Heitmeyer 2006). Gesellschaftliche Teilhabe und Solidarität trotz Arbeitslosigkeit ist ein 
alternatives Politikkonzept.^’* 

Zwischenfazit 

Die Hartz-Reformen sowie die flankierenden Begleitgesetze, Verordnungen und Erlasse 
wirken umfassend auf die Einkommens- und Vermögensverhältnisse. Lohnersatzleistungen 
werden gemindert, verwertbares Vermögen muss aufgezehrt, Wohnungen und Lebensversi- 
cherungen müssen gekündigt und Partnereinkommen stärker auf das Arbeitslosengeld II 
angerechnel werden. Das verfügbare Einkommen von Familien mil Kindern, kinderlosen 
Paaren und Singles in Osl und Wesl sinkl nichl gleichförmig. Je nach Haushallslyp 
schrumpfen die verfügbaren Einkommen um durchschniftlich 30 bis 40 vH verglichen mif 
der Arbeifslosenhilfe. Die großen Verlierer sind erwerbslose Partner von Vollzeitbeschäf- 
tigten, in erster Linie Frauen. Solche Haushalte erhalten etwa 80 bis 90 vH weniger oder 
gar keine staatliche Unterstützung mehr. Damit zielen die Hartz-Reformen auf den Sozial- 
status viele Mittelstandsfamilien und verstärken die Angebotskonkurrenz auf dem Arbeits- 
markt. Zu den Gewinnern der Reform zählen dagegen die Alleinerziehenden. 



315 Die Normgröße einer Zwei-Raum-Wohnung in den neuen Bundesländern beträgt zwischen 46 und 47 m2. In 
Berlin wird daher die Vorschrift zur Angemessenheit der Wohnung an der Miethöhe bemessen. 

316 Alg-II-Bezieher werden nach einer Schonffist auffordert, sich eine günstigere Wohnung zu suchen. § 22 
Abs. 3 SGB II sieht indes vor, dass Wohnungsbeschaffungskosten sowie Mietkaution und Umzugskosten 
übernommen werden, falls der Umzug vom Alg-II-Träger veranlasst wurde. Hinzu kommen Maklergebüh- 
ren, zwei Wohnungsmieten im Umzugsmonat, Kautionen und Renovierungskosten. Bei betriebswirtschaft- 
lich vernünftiger Rechnung dürften die Kosten des Wohnungswechsels höher sein, als die Ersparnis. Vgl. 
Elke Eske Hicken: „Mieterbund erwartet keine Massenumzüge. In Hessen leben mehr als 2.400 Arbeitslose 
in zu teueren Wohnungen. Rhein-Main hat zu wenig günstigen Wohnraum.“ In: FR, Nr. 194, 21. Aug. 2004, 
S. 29. Wohnungswechsel wurden bei Sozialhilfeempfangem früher nur in 2 vH der Fälle angeordnet. An- 
gemessen sind für Alg-II-Bezieher selbst größere Eigentumswohnungen bis 120 m^ (Az.: L 7 AS 2875/05). 

317 Vgl. Sozialgericht Aurich (Az.: S 15 AS 11/05 ER). 

318 Vgl. Bündnis 90/Die Grünen (1997): Beschluss zur Gmndsicherung, 9. Ordentliche Bundesversammlung 
vom 14. bis 16. November 1997 in Kassel. 
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Die Zahl der Reformverlierer überwiegt und steigt mit dem Alter, weil Alterssicherung 
durch die neue Rechtslage unsicher geworden ist. Armutskarrieren, Altersarmut und soziale 
Ausgrenzung nehmen zu, soziale Vererbung für Familien mit Kindern, für behinderte Men- 
schen, für Migranten und für andere Benachteiligte werden nicht abgebaut (Gillen 2004: 
173-188). Die härtere Gangart gegenüber Erwerbslosen, zunehmende Einkommensarmut, 
Statusverlust und soziale Degradierung können eine Lemkurve im Umgang mit den Ar- 
beitsagenturen und entsprechenden Abwehrmechanismen auslösen, welche das Aktivie- 
rungsziel neutralisieren. Praktiker vermuten, Sozialhilfeempfanger arrangieren sich schnel- 
ler mit dem Alg-II-System als jene, die sich mental nie als Hilfeempfanger, sondern als 
Versicherte empfanden. Auch Selbstständige können Alg II beantragen. 

Hartz IV ist für die einen ein Meilenstein zur sozialen Grundsicherung, für andere ein 
Disziplinierungsinstrument gegen Langzeitarbeitslose verbunden mit generellem Lohn- und 
Sozialdumping. Die Reform schafft alte Ungerechtigkeiten ab, erzeugt dabei neue 
Schieflagen, eröffnet Missbrauchsgelegenheiten und macht eine kostenträchtige Kontroll- 
bürokratie unabdingbar. Die aktivierende Grundsicherung für alle bedürftigen Erwerbs- 
losen lässt sich als Trennung in Arbeitslose erster und zweiter Klasse interpretieren. Tat- 
sächlich ist nur die dritte Klasse der Sozialhilfeempfänger in die zweite Klasse vorgerückt. 
Soziale Desintegration durch gesellschaftliche Spaltung ist kaum aufzuhalten.^^* Zudem 
wird das Reform-Credo verletzt, wonach soziale Ungleichheit nur dann akzeptabel sei, 
wenn alle, die vom Reformprozess erfasst werden, hinsichtlich ihrer persönlichen Lage und 
ihren Teilhabechancen profitierten (Rawls 1971). Das Reformergebnis ist noch offen. 



7.2 Makroanalyse I: Chancen der Zielerreichnng 

Bei der makroökonomischen Wirkungsanalyse werden Rückkopplungen der Arbeitsmarkt- 
und Sozialreformen für das Gesamtsystem untersucht, die positiv auf den Zielerreichungs- 
grad der Hartz-Reformen wirken und Langzeitarbeitslosigkeit abbauen helfen. 

Moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt 

Die Hartz-Kommission erwartete erhebliche Beschäftigungseffekte. Beschleunigte Arbeits- 
vermittlung und Reorganisation der Bundesagentur für Arbeit (BA) sollten 450.000 Jobs 
schaffen. Weitere 250.000 Arbeitslose sollten durch gezielte Betreuung vermittelt werden. 
Die BA mit rund 90.000 Mitarbeitern in 181 Arbeitsämtern und zehn Landesarbeitsämtem 
wurde durch die Hartz-Gesetze I und III reorganisiert. Das neue Steuerungsmodell folgt 
dem Grundsatz Wirksamkeit und Wirtschaftlichkeit (Hartz-Kommission 2002: 79-86; 173- 
228; 229-260; BMAS 2006: 34-43). Vier der 13 Innovationsmodule behandeln die organi- 
satorisch-institutionelle Modernisierung der Arbeitsverwaltung auf den Ebenen des Bundes, 
der Länder und der Gemeinden (Modul Nr. 1, 2, 8, 9 und 10). Der Reformplan zielt auf ein 
einfaches Leistungsrecht mit gestrafften Förderinstrumenten, trennt Leistungsberechnung 
vom Vermittlungsgeschäft und differenziert nach Kundengruppen. Reform -Auslöser war 



319 Vgl. Michael Opielka: „Wer nicht arbeitet, soll auch nicht essen. Ein Grundeinkommen für alle entkoppelt 
die ökonomische Teilhabe von der Erwerbsarbeit.“ In: FR, Nr. 56, 8. März 2005, S. 8. 

320 Vgl. Michael Sauga/Sven Afhüppe/Marion Kraske/Alexander Neubacher/Rene Ramspeck/Wolfgang Reu- 
ter/Caroline Schmidt: „Der Hartz-Horror.“ In: Der Spiegel, Nr. 21, 23. Mai 2005, S. 24 - 40. 

321 Vgl. Wolfgang Templin: „Soziale Ausgrenzung. Wie viel Entsolidarisierung will sich unsere Gesellschaft 
leisten?“ In: FR, Nr. 190, 17. Aug. 2004 (Online- Artikel). 
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der Statistik-Skandal mit geschönten Vermittlungszahlen (Jann/Schmid 2004: 11). Darüber 
hinaus verloren die Arbeitsämter zusehends den Kontakt zu Arbeitgebern. An zwei Dritteln 
der Einstellungen waren die Arbeitsagenturen nicht beteiligt. Die Meldequote stieg zwar 
um 5 vH auf 38 vH (2005). Das Gros der Suchwege liegt immer noch außerhalb der BA, 
denn es gibt keine Meldepflicht für offene Stellen. Jobs werden daher durch interne Stel- 
lenbesetzung, Headhunter, Zeitungsannoncen oder über das Internet vermittelt. 

Viele administrative Abläufe zwischen den rund 2,8 Mio. Arbeitgebern, den Arbeit- 
nehmern und Behörden sollen mit neuen Prozessabläufen beschleunigt und kostengünstiger 
werden. Es geht um etwa 60 Mio. Bescheinigungen (u. a. Formulareinsatz für Arbeitsbe- 
scheinigungen nach § 312 SGB III, für Sozialhilfe nach §116 BSHG, für Unterhalts Vor- 
schüsse nach § 6 Abs. I UVG, nach § 25 Abs. 2 Wohngeldgesetz oder § 25 II. Wohnungs- 
baugesetz). Die Formulare werden von einer Vielzahl behördlicher Stellen eingefordert, 
ausgefüllt oder archiviert und zukünftig in einer zentralen Datenbank abgespeichert. 

Weitere Effizienzreserven lassen sich durch die JobCard (Signaturkarte) (Hartz-Kom- 
mission 2002: 130-132) und das zentrale Informationssystem „startothek“ erschließen, die 
ab 1 . Januar 2006 verbindlich eingeführt wird und aktuelle papierbasierte Meldeverfahren 
(z. B. Verdienst- und Arbeitsbescheinigungen) ablösen sollen. Sozialversicherungsausweise 
müssen nicht mehr bei der Arbeitsagentur hinterlegt werden, Lohnsteuerkarten werden 
überflüssig und Arbeitsbescheinigungen werden künftig bei Dritten aufbewahrt, welche die 
Daten in elektronischer Form zentral speichern. Wirtschafts verbände errechneten Einspar- 
effekte der JobCard von bis zu 500 Mio. € an Personalverwaltungskosten (BMWA 2004). 
Gleichzeitig beschleunigt die elektronische Abrufbarkeit von Leistungsdaten die Arbeits- 
vermittlung und die zielgenaue Qualifizierung. Kindergeld und Kinderzuschlag sollen nach 
der Reform der Familienkassen vereinfacht bearbeitet und ausgezahlt werden. 

Die verkürzte Vakanzzeit soll durch Schnellvermittlung (Quickvermittlung, Modul 2), 
Profiling, Job-to-Job-Vermittlung und Eingliederungsvereinbarungen (§15 SGB II) erreicht 
werden. Durch kürzere Bezugsdauer werden Kosten gespart, Sozialbeiträge fließen frü- 
her und die Arbeitslosenstatistik verbessert sich (Bellmann/Gewiese 2003).^^^ Den Beschäf- 
tigungseffekt verbesserter Effizienz schätzt das lAB aufgrund des Panels (Befragung der 
gleichen Gruppe) auf 120.000 Personen (Autorengemeinschaft 2002: 8). Die Aktionszeiten 
bei drohender Arbeitslosigkeit werden vermindert und die Kapazitäten besser angepasst. 
Ein Ende der „Erlasskultur“ sei hingegen nicht in Sicht (Jann/Schmid 2004). Optimierung 
interner Abläufe, Leistungsausschluss und Abbau zielgruppenspezifischer Maßnahmen 
mindern Langzeitarbeitslosigkeit indes nicht nachhaltig (Agenturschluss 2006). Das Opti- 
onsgesetz und die entfunktionalisierte Selbstverwaltung lösen neue Effizienzbremsen aus, 
neue Doppelstrukturen entstehen (Adamy 2004: 332-338). Neben der Ausschöpfung von 
Optimierungsreserven werden freiwillige Maßnahmen wie Umschulung, Weiterbildung und 
Lohnkostenzuschüssen eingeschränkt und gesetzliche Leistungen gekürzt (Kurzarbeiter- 
geld, Reha-Maßnahmen, Leistungen nur Altersteilzeit, Ausbildungsbeihilfen und der Ich- 
AGs). Zudem gibt es vitale ökonomische Interessen an der (Voll-)Privatisierung der Ar- 
beits Verwaltung. Private Arbeitsvermittler arbeiten gewinnorientiert. Sie hätten überdies 



322 Hinweis: Vakanzzeit ist die Zeitspanne vom gewünschten Besetzungstermin der Stelle bis zur Neu-Be- 
setzung. Profiling ist die systematische und professionelle Analyse der persönlichen Fähigkeiten, Neigungen 
und Defiziten von Arbeitsuchenden, welche die Jobsuche negativ oder positiv beeinflussen. 

323 Die gesetzliche Kündigungsfrist ist in § 622 BGB geregelt. Im BAT und in § 622 BGB sind verlängerte 
Kündigungsfristen je nach Betriebszugehörigkeit vorgesehen. 
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eine eigene Verwaltung mit entspreehender Infrastruktur zu finanzieren und müssten noeh 
stärker eine auf Marktkunden konzentrierte Bestenauswahl treffen. 

Das Prinzip „Fordern und Fördern “ 

Langzeitarbeitslose sollen mitwirken, umfassender verfügbar sein und dureh hohe Kontakt- 
diehte mit Sanktionierungseharakter stärker gefordert werden (Hartz-Module Nr. 3, 6 und 
8). Arbeitslose werden unter Generalverdaeht gestellt, nieht willens oder förderungsfähig 
zu sein, ihnen mangele es an der Fähigkeit oder der Bereitsehaft, sieh weiter zu qualifizie- 
ren (Hartz-Kommission 2002: 41). Das Ziel ist, den Arbeitsangebotsdruek zu erhöhen. 
Sanktionsmögliehkeiten sind (noeh) auf drei Monate befristet und bis zu 30 vH wirksam, 
sollten Alg-II-Emp länger gegen die Eingliederungsvereinbarung naeh § 15 SGB II versto- 
ßen, keine angemessene Arbeit annehmen oder die Eingliederung in die Arbeit ohne einen 
wiehtigen Grund abbreehen (Lösehau/Marsehner 2004: 139 f). Im Fortentwieklungsgesetz 
ist eine weitere Versehärfung vorgesehen.^^"^ Es können Saehleistungen und Lebens- 
mittelgutseheine ausgegeben werden. Wer sieh „pädagogisehen“ Auflagen entzieht, wird in 
die Niehterwerbstätigkeit gedrängt (Niehtemeuerung der Meldung, mangelnde Verfügbar- 
keit, Mitwirkung, Sonderregelungen naeh § 428 SGB III ete.). Die Zumutbarkeitsgrenzen 
sollen in geografiseher, funktionaler, materieller und sozialer Hinsieht ausgedehnt werden 
(Hartz-Kommission 2002: 91-96). Arbeitslose werden konditioniert, sehleehte und sehleeht 
bezahlte Jobs, längere Arbeitswege und geringer qualifizierte Tätigkeiten zu akzeptieren 
(Koeh/Walwei 2005). Je größer die Konzessionsbereitsehaft der Langzeitarbeitslosen ist, 
desto härter wird die Lohnkonkurrenz im unteren Einkommenssegment. Der Wegfall jegli- 
ehen Berufs-, Einkommens- und Tarifsehutzes reieht bis zum Zwang, inadäquate oder sozi- 
alversieherungsfreie Jobs anzunehmen (Bothfeld/Gronbach/Seibel 2005: 35). 

Fördern wird dureh gezielte Information, Beratung, Betreuung und Vermittlung an- 
gestrebt (Prast 2003). Mit den Hartz-Gesetzen wurde der ganze Fort- und Weiterbildungs- 
bereieh restrukturiert. Die BA setzt über 76 Arbeitsmarktinstrumente ein, manehe wirken 
ähnlieh, eine Zusammenführung erseheint daher saehlogiseh. Doeh Mittelkürzung für akti- 
ve Arbeitsmarktpolitik von 13,5 Mrd. (2002) auf 10,3 Mrd. (2004) ist wenig zukunftsorien- 
tiert. Die Ausgaben für Förderung der Berufsbildung sind im Niveau von über 10 Mrd. € 
auf 2, 1 Mrd. € (2004) gekürzt worden, was mit Ineffizienz und Kosten der Qualifizie- 
rungsmaßnahmen begründet wird. Riehtig ist, dass nur 36 vH aller Arbeitslosen in ein regu- 
läres Besehäftigungsverhältnis weehseln. Die Mittel für ABM, SAM und FbW wurden 
bereits im früheren Reehtsrahmen gekürzt. Arbeitsförderung hatte in den neuen Bundeslän- 
dern erhebliehe strukturpolitisehe Bedeutung. Benaehteiligte Zielgruppen werden nur noeh 
selten arbeitsmarktpolitiseh gefördert. Es mag Konzeptionslosigkeit sein oder fehlender 
politiseher Wille, dass die Arbeitsgemeinsehaften in elf deutsehen Städten die Fördermittel 
Ende 2005 trotz Rekordarbeitslosigkeit erst zu 28 vH abgerufen haben (2005: 6,55 Mrd. €). 
Die Leiharbeit (PSA) sollte mit 780.000 Stellen die Hauptlast der Hartz-Reformen tragen. 
Doeh nur die Arbeitsgelegenheiten erlebten einen deutliehen Zuwaehs (Tabelle 7.2). 



324 Vgl. O.V.: „Hartz IV doch verschärft.“ In: Handelsblatt, 31. Mai 2006 (Online-Artikel). 
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Tabelle 1 2\ Arbeitsmarktpolitische Instrumente (Auswahl) 



■ 


■ 


Geforderte 

sozialversicherungspflichtige 

Beschäftigung 


Chancen auf dem Arbeitsmarkt 


Rechtsver- 
hältnis eigener 
Art 


Selbstständigkeit 


Jahr 


Monat 


ABM, 

SAM 


PSA 


Sonst, beschäf 
tigungs- 
begleitende 
Leistungen 


Förderung der 
berufliehen 
Weiterbildung 
(FbW) 


Trainings- 

maßnahmen 


Arbeitsge- 
legenheiten 
nach § 16 
Abs. 3 SGB 11 


Existenz- 

gründungs- 

zuschuss 

(Ich-AG) 


Über- 

brückungs- 

geld 




März 


114.783 


26.917 


140.629 


199.556 


96.881 




127.099 


79.262 


TT 

O 


Juni 


113.442 


25.661 


132.136 


185.496 


101.472 




152.367 


88.105 


o 

<N 


Sept. 


124.410 


26.946 


116.755 


166.292 


104.078 


2.036 


179.952 


86.764 




Dez. 


99.551 


27.497 


93.378 


148.813 


48.289 


78.430 


218.068 


90.371 




März 


67.034 


23.219 


72.423 


116.005 


69.005 


80.706 


238.950 


95.192 


un 

O 


Juni 


49.891 


16.780 


70.969 


109.014 


70.347 


218.060 


237.269 


86.603 


o 

<N 


Sept. 


54.624 


13.285 


73.578 


102.524 


79.648 


290.144 


236.412 


74.081 




Dez. 


55.384 


10.058 


57.639 


128.773 


64.637 


305.364 


234.976 


69.192 


2006 


März 


41.347 


9.382 


55.312 


108.310 


50.810 


254.849 


228.978 


68.214 























Quelle: Bundesagentur für Arbeit, eigene Berechnungen 

Das Neue, Unbequeme solle dosiert werden. Jüngere seien stärker belastbar als Ältere, 
Singles stärker als Familien. Hinweise auf psychologische und politische Widerstände ge- 
gen das Reformvorhaben häufen sich.^^^ Die kommunalen Hilfeträger verweisen die Multi- 
problemfälle gern an freie Träger wie Carifas, Diakonisches Werk efc. Diese Insfitutionen 
müssen angesichts gekürzter öffentlicher Zuschüsse in einzelnen Bundesländern ihre Ange- 
bote selbst straffen oder streichen, was ihre zukünftige Arbeit beeinträchtigen kann.^^® Die 
Effizienzorientierung der Arbeitsverwaltung bemisst sich am Vermittlungserfolg und an der 
Bestenauswahl (cream/ng-Effekte) (Hartz-Kommission 2002: 128). Personen mit relativ 
hoher employability finden so relativ rasch in den ersten Arbeitsmarkt. Um Langzeitarbeits- 
lose job ready zu machen, müssen erst psychosoziale Beeinträchtigungen und andere Ver- 
mittlungshemmnisse abgebaut werden. Aktivierung ohne individuelle Qualifizierungswege 
für Langzeifarbeitslose ist nicht erfolgreich.^^’ Kommunale Beschäftigungsinitiativen ist 
zwar personalintensiv, aber oft erfolgreicher, weil sie auf jahrzehntelange Erfahrung mit 
Beschäftigungsgesellschaften zurückgreifen kann (Schulze-Böing 2002). Praktiker setzen 
daher auf den Ausbau erprobter kommunaler Strukturen, auf eigene Vermittlungsagenturen 
und die Kooperation mit örtlichen Handwerkern, Bildungsträgem und Unternehmen.’’* 



325 Vgl. Kolja RudzioAVolfgang Uchatius: „Das deutsche Experiment beginnt. Von kommender Woche an gilt 
Hartz IV. Dann soll Arbeitslosen geholfen werden, sich selbst zu helfen - mit allen Mitteln. Die entschei- 
dende Frage wird sein: Brauchen Sie mehr Druck.“ In: Die Zeit, Nr. 1, 30. Dez. 2004, S. 25-26. 

326 Vgl. Eske Hicke: „Schwierig, aber möglich. Wenn es um den Arbeitsmarkt geht, will Werner Jann , einge- 
fleischte Strukturen wenn nötig zerschlagen’. Als Verwaltungsexperte war er Mitglied der Hartz-Kommis- 
sion. Jann ist Professor für Politikwissenschaft, Verwaltung und Organisation an der Universität Potsdam.“ 
In: FR, Nr. 215, 15. Sept. 2004, S. 30. 

327 Vgl. Aziza Freutel: „Langzeitarbeitslose sind längst gefordert. Hartz IV zeigt bisher wenig Effekt, Experten 
erwarten Konsequenzen erst im nächsten Jahr.“ In: FR, Nr. 233, 06. Okt. 2004, S. 10. 

328 Der Sozialdezement Erich Pipa (SPD) aus dem Main-Kinzig-Kreis stellt dem Hartz-IV-Gesetz ein vernich- 
tendes Zeugnis aus. „’Hartz IV fährt ins Chaos’. Pipa rät zu kommunaler Regie.“ In: FR, Nr.I8, 22. Jan. 
2004, S. 34 und F.A.Z., Nr. 18, 22. Jan. 2004 (Online- Artikel). 
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Eine mustergültig ausgebaute Infrastruktur ist indes nicht flächendeckend anzutreffen. 
Regionale Beschäftigungsinitiativen haben sich ohnehin stärker bewährt (Schulze-Böing 
2002 ). 

Der Zusammenhang zwischen Bildungs- und Sozialpolitik zeigt sich daran, dass der 
Zugang zu Bildungsressourcen durch Leistungskürzungen weiter erschwert wird (Opielka 
2005). Zudem unterliegen die bislang von der BA finanzierten Weiterbildungseinrichtun- 
gen einem Marktschrumpfungsprozess, weil die Nachfrage nach Maßnahmen der aktiven 
Arbeitsmarktpolitik eingebrochen ist.^^® Viele Beschäftigte der Bildungsträger werden nur 
noch als Honorarkräfte eingestellt, verlieren ihre tariflichen Arbeitsverträge oder ihre Jobs 
in einem zunehmend privatisierten Bildungsmarkt. 

Im Ursprungskonzept waren Fordern und Fördern in der Kombination mit kommuna- 
len Infrastrukturprogrammen (Hartz-Kommission 2002: 250 ff u. 268 ff) sowie einer kon- 
junkturunabhängigen aktiven Arbeitsmarktpolitik vorgesehen (ebenda: 61 und 214 ff). 
Zudem sollten Firmen und öffentliche Arbeitgeber verpflichtet werden, eine Beschäfti- 
gungsbilanz aufzustellen, aus der Einstellungen und Entlassungen hervorgehen (Hartz- 
Kommission 2002: 142 ff). Teile der Sozialversicherungsbeiträge sollten z. B. für Ältere 
durch ein Brückengeld (Bridge- System) oder beim Job-Floater durch öffentliche Lohn- 
subvention getragen werden. In den Umsetzungsgesetzen ist davon nichts mehr zu finden, 
da Untemehmerverbände erfolgreich verpflichtende Regelungen abwehrten. 

Aktivierung durch monetäre Anreize 

Aktivierung heißt, dass sich Arbeit mehr „lohnf‘ als reiner Transferbezug, damit die Ar- 
muts- oder Transferfalle nicht wirkt. Doch die Aufnahme einer Erwerbstätigkeit ist noch 
immer mit hoher Marginalbesteuerung verbunden. 

Für die Anrechnung von Hinzuverdiensten gibt es eine Stufenregelung. Eigenes Ein- 
kommen, das von Familienangehörigen und Lebenspartnem sowie andere Sozialleistungen 
mindern das Arbeitslosengeld II, weil das Nachrangigkeitsprinzip aus der Sozialhilfe über- 
nommen wurde (Subsidiaritätsprinzip). Bis Ende Dezember 2004 galt nach § 141 SGB III 
bei Hinzuverdiensten bis 15 Stunden/Woche (nach Abrechnung von Steuern, Sozialversi- 
cherungsbeiträgen, Werbungskosten) ein monatlicher anrechnungsfreier Freibetrag von 
165 €. Als Faustregel gilt nach der Neuregelung: Von 100 € (netto) Hinzuverdienst bleiben 
im ungünstigsten Fall 15 6 übrig. Es müssen bei anrechenbarem Einkommen mindestens 
30 6 für die Versicherungspauschale sowie bei Erwerbseinkommen noch mind. 15,33 6 
Werbungskostenpauschale, weitere 0,06 € pro Kilometer zur Arbeit sowie der Erwerbstäti- 
genfreibetrag berücksichtigt werden. Bei Bruttolöhnen bis zu 400 € bleibt ein Selbstbehalt 
von 15 vH, zwischen 401 € bis 900 € sind 30 vH anrechnungsfrei, von 901 bis 1.500 € 15 
vH. Über 1.500 € wird der Zuverdienst vollständig auf das Alg II angerechnet. 

Zur Freibetragsregelung eine Beispielsrechnung. Alg-II-Empfänger können durch Ne- 
bentätigkeiten wie Zeitungen austragen oder Babysitting ihr Transfereinkommen aufsto- 
cken (§ 30 SGB II). Bei einer kirchensteuerpfiichtigen Arbeitsuchenden mit Steuerklasse I 
und 13,8 vH Krankenkassenbeitrag, die 57,33 € Werbungskosten ansetzen kann, blieben bei 
einem nicht subventionierten Kleinverdienst von 400 € monatlich 51,40 € übrig. Wäre sie 
sozialhilfeberechtigt, dann könnte sie 114,30 € behalten. Wenn sie als Sozialhilfe-Beziehe- 



329 Vgl. O. V.: „Deutschland hat auch in der Weiterbildung Nachholbedarf. Mittelkürzungen und Bildungsgut- 
scheine hemmen die Qualifizierung von Arbeitslosen. Betriebsräte schlagen Alarm.“ In: FR, Nr. 260, 07. 
Nov. 2003, S. 11. 
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rin ein beschränktes Leistungsvermögen nachweisen kann (Behinderte oder Alleinerzie- 
hende mit Kindern unter drei Jahren), so bleiben ihr 152,27 € von dem 400-Euro-Job. Die 
Einkommens-Freibetragsgrenzen lagen beim alten System drei Mal höher als beim Alg 
Il 33o Vergleicht man die verschiedenen Einkommensfreibeträge bei der alten Regelung 
nach der Arbeitslosen- und der Sozialhilfe mit denen beim Alg II (§ II SGB II), dann ergibt 
sich dieses Bild: Das Gros der Hilfeempfänger verschlechtert sich durch die neue Ver- 
dienstregelung (Eichhorst/Thode/Winter 2004; Winkel 2004a). Die modifizierte Freibe- 
tragsregelung (Oktober 2005) macht Minijobs in Verbindung mit dem Alg-II-Bezug attrak- 
tiv, weil 160 € hinzukommen können (Chichorek/Koch/Walwei 2005a). Für Arbeitgeber ist 
es auf den ersten Blick gleichgültig, ob er Nebenerwerbskräfte oder Arbeitslose zu diesen 
günstigen Bedingungen einstellt. Die Arbeitsstundenzahl ist nicht vorgegeben. Solange 
Jobs zumutbar sind, die 30 vH unterhalb des Tarifs liegen, dann ist der Lohndumping un- 
verkennbar und Missbrauch vorprogrammiert. Zudem belastet die massive Lohnsubventio- 
nierung die Sozialkassen zusätzlich. 

Die Teilanrechnung von Zuverdiensten ist gedacht als Einstiegshilfe in den Arbeits- 
markt und wirkungsvoller als Sanktionsregime. Die Transferentzugsrate erfüllt eine doppel- 
te Funktion. Sie ist ein wichtiges Instrument im Hinblick auf die Aufnahme und die Aus- 
übung einer Erwerbstätigkeit und sie sorgt gleichzeitig für einen Investitionsanreiz. Je hö- 
her der Anrechnungssatz von Hinzuverdiensten ist (Extremfall 100 vH), desto geringer ist 
sowohl die Arbeitsanreizwirkung als auch das Interesse, für einen angemessenen Arbeits- 
lohn zu kämpfen, weil die Grundsicherung dem Subsistenzniveau entsprechen muss. Je 
niedriger der Anrechnungssatz (Extremfall Null Prozent), desto stärker kämpfen die Arbeit- 
nehmer um den Erhalt ihres Arbeitslohnanteils, weil Kürzungen am Lohn voll auf das Ge- 
samteinkommen durchschlagen. Gleichzeitig möchten die Firmen diesem Druck auswei- 
chen, indem sie die Arbeitsproduktivität erhöhen. 

Durch die Neuregelung lohnt sich Zusatzleistung kaum noch. Die prohibitive Trans- 
ferentzugsrate von bis zu 85 vH bei Extraverdiensten bis 400 und 70 vH zwischen 401 € 
und 900 € verschlechtert die vorherige Sozialhilfepraxis und ist leistungsfeindlich. Durch 
diese Armutsfalle ist kein Aufbau einer eigenen Einkommensbasis möglich.^^^ Forschungen 
zeigen, dass der Anspruchslohnsatz nicht nur von der Höhe der Grundsicherung bei Nicht- 
arbeit abhängt, sondern auch vom Effektivsteuersatz, d. h. von der Transferentzugsrate 
(Breyer 2003: 86). Durch die asymmetrische Anrechnung von Zusatzverdiensten werden 
allokative Fehlanreize gesetzt und damit Schwarzarbeit angeheizt, statt sie zu verhindern. 
Unmotivierte einzustellen, ist Firmen kaum zuzumuten.^^^ Große Unternehmen wie die 
Post AG drängen auf eine gesetzliche Änderung, denn das Gros der Zusatzeinnahmen wird 
mit dem Alg II verrechnet, eine niedrige Transferentzugsrate hätte eine wirkliche Arbeits- 
anreizfunktion. Im Hartz-Gesetz blieb von der Idee, dass Arbeitslose einen größeren Anteil 
ohne deutliche Kürzungen behalten dürfen, das von der BA geleistete Einstiegsgeld nach 
§§ 29-32 SGB II übrig. Es geht zurück auf den Eingliederungszuschuss nach BSHG § 18 



330 Vgl. Ulrike Füssel: „Von wegen attraktiv. Hartz IV mindert für viele Langzeitarbeitslose den Anreiz, neben- 
her zu jobben - ein Rechenexempel.“ In: FR, Nr. 180, 05. Aug. 2004, S. 2. 

331 Die Transferentzugsrate gibt an, wie schnell bei welchem Arbeitseinkommen, wie viel Transfereinkommen 
entzogen werden. 

332 Vgl. Herbert S. Buscher: „Hartz IV: Hinzuverdienstmöglichkeiten setzen falsche Anreize.“ IWH Halle, 
August 2004; - URL: http://www.iwh-halle.de/d/ Abteil/ ARBM/hbr/Harz%20IV.pdf. 

333 Vgl. Hermann Scherl : „Zumutbarkeit von Arbeit - nur ein Papiertiger.“ In: Die Zeit, Nr. 33, 05. Aug. 2004, 
S. 30. 
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Abs. 5. Protagonisten der Kombilöhne wollen die Arbeitsmarktinstrumente wie leh-AG und 
Ein-Euro-Jobs zugunsten von Zuverdienstmögliehkeiten ersetzen.^^"* Auf dem Job-Gipfel 
wurden am 17. März 2005 u. a. geänderte Förderungstarife für Zuverdienste vereinbart. 
Bmttoeinkommen sollen bis 100 € ohne Werbungskosten anreehnungsfrei bleiben.^^^ Die 
Neuregelung sei unkomplizierter und transparenter als das Anreehnungsverfahren auf Basis 
des Nettoeinkommens, aber nieht optimal hinsiehtlieh der Arbeitsanreize. Je stärker es 
gelingt, Arbeitspflieht beim Alg II dureh monetär zureiehende Arbeitsanreize zu ersetzen, 
umso eher kann es als Meilenstein zur sozialen Grundsieherung bzw. zum garantierten 
Mindesteinkommen bezeiehnet werden.^^^ 

Arbeitsgelegenheiten (Ein-Euro-Jobs) 

Anreizwirkung soll ebenso von Ein-Euro-Jobs ausgehen, die zwar keiner Hartz-Empfeh- 
lung entspreehen, aber ein kostengünstiger Ersatz für Arbeitsbesehaffungsmaßnahmen sind. 
Befristete Zusatzjobs für Langzeitarbeitslose waren früher u. a. in § 19 Abs. 2 BSHG, im 
Programm HzA, bei JUMPplus und bei ABM geregelt. Das Gros aller Arbeitsgelegenheiten 
wird in der Variante der Mehraufwandsentsehädigung (MAE) angeboten, nur fünf Prozent 
entfallen auf die Entgeltvariante, bei der Empfänger von Alg II eine sozialversieherungs- 
pfliehtige Besehäftigung ausüben. Die Kriterien der ABM-Förderung gelten ebenso für 
Arbeitsgelegenheiten in der MAE-Variante (BA 2005d). Zusatzjobs müssen im öffentliehen 
Interesse stehen, gemeinnützig, zusätzlieh, sozialpädagogiseh betreut und zeitlieh befristet 
sein.^^’ Ein-Euro-Jobber arbeiten bis zu 30 Woehenstunden steuerfrei und werden ab 15 
Woehenarbeitsstunden nieht mehr in der Arbeitslosenstatistik geführt. Der Untersehied 
liegt in der Tarifbindung. Sie erhalten Leistungen des Alg II (Beratung, Vermittlung, 
Übernahme der SV-Beiträge) und zusätzlieh etwa 200 €, doeh Ansprüehe auf Kranken- und 
Urlaubsgeld bleiben ihnen verwehrt. Im juristisehen Sinne handelt es sieh bei Ein-Euro- 
Jobs nieht um reguläre Arbeitsverhältnisse (Rixen 2005). Der Bund stellt im Programm 
Arbeitsmarkt im Aufbrueh zunäehst 6,35 Mrd. € für Zusatzjobs bereit. Regionen mit mehr 
als 15 vH Arbeitslosigkeit - der gesamte Osten - werden bei der Mittelvergabe bevorzugt. 



334 Vgl. Elisabeth Neijahr: „Eine Idee, zwei Meinungen. Arbeitslose sollen mehr hinzuverdienen dürfen als 
bisher.“ In: Die Zeit, Nr. 13, 23. März 2005, S. 23. 

335 Vgl. Markus Sievers: „Neues Hartz-Modell. SPD legt Modell für Zuverdienstmögliehkeiten vor.“ In: FR, 
Nr. 76, 02. April 2005, S. 1; vgl. Thomas Maron: „Mehr Zuverdienst für Arbeitslose. Regierung und Union 
einig. Clement sagt nichts zu Kosten des Kompromisses.“ In: FR, Nr. 88, 16. April 2005, S. 1. 

336 Vgl. Michael Opielka: „Achillesferse des rot-grünen Reformprojekts. In aller Bescheidenheit und ohne Not 
überlassen die Grünen der SPD die Defmitionsmacht über die Zukunft des Sozialstaats.“ In: FR, Nr. 41, 18. 
Feb. 2003, S. 7. 

337 Arbeitsgelegenheiten gehören zu den Eingliederungsleistungen, die in § 16 Absatz 3 SGB II geregelt sind 
und ab Jahresbeginn 2005 gelten. Diese Tätigkeiten sind abgeleitet aus den Arbeitsgelegenheiten in § 19 
Bundessozialhilfegesetz (BSHG). Wer einer solchen Tätigkeit nachgeht, erhält weiterhin die Hilfeleistung - 
also Arbeitslosengeld II - und zusätzlich eine so genannte Mehraufwandsentschädigung in Höhe von 1 bis 2 
€ je gearbeiteter Stunde. In § 19 BSHG („Schaffung von Arbeitsgelegenheiten“) steht in Absatz 2: „Wird für 
den Hilfesuchenden Gelegenheit zu gemeinnütziger und zusätzlicher Arbeit geschaffen, kann ihm entweder 
das übliche Arbeitsentgelt oder Hilfe zu Lebensunterhalt zuzüglich einer angemessenen Entschädigung für 
Mehraufwendungen gewährt werden; ...“. Es gibt gemäß § 19 Absatz 2 BSHG also zwei Varianten und 
nicht nur die Mehraufwandsvariante, die vom BMWA erwogen wird (§19 Abs. 2 Variante 2). 

338 Die Förderhöhe betrug bei der aktiven Arbeitsmarktförderung bis zu 90 vH der Tarifentgelte. Ab 01.01. 
2004 gibt es nur noch pauschalierte Zuweisungen pro ABM (900 bis 1.300 € plus 300 € Sachkosten pro 
Monat je nach Qualifikation). 
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Für die Maßnahmeträger entstehen keine Personalkosten, selbst die Personalabrech- 
nung wickelt die BA ab.^^^ Für den individuell nötigen Betreuungsaufwand reichen die Zu- 
schüsse oft nicht aus (320 € für Verwaltungskosten und 180 € für begleitende Maßnahmen 
für Betreuung, Qualifizierungsaufwand und Infrasfruktur). Als Qualifikationskriterien wer- 
den u. a. Besitz des Führerscheins, soziale Kompetenz, handwerkliches Geschick und 
Schulabschluss genannt. Eine Reihe von akademischen Berufen wird extra aufgeführt. Die 
drei kommunalen Spitzenverbände (Deutscher Städtetag, Deutscher Städte- und Gemeinde- 
bund (DStGB) und Deutscher Landkreistag), die Bundesarbeitsgemeinschaft Freie Wohl- 
fahrtspflege und die BA verständigten sich auf Umsetzungsleitlinien.^"'® 

Arbeitsgelegenheiten umfassen ein breites Spektrum teils hoch qualifizierter Tätigkei- 
ten im Bereich der Pflege, der Jugendarbeit und im Umweltschutz von Sozialverbänden, bei 
Kommunen, öffentlichen Einrichtungen und Stiftungen, in Alten- und Pfiegeeinrichtungen, 
in Krankenhäusern, als Tagesmütter, in Kindertagesstätten, in ambulanten sozialen Diens- 
ten, in der Jugendhilfe, bei der Spielplatz-Reinigung, bei Renovierung und Ausbau öffentli- 
cher Bauten, in der Abfallwirtschaft, beim Recycling, im Naturschutz, in Sportvereinen und 
als Lehrkräfte oder Sozialarbeiter. Die Ideenbörse basiert auf einer 9-seitigen BA- 
Aufiistung der Arbeitsfelder und Tätigkeitsbereiche. (Abbildung 7. l).^"** 



339 Vgl. Carsten Germis: „Das Ein-Euro-Jobwunder.“ In: F.A.Z.-Sonntagszeitung, Nr. 01, 09. Jan. 2005, S. 31. 

340 Vgl. DPA-Meldung: „Leitlinien für Ein-Euro-Jobs vereinbart.“ In: FR, Nr. 240, 14. Okt. 2004, S. 4. 

341 Vgl. Katja Fischer: „Auf Zeit. In Berlin machen arbeitslose Lehrer und Erzieher erste Erfahrungen mit Ein- 
Euro-Jobs - und hoffen auf reguläre Arbeit.“ In: FR, Nr. 280, 30. Nov. 2004, S. 23. 
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Abbildung 7.1: Ideenbörse Arbeitsgelegenheiten 
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Quelle: Bundesagentur für Arbeit (BA), 24. Sept. 2004; (Zugriff: 12. Nov. 2004); eigene 
Darstellung - URL: http://www.soliserv.de/pdf/Hartz _^V-Arbeitsgelegenheiten_Ideen_31- 
08-04.pdf 

Arbeitslosen jungen Menschen sollen 60.000 unbesetzte Zivildienststellen für Schnup- 
perarbeit {trial Jobs) angeboten werden.^"*^ Zusätzliche Wohn- und Lebensqualität erhoffen 
sich Kommunen durch bessere Angebote im Bereich öffentlicher und sozialer Dienstleis- 
tungen (Landschaftspflege etc.).^"^^ Privatkliniken, Anbieter von Dienstleistungen im Im- 
mobilienbereich, Bildungseinrichtungen, Bibliotheken, der Garten- und Landschaftsbereich 
haben einen großen Arbeitskräftebedarf^"^"' Die Ausweitung der Zusatzjobs auf Privatfirmen 
ist in den neuen Bundesländern angedacht und wird in einem Schreiben des BMWA für die 
Altenpflege befürwortet. Dort gibt es eine positive Resonanz.^"'^ Firmen sollen bei der Ver- 



342 Dieser Vorschlag stammt von Heinrich Alt, Vize-Chef der BA. Derzeit sind 60.000 Stellen im Zivildienst 
unbesetzt. Es gibt 450.000 unversorgte Jugendliche unter 25 Jahren (dpa-Meldung vom 03. Juli 2004). 

343 Vgl. Susanne Gaschke: „Keine Revolution in Sicht. In Kiel arbeiten die Ämter bei der Umsetzung von Hartz 
IV gut zusammen. Einigen Betroffenen wird es schlechter, den Sozialhilfeempfängera jedoch besser gehen.“ 
In: Die Zeit, Nr. 34, 12 Aug. 2004, S. 4. 

344 Vgl. Georg Giersbach/Carsten Knop: Ein Euro für einen Job in der Privatwirtschaft. Bedarf bei Kranken- 
häusern. Befürchtungen im Garten- und Landschaftsbau.“ In: F.A.Z., Nr. 09, 12. Jan. 2005 (Online-Artikel). 

345 Vgl. Eske Hicken: „Interesse an Ein-Euro-Jobs , relativ groß’. Arbeitsagentur zieht erstes Resümee. Arbeiten 
im Bildarchiv in Marburg oder als Ortsdiener im Frankfurter Stadtteil.“ In: FR, Nr. 259, 5. Nov. 2004, S. 34. 
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gäbe von öffentlichen Aufträgen bevorzugt werden.^"'® Die befristete Beschäfligungsdauer 
(6-12 Monate) wird von Wohlfahrtsfunktionären als zu kurz angesehen. Protagonisten 
sehen die Ein-Euro-lnitiative als Anschubhilfe für all jene, die bisher nur den Sozialhilfebe- 
zug kennen und aus eigener Kraft nicht mehr in die Arbeitsgesellschaft zurückEnden.^"** 
Nur für eine Minderheit der Arbeitslosen sind die Ein-Euro-Jobs Sprungbrett zu einer Lehr- 
stelle oder zu einer sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung. Geplant waren 600.000 
Zusatzjobs bei Kommunen, Wohlfahrtsverbänden, Stiftungen (Stand: 05/2006: 266.000). 
Gerechnet wird mit durchschnittlich 455 Stellen pro Verwaltungseinheit. 

Der Haupteinwand gegen die neuen Förderjobs lautet, niedrige und tariflich ungebun- 
dene Entlohnung mündet in Lohndumping und Entprofessionalisierung. Tatsächlich gibt es 
zahlreiche Hinweise in diese Richtung. Gleichzeitig zeigen sich widerstreitende Partikular- 
interessen zwischen Industrie- und Handwerksvertretem untereinander und Sozialpolitikem 
und Gewerkschaftsvertretern. Die Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände 
möchte einfache Tätigkeiten für gering Qualifizierte auf dem ersten Arbeitsmarkt ausdeh- 
nen und die Kontrollkriterien abschaffen, um die Lohnkonkurrenz zu beleben.^"^^ ln der 
Industrie finden sich - anders als im Handwerk oder bei sozialen Diensten - kaum 
Einsatzmöglichkeiten für Billigjobs mit spezieller Rechtsform. Regionales Handwerk und 
lokales Kleingewerbe warnen dagegen vor dem Masseneinsatz der „Billigkonkurrenz“. 
Gewerkschaften weisen auf Verdrängungseffekte für reguläre Arbeitskräfte hin.^^* Frühere 
Förderkonzeptionen wie Hilfe zur Arbeit (HzA) richteten sich nach BAT 8 oder 9 incl. 
Ortszuschlägen. Später orientierte sich die Entlohnung nach dem ortsüblichen Tarif Sozi- 
alhilfeempfänger konnten 1,53 € pro Arbeitsstunde hinzuverdienen. Die geringwertige 
Regelung wurde auf die Ein-Euro-Jobs übertragen. Eine massive Ausweitung der staatlich 
subventionierten Billigstellen käme einem tarifpolitischen Dammbruch gleich. Vertreter 
von Arbeitnehmern, Kirchen und Sozialverbänden lehnen die Ausweitung von Ein-Euro- 
Jobs auf die Privatwirtschaft ab. Überdies müssen Arbeitsgelegenheiten einem Controlling 
unterworfen werden, damit sie reguläre Stellen nicht verdrängen.^^^ Aus der geringen Ent- 
lohnung, in Verbindung mit massenhafter und perspektivloser Dienstverpflichtung von 
Hilfebeziehem, kann Wettbewerbsverzerrung entstehen (BA 2004: 69; BA 2005d: 16). Bei 
„Ersatzjobs“ nach § 16 SGB 11 wurde das Prinzip „gleicher Lohn für gleiche Arbeif“ (equal 



346 Vgl. Sabine Beikler: „Auch Ein-Euro-Jobs in der Privatwirtschaft. Senat will Verträge mit Wirtschaftsver- 
bänden abschließen. PDS begrüßt das kommunale Beschäftigungsprogramm der SPD.“ In: Der Tagesspie- 
gel, 02. Nov. 2004; - URL: http://archiv.tagesspiegel.de/archiv/02.ll.2004/1454975.asp. 

347 Vgl. Thomas Maron: „Langzeitarbeitslose sollen Zivis ersetzen. Zwei Ministerinnen auf der Suche nach 
sinnvollen Ein-Euro-Jobs. Differenzierte Bezahlung geplant.“ In: FR, Nr. 207, 6. Sept. 2004, S. 5. Vgl. 
„Hartz IV. 10.000 Ein-Euro-Jobs für die Wohlfahrt.“ In: F.A.Z., Nr. 208, 07. Sept. 2004, S. 1 1. 

348 Vgl. Brigitte Zander: „EXTRA: Hartz IV und die Folgen. Hartz IV. Glücklich mit einem Euro.“ In: Der 
Stern, 

- URL: http://www.stera.de/wirtschaft/geld/index.html?id=532400&eid=527820. 

349 Vgl. Markus Sievers: „Ein-Euro-Idee löst Streit in der Wirtschaft aus. Arbeitgeber warnen vor 
, verhängnisvollem Fehler’ und Schaden für den Arbeitsmarkt.“ In: FR, Nr. 09, 12. Jan. 2005, S. 5. 

350 Vgl. Lukas Heiny/Kolja Rudzio: „Kehren für die Statistik. 600.000 Arbeitslose sollen sich in Ein-Euro-Jobs 
verdingen - die wenigsten werden einen echten Arbeitsplatz finden.“ In: Die Zeit, Nr. 49, 25. 11. 2004, S. 
21f. 

351 Vgl. Thomas Maron: „’Ein-Euro-Jobs könnten reguläre Beschäftigungen verdrängen.’“ In: FR, Nr. 255, 1. 
Nov. 2004, S. 4 (Interview mit Ulrich Walwei , lAB). 

352 Vgl. Anita Strecker: Ein-Euro-Jobs gefährden kaum Stellen. IHK und Handwerkskammer geben Entwar- 
nung. Selbstkontrolle der Beschäftigungsträger. DGB skeptisch.“ In: FR, Nr. 160, 13. Juli 2005. S. 29. 
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pay) aufgegeben, was sieh als Plädoyer für Lohndumping werten lässt (Brüek et al. 2002). 
Profiling mildert die prekäre Lage der Betroffenen nur ab und sehreibt sie damit fest.^^^ 

Die Integrationsquoten in den ersten Arbeitsmarkt betragen bundesweit 5 bis 15 vH, 
bei Jugendliehen bis maximal 20 Selbst in prosperierenden Wirtsehaftsregionen 

findet nur ein Fünftel den Ausbildungs- oder Arbeitsmarkt.^^^ Aus der Minimalentlohnung 
gegenüber früheren Förderkonzeptionen in Verbindung mit massenhafter und per- 
spektivloser Dienstverpfliehtung von Hilfebeziehem kann ein Downgrading für Niedrig- 
lohnjobs entstehen. Je mehr reguläre sozialversieherungspfliehtige Jobs sowie Pfiiehtaufga- 
ben des Staates (pädagogisehe, teehnisehe und Verwaltungsaufgaben) umgewandelt wer- 
den, umso weniger sind Zusatzjobs besehäfligungspolitiseh wirksam.^^® Als Alternative 
wurden reguläre sozialversieherungspfliehtige Jobs für Geringverdiener vorgesehlagen 
(Programm Besehäfligung sehaffende Infrastrukturforderung (BsI) naeh § 279a SGB III). 

Es orientiert sieh am abgestuften DGB-Konzept der Zusätzliehkeit (DGB 2004) und ver- 
sprieht ein armutsfestes Erwerbseinkommen im Niedriglohnsektor. Unerlässlieh dafür sind 
paritätiseher Kontrolle dureh die Tarifvertragsparteien, die Besehränkung auf Ultra-Lang- 
zeitarbeitslose, keine Zwangsverpfiiehtung und zeitliehe Befristung. Für Geringverdiener 
wird es immer sehwieriger, aus der Niedriglohnfalle zu entrinnen und in einen besser be- 
zahlten Job zu weehseln (Rhein/Gartner/Krug 2005). Die Gefahr, dass Ein-Euro-Jobs die 
Wurzeln und die Perspektiven der berufiiehen Qualifikationen sowie den Zusammenhang 
von Einkommen und Arbeit sehwäehen, ist nahe liegend (Hengsbaeh 2004: 102). Ein-Euro- 
Jobber leisten oft Regelarbeit ohne Einarbeitung, ohne Qualifizierung und ohne wirkliehe 
Chanee auf Übernahme. Dieser Entwieklung leisten die waehsweiehen Kriterien für 
Zusätzliehkeit Vorsehub. Dequalifizierung und Entprofessionalisierung personenbezogener 
Dienstleistungen speziell im Privathaushalt sind damit unausweiehlieh (Boseh et al. 2001). 

Wirtschaftspolitische Akzente durch Hartz 

Die Hartz-Besehäftigungsprognosen sind vage. Die Hartz-Kommission erwartete die Hal- 
bierung der Arbeitslosigkeit um annähernd zwei Millionen Personen. Im Jahresdurehsehnitt 



353 Vgl. O. V.: „Weibliche Altersarmut. Ökonomin fürchtet negative Veränderungen durch Hartz IV.“ In: FR, 
Nr. 226, 28. Sept. 2005, S. 30. 

354 Vgl. Rainer Nahrendorf: „Ein-Euro-Jobs sind keine Brücke zum Arbeitsmarkt.“ In: Handelsblatt, 12. Mai 
2006 (Online-Artikel). 

355 Vgl. Thomas Maron: „Jeder dritte Ein-Euro-Job der Caritas bleibt unbesetzt. Arbeitsagenturen und Kommu- 
nen schöpfen Angebot des Verbands nicht aus. Förderung bleibt auf der Strecke.“ In: FR; Nr. 184, 10. Au- 
gust 2005, S. 5. 

356 Vgl. Claudia Bröll: „Den Gesetzgeber nicht im Regen stehen lassen.“ In: F.A.Z., Nr. 188, 14. Aug. 2004, S. 
12 (Interview mit Wolfgang Franz, Präsident der Zentrums für Europäische Wirtschaftsforschung und Mit- 
glied des SVR. Franz: „(...) 1 oder 2 € halte ich in der Tat für sehr wenig. Ich kann mir nicht vorstellen, daß 
die Produktivität so niedrig ist. Wichtig ist, daß die Menschen beschäftigt werden, immer vorausgesetzt, sie 
verdrängen keine regulär Beschäftigten.“ [alte Rechtschreibung]) 

Nach iwd führten Zwei-Euro-Jobs zu einem Gesamteinkommen, das je nach Haushaltszusammensetzung 
einem Stundenlohn von 8 bis 12 € entspricht und damit kein Lohnabstand zu den unteren Lohngruppen 
bleibt. Ihr Vorschlag ist, höchsten 50 Cent pro Stunde für Fahrtkostenentschädigung zu zahlen. Besser noch 
wäre ein umfassendes, auf Lohnkostenzuschüssen und Steuergutschriften beruhendes Niedriglohnkonzept. 
Vgl. 0. V.: „Hartz IV. Zwei € sind zu viel.“ In: iwd, Nr. 34, 19. Aug. 2004, S. 2. 

357 Eine Auswahl verschiedener Positionspapieren zu den Ein-Euro-Jobs lässt sich finden unter: 

- URL: http://www.Arbeitnehmerkammer.de/sozialpolitik/doku/05_soziales/sgb_ii/pflichtarbeit.htm. 

358 Vgl. Angela Schiller: „Lücken stopfen mit billigen Arbeitskräften. Gewerkschaften und Erwerbsloseninitia- 
tiven kritisieren Missbrauch bei Ein-Euro-Jobs. 12.000 Langzeitarbeitslose verdienen sich in Hessen etwas 
hinzu.“ In: FR, Nr. 276, 26. Nov. 2005, S.15. 
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2005 stieg die Arbeitslosigkeit um 482.000 (+1 1 vH) auf den Rekordstand von 4,86 Millio- 
nen. Nach dem zeitgleich mit dem Hartz-Bericht veröffentlichten Alternativ- Vorschlag des 
Ifo-Instituts brächte die Abschaffung der Arbeitslosenhilfe per saldo jährlich 250.000- 
300.000 neue Arbeitsplätze (Sinn 2003: 165). Bedingung sei, die Löhne direkt um durch- 
schnittlich 10 vH bis 15 vH zu senken. Bei gering Qualifizierten sei eine Lohnsenkung um 
ein Drittel nötig (Sinn 2003: 93 f u. 164). Die Hartz-Kommission äußerte sich indes über 
Lohn- und Leistungskürzungen nicht offen. 

Ein umfangreiches Initiativkonzept liege „im koordinierten Zusammenspiel mit Geld-, 
Finanz-, Wirtschafts-, Bildungs- und Sozialpolitik“ (Hartz-Kommission 2002: 20). Der 
wirtschaftspolitische Beitrag der Hartz-Reformen liegt in der Senkung der Lohnnebenkos- 
ten durch Lohnsubventionen (Hartz-Kommission 2002: 39 u. 44). Neben direkten und in- 
direkten Effekten auf einzelne Branchen müssen Rückkopplungseffekte für einzelne Wirt- 
schaftsräume bedacht werden. Doch die Hartz-Reformen bringen Beitragsausfälle, die von 
den Sozialversicherten zu tragen sind und erhöhen die Gesamtbelastung der Arbeitnehmer, 
wenn die Arbeitseinkommen nicht gleichzeitig wachsen. Wenn - wie etwa für Berlin be- 
fürchtet - 15 vH der Bevölkerung im Durchschnitt 30 vH weniger konsumieren, können die 
Kaufkraftverluste weitere Arbeitsplätze kosten.^^® Langzeitarbeitslosigkeit ist sozial- 
strukturell sehr ungleich verteilt. Am auffälligsten ist der Ost- West- Vergleich. Doch es gibt 
auch ein Nord-Süd-Gefälle, das bei dem Zuschnitt der sozialen Einschnitte offensichtlich 
nicht berücksichtigt wurde (siehe Kapitel 2.1 und 6.5). Weitere Belastungsfaktoren sind die 
reduzierten öffentlichen Ausgaben, direkte und indirekte Einkommenseinbußen für Noch- 
und Nicht-Beschäftigte und eine schrumpfende Konsumgüternachfrage infolge der Hartz- 
Gesetze (Jantz 2004: 41-43). Nach Schätzungen des Bundesministeriums für Wirtschaft 
und Arbeit (BMWA) beziffern sich die direkten Einkommensverluste der bisherigen Ar- 
beitslosenhilfebezieher auf über 3,5 Mrd. €. Indirekt ergeben sich mittelfristig niedrigere 
Arbeitsentgelte, wenn untertariflich bezahlte Beschäftigungsverhältnisse angenommen 
werden müssen. Die Massenkaufkraft leidet unter dem vollzogenen Ausstieg aus der paritä- 
tischen Finanzierung der Sozialversicherung, dem Aufbau eines Kapital gedeckten Renten- 
versicherungssystems (Riester-Rente), der Ausgliederung des Krankengeldes, dem Sonder- 
beitrag für Zahnersatz, der nochmaligen Absenkung des Rentenniveaus, dem Verzicht auf 
die jährliche Dynamisierung der Leistungen und der geplanten Kopfpauschale. Zudem 



359 Vgl. Uwe Jean Heuser/Kolj Rudzio: „Die löchrige Reform.“ In: Die Zeit, Nr. 28, 01. Juli 2004, S. 17-18. 
Der Berliner Senat rechnet bei der Kaufkraft allein in Berlin mit einem Minus von 300 Mio. €. 

360 Vgl. Thomas Remlein: „Neuregelung der Arbeitslosenhilfe. Gutverdienende Singles sind die Reform-Ver- 
lierer“. In: FNP, 24. Mai 2004 (Online-Artikel). 

Ein dort erwähntes Beispiel: „Ein verheirateter, 39-jähriger Baufacharbeiter mit zwei Kindern (drei und 
sechs Jahre alt) bezog als Alleinverdiener, bevor er arbeitslos wurde, einen Bruttomonatslohn von 2.674,35 
€ (netto 1.940,43 € in Lohnsteuerklasse III) und ein Kindergeld von jeweils 154 € je Kind. Solange der 
Mann arbeitete, standen der Familie also 2.248,43 € im Monat zur Verfügung. Er erhält nach der zum Ende 
des Jahres auslaufenden Regelung derzeit 36,01 € Arbeitslosenhilfe pro Tag. Das sind im Mai 1.116,31 €. 
Mit dem Kindergeld hat die Familie also 1.424,31 € zum Leben. Weil sie damit in Frankfurt nicht die Miete 
für eine ihnen zustehende 85 Quadratmeter Wohnung bezahlen kann, hat die Familie schon jetzt Anspruch 
auf ergänzende Sozialhilfe. Bei der Berechnung des Arbeitslosengeldes II ab I. Januar 2005 wird der Bedarf 
des Vier-Personen-Haushalts ermittelt und auf 1.036 € festgelegt. Davon werden die 308 € Kindergeld abge- 
zogen, so dass die Familie 728 € im Monat Unterstützung erhält. Die Kosten für die Wohnung (einschließ- 
lich der Nebenkosten und der Heizung) übernimmt dafür Vater Staat.“ 
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wurden die Krankenversieherungsbeiträge um 0,9 vH erhöht, was die Sozialversieherten 
belastet, Arbeitgeber und Rentenkassen um jährlieh 4,5 Mrd. € entlastet. 

In einer Forsa-Umfrage gaben mehr als 70 vH an, die betriebliehe Situation sei für die 
Besehäftigten härter geworden.^® Besehäftigte und Arbeitslose haben eine sehwaehe Ver- 
handlungsposition und können den Prozess sehleiehender Verarmung nieht ohne weiteres 
umkehren. Aufgrund versehärfter Lohn- und Arbeitsplatzkonkurrenz sind sie geneigt, 
sehleehte und/oder sehleeht bezahlte Arbeitsplätze, Arbeitszeitverlängerung, Normerhö- 
hung im Niedriglohnsektor anzunehmen und miserable Arbeitsbedingungen zu akzeptieren. 
Die allseitige Verunsieherung weitet sieh auf die finanzielle Lebensplanung von älteren 
Langzeitarbeitslosen aus.^^^ Wenn Vermögen und Lebensversieherung vorzeitig aufzulösen 
sind, fehlen sie später bei der Eigenfinanzierung der Pfiegeleistungen. 

Der Immobilienmarkt und damit zusammenhängende Gewerbe müssen sieh auf eine 
Umzugswelle einstellen, denn Hilfebezieher müssen sieh mit weniger Wohnraum zufrieden 
geben, wobei die Angemessenheit des Wohnraums nieht klar definiert ist (siehe Kapitel 
7.1). Für die Immobilienbranehe kann dieses Umzugskarussell ein zusätzlieher Gewinn 
sein, wenn die Preise für kleine Wohnungen anziehen. Rüekgang der sozialversieherungs- 
pfliehtigen Besehäftigung und Kaufkraftverluste dureh einen Anstieg der Stillen Reserve 
wirken die sieh negativ auf die Binnenkaufkraft aus (Blos/Rudolph 2005). 

Die Inklusion von Langzeitarbeitslose über Trialjob in eine reguläre Dauerbesehäfti- 
gung mit höherem Lohn ist erst dann zu erwarten, wenn die Arbeitsnaehffage generell 
wäehst, was laut DIW derzeit eine „rein hypothetisehe Bereehnung“ sei (Steiner 2003a). 
Daher werden Langzeitarbeitslose ohne wirtsehaflliehe Dynamik keine berufiiehe Chance 
entwickeln können (KochAValwei 2005). Konjunkturelle Impulse im Rahmen eines Zu- 
kunftsinvestitionsprogramms fehlen. In weiten Teilen Ostdeutschlands bewerben sich vier- 
zig Arbeitslose noch immer um eine offene Stelle. Nötig wäre die systematische Ver- 
knüpfung von regionaler Wirtschafts- und Beschäftigungspolitik und kommunaler Sozial- 
und Familienpolitik, in die eine Zielgruppenförderung eingebettet ist. Fehlt weiterhin es an 
binnenwirtschaftlicher Dynamik, so steht zu befürchten, dass die Arbeitslosigkeit nicht 
abgeschaffl, sondern nur verbilligt und beschönigt wird. Die Binnenkonjunktur wird zusätz- 
lich leiden, wenn die Finanzpolitik krampfhaft versucht, Ausgaben zu kürzen und den pri- 
vaten Haushalten weitere Lasten aufzubürden.^^"' 

Zwischenfazit 

Die Hartz-Reformen sollen Matching-Probleme beseitigen, Bestände sanieren, Vermitt- 
lungskapazitäten intensiver und schneller nutzen. Neue Beschäftigungschancen sollen ent- 



361 Vgl. Roland Bunzenthal: „Das offizielle Ende der Parität. Vom heutigen Freitag an müssen die Krankenver- 
sicherten einen Sonderbeitrag an die Kassen zahlen. Dieser Zuschlag wird für die Entlastung der Arbeitge- 
ber verwandt.“ In: FR, Nr. 150, Ol.Juli 2005, S. 5. 

362 Vgl. Nikola Sellmaier: „Kollege Angst.“ In: Stern, Nr. 14, 31. März 2005, S. 64-68. 

363 Auf Grundlage der 58er-Regel haben nach Angaben der BA 393.000 ältere Langzeitarbeitslose vertraglich 
mit der BA ihren Ausstieg aus dem Arbeitsmarkt erklärt, verzichten auf Jobvermittlung und Fördermaßnah- 
men. Im Gegenzug konnten sie bis zur Rente Arbeitslosengeld und -hilfe ohne Abstriche erhalten. Weitere 
229.000 Betroffene kommen nach Angaben des Deutschen Paritätischen Wohlfahrtsverbands hinzu, die zur- 
zeit noch Arbeitslosengeld beziehen. Beispielsrechnungen sind zu finden in: „Der Stern“; 

- URL: http://www. stem.de/wirtschaft/untemehmen/magazin/index. html?id=526494. 

364 Vgl. Peter Bofinger: „Das könnte zum Desaster werden“. In: FR, Nr. 129, 05. Juni 2004, S. 9. Bofinger 
fordert, das Arbeitslosengeld II gründlich zu überdenken, weil die Einfühmng des Alg II auf die Nachfrage 
drücken wird. 




7.3 Makroanalyse II: Risikofaktoren der Zielerreichung 



181 



stehen dureh Stärkung finanzieller, geografiseher und beruflieher Mobilität bei reduzierten 
Leistungsansprüehen und der stärkeren Aktivierung von Arbeitslosen. Die Konzessionsbe- 
reitsehaft von Arbeitslosen soll zunehmen, sehleehte oder sehleeht bezahlte Jobs anzuneh- 
men (Koeh/Walwei 2003: 1-3). Jugendliehe sollen mit einem Zusatzjob, einem Praktikum 
oder einer befristeten Arbeitsstelle leiehter einen regulären Ausbildungs- oder Arbeitsplatz 
finden. Integrationskonzepte werden auf langzeitarbeitslose Jugendliehe konzentriert, dort 
ist der Anteil der Langzeitarbeitslosigkeit am geringsten, die Steigerungsrate jedoeh enorm. 
Das SGB II braehle für bis 25-Jährige einen Reehlsansprueh auf Ausbildung, Qualifizie- 
rung oder Besehäfligung. Die Kosten der Harlz-Reform sind höher und die Besehäfligungs- 
effekle der vereinheitliehten Lohnsubvenlionsarrangemenls sind geringer als erwarlel. Der 
Kalalog der Grausamkeiten drohl zum eigenlliehen Reformerfolg zu werden. 

Die von Arbeilsmarklexperlen erwarlele besehleunigle Suehinlensilät zur Beselzung 
offener Stellen isl nieht eingelrelen. Das Fördern kommt zu kurz, Vermittlung wird ge- 
hemmt oder eingesehränkt. Arbeitsgelegenheiten werden zum Standard-Masseninstrument, 
einem Relikt aus dem BSHG. Sie ersetzen die gleiehfalls befristeten besehäftigungsfÖr- 
demden Maßnahmen (ABM, SAM), die sieh in Status und Entlohnung an Tarifstandards 
ausriehteten. Wohlfahrtsverbände sehätzen, dass ein Drittel der Langzeitarbeitslosen dauer- 
haft auf einen staatlieh geförderten Arbeitsmarkt angewiesen sei. Symbolisehe Löhne für 
sozialversieherungspfliehtige Pfliehtarbeit (Zusatzjobs) sind nieht neu, die staatliehe 
Zwangsaktivierung zur Prüfung der Besehäfligungsfähigkeit sehon. 

Die Zunahme der Erwerbslätigenzahl ist fast nur auf Minijobs, die Förderung der Exis- 
tenzgründungen und die Ein-Euro-Jobs zurüekzuführen. Besehäfligungserfolge sind wegen 
herabgesetzter Vermittlungsaktivitäten begrenzt. Mittel für Eingliederungsleisfungen wer- 
den selbsf Monate naeh Reformstart nieht abgerufen oder weiter gekürzt. Arbeitsagenturen 
und Optionskommunen wirken dureh teils bewusst herbeigeführte, teils strukturbedingte 
Umbausehwierigkeiten wie gelähmt. Hartz IV wird Erwerbslosen deshalb keine neuen Jobs 
beseheren, sondern nur weniger Geld. Ein Tumaround auf dem Arbeifsmarkf ist nur aus der 
Renaissanee makroökonomiseher Politik zu erwarten. Hilfreieh wäre die Reform des Stabi- 
btäts- und Waehstumspaktes sowie der Europäisehen Zentralbank, denn die Geldpolitik hat 
die Arbeitslosigkeit dureh ihre aussehließliehe Fixierung auf Preisstabilität mit verursaeht. 
Doeh Konjunkturprognosen sind ungewiss, welehe die tatsäehlieh erhöhten. Ein naehfra- 
gewirksames Strategiebündel (Poliey-Mix) bräehte eine größere Durehsehlagskraft der 
Arbeitsmarktgesetze (Sehnur/Walwei/Zika 2004).^^^ 



7.3 Makroanalyse II: Risikofaktoren der Zielerreichnng 

Die Hartz-Gesetze braehten - für die Faehwelt nieht überrasehend - einen Negativrekord in 
der Arbeitsmarktstatistik. Vielmehr wurden dureh die neue Klassifizierung von Sozialhilfe- 
beziehem die Problemgruppen am Arbeitsmarkt deutlieh. 



365 Die EU hat im Entwurf des Gemeinsamen Beschäftigungsberichts 2001 zur Änderung des EU-Vertrag 
(Artikel 125-128) Maßnahmen für Deutschland vorgeschlagen, die sich wie ein vorweggenommenes Hartz- 
Gesetz lesen. Darunter fallen: Stabilität und Wachstum einer makroökonomischen Politik, Lohnkostensen- 
kung, längerfristige Nachhaltigkeit der öffentlichen Finanzen (z.B. Senkung der Körperschaftssteuem). 
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Statistik-Effekte der Arbeitsmarkt- und Sozialreformen 

Die neue Statistik-Transparenz, das Überschreiten der Fünf-Millionen-Grenze in der Ar- 
beitsmarktstatistik im ersten Quartal 2005, hat vor allem drei Gründe: 

■ Erwerbsfähige Sozialhilfeempfanger zählen als arbeitslos. Der Hartz-IV-Effekt 2005 
betrug im Jahresdurchschnitt 380.000 Personen und wurde vor allem im Westen wirk- 
sam. Im ersten Quartal wurden sogar 470.000 erwerbsfähige Sozialhilfeempfanger und 
100.000 Partner oder Familienangehörige neu in der Arbeitslosenstatistik gezählt 
(Bach et al. 2004a: 7; BA 2005c: 13). 

■ Partner oder Familienangehörige von ehemaligen Arbeitslosenhilfeempfängem sind 
ebenso verpflichtet, sich arbeitslos zu melden wie Menschen, die durch persönliche 
Umstände wie Krankheit oder Betreuungsverpflichtungen arbeiten wollen, aber nicht 
können. Als Folge der Einzelmeldung in den Bedarfsgemeinschaften stieg die Zahl der 
Jugendlichen ohne Job. 

■ Ältere Arbeitslose wechseln früher in das steuerfinanzierte Alg-II- System. Das origi- 
näre Arbeitslosengeld I wird auf 12 für unter 54 bzw. 18 Monate für über 55-Jährige 
begrenzt. 

Statistische Entlastungseffekte sollen die Rekordarbeitslosigkeit dämpfen: 

■ Etwa 600.000 geringfügig Beschäftigte (Minijobber) werden gemäß ILO-Standard 
nicht mehr als arbeitslos registriert. Erwerbstätige mussten bisher mehr als 15 
Std.AVoche beschäftigt sein, sonst galten sie als arbeitslos. 

■ Schärfere Kontrollen der Arbeitswilligkeit und Einkommens- und Vermögensver- 
hältnisse (umfangreiche Bedürftigkeitsprüfung, Hausbesuche) von erwerbslos gemel- 
deten Personen und ihrer Familien führen zur statistischen Bereinigung. Frauen wer- 
den verstärkt aus dem Vermittlungsprozess gedrängt (GrelFSambale/Eick 2002: 559- 
565). 

■ Etwa 800.000 Lebenspartner von Arbeitslosen, die früher Arbeifslosenhilfe bezogen, 
werden im Rahmen der Subsidiarifäf herangezogen und vermehrt ausgegliedert. 

■ Ein Teil der rund 400.000 älteren Arbeitslosen werden aufgrund der 58er-Regelung 
(§ 428 SGB III) sfatisfisch nichf erfass! (Bach ef al. 2004b). 

■ Viele der etwa 340.000 allein erziehenden, erwerbsfähigen Sozialhilfeempfänger (da- 
von 85 vH Frauen und 15 vH Männer) melden sich wegen mangelnder Kinderbefreu- 
ung aus der Arbeifslosensfatisfik ab. 

■ 2003 waren es 3,8 Mio. Arbeifslose (2002: 3,3 Millionen), die sich in die sonstige 
Nichferwerbsfäfigkeif verabschiedefen. Dazu zählen auch älfere Arbeifslose, die auf- 
grund der verkürzten Bezugsdauer ihre Anspruchsberechtigung für das Alg II verlie- 
ren. 

Die sfatistische Hauptentlastung tragen die Arbeitsgelegenheiten) (BA 2006: 3; siehe Kapi- 
tel 7.2). Zwischen 250.000 und 600.000 Arbeitsuchende werden befristet beschäftigt.^^’ 



366 Der Sozialverband Deutschland (SoVD) erreichte in einer Musterklage zur 58er-Regelung eine Verlänge- 
rung bis Ende 2007 (Sozialgericht Itzehoe, Az.: S 2 AL 195/04). 

367 Vgl. O. V.: „Die Sozialreform hat große Auswirkungen auf die Arbeitslosenstatistik. Über fünf Millionen 
Arbeitslose im Winter. Im Winter droht die Arbeitslosenzahl erstmals in der Geschichte der Bundesrepublik 
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Eine besondere Rolle bei der statistischen Regulierung spielen Trainingsmaßnahmen nach 
SGB III, deren Teilnehmer vorübergehend nicht registriert sind (z. B. berufsvorbereitende 
Maßnahmen nach §§ 60-62 SGB III). Allerdings wurde berufliche Weiterbildung stark 
eingeschränkt. Umsetzungsprobleme entlasten die Statistik, weil Optionskommunen die 
Daten nur lückenhaft an die BA weitergeben (ca. 88.000 Arbeitslose). Entlastend wirkt, 
dass sich viele Personen aus der Arbeitslosigkeit abmelden oder ihre Arbeitslosmeldung 
nicht erneuern, obwohl sie weiterhin erwerbslos sind. Angedrohte Zwangskürzungen veran- 
lassen Arbeitslose, sich aus der registrierten Arbeitslosigkeit zu verabschieden. Der Selbst- 
behalt bei Unterhaltszahlungen von getrennt lebenden Eltern in Höhe von 730 € wirkt ähn- 
lich. Die Stille Reserve im engeren Sinn verdoppelte sich auf mittlerweile 1,9 Mio. Per- 
sonen.^^° Durch Alg-II-Änderungsgesetze sollen Kostenbelastungen des Bundeshaushaltes 
durch schärfere Kontrollen, härtere Sanktionen, Sofortangebote und strengere Unterhaltsre- 
geln neu justiert werden (siehe Kapitel 7.4).^^’ 

One-Stop-Agency und Arbeitsmarktchancen 

Ein zentrales Anliegen der Hartz-Kommission ist die seit langem geforderte Fusion von 
Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe. Die Arbeitslosenhilfe wurde bislang von der BA, die So- 
zialhilfe von den Sozialhilfeträgem (kreisfreie Städte und Landkreise) finanziert und ver- 
waltet. Die überlappende Finanzzuständigkeit beider konkurrierender Systeme ist teuer, 
kompliziert, ineffektiv. 

Die Zusammenarbeit zwischen Arbeitsamt und Sozialamt wurde etwa beim Kölner 
Modell praktisch erprobt. Durch Schnellvermittlung, Profiling und job-career wurden 
dabei Eingliederangsquoten erhöht. Soziale Integration, Förder- und Qualifizierangspolitik, 
Suchtprävention und Schuldnerberatung werden vernachlässigt. Gleiches gilt für die inter- 
nationalen Vorbilder. Die britischen JobCentre Plus bezogen die Kommunen ebenso wenig 
ein, wie die Dienstleister in den Niederlanden oder die Arbeits- und Sozialämter in Däne- 
mark (Knuth/Schweer/Siemes 2004). Erwartete Effizienzgewinne durch Aufhebung der 
Zwei-Klassen-Betreuung von Arbeitslosen werden überschätzt. Selbst nach den Zahlen der 



auf über fünf Millionen zu steigen. Mit Schuld daran könnte ausgerechnet Hartz IV sein.“ In: Wirtschafts- 
woche, 17. Sept. 2004 (Online-Artikel). 

368 Wer an „Eignungsfeststellungs- und Trainingsmaßnahmen“ teilnimmt, gilt seit 01/2004 nicht als arbeitslos. 
Hinzu kommen Teilnehmer an beruflicher Fort- und Weiterbildung sowie Umschulung. Gleiches gilt für 
ABM und SAM, für erwerbslose Zeitarbeiter, die in einer PSA auf einen dauerhaften Job warten, für ältere 
„nichtarbeitsfähige Leistungsempfänger“ und zunehmend für Jüngere, die zur „Nichtemeuerung der Mel- 
dung“ gedrängt werden. Vgl. Hans Nakielsen: „Statistikspielchen. Eine Gesetzesänderung sorgt in der Ar- 
beitslosenstatistik kurzerhand für 81.000 registrierte Erwerbslose weniger. Doch noch viel mehr Menschen, 
die keine Stelle haben, sind nicht erfasst.“ In: FR, Nr. 3 1 , 06. Feb. 2004, S. 1 1 . 

369 Vgl. Karin Spitra: „Hartz IV. Alleinerziehem bricht Unterhalt weg.“ In: Der Stern, 10. Aug. 2004; 

- URL: http://www.stem.de/wirtschaft/geld/index.html?id=528148&eid=527820. 

370 Definition: Stille Reserve: Personen, die unter bestimmten Bedingungen bereit wären, eine Arbeit aufzu- 
nehmen, aber nicht bei der Arbeitsagentur als arbeitslos gemeldet sind. In der Arbeitsmarktforschung wer- 
den u.a. Hausfrauen, die bisher keiner Berufstätigkeit nachgegangen sind, Studenten, Schüler und Rentner 
zur stillen Reserve gezählt. 

371 Vgl. Nina Bovenspiepen: „Viel mehr fordern, ein bisschen fordern. Die neuen Regelungen sehen schärfere 
Kontrollen und weniger Geld bei Arbeitsverweigerung vor.“ In: SZ, Nr. 109, 12. Mai 2006, S. 2. 

372 Vgl. „Hartz IV: Köln ist Vorreiter. Köln praktiziert seit Jahren, was Hartz IV fordert.“ In: Westdeutscher 
Rundfunk (wdr-online), 01. Juli 2004 (Online-Artikel). 

Die Möglichkeiten zur sozialen Integration über Beschäftigung mit Hilfe des Zweiten Arbeitsmarktes laut § 
19 Abs. 1 BSHG wurden nur unzureichend in den § 16 Abs. 3 Satz 1 übertragen. Vgl. „Zur Ausgestaltung 
einer Arbeitsgemeinschaft nach SGB II in Köln: Letter of intent.“ In: Soziale Sicherheit, 4/2004, S. 132f. 
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Kommission waren nur 7 vH der Arbeitslosen von der Mehrfaehzuständigkeit betroffen 
(Knuth 2005). Sehwer wiegt, dass der gleiehzeitige externe und interne Umbau der Bun- 
desagentur völlig unzureiehend vorbereitet und durehgeführt wurde. Im Hartz-Berieht wur- 
den weder die verfassungs-, dienst-, arbeits- und mitbestimmungsreehtliehen Probleme auf- 
gegriffen, noeh die organisations-, untemehmensspezifisehen Erfahrungen von Großfusio- 
nen in der Wirtsehaft thematisiert. Daher sind sowohl die teehnisehen Implementationshür- 
den als aueh die politisehen Wirrungen wenig erstaunlieh (siehe Kapitel 6.5). Die Zahl der 
Zuständigkeitsbereiehe hat sieh - gerade bei Optionskommunen - vermehrt. In der Praxis 
können es naeh der Reform bis zu sieben Anlaufstellen für Arbeitslose sein. Altemativan- 
sätze wurden erst verspätet diskutiert. Die Hartz-Reform kann umso erfolgreieher sein, je 
besser es gelingt, die Trennung der Reehnungskreise in die Versieherungsleistung und das 
steuerfinanzierte Alg II aufzuheben. Doeh mögliehe Vorteile der Hilfe aus einer Hand zur 
besseren administrativen und sozialpädagogisehen Betreuung der Langzeitarbeitslosen 
werden dureh politisehen Streit neutralisiert (siehe Kapitel 6.5).^^"* 

Senkung trotz Anhebung der Regelsätze 

Das Arbeitslosengeld II als Pausehaileistung auf Sozialhilfeniveau erhöht das Armutsrisiko, 
weil die Leistungen sehleehter werden und die Arbeitsmarktintegration misslingt. Die 
Summe aus Regelsatz und Einmalleistungen naeh altem Reehtssystem lag höher als das 
neue Alg II und Härtefallregelungen fehlen. 

Maßstab für die Höhe der monatliehen Regelsätze beim Alg II ist analog zur Sozialhil- 
fe das soziokulturelle Existenzminimum. Es umfasst Güter aus den Bereiehen Emähmng, 
Unterkunft, Bekleidung, Körperpflege, Hausrat, Heizung und persönliehe Bedürfnisse des 
tägliehen Lebens (einsehließlieh der Teilnahme am kulturellen Leben). Der pausehalierte 
Sozialhilfe -Regelsatz wurde für den Haushaltsvorstand fixiert und von durehsehnittliehen 
295 € (West) auf 345 € bzw. von 285 € auf 331 € (Ost) erhöht. Die davon abgeleiteten 
Sätze für Kinder zwisehen aeht und 14 Jahren betragen statt bisher 65 vH zukünftig 60 vH 
und für Kinder von 14 bis 18 Jahren statt 90 vH nur 80 vH des Eekregelsatzes (siehe Tabel- 
le 6.3). Einmalige Leistungen zum Lebensunterhalt naeh BSHG wurden nur teilweise in die 
neuen Sätze eingereehnet und der Bedarf von Einpersonenhaushalten statt von allen Haus- 
halten mit geringem Einkommen herangezogen.^’^ Die Festsetzung des Existenzminimums 
ist eine sozialpolitisehe Entseheidung und wirft methodisehe Fragen auf, die mit dem ver- 
sehärften Bedürftigkeitsprinzip des Alg II zusammen hängen. Das neue Sozialhilfereeht 
(Sozialgesetzbueh XII) wurde unter Aussehluss der Öffentliehkeit naeh Vorlage der Ar- 
beitsgruppe über die Gemeindefinanzreform auf dem Verordnungsweg erlassen. Neu sind 
die Konfliktfelder und Restriktionen nieht. Der notwendige Lebensbedarf im Rahmen der 
Sozialhilfe wurde lange Jahre auf Basis der Warenkorbmethode ermittelt. Ab 1990 wurde 
der unterste Soekel mittels Statistikstandard als Bedarfsbemessungssystem bereehnet. Die 
statistiseh erfassten Verbrauehsausgaben von Haushalten unterer Einkommensgruppen war 



373 Vgl. Bundesanstalt für Arbeit und der Bertelsmann Stiftung (Hrsg.): „Job Center - die lokalen Zentren für 
Integration in Beschäftigung Zielsetzung, Modelle, Umsetzungsstrategien“, Öffentliche Fachtagung am 07. 
März 2003, Tagungsdokumentation (Berlin) (Online-Artikel). 

374 Vgl. Bundestagsdebatte über den Antrag der F.D.P. „Für substanzielle Arbeitsmarktreformen im Niedrig- 
lohnsektor“, Bundestagsdrucksache 14/8143, 218. Sitzung der 14. Wahlperiode, 21.02.2002, in: Bundes- 
tagsprotokolle der Sitzung, S. 21649-21664. 

375 Vgl. Marie-Luise Hauch-Fleck: „Wie aus mehr weniger wird. Die Bundesregierung benutzt Hartz IV, um 
klammheimlich die Sozialhilfe zu senken.“ In: Die Zeit, Nr. 52, 16. Dez. 2004, S. 26. 
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die Grundlage dafür. Bereits bei seiner Einführung wies dieses Bemessungssystem gravie- 
rende methodische Mängel auf. Die Regelsatzerhöhung wurde in der Folge nur zeitverzö- 
gert umgesetzt. Das geänderte Statistiksystem wurde weiterhin willkürlich in den Regelsät- 
zen angepasst, später sogar mit der Entwicklung des aktuellen Rentenwertes jährlich fortge- 
schrieben und von der allgemeinen Einkommensentwicklung abgekoppelt. Als Referenz- 
wert für die Ermittlung der Bedarfe dienen laut Regelsatzverordnung des Bundesministeri- 
ums für Gesundheit und Soziale Sicherung (BMGS) nun die alle fünf Jahre in der Einkom- 
mens- und Verbrauchsstichprobe (EVS) ermittelten Konsumausgaben der 20 vH unteren 
Einkommensgruppen. 

Die Landesregierungen setzen die Bedarfsstandards - mit Ausnahme der Leistungen 
für Unterkunft und Heizung - jeweils zum 1. Juli eines jeden Jahres durch Rechtsverord- 
nung nach Haushaltstage neu fest, wobei im Einzelfall davon abgewichen werden kann. 
Nur ein Frontalangriff gegen Armut ist ein effektives Mittel, Chancengleichheit zu erhöhen 
(Esping-Andersen 2004: 90). Gegenüber dem Sozialhilferegelsatz liegt der Pauschalsatz 
des Alg II zwar um 50 € höher, gleichzeitig müssen Abstriche bei den wiederkehrenden 
einmaligen Leistungen hingenommen werden. Die Eckregelsätze wurden beim Arbeitslo- 
sengeld II bewusst heruntergerechnet mit dem Ergebnis, dass sie um 19 vH unter der Ar- 
mutsgrenze liegen. Notwendig wäre eine Anhebung des Regelsatzes für Singlehaushalte 
von 345 6 auf 412 6 (gleiches gilt für die Bedarfsgemeinschaften). Sozialgerichte ent- 
schieden, dass die Leistungen zwar knapp bemessen seien, aber nicht gegen die Verfassung 
verstoßen.^’^ Die Kosten für Haushaltsstrom und Warmwasserbereitung sind keine Regel- 
leistung. Doch neben den Regelleistungen des Alg II werden weitere einmalige Hilfen 
durch Gerichtsentscheidungen durchgesetzt (siehe Kapitel 7.4).^’® 

Gender Mainstreaming 

Je besser Familie und Beruf vereinbar sind, umso leichter gelingt Arbeitsmarktintegration. 
Nach den familienpolitischen Leitlinien der EU -Kommission ist die deutsche Frauenbe- 
schäftigungsquote anzuheben. Die Frauenarbeitslosigkeit hier zu Lande liegt über dem EU- 
Schnitt, weil der Frauenanteil unter den Arbeitslosen in den neuen Ländern besonders hoch 
ist, denn in der ehemaligen DDR war die Frauenbeschäfligungsquote höher als in der alten 
Bundesrepublik. Ein weiterer Anstieg der Frauenbeschäftigungsquote wird gebremst durch 
mangelnde Kinderbetreuung (vor allem in den alten Bundesländern), ein geschlechtsspezi- 
fisches Lohngefälle, negative steuerliche Anreize und dem traditionellen Rollenverständnis 
in der Familie. Zwei Drittel aller Langzeitarbeitslosen im Osten sind Frauen. Die Betreu- 
ungskapazitäten sind zwar besser, es fehlen aber Beschäfligungsmöglichkeiten. Die Ein- 
kommenssituation begrenzt die Arbeitsnachfrage nach haushalts- und personenbezogenen 
Dienstleistungen zusätzlich. Daher ist die Beschäftigungswirkung von Lohnsubventionen 
eher schlechter als in wirtschaftlich starken Regionen Deutschlands. Dennoch gilt auch 
hier, dass Kombilöhne bezahlbare soziale Dienste prinzipiell eine attraktive Alternative zur 
Heimunterbringung pflegebedürftigen Personen schaffen könnte. Überdies ist Kinder- 



376 Vgl. 0. V.: „Paritätischer Wohlfahrtsverband: ALG II und Sozialhilfe um 19 Prozent zu niedrig.“ In: Soziale 
Sicherheit, 12/04, S. 419. 

377 Vgl. 0. V.: „ALG II ist verfassungskonform. Berliner Sozialgericht bestätigt Höhe des Arbeitslosengeldes.“ 
In: FR, Nr. 178, 03. Aug. 2005, S. 5 (Az.: S63 AS1311/05). 

378 Vgl. 0. V.: „ Hartz-IV-Empfanger bekommen Kinderbett.“ In: FR, Nr. 178, 03. Aug. 2005, S. 5 (Az.: L3 ER 
45/05 AS). 
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betreuung für Arbeitsuchende eine wichtige Integrationsvoraussetzung besonders für 
Patchwork-Familien. 

Im SGB II wird Chancengleichheit von Frauen und Männern auf dem Arbeitsmarkt 
angestrebt. Berufliche Selbstverwirklichung ist angesichts finanzieller Engpässe oft nur ein 
zweitrangiges Motiv, einen Zweit- oder Drittjob anzunehmen. Andererseits wird der Er- 
werbswunsch durch Hartz IV zum Erwerbszwang bei weiterhin hoher Arbeitslosigkeit und 
geschlechterspezifisch ungünstigen Eingliederungsbilanzen. Mehrfach nachteilig wirkt sich 
für Frauen aus, dass sie in geringfügige Arbeit gedrängt werden, ohne wirkliche Chance auf 
eine berufliche Karriere, ohne Absicherung des Armutsrisikos und ohne fiächendeckende 
und mit Rechtsanspruch untermauerte Kinderbetreuungsmöglichkeiten. Gleichzeitig wird 
Arbeitszeitverlängerung propagiert und praktiziert. Das frauenpolitische und das ökonomi- 
sche Leitbild geraten in Konflikt (Knapp 2004). 

Bewerber ohne Erwerbsbeeinträchtigung sollen vorrangig vermittelt werden. Das Aus- 
schlussrisiko aus dem finanziellen Leistungsbezug ist für Frauen überproportional hoch. 
Kritisch äußerte sich der Wissenschaftliche Beirat beim BMWA zu den Beschäftigungsaus- 
sichten. An der eigentlichen Zielgruppe geht die Förderung vorbei: allein stehende und 
allein erziehende Frauen, Hauptemährer mit einer geringen Arbeitsproduktivität (BMWA 
2003: 12-13).^^® Die Arbeitsagenturen sind angewiesen, höher eingruppierte Arbeitslose mit 
kleinen Kindern aus Kostengründen schneller in Arbeit zu vermitteln. Die Quickvermitt- 
lung für Familienemährer/innen (Hartz-Kommission 2002: 81-84) wurde nach Protesten 
geändert umgesetzt. Die Hauptkritik an den vor allem frauentypischen Beschäftigungsfel- 
dem im Niedriglohnsektor (Gesundheitswesen, Privathaushalte und soziale Dienste) macht 
sich auch an der Orientierung auf die Bedarfsgemeinschaft fest. Die Alternative für weibli- 
che Arbeitslose ist dann der Niedriglohnjob und für Männer die Qualifizierung. Das Ar- 
mutsrisiko vieler Frauen oder Männer wächst, weil frühere Leistungsbezieher aufgrund der 
verschärften Anrechnung der Partnereinkommen keinen eigenständigen Leistungsanspruch 
mehr haben und aus dem Vermittlungsservice der Job-Center gedrängt werden. Der Ge- 
setzgeber möchte die Beweislast für eheähnliche Gemeinschaften umkehren, damit Leis- 
tungen gemindert oder die Bedürftigkeit entzogen werden können.^*** Hinzu kommen ver- 
fassungsrechtliche Bedenken der diskriminierenden Verwaltungsvorschriften (Wenner 2006). 

Die Einkommensanrechnung schloss bereits bei der Arbeitslosenhilfe zwei Fünftel der 
erwerbslosen Frauen von Unterstützungszahlungen aus. Das finanzielle Ausschlussprinzip 
wird durch Hartz IV verschärft.^** Deshalb sehen Frauenverbände das Prinzip Gender 
Mainstreaming verletzt, machen auf die problematische Konstruktion und die Umsetzungs- 
probleme des SGB II aufmerksam und fordern die Rückkehr zur Zielgruppenförderung mit 
einem qualifizierten, passgenauen Ansatz. Eigenständige Existenzgründungen sollten er- 
möglicht und eigenständige Sozialversicherungsansprüche geschaffen werden.**^ 



379 Vgl. Alexander Spermann, Mannheimer Zentrum für Europäische Wirtschaftsforschung, ebenda, S. 67. 

380 Im Fall einer arbeitslosen Frau hatte die Arbeitsagentur die Zahlung abgelehnt, weil der berufstätige Mann 
sie unterstützen müsse. Die praktizierte Anrechnung von Partnereinkommen in nichtehelichen Lebensge- 
meinschaften ist rechtwidrig (Sozialgericht Düsseldorf, Az.: SO 28/05ER). Das Landessozialgericht Essen 
bestätigte dieses Urteil. Eheähnlich ist eine Partnerschaft erst nach drei Jahren (Az.: L 19 B 85/05 AS ER). 

381 Vgl. Christel Degen/Christine Fuchsloch/Karin Kirschner: „Die Frauen nicht vergessen. Forderungen für das 
Vermittlungsverfahren der Hartzgesetze III und IV.“ In: FR, Nr. 276, 26. Nov. 2003, S. 9. 

382 Vgl. Arbeitsgemeinschaft Sozialdemokratischer Frauen (ASF) (Hrsg.): „Handreichung. Frauen Macht Ar- 
beitspolitik: Geschlechtergerechtigkeit in „Hartz“ implementieren.“, Berlin; - URL: http://asf.spd.de. 
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In familienpolitisch erfolgreicheren Industrieländern fließt der Großteil der Mittel 
nicht in direkte Transfers wie Kindergeld, sondern in Dienstleistungen bei Betreuung, Bil- 
dung und Erziehung. Die erhoffte Hartz-Einsparsumme (jährlich 1,5 Mrd. €) sollte schritt- 
weise zum Ausbau von Kinderbetreuungseinrichtungen verwendet werden (§ 46 Abs. 5 
SGB II). (Zur Einsparsumme siehe Kapitel 6.5.) Bis 2010 soll ein bedarfsgerechtes 
Betreuungsangebot für unter Dreijährige verankert sein (Tagesbetreuungsausbaugesetz, 
TAG). Rechtlich kann der Bund die Kommunen mit dem Krippengesetz nicht dazu ver- 
pflichten, Entlastungen aus Hartz IV für neue Kinderbetreuungsplätze zu verwenden. Die 
Folge davon ist, dass es zu wenige Betreuungsplätze für Kleinstkinder gibt.^*"* 

Das Betreuungsproblem wurde zwar erkannt, ein Rechtsanspruch auf einen Krippen- 
platz lässt auf sich warten.^*^ Die Infrastruktur für Kinderbetreuung im Vorschul- und 
Schulalter wird daher unzureichend bleiben. Derzeit gibt es in den alten Bundesländern nur 
für 3 vH der unter Dreijährigen einen Betreuungsplatz, in den neuen Ländern für 37 vH. 
Das Bremer Institut für Arbeitsmarktforschung und Jugendberufshilfe (BIAJ) kritisiert, eine 
solide finanzielle Grundlage für den Ausbau der Kinderbetreuung sei nicht erkennbar.^*® 

Sozialstaatsgebot und Hartz IV 

Die Hartz-Gesetze erhöhen die sozialen Risiken für einen Teil der Bevölkerung. Das nor- 
mative Sozialstaatsgebot erhebt den Anspruch, zentrale Lebenslagen für große Bevölke- 
rungsgruppen zu sichern, damit die Grundlagen einer auf sozialen Ausgleich hin ausgerich- 
teten Gesellschaftsordnung erhalten bleiben. Doch die Indizien dafür häufen sich, dass die 
Arbeitsmarkt- und Sozialreformen durch materielle Einbußen gegen Gerechtigkeitsmaß- 
stäbe verstoßen. Das tradierte Gefüge von Niedriglöhnen, Lohnersatzleistungen und Sozial- 
hilfe wird durch den Systemwechsel mit eingebauter „Sozialrutsche“ gestört, weil beim 
SGB II das Bedarfsprinzip des BSHG übernommen wurde. Alternativ dazu sollten mehrere 
Einkommensarten anrechnungsfrei bleiben.^*^ 

Um das Sozialstaatsprinzip gemäß Artikel 20 und 28 Grundgesetz wird zwischen 
Wirtschaftsverbänden, FDP und dem Wirtschaftsrat der Unionsparteien einerseits sowie 
Sozialverbänden, Gewerkschaften und Bürgerrechtsbewegungen andererseits gerungen 
(Deufel/Wolf 2003). Die Härten der Reform für Erwerbslose und deren Angehörige sollen 
aus der Arbeitslosigkeitsfalle herausführen. Im Vorfeld der neuen Regelsatzverordnung 



383 Vgl. Vera Gaserow: „Kein Geld für mehr Krippenplätze. Kommunen wollen Einsparungen aus Hartz IV 
nicht für Kinderbetreuung ausgeben.“ In: FR, Nr. 155, 7. Juli 2004, S. 1. Die Kommunen sind gesetzlich 
angehalten, für Kinder unter drei und über sechs Jahren nach Bedarf Plätze vorzuhalten, was im Westen 
nicht annähernd realisiert ist. 

384 Vgl. Florian Brückner: „’Krippenplatz ist wie ein Lotto-Sechser.’ In Offenbach gibt es zu wenige 
Betreuungsplätze für Kleinstkinder. Nur mit viel Glück bekommen Eltern eine Zusage.“ In: FR, Nr. 12, 15. 
Jan. 2005, S. 39. 

385 Vgl. Karin Nink: „Renate Schmidt verliert Kampf um Krippenplätze. Entgegen den ursprünglichen Plänen 
von Familienministerin Renate Schmidt wird es keinen Rechtsanspruch auf einen Krippenplatz für Kinder 
unter drei Jahren geben. Damit nimmt die Regierung Rücksicht auf den Widerstand der Kommunen.“ In: 
FTD, Nr. 132/28, 09. Juli 2004, S. 9. Das (TAG) ist unabdingbar, um Zumutbarkeit durchsetzen zu können. 
Vgl. Krippengesetz scheitert nicht.’ Familienministerin Schmidt will Bundesrat aushebeln.“ Interview, in: 
SZ, Nr. 250, 27. Okt. 2004, S. 6. 

386 Vgl. Paul M. Schröder: „Die 2,5 Hartz-IV-Milliarden und der Ausbau der Kinderbetreuung.“ Hrsg, vom 
Bremer Institut für Arbeitsmarktforschung und Jugendberufshilfe, 21. Sept. 2004 (Online-Artikel) . 

387 Nachrichtlich: Bei der bis Ende 2004 gültigen Arbeitslosenhilfe galt Anrechnungsffeiheit für Wohngeld, 
Kindergeld, Erziehungsgeld, Unfallrenten, Pflegegeld, Eigenheimzulage. 
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wurden Einkommensabsenkungen von 20-30 vH erwogen (SVR 2002: 395, Tz. 448).^** 

Zahlreiehe juristisehe Bedenken gegen die Hartz-Gesetze werden vorgebraeht: 

■ Das Grundreeht der Mensehenwürde in Verbindung mit dem Sozialstaatsgebot des 
Grundgesetzes naeh Art. 20 und 28 werde unterminiert (§ 1 Abs. 2 Satz 1 BSHG und 
Art. 1 Abs. 1 GG). Mit der Regelsatzverordnung werde das Bedarfsdeekungsprinzip in 
waehsendem Maße ausgehebelt oder untersehritten (10-30 vH unter den Lebenshal- 
tungskosten). 

■ Nur dureh verlängerte Übergangsfristen und Fortbestehen der Vereinbarungen zwi- 
sehen älteren Arbeitslosen mit der BA (58er-Regelung) könne der Eigentumssehutz 
naeh Artikel 14 GG und Vertrau enssehutz gewahrt bleiben. Musterklagen sind anhän- 

• 389 

glg- 

■ Besonderer Sehutz von Ehe und Familie: Familien müssten mit geringeren Einkom- 
men auskomm en (Anreehnung von Partnereinkommen). 

■ Grundsatz der Gleiehbereehtigung: Da vor allem Frauen benaehteiligt würden, werde 
der Grundsatz des Gender Mainstreaming verletzt (siehe Kapitel 7.4). 

■ Verbot der Zwangsarbeit (GG Art. 12): Die Zumutbarkeit i. V. m. mit dem Zwang, 
jede Arbeit annehmen zu müssen, sei nieht verfassungskonform. Die Begriffsdefiniti- 
on der Erwerbsßhigkeit bleibe unklar, die Herabwürdigung der Person sei nahe lie- 
gend. 

■ Gleiehwertige Lebensverhältnisse werden nieht hergestellt (GG Art. 70-75). 

■ Der Aussteuerungsbetrag (§ 46 Abs. 4 SGB II) werde zur Gegenfinanzierung genutzt, 
verstoße aber gegen das Äquivalenzprinzip, denn eine andere Gemeinsehaftsaufgabe 
wird aus Beitragsmitteln der Arbeitslosenversieherung bestritten (siehe Kapitel 6.5). 

■ Die hohe Pausehalierungsdiehte gehe zulasten von ehroniseh Kranken und Mensehen 
mit erhöhtem Medikamentenbedarf (siehe Kapitel 6.5). 

■ Drohende Verarmung, Übersehuldung bis zur Obdaehlosigkeit könne folgen, wenn 
regional versehieden hohe Unterkunflskosten unbeaehtet bleiben (Jäger 2003).^®° 

■ Mit der Armut vererben sieh sehleehte Bildungsehaneen (siehe Kapitel 7.4).^®* 

■ Die organisatorisehe Neuaufteilung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe (Hartz-Modul 6) 
sorge de jure und de faeto für die Absehaffung des impliziten Mindestlohneffektes der 
Sozialhilfe. Das Lohnabstandsgebot werde doppelseitig aufgelöst. 

Weitere formale Bedenken werden gegen das 16-seitige Antragsformular vorgebraeht.^^^ 

Sehwer haben es bei dem bürokratisehen Monstrum jene, die Deutseh bzw. Amtsdeutseh 



388 Die Wirtschaftsweisen legen „20 Programmpunkte für Beschäftigung und Wachstum“ vor. Mit der Hartz- 
Kommission befasst sich insbesondere Programmpunkt 9, S. 394-404 und Schaubild 4 (SVR 2002). 

389 Vgl. O. V.: „Erste Musterklage zur 58er-Regelung bei Hartz IV anhängig.“ - Uri: http://www.anwalt- 
tv.net/index2_full.php?feed^ 12463 Sozialgericht Itzehoe anhängig (Az.: S 2 AL 195/04) (Zugriff: 8. 3. 
2005). 

390 Vgl. Frank Jäger: „Sozialhilfe schützt jetzt nicht mehr vor Armut.“ Die Lücke zwischen Anspruch und 
Wirklichkeit wird mit dem „Arbeitslosengeld II“ noch größer werden.“ In: FR, Nr. 177, 01. Aug. 2003, S. 7. 

Die evangelische Bundesarbeitsgemeinschaft Wohnungslosenhilfe schätzt derzeit 400.000 obdachlose 
Menschen. Nach einer Studie der Gesellschaft für Organisation und Entwicklung (GOE) ist ein Viertel da- 
von jünger als 28 Jahre. Der Durchschnitt liegt bei 38 Jahren. Drastisch nehmen die Zahl und der schlechte 
Gesundheitszustand von obdachlosen Jugendlichen zu. 

Vgl. Frank Tekkilig: „Zahl junger Obdachloser steigt dramatisch an.“ In: FR, Nr. 158, 10. Juli 2004, S. 4. 

391 Vgl. Wilhelm Adamy: „Beschleunigter Abstieg in die Armut.“ In: FR, Nr. 240, 15. Oktober 2003, S. 9. 
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nur unzureichend sprechen, verstehen und schreiben können. Detailliert werden die Ein- 
kommens- und Vermögensverhältnisse der Antragsteller, ihrer Angehörigen und Mit- 
bewohner abgefragt, nicht aber deren Qualifikationsprofil. Der Sozialdatenschutz ist viel- 
fach nicht gewährleistet. 

Meldepflicht (frühzeitige Arbeitsuche nach § 37 b SGB III) und Eingliederungsver- 
einbarung (§15 SGB II) kollidieren mit der grundrechtlichen Vertragsfreiheit. Verbindlich 
wurde Ende 2005 festgelegt, dass sich Arbeitnehmer im Fall einer Kündigung drei Monate 
vor Beendigung des Arbeitsverhältnisses arbeitslos zu melden haben. Durch den Drei- 
monatszeitraum lässt sich ein Einsparvolumen von 1,85 Mrd. € realisieren.^^"^ 

Gravierende Bedenken gibt es hinsichtlich datenschutzrechtlicher Minimalanforderun- 
gen. Das schließt die Melde- und Nachweispflichten aller Personen der Bedarfsgemein- 
schaft ein (keine Zugriffsbeschränkungen, Datenabgleich aller Sozial-, Steuer- und Bankda- 
ten, Vertraulichkeit bei der Antragstellung, Unverletzlichkeit der Wohnung, grundgesetz- 
lich geschützte freie Berufswahl, Langzeitspeicherung der Daten). Die Anonymität bei 
der Datenerfassung sowie der Sozialdatenschutz werden verletzt. Das Bundesverfas- 
sungsgericht setzte mittlerweile datenschutzrechtliche Grenzen.^®^ 

Das Hartz-Konzept gilt nicht nur als Chiffre für Sozialabbau und für wachsende Ver- 
teilungsungleichheit. Internationale und nationale Studien zeigen, dass Chancengleichheit 
verfehlt wird und das demokratische System in Deutschland gefährdet werden können. 
Verfassungsrichter sind uneinig, ob wichtige Verfassungsgrundsätze gewahrt bleiben (Art. 
1 GG und § 1 SGB). Der Zwang, jeden legalen Job auch unterhalb des soziokulturellen 
Existenzminimums und ohne Rücksicht auf Qualifikationen anzunehmen, sowie gesetzliche 
Tariföffnungen, wurden als konfraproduktiv, verfassungswidrig und sozialsfaatsgefährdend 
charakterisiert.^^* Kleinst-Jobs seien unsozial, arbeitsmarktpolitisch fragwürdig, unsolida- 
risch, frauen- und familienfeindlich und finanzpolitisch nicht zu rechtfertigen. Für den, der 
seine Arbeitskraft nicht freiwillig anbieten kann, wird der Grad zwischen der abstrakten 
Notwendigkeit zu arbeiten und dem konkret verordneten Zwang zur Arbeit schmal. Wer die 
Ebene der Freiwilligkeit verlässt, büßt leicht die formale von der Verfassung garantierte 



392 Vgl. O. V.: „BA reagiert auf Kritik. Neue Hartz-IV-Fragebögen.“ In: FR, Nr. 158, 10. Juli 2004, S. 4. 

393 Vgl. Stephen Wolf: „Hartz IV. Zuwanderer werden in ihrer Muttersprache beraten. Kreis hat Fallmanager 
und Arbeitsvermittler eingestellt, die mehrere Sprachen sprechen.“ In: FR, Nr. 16, 20. Jan. 2005, S. 41. 

394 Das Sozialgericht Frankfurt/Oder meldete verfassungsrechtliche Bedenken an und erklärte den Verhältnis- 
mäßigkeitsgrundsatz bei den Kürzungen für verletzt (Az.: S 7 AL 42/04). Auch beim Sozialgericht Aachen 
werden diese Entscheidungen der Arbeitsagentur angezweifelt (Az.: S 8 AL 81/04). Zitiert in: FR, Nr. 237, 
ll.Okt. 2004, S. 9. 

395 Vgl. Rolf Gössner: „Gläserne Leistungsempfänger. Die Bundesagentur für Arbeit verstößt mit ihren Frage- 
bögen zum Arbeitslosengeld II massiv gegen den Sozialdatenschutz.“ In: FR, Nr. 254, 30. Okt. 2004, S. 9. 

396 Vgl. 0. V.: „Verstoß gegen das Sozialgeheimnis.“ In: Die Zeit, Nr. 32, 29. Juli 2004, S. 16. (Interview mit 
Peter Schaar, Bundesbeauftragter für den Datenschutz.) 

397 Vgl. Hans Nakielski: „Mitbewohner sind tabu. Datenschutz: Arbeitslosengeld-II-Bezieher brauchen Namen 
und Vermögen von Untermietern nicht anzugeben.“ In: FR, Nr. 259, 05. Nov. 2004, S. 31. Verwiesen wird 
auf einen Beschluss des BVG zur Datenerhebung für das ALG II (Az.: 1 BvR 1962/04). Zur Eheähnlichkeit 
fällte das BVG bereits 1992 ein Grundsatzurteil, das bis heute unverändert gilt (Az.: 1 BvL 8/87). 

398 Vgl. Thomas Dieterich: Tarifautonomie ist notwendiger Bestandteil einer grundrechtlichen Freiheit.’ Drei 

Behauptungen über das Vertragsrecht von Untemehmerverbänden und Gewerkschaften sowie drei Klar- 
stellungen. Der Versuch eine mit plakativen Argumenten geführte Debatte zu versachlichen.“ Prof. Diete- 
rich war Präsident des Bundesarbeitsgerichts und Richter am Bundesverfassungsgericht. In: FR, Nr. 263, 1 1 . 
Nov. 2003, S. II. 
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Gleichheit ein und juristische Verfahrenswege werden erschwert. Einfachlöhne unter 3 € 
können als sittenwidrig angeprangert und vor die Sozialgerichte gebracht werden. Gegen 
Hartz IV wurde Verfassungsklage erhoben."'™ 

Zwischenfazit 

Risiken für die Zielerreichung, die Langzeitarbeitslosigkeit zu senken, ergeben sich aus der 
Arbeitslosenstatistik selbst, lassen sich in der unzureichenden Bedarfsabdeckung und dem 
steigenden Armutsrisiko erkennen. Sie liegen in der fehlenden Verteilungsgerechtigkeit, der 
mangelnden Geschlechtergerechtigkeit, der verschlechterten Chancengerechtigkeit und in 
den Gefährdungen, die aus der sozialen Desintegration für die Demokratie und den Sozial- 
staat erwachsen können. Eine Strategie, Arbeitslose aus der Statistik, dem Transferbezug 
und indirekt aus der Teilhabe am gesellschaftlichen Leben zu drängen, ist fragwürdig und 
eine Vergeudung gesellschaftlicher Produktivkraft, wie Untemehmensberater Roland Ber- 
ger, Mitglied der Hartz-Kommission, anmerkt. 



7.4 Gesetzescontrolling nnd Social Monitoring 

In der wissenschaftlichen Literatur und in der öffentlichen Meinung gelten die Hartz-Re- 
formen als Debakel. Den einen, weil die Grausamkeiten zu sozialer Schieflage führten, den 
anderen, weil die Einschnitte nicht tief genug gingen. Altkanzler Schröder rief - weit ge- 
hend unbemerkt von der Öffentlichkeit - seit Dezember 2003 die Präsidenten und Vorsit- 
zenden der Wohlfahrtsverbände regelmäßig zu Spitzengesprächen ein, um Fehlentwicklun- 
gen zu beobachten, zu bewerten und Korrekturen zu diskutieren, d. h. Social Monitoring zu 
betreiben.""" Eine parlamentarische Hauptsteuerungsgruppe soll die Umsetzung des SGB II 
begleiten. 

Wissenschaftlichkeit der Hartz- Vorschläge 

Das Hartz-Konzept stieß in weiten Teilen der Fachöffentlichkeit auf Kritik. Die geringe 
Reflexivität sei bestürzend (Gemtke/Klute/Troost/Trube 2002). Die Hartz-Gesetze seien in 
den Labors der Bertelsmann- Stiftung entstanden, statt im politischen und wissenschaftli- 
chen Diskurs (Gillen 2004: 15 ff). Im Hartz-Konzept werden die Netto-Nutzen-Wirkungen 
weder abgeschätzt noch ausgewiesen. Nicht intendierte Folgen der angedienten Problem- 



399 Die Rechtswegzuweisung wechselt von den Verwaltungsgerichten zu den Sozialgerichten (Art. 22 des 
„Vierten Gesetzes für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt“ v. 24. Dez. 2003, BGBL 2003, I, 2954). 
Weitere gravierende Änderungen betreffen folgende Einschränkungen des Rechtsschutzes: 

- Nach § 39 SGB II haben Widersprüche und Anfechtungsklagen keine aufschiebende Wirkung mehr. 

- Zurzeit gilt generelle Kostenfreiheit (§ 183 SGG und § 188 VwGO). Nach der Änderung des Sozialge- 
richtsgesetzes werden Gebühren für Klagen vor dem Sozialgericht erhoben. Eine Klage ist erst damit wirk- 
sam, wenn die Gerichtsgebühren gezahlt oder erlassen wurden. 

- Die Justizministerkonferenz beschloss. Sozial-, Verwaltungs-, und Finanzgerichte zusammenzulegen. Die 
Qualität der Rechtsprechnung leidet und wichtige Schutzmechanismen gehen verloren, fürchtet der Sozial- 
verband Deutschland (vgl. dpa: „Sozialgerichte sollen eigenständig bleiben.“ In: FR, Nr. 151, 2. Juli 2005, 
S.4). 

- Die geplante Justizreform sieht die Verkürzung des Rechtswegs auf nur zwei Instanzen vor. Dadurch 
werden die Revisionsmöglichkeiten eingeschränkt. 

Vgl. 0. V. (dpa): „Bundesgerichte kritisieren geplante Justizreform.“ In: FR, Nr. 145, 25. Juni 2005, S. 5. 

400 Vgl. Thomas Maron: „’Hartz IV landet in Karlsruhe.’ PDS hält Reformgesetz aus vielen Gründen für ver- 
fassungswidrig.“ In: FR, Nr. 281, 01. Dez. 2004, S. 5. 

401 Vgl. Thomas Becker: „Sozialmonitoring.“ In: Neue Caritas, 4/2004, S. 3. 
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lösungsstrategien werden nieht berüeksiehtigt. Blinde Fleeken liegen bei den Löhnen vor, 
die zu einem rentablen Arbeitsplatz passen bzw. zu höheren Arbeitsanreizen fuhren. Fast 
durehgängig werden Verdrängungs-, Substitutions- und Mitnahmeeffekte der Empfehlun- 
gen ignoriert bzw. bagatellisiert. Dies gilt insbesondere für die Anhebung der Grenzen der 
geringfügigen Besehäftigung bei haushaltsnahen Dienstleistungen, die Entwürfe zur leh- 
AG, die Begünstigung von Einstellungen und Entlassungen älterer Arbeitnehmer oder für 
die subventionierte Zeitarbeit. Die Kosten denkbarer Altemativstrategien seien nieht er- 
mittelt worden. Ebenso wenig sind entgangene Erträge oder Nutzen im Vergleieh zu einer 
besseren Handlungsaltemative bekannt. Am Hartz-Papier wird sehließlieh das Fehlen ein- 
sehlägiger Minimalanforderungen faehwissensehaftlieher Politikberatung kritisiert, die so 
zu besehreiben sind: Ist-Analyse, empirisehe Belege, Ausweis intendierter Reformzweeke 
bzw. nieht intendierter Effekte sowie Opportunitätskosten (Trübe 2003). Innovativ sei nur 
der Stil des Kommissionsberiehtes. Inhaltlieh glänze der Berieht dureh faehliehen Dilettan- 
tismus mit dreisten Erfolgsverspreehen, verbrämt mit spraehliehem Imponiergehabe, Ang- 
lizismen und neuen Wortprägungen."^**^ Dies sei arbeitsmarktpolitisehe Seharlatanerie, 
sehleehte policy, aber teils erfolgreiehe politics (Scherl 2003: 17). Nur zwei der 15 Kom- 
missionsmitglieder waren Wissenschaftler (Weimar 2004). 

Die im Hartz-Konzept angewandte ökonomische Analyse greift zu kurz. Konkrete 
Aussagen zur Höhe staatlicher Transfers, dem Abgabensystem und zur Lohnhöhe, die einen 
Arbeitsplatz rentabel machen, fehlen. Allgemeine Hinweise auf strukturelle Rahmenbedin- 
gungen beziehen sich auf wor^re-Konzepte für Sozialhilfeempfänger und slaatlich sub- 
ventionierte Billiglöhne (SVR 2002: Tz. 444 ff und Tz. 455; Sinn et al. 2002: 41f; Zim- 
mermann 2003a). Beschäftigungszuwächse sind zwar theoretisch in Einbahnindustrien 
denkbar. Typische Beispiele für das Endverbrauchersegment mit geringer Kapitalintensität 
und geringer Arbeitsproduktivität sind Dienstleistungen in Privathaushalten, große Teile 
der Tourismusbranche, Spielautomaten-Salons, Sonnenstudios, Lieferservice, Privatpflege- 
einrichtungen etc. Wenn die Lohnskala nach unten noch mehr aufgefächert würde, dann 
bröckeln zunächst die Tariflöhne in den untersten und längerfristig in allen anderen Lohn- 
gruppen. Hinzu kommen die schleppende Arbeitsnachfrage und der Verlust an sozialversi- 
cherungspflichtigen Arbeitsplätzen vor allem im Produzierenden Gewerbe. 

Im Praxislesl gibl es nirgends wirklich nachweisbare Beschäftigungszuwächse durch 
Lockerung des Arbeitsrechtes (siehe Kapitel 3). Wie die Geschichte des Reinigungsgewer- 
bes lehrt, reduziert die Unterschreitung rechtlicher Standards die seit den fünfziger Jahren 
etablierten Normalarbeitsverhältnisse auf das Niveau unterbezahlter Dienstverhältnisse 
(Mayer- Ahuja 2003; Dombois 1999)."***^ Das löst den Gegeneffekt eines zusätzlich erhöhten 
Arbeitsangebots aus. Zweitens verhalten sich die Wirtschaftssubjekte niemals eindimensio- 
nal hinsichtlich der Lohnhöhe. Entscheidend ist drittens, dass der Wirtschaftsstandort durch 
einen ausgedehnten Niedriglohnsektor gefährdet sein kann, indem die durchschnittliche 
Produktivität absinkt. Rückkopplungseffekte wären weder ökonomisch noch politisch wün- 



402 Die Gesellschaft für deutsche Sprache (GfdS), Wiesbaden, kürte „Ich-AG“ zum Unwort des Jahres 2002. 
„Hartz IV“stand 2004 in der engeren Auswahl. 

403 Vgl. Nicole Mayer-Ahuja: „Von der normalen Arbeit zum prekären Job. Das Reinigungsgewerbe zeigt, dass 
Lohndumping und rechtliche Einschnitte nicht unbedingt mehr Stellen schaffen.“ In: FR, Nr. 17, 21. Jan. 
2004 (Online-Artikel). 
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sehenswert (Herr 2002a: 522-536). Der ehronisehe Arbeitsnaehfragemangel lässt sieh dureh 
Angebotspolitik nieht spürbar beheben."'®"' 

Die Prämissen und Empfehlung der Reformagenda sind nieht unumstritten. Die Hartz- 
Kommission griff zwar einige Forsehungsvorsehläge auf (gestaffelte Sozialversieherungs- 
beittäge, Voueher, Flat rate ete.). Alternative Arbeitsmarktstrategien, Erfahrungen mit Stra- 
tegien in Dänemark, England oder den Niederlanden wurden entweder bei der Kommis- 
sionsarbeit oder im Gesetzgebungsverfahren ausgeblendet, schöngeredet oder wohlmeinend 
interpretiert. Die Vorschläge sind ein arbeitsmarktpolitischer Torso. Die Strategie „Verrin- 
gerung des Bestandes an Arbeitslosen durch Verkürzung der Dauer“ eröffnet neue bürokra- 
tische Routinen und verkennt, dass viele Langzeitarbeitslose in den Altersruhestand oder 
die Stille Reserve und nicht in eine Erwerbstätigkeit wechseln (Knuth 2005). 

Das Bund-Länder-Programm Soziale Stadt oder die Produkt-Innovations-Agentur 
(PIA) wurden nicht flächendeckend eingeführt."'®^ Die Zahl der Langzeitarbeitslosen wurde 
zu niedrig, die Nettoeffekte der Reformen werden zu hoch geschätzt (Cyprian 2003). Das 
Statistische Bundesamt berechnet in seiner 10. Bevölkerungsvorausberechnung neun ver- 
schiedene Szenarien der demografischen Entwicklung (Statistisches Bundesamt 2003b). 
Die Hartz-Kommission beschränkt sich auf ein bestimmtes Szenario, wonach in Deut- 
schland 2015 bis zu 7 Mio. Erwerbspersonen fehlen und ein Arbeitskräftebedarf von knapp 
3 Mio. entstehen kann (siehe Kapitel 4.3). Unbeleuchtet bleiben die spezifischen Opportu- 
nitätskosten unterlassener Altemativstrategien. Eine antizyklische Wirtschafts- und Finanz- 
politik stößt auf breite Ablehnung. Potente Lobbygruppen sind ökonomisch an der Auswei- 
tung der geringfügigen Beschäftigung interessiert, waren in der Hartz-Kommission invol- 
viert oder sind mit der Hartz-Evaluation betraut. Das trifft auf Klaus Zumwinkel zu, Präsi- 
dent des IZA-Instituts, ehemals bei McKinsey tätig und heute Vorstandsvorsitzender der 
Deutsche Post World Net AG (Prantl 2005: 93-99)."'®® 

Die Resonanz auf die Hartz-Gesetzgebung 

Die Hartz-Kommission beschloss den Bericht einmütig (Weimar 2004: 72-76). Der Bun- 
desverband der Arbeitgeber (BDA) begrüßte die Höhe, die Splittingstruktur und das Fest- 
setzungsverfahren der Alg-II-Eckregelsätze nach fiskalischen Gesichtspunkten."'®^ Das so- 
zialkulturelle Existenzminimum liegt um 30 vH niedriger als vor der Reform. Der Sach- 
verständigenrat befürwortet - trotz kontraktiver Effekte auf die Konjunktur - mehrheitlich 
Leistungskürzungen und das Reform-Tempo (SVR 2002: 326, Tz. 353; SVR 2003). 



404 Vgl. Dr. Klaus Sühl, Staatssekretär des Ministeriums für Arbeit, Bau und Landesentwicklung in Mecklen- 
burg-Vorpommern: „Vom Gebrauchswert für den Osten her ist es wie ein Eimer Streusand in der Wüste.“ - 
URL: www.am.mv-regierung.de/ 

405 Vgl. Matthias Schulze-Böing: „Das Hartz-Papier auf die Regionen zuschneiden. Statt Rundem Tisch eine 
virtuelle Innovationsagentur: Arbeitsförderer plädiert dafür, Experten aus Unternehmen, Politik und Verwal- 
tung zusammenzubringen.“ In: FR, Nr. 251, 29. Oktober 2002, S. 37. 

406 Die Agenda 2010 wurde auf Sonderparteitagen von SPD und von GRÜNEN im Juni 2003 mit 90 vH Zu- 
stimmung verabschiedet. Der harte Konsolidierungskurs wird in mehreren Bundesländern begleitet von zu- 
sätzlichen Sparoperationen (z. B. in Hessen mit der „Operation Sichere Zukunft“). 

407 Vgl. Roland Bunzenthal: „Auf der Rutschbahn zum Existenzminimum. Streichung der Arbeitslosenhilfe 
stößt auf Kritik. Bundesregierung nähert sich BDA-Modell. Zuschlag entfallt.“ In: FR, Nr. 81, 5. April 2003, 
S. 18. 
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Tabelle 7.3: Resonanz auf die Reformpläne 



Pro (Arbeitgeberlager, Manager) 


Contra (Gewerkschaften, Kirchen) 


Arbeitsanreize schaffen durch Leistungskür- 
zung und Umkehr der Beweislast (Zumutbar- 
keit) 


Leistungskürzung und Pauschaliemng nicht 
vertretbar 


Umbau der Bundesagentur für Arbeit (BA) 
bringt Effizienzsteigerung (kürzere Verweil- 
dauer, Durchlaufzeiten beim Arbeitsamt, Kos- 
tenreduzierung). 


Dereguliemngsschraube in der Arbeitswelt dreht 
sich beschleunigt; keine Schaffung von Arbeits- 
plätzen, nur Drehtür-Modell. 


Arbeitslosengeld im ersten halben Jahr nur 
noch pauschaliert zu gewähren; Chance auf 
Lohnsenkungen erhöht Arbeitsnachfrage. 


Menschenwürdiges Einkommen ist gefährdet, 
Versicherungsanspruch auf Lohnersatzleistun- 
gen wird unterlaufen. 


Zeitarbeit ist Beschäftigungsmodell der Zu- 
kunft. 


Ausbau der Zeitarbeitsfirmen erschüttert das 
Lohn- und Tarifgefüge in der Bundesrepublik 


Neutralisiemng des Kündigungsschutzes ist 
nicht weit reichend genug. 


Errungenschaften aus Jahrzehnten sozialer 
Kämpfe werden geopfert (Tarifgesetz, Kündi- 
gungsschutz, betriebliche Interessenvertretung). 


Moderne personenbezogene Dienstleistungen 
entstehen. 


Zunahme der Beschäftigten in Zeitarbeitsfirmen 
geht einher mit dem Abbau regulärer und lang- 
fristiger Arbeitsverhältnisse. 



Quelle: eigene Zusammenstellung 

Die Bertelsmann-Stiftung hob hervor, die Reformagenda hebelte institutionalisierte Mit- 
spraehe der Verbände aus und braehte einen Sehub in die kontroverse Debatte der Arbeits- 
losigkeit (Eiehhorst/Thode/Winter 2004). Unternehmen reagieren positiv, sehaffen jedoeh 
keine neuen Jobs, denn sehleehte Absatzehaneen dämpfen die Investitionsneigung."^*** Fehl- 
steuerungen im institutionellen Regelwerk der Hartz-Gesetze unterliegen einer breiten Kri- 
tik (SVR 2002: 364)."^°® Die Sensibilität gegenüber Armut und Lohndumping ist gestie- 
gen."”° Eine Gruppe von 500 Wirtsehafts- und Sozialwissensehaftem lehnt das Verfahren 
und die Empfehlungen völlig ab."^" Sozialverbände, die Nationale Armutskonferenz (NAK) 
und der AOK-Bundesvorstand fordern mehr soziales Augenmaß und Öffnungsklauseln bei 
Härtefällen. Barbara Stolterfoht, hessisehe Sozialministerin a. D., Vorsitzende des Paritäti- 
sehen Wohlfahrtsverbandes und Mitglied der Rürup-Kommission, erklärte, die nieht im rot- 



408 Vgl. Gunhild Lütge: „Angst vor dem Drehtüre ffekt. Deutsche Unternehmen wollen aufgrund der Arbeits- 
marktreform kaum Jobs schaffen. Kritische Ökonomen sehen sich bestätigt.“ In: Die Zeit, Nr. 37, 02. Sept. 
2004, S. 20. 

409 Vgl. Lorenz Wolf-Doettinchem: „Extra: Hartz IV und die Folgen. Reformbilanz. Hartz ,eins zu eins’ umge- 
setzt? Was aus den 13 Vorschlägen der Hartz-Kommission wurde . ..“ In: Der Stern; - URL: www.stem.de. 

410 Vgl. Heiner Geissler: „Arbeitnehmer: ,Wo bleibt Euer Aufschrei?’. In der globalen Wirtschaft herrscht die 
pure Anarchie. Die Gier zerfrisst den Herrschern ihre Gehirne. Ein Wutanfall.“ In: Die Zeit, Nr. 47, 1 1 . Nov. 
2004, S. 26 (Online-Artikel). 

41 1 Vgl. Walter Hanesch (Kontaktperson): „Aufruf von Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern. Das sozial- 
kulturelle Existenzminimum in der Abwärtsspirale. Die geplante Regelsatzverordnung beschädigt einen 
Eckwert des deutschen Sozialstaats.“- URL: http://www.fr-aktuell.de. 
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grünen Koalitionsvertrag verabredete Agenda 2010 sei der „massivste sozialpolitisehe 
Kahlsehlag seit Bestehen der Bundesrepublik“."''^ Eine reale Chance gegen die Ausbreitung 
von Niedriglöhnen und dafür, die Marktrisiken für die Arbeitnehmerschaff beherrschbar zu 
machen, könnfe Ergebnis der Bundesfagswahlen 2005 sein.""^ 

Annutsbericht und Sozialreformen 

Einkommensarm sind laut EU-Definition alle Personen, deren gewichtetes Pro-Kopf-Ein- 
kommen (einschließlich aller staatlichen Transfers) niedriger als 60 vH des Durchschnitts 
liegt (Hanesch et al. 1994). Das Risiko, unter die Schwelle von 938 € (2003) zu fallen, ist 
durch Hartz IV gestiegen. Nach dem zweiten Armutsbericht der rot-grünen Bundesregie- 
rung breitet sich Armut aus (BMAS 2004). fm Jahr 2003 lebten 13,5 vH (1998: 12,1 vH) 
der Bundesbürger unter der Armutsgrenze. Einkommensarmut liegt an der niedrige Bezah- 
lung und dem größeren Einkommensbedarf, z. B. durch Kinder (Strengmann-Kuhn 2004: 
236). Daher treffen Verarmungsprozesse vor allem Frauen, deren Kleinstrenten nicht ar- 
mutsfest sind. Besonders betroffen sind Menschen mit Migrationshintergrund, die in die- 
sem Zeitraum von 19,6 vH auf 24,0 vH in die Armut abrutschten. Der Besitzanteil der 
Reichsten am Gesamtvermögen wuchs dagegen weiter. Den reichsten zehn Prozent aller 
Haushalte gehören 47 vH des gesamten privaten Nettovermögens - zwei Prozentpunkte 
mehr als noch 1998 zu Beginn der rot-grünen Amtszeit. Zwischen 1985 und 2003 wuchs 
der Bevölkerungsanteil der unter der Armutsgrenze lebenden Menschen von 13,2 vH auf 
15,3 vH an und gleichzeitig stieg der Anteil der Besserverdiener um 4 vH auf 20 vH 
(Frick/Goebel/Grabka 2005). 

Die Hartz-Reformen verstärken zugleich die fnfantilisiemng der Armut."""* Weitere 1,7 
Mio. Menschen, darunter mehr als 300.000 Kinder, drohen durch die Agenda 2010 nach 
Schätzungen des Paritätischen Wohlfahrtsverbandes (DPWV) und des Kinderschutzbundes 
in die Armut abzudriften."**^ Vor Inkrafttreten der Reform erhielten 965.000 Kinder und 
Jugendliche bis 15 Jahre Sozialhilfe (12/2004). Durch zunehmende Verarmung vererben 
sich schlechte Bildungschancen.""^ 



412 Vgl. Thomas Maron: „Arbeit fördern statt Arbeitslosigkeit finanzieren.’ Caritas-Generalsekretär Georg 
Cremer sieht die Hauptforderung der Wohlfahrtsverbände zur Agenda 2010 nicht erfüllt.“ In: FR, Nr. 178, 
03. Aug. 2005, S. 5. 

413 Vgl. Hans-Jürgen Arlt: „Marx würde begeistert mit dem Grabstein wackeln. Wie die Seite der Arbeit ihre 
Gegenmacht gegen die Gewinnmaximierung wieder ausbauen könnte.“ In: FR, Nr. 226, 28. Sept. 2004, S. 7; 
vgl. Markus Sievers: „Mindestlohn vom Tisch. Gewerkschaften finden keine einheitliche Linie.“ In: FR, Nr. 
271, 19.NOV. 2004, S. Iund3. 

414 Vgl. Christoph Butterwegge: „’Kinder bilden die am stärksten von Armut bedrohte Altersgruppe.’ Bedenk- 
liches Zeugnis in einem Land wie der Bundesrepublik. Konsequente Beschäftigungspolitik verringert Ar- 
beitslosigkeit und Not der Jugend.“ In: FR, Nr. 175, 30. Juli 2003, S. 15. Die Zahl der Kinder und Ju- 
gendlichen, die von der Sozialhilfe leben müssen, werde in den kommenden zwei Jahren von einer Million 
auf 1,5 Mio. ansteigen, sagte der Hauptgeschäftsführer des Deutschen Paritätischen Wohlfahrtsverbandes, 
Ulrich Schneider. Durch Leistungskürzungen wachse die Zahl der Sozialhilfeempfanger von derzeit 2,8 
Mio. auf 4,5 Mio. 

415 Vgl. O. V.: Immer jüngere Kinder von Armut betroffen. Mehr als eine Million minderjähriger Sozialhilfe- 
empfänger. Studie belegt negative Tendenz.“ In: FR, Nr. 262, 09. Nov. 2004, S. 14. 

416 Vgl. Alexander Neubacher: „Armutsbericht der Bundesregierung verzeichnet wachsende Unterschiede: Rei- 
che werden reicher, Arme ärmer.“ In: Der Spiegel, Nr. 49, 27. Nov. 2004 (Online- Artikel). 
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Mit zunehmender Armut wächst das Verschuldungsrisiko."'*’ Als überschuldet gelten 
3,13 Mio. deutsche Haushalte (Zunahme um 13 vH). Die Verbraucherinsolvenzen nahmen 
um 41,5 vH zu (2004). Dann sind die Banken im Übrigen nicht verpflichtet, ein Girokonto 
auf Guthabensbasis einzurichten (Jedermannskonto) einzurichten. Schwere Erkrankungen 
nehmen bei den sozial Schwachen zu."**^ Gegen steigende Verarmung und die damit ver- 
bundenen Risiken helfen bessere Sozialleistungen."**® Andernfalls wandelt sich Hartz IV 
von der „Mutter der Reform“ (Wirtschaftsminister a. D. Wolfgang Clement) zur Mutter des 
Sozialabbaues, zur Deformation der Solidarität (Hengsbach 2004: 17). 

Umsetzungskorridore für Modifikationen von Hartz IV 

Die Arbeitsmarkt- und Sozialgesetze werden überarbeitet. Die Optimierung kann entweder 
soziale Härten vermeiden oder verstärken. Bundestagsabgeordnete wiesen früh auf System- 
fehler hin."*’** Sie kritisierten Leistungshöhe, Gewährleistungspraxis, Förderpolitik und ad- 
ministrative Umsetzung des Zweiten Sozialgesetzbuches (SGB II): 

■ Kein Übergang eines Unterhaltsanspruches zwischen Eltern und Kindern auf die A- 
gentur für Arbeit (§33 SGB II). 

■ Die Partnereinkommensanrechnung sei zu restriktiv und die Beweislast bei vermute- 
tem versicherungswidrigen Verhalten dürfe nicht umgekehrt werden (§ 35 SGB XII). 

■ Die Zumutbarkeit von Arbeit könne zur Unterschreitung des angemessenen 
Mindeststundenlohnes führen (§10 SGB II). 

■ Die Sanktionsmechanismen (Sperrzeiten) verletzten die Eingliederungsvereinbarung 
(Hartz-Kommission 2002: 98-100; Dauer: 3 Monate, § 31 Abs. 4 SGB II). 

■ Die Altersvorsorge müsse durch höhere Schonvermögen, etwa durch ein Altersvorsor- 
gekonto, besser gesichert werden (§§ 1 1 und 12 SGB II). 

■ Arbeitslose, die kein Alg II bekommen, sollten trotzdem Serviceleistungen der aktiven 
Arbeitsförderung erhalten (v. a. Vermittlungsangebote). 

■ Erziehungsgeld dürfe nicht mit dem Arbeitslosengeld verrechnet werden (§11 SGB II). 

■ Bei Minderungen der Regelleistung für Bedarfsgemeinschaften solle es keine 
diskriminierende Form der Lebensmittelgutscheine geben (§31 Abs. 2 SGB II). 

■ Migranlen dürften nicht diskriminiert werden (§ 7 Abs. 1 i. V. m. § 8 Abs. 3 SGB II). 



417 Vgl. Matthias Lohre: „Armut im Überfluss. Wer ist arm in einem Staat wie Deutschland, in dem niemand 
verhungern muss?“ In: FR, Nr. 251, 27. Okt. 2004, S. 27. 

418 Vgl. Wolfgang Heininger: „Zwölf Millionen leiden unter Armut. Nationale Armutskonferenz warnt vor 
Zunahme von Erkrankungen bei sozial Schwachen.“ In: FR, Nr. 50, 01. März 2005, S. 4. 

419 Thüringens DGB-Chef Frank Spieth hat die von Wirtschaftsminister Clement angekündigten 600.000 „Ein- 
Euro-Jobs“ für Langzeitarbeitslose mit dem NS-Reichsarbeitsdienst (RAD) verglichen. Im „Ehrendienst am 
deutschen Volk“ waren 1939 bis zu 350.000 Arbeitslose eingesetzt, um Reichsautobahnen und den West- 
wall zu bauen. „Staatlich organisierter Verdrängungswettbewerb“, „nackte Zwangsarbeit“, „Hungerlöhne“, 
die keine echten Eingliedemngschancen in den ersten Arbeitsmarkt bieten, geißeln die Hartz-Protestierer. 
„Unhistorische Vergleiche“, wehren die anderen ab. Wie oft die Begriffe „Ein-Euro-Job“ und „Reichsar- 
beitsdienst“ in der öffentlichen Debatte auftauchen, wird von der Universität Leipzig gemessen. 
-URL:http://wortschatz. uni-leipzig.de/wort-des-tages/2004/08/20/Reichsarbeitsdienst. html. 

420 Die sechs SPD-Abgeordneten, die im Bundestag bereits im September 2003 gegen die Gesundheitsreform 
stimmten, gehören beim Hartz-IV-Gesetz zum Kern der Kritiker. Rüdiger Veit (Gießen), Ottmar Schreiner 
(Saarlouis) sowie die bayrischen SPD-Abgeordneten Sigrid Skarpelis-Sperk, Klaus Bartels, Horst Schmid- 
bauer und Fritz Schösser. Das Entgegenkommen bestand u.a. im Versprechen, eine Ausbildungsplatzangabe 
einzuführen. 
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Die Kritik am Sanktionsregime und der wor^re-Politik kam verzögert und verhalten auf. 
Kleinkorrekturen wurden nach den Hartz-IV-Protesten (Montagsdemonstrationen) und im 
Vorfeld der vorgezogenen Bundestagswahl 2005 vorgenommen."'^’ Die Klagewelle gegen 
Hartz IV rollt. Der gemäß § 16 SGB II eingerichtete Ombudsrat regte an, bei der Alg-II- 
Bemessung die Eigenheimzulage, das Kindergeld für erwachsene Kinder und kleine Ein- 
nahmen von Kindern (Austragen von Zeitungen) nicht anzurechnen."'^^ Die Regelsätze 
werden - wie vom Ombudsrat gefordert - in den neuen Bundesländern auf Weststandard 
erhöht. Eine generelle Anhebung aller Regelsätze auf 412 € ist nicht vorgesehen (§ 20 SGB 
II). Auf kommunaler Ebene wurden ebenfalls Ombudsräte und Beiräte eingerichtet."'^"' Zu 
erwähnen sind diese Regeländerungen. 

■ Die Auszahlungslücke beim Arbeitslosengeld II wurde offiziell geschlossen (kalenda- 
rische Umstellung auf 12 statt 1 1 Monatszahlungen für 2005). 

■ Die Vermögensfreibeträge für minderjährige Kinder unter 15 Jahren wurden auf 
4.850 6 angehoben (4.150 6 plus der ursprünglich vorgesehenen 750 6) (Kinderspar- 
bücher)."'^^ 

■ Die Hinzuverdienste beim Alg II (§§ 29-32 SGB II) wurden neu gestaltet. Einstiegs- 
gelder müssen weiter entwickelt werden."'^^ 

Die Sozialoption sähe einen transparenten Berechnungsmodus beim Alg II, die Berücksich- 
tigung der Beitragszeiten in der Sozialversicherung und höhere Schonbeträge für die Al- 
terssicherung vor. Die zweijährige Übergangsregelung nach § 24 SGB II sollte ohne Zeit- 
begrenzung auch nach 2006 weitergeführt werden."'^’ Nach Ablauf der Übergangsregelung 
werden nicht nur Ältere und Frauen von Armut bedroht, sondern auch vormals besser ge- 
stellte Arbeitslose, kinderreiche Familien, Alleinerziehende und Migranten (Geißler 2002: 
247-248). Regelungsbedarf besteht bei der Krankenversicherung. Bei Alg-II-Empfängem 
wird ein Zuschuss bis zu 140 6 zur gesetzlichen Kranken- und Pfiegeversicherung gewährt 
(GKV 125 6/PV 15 6). Bei Verheirateten greift im Ablehnungsfall von Alg II die kosten- 
freie Familienversicherung. Etwa 130.000 bis 500.000 Arbeitslose (vor allem Unverheirate- 
te in Paarhaushalten) müssen sich freiwillig gesetzlich oder privat gegen Krankheit und 
Pfiegebedürftigkeit versichern (im untersten Satz etwa 130 6/Monat ohne Pflegeversiche- 
rung), weil sie als nicht bedürftig gelten."'^* Zunächst sollte die Ein-Cent-Regelung eines 
Mini-Alg II greifen."'^^ Da die Fallkonstellation des fiktiven Leistungsbezugs zirkulär wäre. 



421 Vgl. Karl-Heinz Baum: „Männlich, um die 50, gebildet. Wissenschaftler erforschen den Typus Montags- 
demonstrierer.“ ln: FR, Nr. 221, 22. Sept. 2004, S. 5. 

422 Vgl. O. V.: „Klagewelle gegen Hartz IV.“ in: Handelsblatt, 21. Dez. 2005 (Online-Artikel). 

423 Mitglieder des Ombudsrates sind: Ministerin a. D. Christine Bergmann, Ministerpräsident a. D. Kurt Bie- 
denkopf, Gewerkschaftsführer a. D. Hermann Rappe (Vorsitzender). 

424 Vgl. 0. V.: „Geld kommt rechtzeitig. ALG II: Ministerin optimistisch.“ In: FR, Nr. 259, 05. Nov. 2004, S. 34. 

425 Vgl. O. V.: „Hartz IV kosten 1,9 Milliarden Euro mehr.“ In: F.A.Z., 13. Aug. 2004. Bei der Sozialhilfe liegt 
der Freibetrag für Kindererspamisse lediglich bei 256 € (Stand 2004). 

426 Vgl. 0. V.: „Nachbessem an Hartz IV. Rot-Grün sieht noch Spielraum.“ ln: FR, Nr. 185, 11. Aug. 2004 
(Online-Artikel). 

427 Vgl. M. Bergius/Th. Köter: „’Sparen schafft keine Arbeitsplätze.’ Der CSU-Sozialexperte Horst Seehofer 
hält konzeptionslose Einschnitte in Sozialleistungen für einen Irrweg.“ In: FR, Nr. 52, 03. März 2005, S. 4. 

428 Vgl. Ulrike Sosalla: „Bundesagentur zahlt Ein-Cent-Hilfen.“ In: FTD, 14. Jan. 2005 (Online-Artikel). 

429 Vgl. Thomas Maron: „Behörde zahlt Mini-ALG-II. Ein Cent für Sozialversicherung.“ ln: FR: Nr. 12, 15. 
Jan. 2005, S. 5. 
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bleibt es bei der freiwilligen Versicherung. Strittig bleibt die Einkommensanrechnung. So 
sollte das Arbeitslosengeld und Steuerrückerstattungen für zurück liegende Perioden beim 
SGB 11 nicht angerechnet werden."'^*’ Gleiche Bildungschancen sind durch anrechnungsfrei- 
es Kindergeld eher möglich. Härtefallregelungen könnten greifen, wenn Bedarfsgemein- 
schaften keine Rücklagen für Haushalfsgeräfe gebildef haben, für die es früher Einmalzah- 
lungen gab. Um Problemgruppen besser in den Arbeifsmarkf inkludieren zu können, wird 
eine garanfierfe Mindesfdauer bei Ein- und Zwei-Euro-Jobs mif sozialpädagogischer Be- 
gleitung erwogen. Für Sozialverbände sind Arbeitsgelegenheiten (MAE) eine kostengünsti- 
ge Alternative für Zivildienstleisfende. Die Ausweifung der Zusatzjobs in die Privatwirt- 
schaft wird diskutiert. Falls die Hartz-Gesetze zu EU-Mindestlohnstandards für Billigjobber 
führen, wäre es ein Verdienst von Hartz. 

Der zweite Literaturstrang verlangt Kurskorrekten, um den angestrebten Finanzrahmen 
einzuhalten (BMWi 2006: 45-49). Dazu sollen schärfere Ausführungsbestimmungen 
erlassen werden. Erfolgreich setzte Roland Koch bereits im Vermittlungsausschuss die ver- 
schärfte Zumutbarkeitsregelung durch. Nun ist jede (nicht sittenwidrige) Arbeit ohne Tarif- 
bindung anzutreten. Ursprünglich war die ortsübliche tarifliche Entlohnung (analog SGB 
111) geplant. Sozialermittler, Arbeitszwang und Sanktionen, Datenabgleich, Beweislastum- 
kehr bei eheähnlichen Partnerschaften sowie eine präzisere Definition der Bedarfsgemein- 
schaften sollen das Hartz-lV-Milliardengrab abwenden."*^^ Am 17. Febr. 2006 beschloss der 
Bundestag, Hartz IV zu „bereinigen“. Erwachsene Arbeitslose unter 25 Jahren erhalten zu- 
künftig einen um 20 vH geminderten Regelsatz (276 € statt 345 €). Wenn sie aus der elter- 
lichen Wohnung ausziehen, werden Miete, Heizkosten und die Erstausstattung der Woh- 
nung nur noch in Sonderfällen gefragen (Einsparungen 600 Mio. €). Als Kürzungsar- 
gumente dienen: (1) Die Ablehnungsquote für Alg-ll-Anträge sei zu hoch (9,3 vH sfaft 23 
vH). (2) Die Kommunen verlagerten Kosten auf den Bund (Kommunen stufen über 90 vH 
statt 75 vH der ehemaligen Sozialhilfeempfänger als Erwerbsfähige ein)."*^"^ (3) Die Zahl der 
Zwangsräumungen sei zu gering und die von den Kommunen vom Bund geforderfen Un- 
ferkunftskosfen zu hoch (34,4 vH sfaff 29,1 vH nach dem Finanzierungskompromiss). (4) 
Medienkampagnen gegen vermeintlichen Leistungsmissbrauch (BMWA 2005a)."^^^ Es 
bleibt abzuwarten, welches Szenario sich bei der Hartz-lV -Revision durchsetzen wird. 

Zwischenfazit 

Das Hartz-Großexperiment beseitigt alte Ungerechtigkeiten, erzeugt neue soziale Schiefla- 
gen und verstärkt Langzeitarbeitslosigkeit noch. Wissenschaftlich fundiert ist die Hartz- 



430 Vgl. die Synopse des DPWV mit den Positionen der Parteien. Darin enthalten sind die repräsentativen 
Konfliktpunkte hinsichtlich Regelsatzhöhe, Arbeitsförderung, Kinder- und Jugendpolitik und Familienpoli- 
tik. - URL: http://www.dgvt.de/fileadmin/user_upload/Dokumente/bildung/Synopse-Wahl2005.pdf 

431 Vgl. - URL: http://www.laboumet.de/diskussion/Arbeit/realpolitik/modelle/hartz/roth.html 
- URL: http://www.igmetall.de/themen/hartz_kommission/stellungnahme_0301 17.pdf 

432 Vgl. Peter Räsonyi: „Deutschland müsste mehr Ungleichheit wagen. Wenig Spielraum für ,Kombilohn’- 
Modelle und niedrig qualifizierte Arbeitsplätze.“ In: NZZ, 17. Dez. 2005 (Online-Artikel). 

433 Eheähnliche Lebenspartnerschaften dürfen von Sozialermittlem nicht heimlich ausgespäht werden (Az.: 
Sozialgericht Düsseldorf S 35 AS 343/05 ER, Beschluss vom 21.11 .2005). 

434 Vgl. Thomas Maron: „Ringen um Hartz-IV-Milliarden. Bund, Länder und Gemeinden verhandeln über 
Aufteilung der Kosten nach der Arbeitsmarktreform.“ In: FR, Nr. 53, 04. März 2005, S. 5. 

435 Vgl. O. V.: „Der Städtetag verlangt Leistungskürzungen bei Hartz IV. Anders sei die Kostenexplosion nicht 
einzudämmen. Milliarden-Nachschlag nötig. Zahlen bewußt unterschätzt.“ In: FAZ, 01. Nov. 2005 (Online- 
Artikel). 
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Beschäftigungsstrategie nicht, deren Kern eine massive Ausweitung der Arbeitsgelegen- 
heiten auf Basis verschärfter Zumutbarkeit als Ersatz für dauerhafte Beschäftigung ist und 
zur Versozialhilferisierung führt. Die Befunde weisen auf Mehrkosten trotz abgesenkter 
Sozialtransfers, höhere Arbeitslosigkeit trotz Arbeitspflicht und schleppende Arbeitsver- 
mittlung hin. Dadurch steigt der Konkurrenzdruck auf alle Arbeitseinkommen. Zwar lässt 
sich statistische Bereinigung als Transparenzgewinn interpretieren (Prast 2003: 5). Doch 
die bessere Kalibrierung löst die Langzeitarbeitslosigkeit nicht auf Überdurchschnittlich 
stark wuchsen die Anteile der über 55-Jährigen, der unter 25-Jährigen und der Menschen 
mit Migrationshintergrund. Anderen Problemgruppen gelingt der Einstieg in eine sozial- 
versicherungspflichtige Beschäftigung ähnlich schlecht. Unterbezahlte, schlecht motivierte, 
zwangsweise Beschäftigte arbeiten mit geringer Produktivität. Hinzu kommt, dass in 
Deutschland laut Armutsbericht im doppelten Sinn eine Erbengeneration heranwächst. 
Überdies wächst das Überschuldungsrisiko. Die neuen Sozial- und Arbeitsgesetze wer- 
den den sozialen Ungleichheitstrend nicht aufhalten können."^^’ 

Die Resonanz auf wachsende soziale, politische und ökonomische Risiken ist ambiva- 
lent. Sozialgerichtsentscheidungen, Social Monitoring, vielfältige Proteste und Landtags- 
und Bundestagswahlen drängen die politischen und wirtschaftlichen Eliten, die soziale 
Balance nicht zu gefährden, sondern den real existierenden Niedriglohnsektor sozial zu 
regeln und die materiellen Voraussetzungen für demokratische Teilhabe zu schaffen."^^* 
Kleinkorrekturen und Härtefallregelungen optimieren das Hartz-System, die generelle Ziel- 
perspektive der Lohn- und Leistungskürzungen bleibt erhalten. Zu den Erfolgen des Social 
Monitoring zählen die Wohnraumsicherung von Frauen, die sich wegen ihrer gewalttätigen 
Partner im Frauenhaus aufhalten. Außerdem sind Sehhilfen von sturzgefährdeten Epilepti- 
kern nun erstattungsfähig. Erfolglos blieben die Sozialverbände bei der Befreiung von Zu- 
zahlungen für Medikamente oder Hilfsmitteln und Praxisgebühren, z. B. bei Leukämie- 
kranken und chronisch Kranken. Erfolglos war der Vorstoß gegen Zwangsräumungen. 
Personen mit multiplen Vermittlungshemmnissen werden weiterhin schlecht gefördert. 



7.5 Hartz plus - Zwischenfazit 

Chancen und Risiken sowie Erfolgsaussichten der Arbeitsmarkt- und Sozialreformen wer- 
den aus mikro- und makroanalytischer Sicht geordnet, systematisiert und bewertet. Die 
Hartz-Reformen brachten bislang keine Wende am Arbeitsmarkt. Erworbene Leistungsan- 
sprüche werden abgeschafft, Arbeitsverpflichtungen verschärft und individuelle Rechts- 
ansprüche auflöst. Gering qualifizierte Risikogruppen des Arbeitsmarktes sind ebenso be- 
troffen wie soziale Mittellagen. Verlustängste und Fremdenfeindlichkeit wachsen. 

Altkanzler Schröder verband sein politisches Schicksal mit dem Abbau der Arbeitslo- 
sigkeit. Dieses Ziel ließ sich mit den Hartz-Reformen zwar nicht erreichen; zu einer zwei- 
ten rot-grüne Amtszeit reichte die Hartz-Initiative allerdings. Die vorgezogenen Bundes- 
tagswahlen 2005 lassen sich als Scheitern der Arbeitsmarktreformen lesen. Die neu gewähl- 



436 Vgl. Rainer Neumann: „Der Schuldenkompass“ (Online- Artikel). 

437 Vgl. Rolf Winkel: „Problematische Einkommensanrechnung beim Arbeitslosengeld II. Kindergeld wird voll 
abgezogen - Fahrtkosten bei Erwerbstätigkeit zählen kaum.“ In: Soziale Sicherheit, 10/2004, S. 338-342. 

438 Vgl. Stephan Lessenich/Matthias Möhring-Hesse: „Ein demokratischer Sozialstaat ist sein Geld wert. Um 
gesellschaftliche Solidarität nicht ihren Gegnern zu überlassen, bedarf es eines Umbaus hin zu gleichen 
Rechten und Pflichten für alle.“ In: FR, Nr. 257, 03. Nov. 2004, S. 7. 




7.5 Hartz plus - Zwischenfazit 



199 



te große Koalition setzt mit der Optimierung der Hartz-Reformen mit weiteren Sanktionen 
den eingesehlagenen Weg fort und arbeitet an einem Kombilohn-Modell, dessen Lohn-Mix 
die sozialversieherungspfliehtige Normalarbeit eher weiter sehwäehen wird. Die Hartz- 
Kommission hatte noeh Arbeitsangebot und Arbeitsnaehfrage im Bliekfeld. Das Gesetzge- 
bungsverfahren fokussierte einseitig auf Arbeitsverpfliehtung ohne Naehfragestärkung. 
Daher sind vier Revisionskriterien aufzustellen: (1) Sieherung gesellsehaftlieher Teilhabe 
dureh Existenz siehemdes Basiseinkommen, (2) individueller Reehtsansprueh, (3) kein 
Arbeitszwang, sondern positive Arbeitsanreize mit geringerer Verdienstanreehnung und (4) 
Einkommens- und Vermögensverhältnisse sind zu berüeksiehtigen. 

Ist das Arbeitslosengeld II ein wirksamer Beitrag zur Sehaffung einer sozialen Grund- 
sieherung oder sogar eines garantierten Mindesteinkommens? Am Anfang des Reformpro- 
zesses standen sozialpolitisehe Mindestziele der Chaneengleiehheit, die bei den Wirt- 
sehaftseliten nie populär waren. Trotz Neustrukturierung der Arbeitsverwaltung bleiben 
dys funktionale Elemente des deutsehen Wohlfahrtsmodells wirksam, die mit den Reformen 
beseitigt werden sollten."^^® Die einen fordern eine Generalrevision, weil zu viele verlieren, 
die anderen Kurskorrekturen, weil Hartz IV ungewollt zu einem Konjunkturprogramm ge- 
worden sei, statt die Anspruehslöhne zu senken."^"*** Denkbar sind in der großen Koalition 
Regeländerungen, um Unterhaltsansprüehe gegenüber Angehörigen von Alg-II-Empfän- 
gem leiehter durehzusetzen, altersmäßige Umsehiehtung bei den Regelsätzen, strengere 
Sanktionen und Zumutbarkeitsregeln. In der Zwisehenbilanz Hartz IV verstärken sieh die 
Vorbehalte, dass die Reformgesetze keine hinreiehende Antwort auf volatile Lebensstile, 
gebroehene Lebensarbeitsbiografien und die waehsende Fragmentierung der Gesellsehaft 
abgeben. Sehließlieh haftet den Zusatzjobs der Makel der Zweitklassigkeit an, weleher die 
Angst vor dem sozialen Absturz noeh verstärkt. Die Maxime sollte sein: Fördern und ver- 
mitteln, statt kürzen und diskriminieren. Darüber hinaus ist in der Wissensehaft der rationa- 
len Wahl (insbesondere in der Spieltheorie) bekannt, dass das kollektive Ergebnis individu- 
ell vernünftig handelnder Mensehen unter falsehen Rahmenbedingungen suboptimal und 
gemeinwohlsehädigend sein kann. Daher kann sieh der Staat nieht aus seiner besehäfli- 
gungspolitisehen Verantwortung entziehen. Die Riehtung der Kurskorrekturen ist noeh 
offen, denn für die einen sind die Reformen erst der Anfang, für die anderen sind sie der 
Anfang vom Ende. Wie die Sehnittstelle zwisehen Besehäftigungs- und Sozialpolitik aus- 
sehen könnte, wird im Folgenden entwiekelt. 



439 Vgl. Manuela Glaab/Wemer Sesselmeier: „Und weiter wird sich durchgewurstelt. Obwohl die Bürger bereit 
für Reformen sind, fehlt es der Politik an Vermittlungsgeschick.“ In: FR, Nr. 172, 27. Juli 2005, S. 7. 

440 Vgl. Birgit Marshall: „Müntefering kündigt Korrekturen bei Hartz IV an.“ In: FTD, 14. Okt. 2005 (Online- 
Artikel). 
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Lässt sich das Arbeitslosengeld II zu einem garantierten Mindesteinkommen weiter entwi- 
ckeln, um den real existierenden Niedriglohnsektor ist sozial zu regeln? Ein garantiertes 
Mindesteinkommen sieht im Gegensatz zur negativen Einkommensteuer in Reinkultur nicht 
die interessengeleitete Privatisierung oder die Abschaffung der sozialen Sicherungssysteme 
oder verschärfte Armutsrisiken und Lohnkonkurrenz vor."*"** Transferleistungen müssen 
künftig armutsfest und stärker steuerfmanziert sein. Kriterien einer doppelseitigen Mindest- 
sicherung werden vorangestellt, es folgen Ausgestaltung und schließlich die Finanzierung. 



8.1 Kriterien des Reformkonzeptes 

Hartz plus - am Status quo ansetzen 

Für die Grundmodelle gibt es Ausgestaltungsprinzipien, welche die Kompatibilität zum 
Steuer-Transfersystem (Ergänzung oder Ersatz der Sozialversicherungen), die Anspruchs- 
ebene und die Anspruchsvoraussetzungen betreffen. Es schließen sich Fragen der Effektivi- 
tät (Armutsvermeidung), Effizienz (Kosten), Beschäftigungswirkung, Verteilung von Ar- 
beit und Einkommen, und Lebensstilen an. Eine dynamische Wirtschaft sollte dem Um- 
stand Rechnung tragen, dass die Arbeitnehmereigenschaft dauerhaft kaum umfassende Ba- 
sis der sozialen Sicherheit bleiben wird."'"'^ Ein Anforderungsprofil hat nachfolgenden Krite- 
rien zu folgen (Abbildung 8.1). 

Abbildung 8.1: Anforderungsprofil an ein garantiertes Mindesteinkommen 
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Quelle: (Mitschke 2000: 70); eigene Darstellung und Adaption 



441 Vgl. Thomas Maron: „FDP will , Bürgergeld’ einführen. Auszahlung steuerfinanzierter Transferleistungen je 
nach Bedürftigkeit geplant. Keine klare Aussage zu den Kosten.“ In: FR, Nr. 171, 26. Juli 2005, S. 4. 

442 Vgl. Markus Sievers: „’Die alte soziale Marktwirtschaft ist am Ende’. Der englisch-deutsche Wissenschaft- 
ler Dahrendorf spricht sich für ein neues Verständnis eines traditionsreichen Konzepts aus.“ In: FR, Nr. 253, 
29. Okt. 2004, S. 10. 
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Die Leistungspauschalierung wurde durch das Alg II umgesetzt (Nr. 1 und 2). Die Leistun- 
gen werden nach Standardrechnung unbefristet gewährt, sodass sich Firmen und Rezipien- 
ten darauf einstellen können (Nr. 3). Die Orientierung am wor^re-Konzept erzeugt Ar- 
beitsangebotswirkung und soll Haushaltsmittel einsparen (Unterhaltspflicht, ebenda, Nr. 4), 
der Zwang zur Liquidierung von Vermögen und die Anrechnung von Partnereinkommen 
(Nr. 5). Überzogene Bedarfsorientierung (Nr. 6) und provibitive Anreizwirkung von Hin- 
zuverdiensten (Nr. 7) zählen zu den wichtigsten Kritikpunkten an den Reformgesetzen. 
Erworbene Leistungsansprüche gehen bei der strikten Bedarfsorientierung verloren. Zu den 
Beurteilungskriterien zählen die Mitnahmeeffekte. Sie entstehen, wenn Löhne dauerhaft aus 
Steuermitteln subventioniert werden (Nr. 8). „Je höher man den Anrechnungssatz festlegt, 
desto geringer wird einerseits der kurzfristige Finanzbedarf, desto niedriger werden aber 
andererseits auch die Arbeitsanreize und die Barrieren gegen Mitnahmeeffekte“ (Mitschke 
2000: 75 f). Exemplarisch dazu die folgenden Überlegungen. 

Mindestlöhne und Lohnsubvention 

Die Höhe des garantierten Mindesteinkommens hat sich an mehreren Fixpunkten zu orien- 
tieren. Es sind die Alg-II-Regelsätze (siehe Kapitel 6.5), das Lohnniveau im unteren Be- 
reich der Einkommensskala, der Grundfreibetrag im Einkommensteuerrecht und die Pfändungs- 
freigrenzen zu berücksichtigen. In der Kombination mit Mindestlöhnen ließe sich Lohn- 
dumping vermeiden und eine bessere Teilhabe am gesellschaftlichen Leben verwirklichen. 
Da Mindestlöhne nicht oder nur unzureichend geregelt sind, liegen viele Tariflöhne unter 
der Armutsgrenze und die Grenzen zum Lohnwucher sind fließend. Löhne gelten erst unter 
3,51 €/Std. als unzumutbar (Spindler 2003). Es gab Ende 2003 etwa 2.500 Tarifverträge, 
deren Löhne unter 6,00 € liegen. Regional sind Nominallöhne von 3,00 € keine Selten- 
heit."^"^^ Bei einer Vollzeitstelle von 38,5 Wochenarbeitsstunden erhalten Schwachverdiener 
somit zwischen 495 € und 990 € monatlich (165 Std. /Monat). Nach dem Maßstab der EU- 
Kommission liegt das Armutseinkommen bei 576 €. Für die Definition des Existenzmini- 
mums ließe sich als Bedarfsmaßstab das gewichtete Pro-Kopf-Einkommen nach EU- 
Standard von monatlich 1.800 € (Nettoäquivalenzeinkommen) ansetzen. Die Armutsgrenze 
beträgt 50 vH davon bzw. 60 vH des Medians der Nettoäquivalenzeinkommen (Lissabon 
Kriterium der EU-Kommission). Der steuerliche Grundfreibetrag beträgt 638 6/Monat 
(2005: 7.664 €/Jahr). Nach der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe von 1998 verfügt 
ein Drittel aller Arbeiter und Angestellten über weniger als 900 € (netto) und knapp die 
Hälfte hat weniger als 1.100 6. Eine Vollzeiterwerbstätigkeit für einen Alleinsfehenden 
müssfe nach dem 2. Armufsberichf der Bundesregierung ein Monafseinkommen von netto 
938 6 (2003) ermöglichen, was efwa 1.300 6 brutto oder einem Stundenlohn von 7,80 6 
entspräche. Dieser Mindeststandard wird in der Praxis massenhaft unterschritten. 

Ein weiterer Bedarfsstandard ergibt sich aus der dynamisch alle zwei Jahre angepass- 
ten Pfändungsfreigrenze von derzeif 985 6/Monat (netto) für einen allein siebenden Er- 
werbsfätigen. Der unpfändbare Grundbefrag erhöht sich für die erste unterhaltspflichtige 



443 Vgl. zur Diskussion die Bundestagsdrucksache 15/2892 „Wandel der Arbeitswelt und Modernisierung des 
Arbeitsrechts“ in: http://dip.bundestag.de/btd/15/029/1502932.pdf sowie die umfangreiche Presse dazu; 
Vgl. O. V.: „Heftige Debatte über Mindestlohn. Neues Drängen bei SPD und Grünen, Unmut über Clement“ 
In: FR, Nr. 146, 26. Juni 2004 (Online-Artikel) (Zugriff: 06. März 2005). 

444 Vgl. Peter Wahl: „Hartz macht arm. Vor allem Paare und ältere Erwerbslose sinken durch die Arbeitsmarkt- 
reformen unter die von der EU gezogenen Einkommensgrenzen.“ In: FR, Nr. 216, 16. Sept. 2004, S. 7. 
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Person um monatlich 370,00 € und für jede weitere um 206 Angenommen, die Min- 
destlöhne lägen um 20 vH über dem Sozialhilfeniveau, dann wären dies 1.168 €, darin sind 
76,67 € Werbungskosten enthalten. Kombilöhne werden von Arbeitgeberseite gegenüber 
gesetzlichen Mindestlöhnen favorisiert, um Arbeitskosten zu senken und in der Erwartung, 
dass die Beitragsparität weiter aufgeweicht wird oder ganz entfällt. Firmen dürfen bei Aus- 
gestaltung und Finanzierung nicht aus der gesellschaftlichen Verantwortung und aus der 
Sozialverpflichtung des Eigentums entlassen werden. Schließlich werden Löhne nach dem 
Baukastenprinzip unter familienpolitischen Aspekten zur zentralen Aufgabe."*"^^ Daher he- 
gen Mindestlöhne im öffentlichen Interesse und dürfen nicht zu Maximallöhnen werden."'''^ 

Disponibles Einkommen von Bedarfsgemeinschaften 

Zur Reproduktion der Gesellschaft bedarf es Kinder, deren Kosten im Lohn enthalten sein 
müssen. Die Lebenshaltungskosten werden auf durchschnittlich 300 bis 400 € pro Kind ge- 
schätzt. Das steuerliche Existenzminimum eines Kindes beträgt analog zum Sozialhilfeni- 
veau derzeit 484 €. Das Kindergeld beträgt für das ersfe Kind 154 € und ab dem vierten 
Kind 179 €. Bei Unterhaltspflicht hegt die Pfändungsgrenze bei 1.355 € (s. o.). Da Kinder- 
geld unpfändbar ist, ist das Nettoeinkommen bei Arbeitnehmern mit einem Kind auf 
1.509 € (1.355 € plus 154 €) anzusetzen. Das Bruttoeinkommen hegt rd. 30 vH höher als 
die Pfändungsgrenze, mithin bei 1.761 €. Setzt man 165 Arbeitsstunden/Monat an, so er- 
gäbe sich ein Stundenlohn von 10,67 €. Dieses Niveau dürfte nicht besteuert werden. Es 
fallen aber Sozialversicherungsbeiträge in Höhe von 21 vH an, woraus sich ein Bruttomin- 
destlohn von 1.639 6 ergibt (1.355*1,21). Lohn- und Kirchensteuern, Solidaritätszuschlag 
dürften erst ab 1.639 € erhoben werden. Die gewerkschaftliche Mindesflohnforderung von 
7,50 € isf daher als Einstieg nicht unrealistisch (brutto 1.500 6/Monat)."'"'* Im Baugewerbe 
gilt das Arbeitnehmer-Entsendegesetz (AEntG), das die Basis für tarifliche Mindeststun- 
denlöhne von 10,12 6 geschaffen hat."'"'^ Ausgehend vom Brutto-Mindestlohn in Höhe von 
1.600 6 könnte das Mindestlohnniveau unter Anrechnung des Kindergeldes 1.450 6 betra- 
gen (Roth 2003: 402-407). Ein Verknüpfung mit Kombilöhnen wäre nahe hegend. 

Zwischenfazit 

Mindest- und Kombilöhne sind keine unüberwindbaren Gegensätze, sondern wären in einer 
Paketlösung aufeinander abzustimmen, um den Niedriglohnsektor sozial zu bändigen und 



445 Nicht pfändbar sind nach § 811 ZPO Sachen, die dem persönlichen Gebrauch oder dem Haushalt zu einer 
bescheidenen Lebens- und Haushaltsführung dienen oder zur Fortsetzung der Berufstätigkeit notwendig 
sind. 

446 Vgl. O. V.: „Platzeck favorisiert Lohn-Mix. SPD-Chef nennt Vorstellungen der Union teilweise geeignet.“ 
In: FR, Nr. 36, 1 1. Febr. 2006, S. 4. 

447 Vgl. Jutta Rippegather: „RMV will Mindestlohn für Busfahrer. Verdi und Rhiel begrüßen Schritt gegen Dum- 
ping. Landrat: ,Ausschreibung führt zu modernem Sklavenhandel.’“ In: FR, Nr. 78, I. April 2006, S. 28. 

448 Vgl. auch die IGM-Eckpunkte für das Alg II: Angleichung der Lebensverhältnisse zwischen den Regionen; 
Vermeidung unterwertiger Beschäftigungen; Lebensstandard-Sicherung bei Arbeitslosigkeit; Armutsver- 
meidung auch in besonderen Lebenslagen. Vgl. lAB (Hrsg.): „Nachhaltige Vermittlung verbessern, so- 
zialstaatliche Sicherung erhalten! Position der IG Metall zur Einrichtung von Job-Centem und Sozialhilfe zu 
einem Arbeitslosengeld II.“ In: Chronik der Arbeitsmarktpolitik, Nürnberg 2003. 

449 Nach der 4. Verordnung über zwingende Arbeitsbedingungen im Baugewebe vom Dezember 2003 verdient 
ein ungelernter Arbeiter im Westen 10,36 € (Osten: 8,95 €) und Facharbeiter im Westen 12,47 € (Osten: 
9,65 €). In einer Anordnung der Alliierten von 1945 wurden Stundenlöhne unter einem Existenz sichernden 
Niveau (von damals 58 Pfennigen) verboten. 
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die Binnennachfrage zu stärken."^^** Außerdem dürfen weder der Staat aus seiner wirtschafts- 
politischen Verantwortung, noch Arbeitgeber aus der Lohnverantwortung entlassen wer- 
den."*^* Das gilt gerade in strukturschwachen Regionen, in denen Langzeitarbeitslose beson- 
ders schlechte Chancen haben. Der Einstiegsmindestlohn von 7,50 € ist gerechtfertigt."*^^ 

Die wissenschaftliche Argumentation ist hinsichtlich der Mindestlöhne nicht eindeu- 
tig. Der Sachverständigenrat behauptet, Mindestlöhne seien beschäftigungsschädlich (SVR 
2005: Tz. 228, Tz. 270 ff). Andere wissenschaftliche Studien weisen nach, dass sie der 
Beschäftigungssicherung und dem Sozialstaat dienen (Card/Krueger 1995; 2000)."*^^ Über- 
dies lässt sich die Erosion sozialversicherungspflichtiger Beschäftigung durch Mindest- 
standards aufhalten. Mindestlöhne erreichen allerdings nur Erwerbstätige. Ein garantiertes 
Mindesteinkommen hilft sowohl Arbeitslosen als auch Kleinverdienem. Damit wirkt es bei 
Einkommensarmut, Niedriglohnkonkurrenz und unfreiwillige Langzeitarbeitslosigkeit 
besser. Das Basiseinkommen muss über dem soziokulturellen Existenzminimum angesetzt 
sein, um ein armutsfestes Fundament zu bilden."*^"* Die wenig attraktive Alternative heißt 
kommunale Arbeitsdienste, Ein-Euro-Jobs für gemeinnützige Träger und Fünf-Euro-Jobs, 
die an private Beschäftiger ausgeliehen werden. Diese Sondermaßnahmen können die 
Lohnkonkurrenz noch verschärfen und die Tarifstruktur gefährden. Zudem sind sie ohne 
Workfare kaum zu organisieren und erzeugen eine ausgedehnte Kontrollbürokratie, Miss- 
brauchsmöglichkeiten sowie Wettbewerbsverzerrung. Die bessere Alternative ist Hartz plus 
als garantiertes Mindesteinkommen. 



8.2 Vorschlag eines garantierten Mindesteinkommens 

Unter einem garantierten Mindesteinkommen ist eine regelmäßige, universelle Geldleistung 
an Individuen zu verstehen, die aus Bundesmitteln zu leisten ist. Nachfolgend wird ein 
Finanzierungsvorschlag unterbreitet, der zahlreiche Schnittmengen zwischen der Arbeits- 
markt- und Sozialpolitik aufweist. 

Hartz plus für Alleinstehende 

Die Konzeptionen unterscheiden sich nach der Regelsatzhöhe und der Bedürftigkeitsprü- 
fung, der Art der Einkommens- und Vermögensanrechnung, der Berücksichtigung von Son- 
derbedarfen und dem Grad der Lohnarbeitszentrierung. Der Paritätische Wohlfahrtsverband 



450 Vgl. Claus Schäfer: „Mit Mindestlöhnen Lohndumping stoppen.“ 

- URL: http://www.ig-zeitarbeit.de/admindownload/12-09-04_WSI.pdf 

451 Vgl. Maike Rademaker/Margret Heckei: „Arbeitsagentur kapituliert in Ostdeutschland. BA-Chef fordert 
neue Angebote für ältere Arbeitslose in der Region. Weise nennt Hochrechnung von Hartz-Kosten plausi- 
bel.“ In: FTD, Nr. 38/08, 23. Feb. 2005, S. 9. 

452 Vgl. Rainer Bispinck/Claus Schäfer/Thorsten Schulten: „Gesetzlicher Mindestlohn vs. Niedrigeinkommen. 
Die Debatte über einen gesetzlichen Mindestlohn spitzt sich zu - auch in den Gewerkschaften. Morgen berät 
der tarifpolitische Ausschuss des DGB über verschiedene Modelle.“ In: FR, Nr. 222, 23. Sept. 2004, S. 12. 

453 Vgl. Markus Sievers: „Entsendegesetz für alle Branchen. Regierung stellt Schritte gegen Lohndumping vor. 
DGB zufrieden.“ In: FR, Nr. 86, 14. April 2005, S. 1. Argumente dagegen: Vgl. O. V.: „Gesetzlicher Min- 
destlohn. Der sichere Weg zum Jobabbau.“ In: iwd, Nr. 50, 09. Dez. 2004, S. 2; vgl. Hagen Lesch: „Be- 
schäftigungs- und verteilungspolitische Aspekte von Mindestlöhnen.“ In: iw-trends 4/2004 (Online- Artikel). 

454 Vgl. Gabriele Fischer/Wolf Lotter: „Wir haben keine andere Wahl.“ Interview mit Thomas Straubhaar 
(HWWA), in: brandeins, Nr. 07/2005 (Online-Artikel). 

455 Vgl. Peter Bartelheimer: „An der richtigen Stelle Nein sagen. Von der bündnisgrünen Idee einer sozialen 
Grundsicherung bleibt in der Reformagenda 2010 nichts mehr übrig.“ In: FR, Nr. 134, 02. Juni 2003, S. 7. 
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(PWV) fordert, den Alg-II-Eckregelsatz um 19 vH auf 412 € zu erhöhen."^^® Der Satz müss- 
te sogar um 30 vH auf 448 € angehoben werden."*^^ Hinzuweisen ist auf die Entscheidung 
des Bundesverfassungsgerichts (1993), wonach Eltern volljähriger Kinder ein angemes- 
senes Kindergeld zusteht. Die Kombination von Mindesteinkommen und Mindestlöhnen 
soll Lohndumping gerade in strukturschwachen Regionen entgegen wirken, in denen Lang- 
zeitarbeitslose besonders schlechte Chancen haben.'*^® Auf Basis höherer Regelsätze (412 6/Mo- 
nat) und revidierter Freibeträge (gültig ab Okt. 2005) steigt das verfügbare Einkommen mit 
steigendem Erwerbseinkommen kontinuierlich und spürbar an (Abbildungen 8.2 und 8.3). 



Abbildung 8.2: Hartz plus (Alleinstehende) 




Quelle: eigene 

Die Pauschalleistungen für diese Haushaltstypen sind unabhängig von der Beitragsäquiva- 
lenz, d. h. der Höhe und der Dauer der Beitragszahlung. Der Vorschlag ist wie bei dem Alg 
II [neu] eine Bruttorechnung, unterscheidet sich aber sowohl in der Höhe als auch in der 
Art der Anrechnung von Zuverdiensten. Wie dieser Aufschlag sich auf das verfügbare Ein- 
kommen auswirkt, zeigt sich links neben der 45-Grad-Linie. Ein steilerer Anstieg des ga- 



456 Vgl. Markus Sievers: „Wohlfahrtsverband warnt vor Massenarmut. Vorsitzende Barbara Stolterfoht fordert 
Anhebung von Sozialhilfe und Arbeitslosengeld II um 19 Prozent.“ In: FR, Nr. 298, 21. Dez. 2004, S. 4. 

457 Vgl. Marie-Luise Hauch-Fleck: „Wie aus mehr weniger wird. Die Bundesregierung benutzt Hartz IV, um 
klammheimlich die Sozialhilfe zu senken.“ In: Die Zeit, Nr. 52, 16. Dez. 2004, S. 26. 

458 Vgl. Hans Nakielsen: „Karlsruhe erweitert Anspruch von Eltern auf Kindergeld.“ In: FR, Nr. 25. Mai 2005, 
S. 1 mit Bezug auf das Urteil des Bundesverfassungsgerichts (Az: 2BvR 167/02). 

459 Vgl. Maike Rademaker/Margret Heckei: „Arbeitsagentur kapituliert in Ostdeutschland. BA-Chef fordert 
neue Angebote für ältere Arbeitslose in der Region. Weise nennt Hochrechnung von Hartz-Kosten plausi- 
bel.“ In: FTD, Nr. 38/08, 23. Feb. 2005, S. 9. 
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rantierten Mindesteinkommens als beim Alg II ergibt sich durch eine für die Empfänger 
günstiger gestaffelte Zuverdienstmöglichkeit. Niedrige Anrechnungssätze von Hinzuver- 
diensten bei Leistungsbezug erfüllen eine Doppelfunktion als Arbeitsanreiz und als Investi- 
tionsanreiz (siehe Kapitel 7.3). Um arbeitgeber- und arbeitnehmerseitige Mitnahmeeffekte 
zu minimieren, dürfte ein Transfer-Anrechnungssatz für Hinzuverdienste zwischen 40 und 
65 vH vertretbar sein. Zudem bieten niedrige Sätze einen besseren Klebeeffekt als Ein- 
Euro-Jobs, die für Erwerbslose mehr abwerfen als Minijobs. Der proportionale Verlauf ist 
nicht zwingend. Möglich wären auch Einkommensphasen wie beim EITC. 

Formel 2: Verfügbares Einkommen bis zur Freibetragsgrenze 

Yv = ti (Gl - Fl) + Fl Ya 



Formel 3: Verfügbares Einkommen über der Freibetragsgrenze 

Y, = Fi(l+ti) + t3(Ya-F2) 

1 1 , 2,3 = Steuersatz Gi , 2 ^ Regelsatzbetrag F 12 = Freibetrag 

( 1 = 0,2; 2 = 0,3; 3 =0,1) (1 = 345 €; 2 = 412 €) (, = 100; 2 = 800) 

Ya = Arbeitseinkommen (Zuverdienst) Yy = Verfügbares Einkommen (netto) 

Hartz plus für Familien 

Da bei beiden Schaubildem auf die steuerliche Anschlussrechnung verzichtet wurde, 
wächst das verfügbare Einkommen bei Verdiensten über der 45-Grad-Linie an. 

Abbildung 8.3: Hartz plus (Familie 8/12) 




Quelle: eigene 
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Für Zuverdienste sind gestaffelte Anreehnungssätze (mehrere Einkommensbereiehe) vorge- 
sehen, um gesetzliehe Mindestlöhne nieht zu unterlaufen. Dazu sind Modifikationen wie im 
Versieherungswesen denkbar. Die Mindesteinkommenssieherung Hartz plus sollte Ein- 
kommensarmut vermeiden und administrativen Aufwand verringern sowie Integrationsbe- 
mühungen stärker belohnen als das Arbeitslosengeld II (Mitsehke 2004: 86-96). 

Zwischenfazit 

Die Ausgestaltung des garantierten Mindesteinkommens wurde an zwei Haushaltstypen 
illustriert. Ausgehend von einem Soekelbetrag verläuft die Leistungshöhe degressiv und 
hebt das verfügbare Haushaltseinkommen dauerhaft und spürbar an. Für ein kombiniertes 
Steuer- und Transfersystem, welehes das originäre Arbeitslosengeld ergänzt, sprieht, dass 
niedrige Einkommen und nieht nur niedrige Erwerbseinkommen angehoben werden. Von 
Hartz IV unterseheidet sieh der Vorsehlag in drei Punkten: Regelsatzhöhe, Hinzuver- 
dienstmodalitäten und Arbeitsverpfliehtung (siehe Abb. 8.1; Blasehke 2005). 

Das Konzept sieht einen Vier-Punkte-Plan vor, der nur zusammen wirksam ist. Zu- 
näehst sind die Alg-II-Regelsätze zu erhöhen. Dies stärkt die Kaufkraft, muss aber im fis- 
kalpolitisehen Rahmen bleiben. Im Übrigen muss das bedingungslose Grundeinkommen 
ebenfalls aus haushaltsteehnisehen Gründen restriktiv gestaltet sein (Vanderborght/Van 
Parijs 2005). Um materielle Arbeitsanreize zu steigern, ist in einem zweiten Sehritt eine 
niedrigere Transferentzugsrate vorzusehen. Die Zielperspektive muss ebenso lauten, Inves- 
titionsanreize zu verstärken, indem investiertes Vermögenseinkommen steuerfrei gemaeht 
und anders verwendete Vermögenseinkommen massiv besteuert werden. Als drittes Ele- 
ment wird die Regelung für zumutbare Arbeit abgesehafft. Nieht Hatz gegen Arbeitslose 
und Lohndumping, sondern Existenzsieherung, Mindestlöhne und Qualifizierung sind in 
einem Hoehteehnologieland angemessen und unabdingbar, um die Arbeitsproduktivität zu 
erhalten und Armut trotz Arbeit zu begrenzen. Sehließlieh, viertens, wird das neue System 
zwar die öffentliehen Haushalte belasten. Doeh Entlastungseffekte werden dureh Um- 
sehiehtungen, weniger Kontrollbürokratie und Selbstfinanzierungseffekte infolge zusätzli- 
eher Besehäftigung erreieht. 

Dureh Hartz plus werden nieht alle gesellsehaftliehen Probleme gelöst. Doeh unfrei- 
willige Arbeitslosigkeit wird deutlieh eingesehränkt. Ein sozial geregelter Niedriglohnsek- 
tor hätte die Aufgabe, Erwerbstätigkeit und nieht marktvermittelte Tätigkeiten (z. B. Fami- 
lien- bzw. Eigen- und Gemeinwesenarbeit) passgenau anzunähem. Die Zukunft der Arbeit 
und die Chanee eines garantierten Mindesteinkommens steigen, wenn die alten Rezepte 
versagen (Opielka 2004a: 69-74). 



8.3 Finanzierungsvorschlag 

Das garantierte Mindesteinkommen lässt sieh auf drei Arten finanzieren: Einkommensteu- 
ern, Ausgabensteuem oder Sozialabgaben. Die oberste Belastungsgrenze bildet das Sozial- 
budget. In der wissensehaftliehen Literatur wurden mehrere Kriterien zum Vergleieh ver- 
sehiedener Modelle des Mindesteinkommens aufgestellt (Blasehke 2005). Der Finanzie- 
rungsaufwand wird primär von vier Variablen bestimmt: 
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■ vom Niveau des Mindesteinkommens; 

■ der Zahl der Sozialleistungsberechtigten (Individual- oder Haushaltsanspruch); 

■ der Transferentzugsrate bzw. der Einkommensanrechnung und 

■ der Ersetzbarkeit anderer Transferzahlungen. 

Finanzvolumen von Hartz plus 

Das Niveau des Mindesteinkommens lässt haushaltstechnisch aus dem Sozialbudget be- 
stimmen oder vom abgeleiteten Bedarf Das Sozialbudget umfasst die teilweise ansetzbaren 
monetären Leistungen in Höhe von insgesamt 580 Mrd. € (v. a. Arbeitslosengeld 11, Ren- 
ten, Sozialgeld). Ferner wäre die Verwendung wenig zukunftsweisender Ausgabepositionen 
des Bundeshaushaltes abzuwägen (Renten, Zinsbelastung, Verteidigung). Für die Definition 
des Existenzminimums ließe sich als Bedarfsmaßstab das gewichtete Pro-Kopf-Einkommen 
von monatlich 1.800 6 (Nettoäquivalenzeinkommen) ansetzen. Die Armutsgrenze beträgt 
50 vH davon (60 vH nach EU-Kommission) und das Medianeinkommen liegt etwa 10 vH 
unter diesem Durchschnittswert. Der steuerliche Grundfreibetrag beträgt 638 6/Monat 
(2005: 7.664 6/Jahr). Besserverdienende und Hilfsbedürftige würden bei der So- 
zialdividende zunächst gleichartig profitieren. Durch höhere Steuern würde sich für die 
Gutverdiener netto nichts verändern. Bei der negativen Einkommensteuer werden die 
Transfers und die Steuerpfiicht sofort verrechnet. Die zweite Variable bezieht sich auf die 
Unterhaltsbeziehungen, die im Steuer-, Sozial- und Familienrecht nach dem Modell der Be- 
darfsgemeinschaft bestimmt werden. Weiter ist die Frage zu klären, ob und zu welchen 
Sätzen zusätzliche Einkommen anzurechnen sind. Schließlich ist zu klären, ob - wie beim 
Alg 11 - Bedürftige sozialversichert sind und welche öffentlichen Leistungen privat bezahlt 
werden müssen (Opielka 2004c). 

ln der Frage eines integrierten Steuer-Transfer- Systems besteht in der Fachliteratur al- 
lergrößte Uneinigkeit (siehe Kapitel 5.3). Grundeinkommen in der abgespeckten Variante 
könnte finanzierbar sein (Schramm 1998). Eine negative Einkommensteuer in der Sparvari- 
ante wurde von der Arbeitsgruppe Alternative Steuer-Transfer-Systeme mit reduziertem 
Leistungsniveau empfohlen (Kaltenborn 2004: 74). Beim Transfergrenzenmodell werden 
Grenzsteuersätze nach einem altersgestaffelten Grund- und nach pauschalierten Mehr- 
bedarfen reguliert und mit sonstigen Einkommen verrechnet (Basisvariante 1 und 11) (Pelzer 
2002; 2003)."'^*’ Die Mehrkosten können brutto 30-50 Mrd. 6 und netto 15-35 Mrd. 6 betra- 
gen (Gerhardt/Weber 1984). Im Vergleich mit der Hartz-Industriepolitik (Zusatzkosten von 
etwa 400 Mrd. 6; siehe Kapitel 6.1) oder den Kombilohnmodellen (über 100 Mrd. 6; siehe 
Kapitel 5.3) erscheinen die Mehrkosten für ein Mindesteinkommen zumindest erwägens- 
wert. Daher bietet Hartz plus 25 Mrd. 6 zum Alg 11 eine Einstiegslösung an, um Einkom- 
mensarmut zu überwinden. 

Gegenfinanzierung von Hartz plus 

Der Sozialstaat wurde stets aus Arbeitnehmereinkommen und von den Konsumenten finan- 
ziert, ohne die Kapitaleinkommen zu belasten. Ein garantiertes Mindesteinkommen ließe 
sich daher durch eine generelle Auf- oder partielle Ablösung des beitragsfinanzierten Sozi- 
alversicherungssystems finanzieren (Petersen 1995). Manche Vorschläge zielen auf höhere 
Ausgabensteuem, was für Firmen kostenneutral wäre und die Exporte nicht beeinträchtig- 



460 Vgl. Hermannus Pfeiffer: „Die Idee eines Grundeinkommens gefallt auch Marktliberalen.“ In: FR, 20. Dez. 
2005, S. 9 
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Kostenüberwälzung ist indes bei sehwaeher Konsumnaehfrage oder unter Wettbe- 
werbskonkurrenz nieht immer möglieh. Verbrauehssteuem reduzieren den Lebensstandard, 
entziehen der Wirtsehaft Kaufkraft und sind damit sozial ungereeht. Modellreehnung zei- 
gen, dass ein um einen Prozentpunkt angehobener genereller Mehrwertsteuersatz zu Mehr- 
einnahmen von 8 Mrd. € führen. Zusatzeinnahmen fließen hälftig dem Bund und zur ande- 
ren Hälfte den Länderhaushalten zu. Die 38 Millionen Haushalte in Deutsehland werden 
dureh Umsatzsteuern untersehiedlieh stark belastet. Die Mehrwertsteuer wirkt regressiv im 
Bereieh kleiner und mittlerer Einkommen, weil die Konsumfunktion bei Niedrigverdienem 
hoeh ist (Friedrieh-Ebert-Stiftung 2004: 6; Baeh 2005)."^^^ Als Kompensation erhöhter indi- 
rekter Steuern soll der Beitrag zur Arbeitslosenversieherung von 6,5 vH auf 4,5 vH für alle 
fallen. Davon profitieren 20 Millionen Haushalte; Rentner, Beamte und Transferempfänger 
profitieren nieht, denn sie zahlen keine Sozialbeiträge. Für den größten Kostenbloek der 
Niedrigeinkommensbezieher, Mieten, werden keine und auf Güter des Grundbedarfs (Le- 
bensmittel und ÖPNV) nur ein reduzierter Satz der Mehrwertsteuer fällig. Für Mietneben- 
kosten gibt es für Alg-II-Empfänger, Beamte und Selbstständige die höheren indirekten 
Steuern ohne Ausgleieh, gleiehwohl gehören sie nieht generell zu den Besserverdienem. 

Wäre die These der Lohnnebenkosten als Einstellungsrisiko stiehhaltig, dann müsste 
es für Geringverdiener die gleiehe finanzielle Kompensation geben, die für Handwerker- 
reehnungen im Koalitionsvertrag von CDU und SPD vorgesehen ist. Doeh die politisehen 
Eliten gehen in ihrer Argumentationskette einen anderen Weg. Dureh höhere Massensteu- 
em verlieren Geringverdiener doppelt und starke Lobbygruppen werden gesehont (Memo- 
randum 2006: 68-75).'*®^ Zu den größten Steuervergünstigungen zählen die Eigenheimzula- 
ge (7,574 Mrd. €), die Umsatzsteuerbefreiung ärztlieher Leistungen (5,1 Mrd. €) und die 
steuerbefreiten sozialen Einriehtungen (4,6 Mrd. €). Steuerlieh gefördert werden das 
Wohneigentum als Kinderzulage (3,757 Mrd. €), der Kirehensteuerabzug als Sonderausga- 
be (3,75 Mrd. €) und der Strom (3,3 Mrd. €). Steuerlieh begünstigt sind Sehiehtzulagen 
(1,985 Mrd. €), Mineralöl (1,457 Mrd. €), Kultur und Unterhaltung (1,35 Mrd. €) sowie 
Spenden (1,095 Mrd. €; alle Angaben für 2004). Vereinigungsbedingte Subventionen errei- 
ehen astronomisehe Summen (mehr als 1 .250 Mrd. 6), ohne durehgreifende Besehäfti- 
gungswirkungen zu haben."^^"* 

Weitere einnahmeseitige Optionen ergeben sieh dureh die kommunale Wirtsehafts- 
steuer, die Erbsehaftsteuer und der Wiederbelebung der personenbezogenen Vermögen- 
ssteuer."'®^ Eine stärkere Besteuerung von Vermögen und höheren Erbsehaften ist für das 
Musterland des Kapitalismus selbstverständlieh. In den USA sind die Erbsehaftssteuem 



461 Vgl. Michael Kröger: „Wir würden gewaltig reicher werden.“ Interview mit Götz W. Werner und Benedik- 
tus Hardorp, in: SPIEGEL ONLINE - 30. November 2005 (Online-Artikel). 

462 Vgl. Markus Sievers: „Gegen Steuern auf Niedriglohn. SPD-nahe Manager fordern Hilfen für gering Quali- 
fizierte.“ In: FR, Nr. 240, 14. Okt. 2004, S. 12. 

463 Vgl. Albrecht Müller: „’Die Produktivität ist zu hoch - die Arbeit geht aus - jeder bekommt ein Grundein- 
kommen.’ ... Abstrus.“ In: Forum sozial. Deutscher Berufsverband für Soziale Arbeit e.V. (Hrsg.), Nr. 
1/2006, S.26-30. 

464 Vgl. Christian Geinitz: „Für den Osten nichts Neues. In Sachsen wird schon lange über Modellregionen 
diskutiert.“ In: F.A.Z., Nr. 87, 14. April 2004, S. 1. Zur Debatte über Sonderwirtschaftszonen vgl. Tabuzone 
Ost, in: Der Spiegel, Nr. 15, 05. April 2004, S. 24-41. Vgl. dagegen Johannes Ludewig: „Wachstum West, 
Aufbau Ost.“ In: Der Spiegel, Nr. 24, 07. Juni 2004, S. 50-51. 

465 Die Vermögenssteuer wurde durch das Bundesverfassungsgericht nicht für verfassungswidrig erklärt. Der 
Auftrag lautete vielmehr, diese Steuer nicht als Substanzsteuer, sondern als Sollertragssteuer auszugestalten, 
die nur an den Vermögenserträgen anknüpft (Prantl 2005: 55). 
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dreimal so hoch wie in Deutschland (Steingart 2004). Wohlhabende werden in skandina- 
vischen Ländern stärker zur Finanzierung des Gemeinwohls herangezogen (Luxus- und 
Mehrwertsteuer). Eine sozialverträgliche Finanzierung gelänge am ehesten durch Um- 
schichtungen von Subventionen. Gegen den Wildwuchs der internationalen Finanzmärkte 
könnten eine Börsenumsatzsteuer sowie eine Devisenumsatzsteuer (Tobin Tax) eingefiihrt 
werden. Überdies wären nicht ausgeschüttete Untemehmensgewinne steuerlich zu privile- 
gieren. Der Finanzierungsmix für Hartz plus ist nachfolgend dargestellt. 

Ausgabeseitig sind beim Modell A Lohnsubventionen an Arbeitgeber und Arbeitneh- 
mer aufgeführt. Das DIW schlägt vor, die versicherungsfremden Leistungen einzuschrän- 
ken. Sie liegen mit etwa 7 Mrd. € bei knapp einem Viertel des Volumens der Arbeitslosen- 
versicherung. Die prognostizierten Beschäftigungsimpulse sind umso stärker, je kräftiger 
die Arbeitskosten sinken, ohne den Nachfrageausfall zu schmälern (Meinhardt/Zwiener 
2005; siehe Kapitel 5). Die Senkung der Sozialbeiträge um ein Prozent würde - bezogen 
auf das Sozialbudget von 700 Mrd. € und auf Basis der heutigen Beitragssätze - die Unter- 
nehmensgewinne um weitere 8 Mrd. € verbessern. Die Risiken jeder weiteren Privatisie- 
rung der sozialen Sicherungssysteme sind wegen der Verluste durch den Börsencrash un- 
übersehbar."*®^ Kleine und mittlere Einkommen finanzieren durch Steuern und Abgaben 
zunehmend die Umverteilungsmaschinerie."*®’ Lohnsubventionen lassen sich mit der Idee 
der Sonderwirtschaftszone für die neuen Bundesländer und öffentlicher Investitionen für 
Schulen, Bildung und kommunaler Infrastruktur verbinden."*®* 



466 Vgl. Andreas Hoffmann: Die Rente als Rätsel und Angstmacher. Andere Länder, ähnliche Probleme: Das 
System der Alterssicherung kränkelt in vielen Industriestaaten - und nicht nur Deutschland versucht Refor- 
men.“ In: SZ, Nr. 187, 16. Aug. 2005, S. 8. 

467 Der Staat hätschelt die Reichen, titelte der Stern. Die Pflegeversicherung sei ein Erbschaftsschutzgesetz, die 
Verkäuferin zahle ihrem künftigen Chef das kostenlose Hochschulstudium, das Baukindergeld sub- 
ventioniere jene, die es nicht wirklich brauchten. Erben würden nicht angemessen besteuert, die Mitversi- 
cherung in der Krankenversicherung schone hohe Einkommen, Beitragsbemessungsgrenzen seien ungerecht. 
Vgl. Stefan Schmitz: „Sozialstaat. Die Lüge von der sozialen Gerechtigkeit.“ In: Stern, Nr. 15, Ol.April 
2004, S. 30-38. 

468 Vgl. Manfred Stolpe, nach: Handelsblatt, FTD und F.A.Z., 14. April 2004 sowie 15. April 2004 (Online-Ar- 
tikel). Kritisch dazu Peter Bofinger, Mitglied des Sachverständigenrates: Ostdeutschland sei bereits eine 
Sonderwirtschaftszone mit längeren Arbeitszeiten, Löhnen auf rund zwei Dritteln des Westniveaus, kräfti- 
gen Investitionszulagen, aber ohne positive Veränderungen auf dem Arbeitsmarkt, in: FR, Nr. 129, 05. Juni 
2004, S. 9. Eine andere Meinung vertritt Johannes Ludewig, Vertrauter Helmut Kohls für Ost-Angelegen- 
heiten 1991-1997: „Wachstum West, Aufbau Ost“, in: Der Spiegel, Nr. 24, 07. Juni 2004, S. 50-51. 
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Tabelle 8.1: Finanzierungsmodell (A) 



Modell A: 1,5 Mio. Arbeitslose 



Einnahmen 


€ Ausgaben 


€ 


A. Steuern 


A. Lohnsubventionen an Arbeitgeber 


Mehrwertsteuern 


3,0 Mrd. Anteile zur GKV 


0,5 Mrd. 


Körperschaftssteuem 


2,5 Mrd. Anteile zur RV 


2,0 Mrd. 


Erb Schafts steuern 


2,5 Mrd. Anteile zur PF 


0,5 Mrd. 


Kapitalerträge/Spekulationsgewinne 


1,5 Mrd. Anteile zur AL 


5,5 Mrd. 


Luxus steuern 


1,0 Mrd. Anteile zur UV 


0,0 Mrd. 


Wertschöpfungsabgaben 


2,0 Mrd. 




B. Subventionen 


B. Lohnsubventionen an Arbeitnehmer 


Agrarbereich 


3,0 Mrd. Anteile zur GKV 


0,5 Mrd. 


Beamte 


0,5 Mrd. Anteile zur RV 


2,0 Mrd. 


Bürgerversicherung (breitere Basis) 


2,5 Mrd. Anteile zur PF 


0,5 Mrd. 


Beitragsbemessungsgrenze erhöhen 


2,0 Mrd. Anteile zur AL 


5,5 Mrd. 


C. Umweltabgaben 


Anteile zur UV 


0,0 Mrd. 


Kerosinsteuern 


2,5 Mrd. 




CO 2 


C. Strukturpolitik 






Maßnahme 0 1 


5,5 Mrd. 


D. Sonstiges 


D. Umweltkomponente 




Eigenvorsorge 


0,5 Mrd. Maßnahme 02 


2,5 Mrd. 


Experience Rate/Zertifikathandel 


1,0 Mrd. 




Bonus/Malus auf SV-Beiträge 


0,5 Mrd. 




Summe 


25,0 Mrd. 


25,0 Mrd. 



Quelle: Eigene Sehätzung 

Die steuerpolitisehen Entseheidungen der rot-grünen Bundesregierung entlasten Gutverdie- 
ner stärker als Schwachverdiener (Kürzung der Einkommensteuer, Aussetzung der Vermö- 
genssteuern, Streichung der Gewerbekapitalsteuer, Absenkung des Spitzensteuersatzes, 
Verminderung der Körperschaftsteuer, Steuerfreiheit bei Untemehmensverkäufen). Gleich- 
zeitig wird die findige Steuergestaltung erschwert. Der Verzicht auf mehr als 60 Mrd. € 
Steuereinnahmen seit 1998 - davon die Hälfte für Großkonzeme - brachte die Staats finan- 
zen in eine prekäre Lage. Von den Verzichtsmilliarden hätten schlagartig Kinderbetreuung 
und Ganztagsschulen flächendeckend umsetzt oder Lohnnebenkosten spürbar gesenkt wer- 
den können. Das Altemativkonzept Ökosteuer (Sparen für die Rente) wurde medial diskre- 
ditiert. Zusammen mit der Kerosinbesteuerung bzw. einer Mehrwertsteuer für den Flug- 
betrieb hätte dies dem Klimaschutz genutzt. Die Finanzpolitik verließ sich auf das Verspre- 
chen des ökonomischen Mainstream, geringe Untemehmenssteuem wirkten beschäfti- 
gungsfÖrdemd. Mit der Großindustrie wurden Steuersätze verhandelt, die wohlfeil für diese 
waren, aber keine Jobs brachten."^^® Wenn vormals öffentlicher Leistungen - etwa bei der 



469 Vgl. Arao Luik: „Der Putsch von ganz oben. Wirtschaft und Politik bauen diesen Staat rücksichtslos um. 
Was der SPD noch heilig war, ist heute Teufelszeug. Die Reformen zertrümmern das Land - es wird kalt in 
Deutschland.“ In: Der Stern, Nr. 44, 21. Okt. 2004, S. 64f 
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sozialen Sicherung oder dem Bildungswesen - entfallen oder eingeschränkt werden, müs- 
sen die Privaten die verlagerten Kosten tragen oder niedrigere Standards halten. Trotz größ- 
ter Haushaltsengpässe bedient die Legislative einseitige Kapitalinteressen ohne Gegenleis- 
tung. Zeitgleich mit Hartz IV erwirkte die Versicherungswirtschaft im Herbst 2003 „auf- 
grund guter Lobbyarbeit“ des Gesamtverbands der Deutschen Versicherungswirtschaft 
(GdV) Steuergeschenke für die Branche in Höhe von 5 Mrd. Haushaltskonsolidierung 
zeigt sich wiederholt als ein relatives, politisch definierbares Ziel. Wirtschaftspolitisch 
sinnvoll wäre eine andere Lohn- und Einkommenspolitik. Das Alg II müsste erhöht, pro- 
duktivitätsorientierte Löhne gezahlt und ein gesetzlicher Mindestlohn eingeführt werden, 
um dem Generalziel Prävention statt Reparatur am Sozialsystem gerecht zu werden. 

Weitere Finanzierungsideen für ein garantiertes Mindesteinkommen 

Im Hartz-Konzept ist die Idee eines differenzierten Beitragssatzes zur Arbeitslosenversiche- 
rung zu finden. Die von Arbeitgebervertretem in der Hartz-Kommission geforderte Lohn- 
versicherung gegen Langzeitarbeitslosigkeit geht in diese Richtung (Hartz-Kommission 
2002: 115-121; Weimar 2004). Die Lohnversicherung ist dem Zwischenverdienst der 
Schweiz nicht unähnlich, der 80 vH des Einkommensverlustes kompensiert, um die Akzep- 
tanz von schlecht bezahlten Jobs auszugleichen. Die bürokratische Umsetzung macht die 
Lohnversicherung für über 50-Jährige (Hartz I) als Instrument indes unattraktiv (Schmid, 
in: Kaelble/Schmid 2004: 410). Es könnten differenzierte Schadenfreiheitsrabatte oder an- 
dere Versicherungsmodelle eingeführt werden, um nach dem Verursacherprinzip von Ar- 
beitslosigkeit den Finanzierungsaufwand zu begrenzen. 

Der Hartz-Bericht bezieht sich auf das Bonus-Malus-System der Schweiz (OECD 
2005: 214) und schlägt variable Sozialbeiträge vor, die sich nach der Inanspruchnahme 
richten (Hartz-Kommission 2002: 143-144). Dafür gibt es Vorbilder z. B. in Frankreich und 
in den USA. Dort ist die gesamte Lohnsumme Bemessungsgrundlage der Arbeitgeber- 
beiträge. Das für Deutschland vorgeschlagene Bonussystem würde greifen, sobald die Bei- 
träge zur Sozialversicherung steigen. Jene Betriebe, die überdurchschnittlich viele tarifge- 
bundene Arbeitnehmer beschäftigen, sollten weniger in die Arbeitslosenversicherung ein- 
bezahlen als andere, in denen reguläre Arbeit durch geringfügige Beschäftigungsverhäl- 
tnisse ersetzt wird. Üblicherweise ist dies nach Einstellung von Mitarbeitern der Fall. Wer- 
den für einen Zeitraum insgesamt höhere Beiträge zur Arbeitslosenversicherung als im 
Vorjahr entrichtet, hat der Arbeitgeber - sofern er neue Arbeitsplätze geschaffen hat - An- 
spruch auf einen bestimmten Rückerstattungsbetrag als Bonus. Der Beschäftigungsbonus 
(back-to-work bonus) soll Niedriglohnempfänger veranlassen, länger zu arbeiten, ein höhe- 
res Einkommen zu erzielen oder von Teilzeit- Jobs in reguläre Beschäftigungsverhältnisse 
zu wechseln (Wiseman 2004). Der Bonus gilt für Arbeitgeber nur dann, wenn sie in zwei 
aufeinander folgenden Jahren eine um die Lohnsteigerungen bereinigte Beitragssumme 
entrichten. Die Einstellung von wenigen Hochbezahlten wird in diesem Fall ebenso hono- 
riert. 



470 Vgl. Andreas Kunze: „Gerettet. Und nun? Der Staat hilft einigen Lebensversicherem aus der Patsche. Trotz- 
dem: Soll man noch in ihre Produkte investieren?“ In: Die Zeit, Nr. 45, 30. Okt. 2003, S. 38. Der Versiche- 
rungswirtschaft wird über geänderte Abschreibungsregeln rückwirkend vom 0 1 . Jan. 2003 (sic ! ) 5- 1 0 Mrd. € 
an Steuern erlassen. 

471 Vgl. O. V.: „Im Sinne der Versicherer. Eichel denkt über Zugeständnisse an Allianz und Co. Nach.“ In: FR, 
Nr. 226, 27. Sept. 2003, S. 22. 
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Das vorgeschlagene System ließe sich weiter modifizieren. Ein Freisetzungsmalus äh- 
nelt der Wertschöpfungsabgabe, die in den achtziger Jahren diskutiert wurden. Da die Ge- 
winne bei hochproduktiven Kapitalgesellschaften kräftig gewachsen sind, müssten ihre 
Sozialbeiträge höher sein (Prinzip der Leistungsfähigkeit), denn sie erzeugen oft mehr Ar- 
beitslose als Arbeitskräfte dort eingestellt werden. Je größer die Freisetzungsrate ist, desto 
höher fallen die Beiträge zur Arbeitslosenversicherung für einzelne Betriebe aus. Innovati- 
ve Betriebe verkraften leichter einen Malus als insolvenzgefährdete Firmen, denn sie 
verbessern ihre Wettbewerbssituation. Eine durchschnittliche Freisetzungsrate müsste als 
Korridor für die natürliche Rationalisierung anrechnungsfrei bleiben. Wenn Betriebe diese 
Rate aus Rationalisierungsgründen überschreiten, steigt der Satz. Kapitalintensive Betriebe 
oder Betriebe, deren Freisetzungsrate einen festzulegenden Prozentsatz übersteigt, zahlen 
progressiv steigende Beitragssätze. 

Die Begründung ist nahe liegend: Betriebe mit hoher Fluktuation {hire and fire), soll- 
ten mehr in die Arbeitslosenversicherung zahlen, als jene, die ihre Beschäftigten in schlech- 
ten Zeiten behalten. Dieses Verfahren wird in den USA praktiziert, wo die Beitragssätze der 
einzelnen Betriebe abhängig gemacht werden von der Höhe der Inanspruchnahme (expe- 
rience rating). Die eingeschränkte Quersubventionierung der Arbeitslosenversicherung 
würde Lohnnebenkosten senken. Profitable Firmen, die ihren Mitarbeiterstamm halten, 
zahlen geringere Beiträge. Insolvenzgefährdete Betriebe sind jedoch geneigt, die Firmen- 
niederlassungen komplett zu schließen. Rationalisierungsbedingte Entlassungen scheinen 
dadurch gebremst. 

Die Grundeinkommensversicherung (GEV) sieht für Arbeitslose eine unbefristete und 
für Erziehende eine Zahlung bis zum dritten Lebensjahr des Kindes ohne Arbeitspflicht vor. 
Sie setzt auf Universalisierung der Sozialversicherung, erweitert die Solidargemeinschaft 
und kennt keine Beitragsbemessungsgrenzen, aber Mindest- und Maximalleistungsansprü- 
che, die sich nach dem Prinzip der Teilhabeäquivalenz richten. Es wird ein Mindestbeitrag 
von circa 25 vH erhoben, öffentliche Mitfinanzierung ist aufgrund der breiten Bemessungs- 
basis nicht erforderlich (Opielka 2004a: 253-281). Die Leistungshöhe des Grundeinkom- 
mens soll nicht unter dem steuerlichen Grundfreibetrag liegen und kann 640 6/Monat zzgl. 
Wohngeld betragen (Opielka 2004a: 258 f ). Nicht vermittlungsbereite Erwerbsfähige er- 
haben 50 vH des Mindesfeinkommens als Darlehen. Die GEV könnte die Lohnnebenkosten 
senken, weil Firmen aus der paritätischen Mitfinanzierung der Sozialversicherungsbeiträge 
entlassen sind. Sie ist als umfassende Bürgerversicherung an der Alters- und Hinterlasse- 
nenversicherung (AHV) der Schweiz orientiert und könnte am Sozialversicherungssystem 
ansetzen (Opielka 2006). 

Beschäftigungszertifikate 

Beschäftigungszertifikate wie beim C02-Emissionshandel böten einen marktwirtschaft- 
lichen Anreiz, Arbeitskräfte zu halten oder einzustellen. Der Zertifikatehandel kann ein 
beschäftigungspolitisches Finanzierungsinstrument sein (Jaeger 1996: 284 f). Sonderzutei- 
lungen könnten an Betriebe mit hoher Ausbildungsquote fließen. Arbeitsintensive Dienst- 
leistungsbereiche müssten ausreichend mit Zertifikaten ausgestattet werden. Marktrisiken 
könnten durch Termingeschäfte abgesichert werden. Eine gute Sozial-Performance stellt 
sich als wichtiges Kriterium bei der Bewertung von Kreditzinsen dar. Dieses neue System 
würde die outsourcing-VxaxK der Unternehmen verändern. Sozialverträgliches Manage- 
ment bekäme einen Marktpreis. Es entstünden eine Palette neuer Dienstleistungsprodukte, 
ein neuer Markt, eine neue Handelsplattform. Beschäftigungszertifikate ließen sich auf 




214 



8 Der Vorschlag: Mindesteinkommen und Lohnsubvention 



Terminmärkten handeln. Wenn etwa ein Preis von 9 € pro Stunde mit der Perspektive auf 
1 5 € vorläge, ergäbe sieh ein Gewinn, der teils in die Besehäftigung von Langzeitarbeitslo- 
sen fließen könnte. Besonders wiehtig dabei ist, dass nieht automatiseh die bisherige Frei- 
setzungsquote als Basis der Zuteilung zunehmen muss. Zusehläge könnten für besonders 
innovative Betriebe mit Soeial-Monitoring gelten, welehe die Arbeitsbedingungen, den 
Krankenstand u. ä. einbeziehen. Lohnintensive Betriebe können ihre Zertifikate an die 
kapitalintensiven Betriebe verkaufen. 

Weitere Steuerungselemente könnten in die Arbeitslosenversieherung eingebaut wer- 
den. Interessant ist ein Vorsehlag AOK-Bayem, die Sozialversieherungsbeiträge in arbeits- 
intensiven Betrieben zu subventionieren. Auf diese Weise könnte das Beitragsaufkommen 
innerhalb einzelner Wirtsehaftsbranehen umgesehiehtet werden. Wenn Betriebe überdureh- 
sehnittlieh viele Besehäfligte zu sozialen Standards (tarifgebunden) besehäftigen, zahlen sie 
weniger als andere in die Sozialversieherung ein. Dies erinnert an die Sehadensfreiheits- 
klassen der Versieherungsbranehe."'^^ 

Stellschraube Beitragsbemessungsgrenzen 

Die Beitragsbemessungsgrenzen markieren den Sehwellenwert des Einkommens von Be- 
sehäftigten, bis zu dem die Sozialversieherungen (Renten-, Arbeitslosen-, Kranken- und 
Pfiegeversieherung) prozentuale Beiträge erheben. Zurzeit zählt die GKV 28,6 Mio. 
Pfiiehtmitglieder unterhalb und 4,8 Mio. freiwillig Versieherte mit einem Monatsentkom- 
men über der Bemessungsgrenze. Bei Erhöhung der Beitragsbemessungsgrenzen müssten 
obere Gehaltsgruppen und Arbeitgeber höhere Beiträge entriehten. Allein bei Angleiehung 
des Sehwellenwertes der gesetzliehen Krankenversieherung (GKV) von 3.562,50 6 (Wes- 
ten) des monatliehen Bruttoentgelts an die der Rentenversieherung (5.250 €/Westen bzw. 
4.400 €/Ost) würde die GKV bis zu 6 Mrd. € jährlieh mehr einnehmen (Stand: 2006)."^^^ 
Sollten die Beitragsbemessungsgrenzen entfallen, wirkt dies wie eine Steuererhöhung für 
Besserverdienende. Nahe liegend ist, dass Einnahmen aus Vermietung, Verpaehtung und 
Zinsen künftig ebenfalls mit Sozialversieherungsbeiträgen zu belegen, um eine naehhaltige 
Finanzierungsbasis für die Sozialversieherung zu sehaffen. Ebenso wird vorgesehlagen, die 
versieherungsfremden Leistungen abzubauen. 

Arbeitsmarktabgabe 

Die Arbeitsmarktabgabe verpfliehtet dauerhaft Erwerbstätige ab einer festzulegenden Ge- 
haltsstufe zu einer gestaffelten Abgabe. Dieser Arbeitsmarktfonds müsste alle Einkom- 
mensarten einbeziehen, um arbeitsintensiven Klein- und Mittelbetrieben genügend hohe 
Finanzmittel bereitzustellen. Die Abgabenhöhe sollte je naeh Einkommen monatlieh 5 € bis 
50 € betragen und zweekgebunden für Sozialversieherungsfreibeiträge eingesetzt werden. 
Der Auszahlungsmodus könnte so gestaffelt sein, dass die SV-Beiträge für jeden neu einge- 
stellten Mitarbeiter für mindestens ein Jahr erstattet würden. Der Finanzierungsvorsehlag ist 
folgendermaßen zu begründen: 



472 Vgl. Uwe Michalski: „Soziale Standards müssen sich auszahlen. In der Diskussion um steigende Arbeitskos- 
ten helfen keine unüberwindbaren Frontstellungen, sondern nur unkonventionelle Lösungsansätze.“ In: FR, 
Nr. 201,30. Aug. 2004, S. 6. 

473 Die Versicherungspflichtgrenze ist für Kranken- und Pflegeversicherung einheitlich auf 3.562,50 € festge- 
setzt (vgl. § 341 SGB III, § 223 SGB V, §§ 159, 275 a SGB VI, § 55 SGB XI). 





8.3 Finanzieningsvorschlag 



215 



1 . Erwerbsarbeit kann die Sozialversieherung in Zukunft nieht allein sehultem, die sozia- 
le Sieherung ist auf lange Sieht auf breitere Einkommensbasis zu stellen. Das Ziel soll- 
te sein, den Faktor Arbeit zu entlasten (Bizer/Sesselmeier 2004: 1 10-117). 

2. Ein Finanzierungsmix für eine sozialverträgliehe Arbeitsmarktpolitik ist politiseh we- 
niger angreifbar als eine Einpunktstrategie. 

3. Erwerbsarbeit kann das Sozialsystem immer weniger tragen. Der Sozialstaat von mor- 
gen muss verstärkt aus Steuern auf alle Einkommensarten finanziert werden. 

Beschäftigungsgutscheine statt Niedriglöhne 

Vermittlungsgutseheine für Langzeitarbeitslose sind in den Hartz-Gesetzen vorgesehen, 
fallen aber bei der wissensehaftliehen Evaluation dureh. Voueher können an Langzeitar- 
beitslose ausgeben, dann an Arbeitgeber weitergereieht und sehließlieh bei den Kommunen 
- zur Kontrolle der Mitnahmeeffekte - eingelöst werden. Der Wert der Gutseheine steigt 
mit der Dauer der Arbeitslosigkeit. Der Höehstwert ist naeh zwei oder drei Jahren erreieht 
und kann dureh Qualifizierungsnaehweise erhöht werden (Orszag/Snower 2000). Diese 
besondere Form von Lohnsubvention kann Firmen einen Besehäftigungsanreiz und Arbeits- 
losen einen Qualifikationsanreiz geben."^^"* Dadureh können Arbeitskosten und Produktivität 
naeh oben angegliehen werden. Je Bezieherin/Bezieher und Monat lag die Arbeitslosenhilfe 
bei durehsehnittlieh 713 € (inel. Verwaltungskosten). Dieser Betrag kann im Falle von Er- 
werbsarbeit um einen Aufstoekungsbeitrag mindestens in gleieher Höhe ergänzt werden, 
der als öffentlieher Zusehuss gewährt wird und dann mindestens 1 .426 € betragen würde 
(siehe Kapitel 8.1). Alle weiteren Kosten, die hierdureh nieht abgedeekt werden, sind von 
den Maßnahmeträgem selbst zu erwirtsehaften. In der Praxis spielen Vermittlungsgutsehei- 
ne keine Rolle mehr. In 2005 fanden 12.591 Arbeitslose mit einem Gutsehein eine Arbeit. 
Ein Jahr zuvor wurden noeh 54.221 eingelöste Gutseheine gezählt. 

Zwischenfazit 

Der Standardeinwand gegen ein garantiertes Mindesteinkommen lautet, es sei angesiehts 
der sehleehten Haushaltslage unfinanzierbar. Ein aus steuerliehen Mitteln finanziertes Min- 
desteinkommen müsste nieht an der unteren Bedarfsgrenze angesiedelt sein. Aus ökono- 
miseher Perspektive könnte es höher liegen, um einen maximalen Einkommenseffekt zu 
erzielen, der nur dureh die Finanzierbarkeit begrenzt wird (highest sustainable basic inco- 
me, van Parijs 1995). Daher sind zusätzlieh 25 bis 30 Mrd. € (netto) für ein garantiertes 
Mindesteinkommen akzeptabel, um die gesellsehaftliehe Krise abzuwenden, den Binnen- 
markt zu stützen und den Arbeitsmarkt zukunftstauglieh zu maehen. Das wären ea. 1,5 vH 
des Bmttoinlandsproduktes (BIP: 2.177 Mrd. €, Bezugsjahr: 2004). Damit sieh Firmen 
nieht aus der finanziellen Verantwortung verabsehieden, müssen sie einen steuerliehen 
Beitrag zur Finanzierung des Mindesteinkommens leisten. Budgetrestriktionen werden Fort- 
bestehen, die im Finanziemngsmodell Typ A berüeksiehtigt wurden. Hartz plus ist mehr als 
die fortwährende Kalibrierung einzelne Stellsehrauben im Finanzierungssystem und der 
ausgabeseitigen Feinsteuerungen. 



474 Vgl. 0. V.: „'Positive Anreize’. Dennis Snower zu Hartz IV: , Keine weiteren Kürzungen mehr’ Der Chef 
des Kieler Instituts für Weltwirtschaft, Dennis Snower, hält weitere Kürzungen über Hartz IV hinaus nicht 
für sinnvoll.“ In: Wirtschaftswoche, 01. Sept. 2004 (Online- Artikel). 
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8.4 Hartz plus - Zwischenfazit 

Zwischen Grundsicherung (Hartz IV) und Grundeinkommen gibt es konzeptionelle Schnitt- 
mengen. Unterschiedlich sind Leistungshöhe, Anrechnung von Zuverdiensten, Partner- 
einkommen, Vermögen sowie der Transferentzugsrate und Zumutbarkeit von Arbeit. Ein 
komplett umverteiltes Sozialbudget (855 Mrd. €), wie es von Vertretern des bedingungslo- 
sen Grundeinkommen vorschwebt, lässt sich zwar denken, aber ebenso wenig vermitteln 
wie die Totalumstellung von Einkommen- auf Ausgabensteuem. Schon bei der Grundsiche- 
rung für Arbeitsuchende ist die Kostendebatte schwierig. Hinzu kommt ein Verteilungs- 
problem. Zusatzmilliarden ließen sich umschichten (Subventionen Aufbau Ost), über Steu- 
ern oder durch Sozialversicherungssystem aufbringen. Wenn eingezahlte Versicherungsbei- 
träge zugunsten einer Grundversorgung verfallen, verfliegt die Freude über ein Grundein- 
kommen rasch. Gleichwohl wäre die Versicherungswirtschaft begeistert und die Firmen 
auch, wenn die anteiligen Sozialbeiträge entfielen. 

Die Arbeitspflicht markiert ein weiteres Akzeptanzproblem. Das individuelle Grund- 
einkommen als Gegenkonzept zu Hartz IV kennt weder Bedürftigkeitstests, noch Sanktio- 
nen oder Arbeitszwang, welche die individuelle Freiheit beschneiden. So gäbe es keine 
unfreiwillige Arbeitslosigkeit mehr. Doch die Mehrheitsgesellschaft billigt ein bedingungs- 
loses Grundeinkommen nur dann, wenn sich die Begünstigten dem Gemeinwohl verpflich- 
tet fühlen. Lösbar ist dies mit einem finanziellen Anreizsystem für Zusatzjobs. So wird ein 
Mindesteinkommen schließlich als negative Einkommensteuer nahe der Armutsgrenze 
resultieren, weil weder ein totales wor^re- System, noch eine durchgreifende Arbeitszeit- 
verkürzung oder die Rückkehr zur Vollbeschäftigung durchsetzbar sind. Soziale Bewegun- 
gen sind bei Sozialaufschlägen erfolgreich. Diese Variabilität wurde beim Transfergrenzen- 
Modell berücksichtigt, bei dem die Kosten eines garantiertes Mindesteinkommens wie auf 
einer Menükarte ablesbar sind. Gegen Lohndumping hilft nur ein Gesamtpaket aus Min- 
desteinkommen und Lohnuntergrenze, damit Normalarbeit nicht weiter in prekäre Jobs 
umgewandelt wird. Mindestlöhne gibt es in der Mehrzahl der EU-Staaten und in 100 Län- 
dern weltweit (Schulten/Bispinck/Schäfer 2006). Parallel dazu sind bessere Hinzuver- 
dienstmöglichkeiten und bessere Investitionsanreize nötig. 

Zu Beginn der Debatte um ein Mindesteinkommen in den siebziger Jahren waren Ge- 
werkschaften, Sozialverbände, Träger der Sozialversicherungen gegenüber der stärkeren 
Entkopplung von Arbeit und Einkommen skeptisch. Doch die Wiederauflage der Erwerbs- 
perspektive ist weder realistisch noch zukunftsweisend. So wird die sozialpolitische Neu- 
orientierung unabdingbar, wobei methodische Unterschiede überbrückbar sind (Memoran- 
dum 2005: 101-103). 

Hartz plus ist die soziale Regelung des real existierenden Niedriglohnsektors für eine 
neue Leistungs- und Risikobereitschaft und gegen eine weitere gesellschaftliche Spaltung. 
Hinsichtlich des Reformprozesses hat die jeweilige Bundesregierung das erste Wort. Doch 
soziale Bewegungen haben das letzte Wort (Hirsch 2002: 201). Die soziale Abfederung hat 
eine faire Chance verdient. In diesem Reformprozess liegen Verständnis- und Wissenslü- 
cken. Der politische Weg zum garantierten Mindesteinkommen ist steinig, aber gangbar. 



475 Vgl. Carlo C. Jaeger: „Den Gürtel endlich weiter schnallen. Wie die Wirtschaft wieder auf Touren gebracht 
werden kann, ohne dass Natur und Umwelt schaden nehmen.“ In: SZ, Nr. 127, 03. Juni 2006, S. 2. 





9 Concluding Remarks 



[1] This thesis deals with Germany’s continuing high unemployment rate and examines 
possible Solutions to this problem as formulated in the Hartz Commission proposals. The 
proposals have brought the issue of long-term unemployment baek to the eentre of soeial 
und political diseussions. The eommission wants to make job placement more effeetive and 
has assessed polieies for redueing unemployment. The Hartz Commission has introduced 
13 modules of Innovation (figure 6.1), while the Hartz legislation has proposed Hartz I to 
IV (figure 6.2). My analysis shows that the Hartz legislation will only reduce unemploy- 
ment figures and that the main Intention of Hartz IV is to bring wages down, even though 
the authors talk of redueing unemployment. Investment data, fiscal budgets and economic 
development in Germany, socio-economic strategies, macroeconomic data analysis and a 
historical review contribute to a better understanding of the phenomenon of unemployment 
and the structure of social overheads. 

[2] Both mass unemployment and increasing social overheads have been aspects of 
economic development since the early 1970s. Most economists in Germany aim at enlarg- 
ing the low wage sector in Order to deal with the labour-cost problem. From Simulation 
studies of wage and income subsidy programs in Germany the conclusion can be drawn that 
labour market effects are rather small. There might be two reasons: institutional factors of 
the German welfare state and labour markets, and the relatively low empirical labour sup- 
ply elasticities. The theoretical argumentation proposing that a rigid wage System hinders 
labour market adjustment is not convincing (OECD 2004: 80). In my study to the conclu- 
sion that a combination of future investment. Negative Income Tax (NIT) wage subsidy 
models is the best strategy to deal with unemployment. This model, called Basic Income 
Scheme, is described in chapter 8, while chapter 5 presents the theoretical background. In 
chapter 3 the relationship between economic growth and unemployment is discussed in the 
context of the structure of unemployment. Chapter 2 introduces structural elements of la- 
bour market economics and presents results from social experiments and highlights interna- 
tional experiences. Chapters 6 and 7 review various aspects of the Hartz Labour Reforms in 
Germany in Order to evaluate if and in what way these reforms have made a contribution to 
redueing long-term unemployment and show that the desired effect could not be achieved. 
A new problem has arisen that widened the social gap even further. 

[3] The final chapter contains a Suggestion how to reduce long-term unemployment 
without creating poverty. Various issues are outlined to be taken up in future research. 

[4] The primary intention of this study is to monitor and analyse the Hartz proposals. 
The Hartz Commission’s objective of cutting unemployment by 50 percent within a period 
of three years was a very ambitious goal. The concept was to treble the number of casual 
labour Jobs within three years, to fight unemployment more effectively, to “facilitate” the 
move from unemployment to self-employment and to expand the cheap wage sector. Gov- 
ernment reforms incorporate the Hartz Commission’s strategy which contains four new 
labour market polieies. The first policy is the introduction of a System of financial support 
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for the self-employed (so-called “Ich-AG”, i.e. One-Person-PLC). The self-employed will 
receive a subsidy for a maximum period of three years (from 600 € per month during the 
first year to 240 € per month during the third and final year). 

Secondly, there are incentives to create low-paid employment by reducing ancillary 
wage costs. Employers pay a reduced contribution rate and employees are exempted from 
social Insurance contributions on wages up to 400/800 € per month (so-called minijobs and 
midijobs). Furthermore employees’ contributions on wages from 401 € to 800 € increase 
only gradually, but with full social protection. Tax favoured “Ich-AG“and tax-deductible 
“mini-jobs“ are attempts to create Jobs on a large scale by lowering labour costs but show 
their double-edge nature: the improvement in financial subsidies bas the drawback of dead- 
weight loss and crowding-out effects. The recently published Hartz I-III evaluation shows 
the measures implemented so far to be inefficient, expensive and counterproductive. 

Thirdly, the heart of the Hartz Commission recommendations is the personnel Service 
agency (PSA). The idea of PSA is that anyone who bas been unemployed for six months 
can be employed by a private employment agency. The agency then subcontracts the 
worker to the private sector free of Charge during the probation period. The key Provision 
of Hartz IV laws (implementation 2005) calls for a simpler, cheaper System merging unem- 
ployment benefit and income Support: fiat-rate benefits will be paid by a new social secu- 
rity System called Unemployment Benefit II (“Alg II”). In general, the proposals for re- 
forming the labour market centre on putting pressure on the unemployed (in-work benefit 
programs) and will result in drastic benefit reductions for them. A substantial part of my 
research bas been conducted on certain cenbal instruments of wage subsidies. These op- 
tions have been discussed and analyzed in sections 6.2 to 6.5. However, there is little indi- 
cation of a recovery in the labour market. The fact that the labour statistics office uses a 
new calculation method that excludes certain categories of the unemployed might be of 
even greater importance. Unemployment figures have therefore become difficult to Inter- 
pret. 

[5] The first innovation of my study is to analyse the Hartz proposals with post- 
Keynesian macroeconomic instruments. These methods have been discussed in theory. But 
as far as I am aware these methods have not been used in empirical analysis (section 3.1). 
The second innovation is the empirical evidence in the “v-hypothesis“, which is proved by 
some long-term data analysis (e.g. net retums on Capital stock) (section 3.2-3. 3). In sum- 
mary, neither wage cutting nor boosting the domestic Services market due to insufficient 
demand have put an end to the crisis. In sections 5.2 and 5.3, 1 explain the formal construc- 
tion of wage and income subsidies. The main purpose is to improve the general understand- 
ing of the unemployment problem, and to identify working policies for improving the per- 
formance of the Hartz-system. In chapter 6 I refer to the Hartz laws, and in chapter 7 I am 
able to present some criteria and some ex-ante results of Hartz effects. In my opinion the 
most interesting results are to be found in chapter 7 (chances and risks of the Hartz propos- 
als). The evaluation data for the new labour instruments show a very small positive impact 
on unemployment to date. These figures can be read as providing indicators for the devel- 
opment of the labour force structure in Germany, of course, conditional on certain assump- 
tions which are defined at this point. 

[6] This study’s third innovation is the assessment of the economic performance of al- 
ternative scenarios by estimating the fiscal costs of a guaranteed income scheme. As has 
been explained in section 8.2 the integration of the social aspects of a minimum wage 
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scheme (number of recipients, minimum wage level and marginal effective tax rates) with 
the economic aspects (budget restrictions) is not an easy task. Figures 8. 2-8. 3 model my 
proposals. Nevertheless, the concept of subsidizing income or tax contributions in every 
Segment of the labour market is not feasible as it would be too expensive, too difficult to 
implement and not effective enough. Furthermore, the problem is the so-called inevitable 
free-rider effect; empirical results must be interpreted with caution because they deviate 
from alternative computations also performed in this study. These issues are, however, not 
considered fundamental, as they are merely practical problems of model construction. A 
Sound Solution would only have been possible by restructuring the model. In view of the 
amount of time required for such an undertaking, this would not be a realistic Option, all the 
more so as some of these problems have only emerged at a rather late stage of the study. 

[7] As far as economic dynamics are concemed, the present study possibly shows 
more clearly than others that wage subsidy is not a convincing solution for unemployment 
because of the low labour demand. On the one hand, the analysis provides the formal basis 
for this insight. On the other hand, the fluctuations in unemployment figures (as demon- 
strated, for example, in chapter 2) also show that - in the long term - periods of increased 
employment uptake are generally followed by periods of economic revival. The fact that 
the net retums on Capital stock are continually rising leads to an alternative interpretation 
(Figure 3.4). Whether the Hartz proposals are succeeding is not clear. In terms of productiv- 
ity, wage and income subsidies are the basis of economic development. 

[8] Viewed from the perspective of political Science it would be easy to point out nu- 
merous limitations and omissions in the modelling approach developed in this study. To 
mention just some of these limitations, only a tenth of all subsidised employment actually 
leads to new Jobs, hence it would make a lot more sense to finance an NIT. The guaranteed 
income scheme is a mechanism to stabilize and improve the income structure of less quali- 
fied and less well paid workers. The advantage of this is clear. The welfare state must pro- 
vide permanent benefits for the low-qualified whose added value is too low to eam a liveli- 
hood. These structures are an essential feature in the history of the German social System, 
but not an exclusive feature. Similar structures can also be found in other European coun- 
tries. We can also leam a lot from the integrated tax-transfer System, which has been in 
force since the early 1970s when it was first implemented to fight poverty (Negative In- 
come Tax). The basic income scheme works according to the same principles. In practice, 
however, social security pattems in Germany tend to diverge from the Anglo-American 
welfare System. Above all, one thing must be made clear: Labour force can no longer carry 
the traditional tax bürden. The implementation of a combined guaranteed income mecha- 
nism assumes a systematic change of the social System in Germany. 

[9] Furthermore, the labour market is split (see section 2.1). The highly skilled/pro- 
ductive Job seekers will find a new Job within days or weeks. The average period 
unemployment is 33 weeks depending on the level of qualification. The percentage of long 
term unemployed is rising. Long term unemployment, defined as 12 months and more, 
requires an alternative incentives strategy to speed up Job placement. Therefore, it is neces- 
sary to develop mixed labour market strategies both for the low-skilled and the high- 
potential workers as well as improving income capacities as necessary. But we do not know 
how many people will find employment in the low wage sector. Not all low-paid Jobs are 
low-qualified and the number of vacancies remains low. Hence, the limitation of assuming 
virtually pure income strategies and restricting the analysis to social security budgets will 
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be increasingly relevant in the future. It is diffieult to quantify the errors due to the assump- 
tion of a purely soeial System; yet it is clear that its signifieanee will inerease, as a eonse- 
quenee of the trends mentioned. 

[10] A further diffieulty whieh has also been mentioned in seetions 8.2 and 8.3 is di- 
reetly related to the eonstruetion of a merged wage subsidy and guaranteed ineome seheme. 
The predietions of soeial seeurity levels, eeonomie growth, and Job ereation in this study 
are based on labour data as well as on legal Standards. Thus, being based on eeonomie de- 
velopment and soeial ehange, predietions of the fiseal eosts are diffieult. The eauses are 
found in diverging seenarios as well as in redistribution effeets. 

[11] Unfortunately, obstaeles in implementing the proposals will emerge as soon as it 
eomes to answering the detailed questions. The implementation of the new System eaused 
serious politieal and teehnieal problems (see seetion 6.5). The real problem lies with the 
will to finanee a guaranteed ineome. In this respeet, basie ineome programmes that are 
suffieiently generous are likely to translate into signifieant inereases in employment rates 
(OECD 2005). There is a eonfiiet between the govemment, the Federal Employment 
Ageney (BA) and the loeal benefit offiees that has prevented the introduetion of One-Stop- 
Shops. Politieal issues and operational diffieulties have been eonfused, so that the Alg II 
reform eould be a fiop in the end. In addition, these models usually require a mueh broader 
set of input data. There are numerous problems to solve by 2005 (Software development, 
issues of data proteetion, ehildeare, feasibility of “One-Euro-Jobs”). 

[12] It is essential to ensure that eeonomie modemisation and soeial seeurity remain 
balaneed during the implementation (see ehapter 7). Eeonomists eritieize the non-existenee 
of an analytie seetion in the Hartz Commission proposals. No finaneial caleulations have 
been made. The expertise so far is weak. Nevertheless, the Hartz report eould put ns on 
traek to ""Hartz plus”. In addition, a minimum wage strategy and a basie ineome guarantee 
might be seen as stepping stones to mobilize employment reserves, to boost produetivity 
and Profits, enabling eompanies to ereate better-paid highly skilled Jobs and to bring down 
unemployment in a humanly aeeeptable way. 
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